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I. Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität 
Ziele und Inhalte sozialdemokratischer 
Kommunalpolitik

Sozialdemokratische Politik orientiert sich an 

den Bedürfnissen der Menschen. Diese Be-

dürfnisse zeigen das Streben der Menschen 

nach materieller Sicherheit, nach individuel-

ler Entfaltung und persönlichem Glück, nach 

sozialem Kontakt und gesellschaftlicher An-

erkennung, nach Selbstbestimmung und So-

lidarität. Sie äußern sich konkret in der jewei-

ligen persönlichen und gesellschaftlichen Le-

benssituation, die von den Machtverhältnis-

sen in der Gesellschaft geprägt ist. Frauen 

sind dabei die Leidtragenden der überall 

herrschenden patriarchalen Strukturen, die 

von Männern geschaffen wurden und haupt-

sächlich deren Bedürfnissen entsprechen. 

In der herrschenden Wirtschaftsordnung, de-

ren Gesetzmäßigkeiten und Entscheidungs-

prozesse das persönliche, gesellschaftliche 

und politische Leben entscheidend beein-

flussen, können sich wichtige Bedürfnisse 

der großen Mehrheit der Menschen nur 

schwer und unzureichend durchsetzen. 

Frauen werden in allen Lebenslagen diskrimi-

niert. Der profitorientierte Einsatz des techni-

schen Fortschritts führt zu Massenarbeitslo-

sigkeit und Sozialabbau, die vorherrschende 

Form von Produktion und Konsum zur Zerstö-

rung der Natur und damit auch der natürli-

chen Lebensgrundlagen der Menschen. Au-

ßerdem wird ein immer größerer Teil der na-

türlichen und gesellschaftlichen Ressourcen 

für die Herstellung von Waffen verwendet. 

Dadurch ist der Frieden zwischen den Völ-

kern nach wie vor bedroht, ja das Überleben 

der Menschheit überhaupt gefährdet. Diese 

Entwicklung führt zu Sozialabbau und zur 

Verschärfung von Hunger, Not und Unterdrü-

ckung in den Ländern der Dritten Welt. 

Eine ungerechte Einkommens- und Vermö-

gensverteilung und die durch sie gegebene 

wirtschaftliche Abhängigkeit, eine vielfach 

eintönige und entfremdete Arbeitswelt und 

die offensichtliche Chancenungleichheit im 

Bildungswesen behindern bereits das Erken-

nen und die Vertretung gemeinsamer Inte-

ressen für die breiten Schichten des Volkes  

und erst recht deren Durchsetzung. Die an 

privater Gewinnerzielung orientierten Inte-

ressen Weniger geraten in wesentlichen Le-

bensbereichen in Widerspruch zu den Inte-

ressen der Vielen. Leistungsdruck und Kon-

kurrenzdenken erschweren die Entwicklung 

von gesellschaftlichem Verantwortungsbe-

wusstsein, von solidarischem Handeln und 

von Toleranz. 

In diesem gesellschaftlichen Interessenkon-

flikt beziehen Sozialdemokratinnen und Sozi-

aldemokraten Stellung für die große Mehr-

heit der Bürgerinnen und Bürger, das heißt 

die abhängig Beschäftigten, die Auszubilden-

den, die Arbeitslosen, die Rentnerinnen und 

Rentner, die kleinen Gewerbetreibenden und 

Selbstständigen und die anderen Nichtprivi-

legierten dieser Gesellschaft. Das Ziel der 

S

henden Gesellschaft zu einer neuen Gesell-

schaft, die für jeden Einzelnen die freie Per-

sönlichkeitsentfaltung und die selbstverant-

wortliche Mitwirkung am gesellschaftlichen, 

politischen und wirtschaftlichen Leben bes-

ser als bisher gewährleistet. Sozialdemokra-

tische Kommunalpolitik muss deshalb Gesell-

Grundsatzprogramm der SPD). 

Die zentralen Aufgaben und Ziele sozialde-
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mokratischer Politik angesichts der beste-

henden und drohenden Probleme sind die 

großen Zukunftsaufgaben: Sicherung des 

Friedens durch Abrüstung und Entspannung, 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, 

Gleichstellung der Frauen, Bekämpfung der 

Arbeitslosigkeit und Ausbau der sozialen Si-

cherung, Verteidigung der sozialen und de-

mokratischen Rechte. Die Erlanger SPD tritt 

daher ein 

• für eine konsequente Bekämpfung der 

Arbeitslosigkeit durch die staatliche Wirt-

schafts-, Arbeitsmarkt- und Finanzpolitik 

und für Arbeitszeitverkürzung, für die De-

mokratisierung der Wirtschaft, für Siche-

rung und Ausbau des Sozialstaates und 

eine gerechte Gestaltung des sozial un-

vollendeten deutschen Einigungsprozes-

ses, 

• für die Gleichstellung der Frauen in allen 

Lebensbereichen, 

• für die ökologische Modernisierung der 

Industriegesellschaft durch eine an öko-

logischen und sozialen Kriterien orien-

tierte Politik zum Schutz der Erdat-

mosphäre und der natürlichen Umwelt, 

für eine umweltschonende, rohstoffspa-

rende und zukunftssichere Energiepolitik 

auf der Grundlage der Sonnenenergie, 

ohne die Nutzung der Kernenergie, 

• für weltweite Abrüstung, für Ächtung und 

Verbot der Entwicklung, Herstellung und 

des Verkaufs von nuklearen, biologi-

schen und chemischen Waffen, für ein 

Verbot des Rüstungsexports, für eine 

neue Weltwirtschaftsordnung und Ent-

wicklungspolitik zur Bekämpfung von 

Hunger, Armut und Unterdrückung in den 

unterentwickelt gehaltenen Ländern des 

Südens und zur Unterstützung eines de-

mokratischen, sozialen und ökologischen 

Wandels in den osteuropäischen Län-

dern, 

• für eine kompromisslose Verteidigung 

der demokratischen Grundrechte, gegen 

Berufsverbote, gegen die Verschärfung 

des Demonstrationsrechts, gegen Daten-

missbrauch und gegen staatliche Ausfor-

schung und Überwachung, 

• für die Gleichbehandlung aller Bevölke-

rungsteile. Insbesondere widersetzt sich 

die SPD kompromisslos allen nationalisti-

schen, neofaschistischen, ausländer-

feindlichen, rassistischen, islamophoben, 

antisemitischen und antiziganistischen 

Bestrebungen. Wir fordern die Wieder-

herstellung des ungeschmälerten Asyl-

rechts, vordringlich eine Revision der 

Asylverfahrensgesetze und die ver-

stärkte Aufnahme von Flüchtlingen. In-

tegration begreifen wir als wichtige Auf-

gabe der Stadt und aller Bürgerinnen und 

Bürger. 

• für die Umsetzung der Inklusion auf der 

Grundlage der UN-Behindertenrechts-

konvention. 

Diesen Zielen sieht sich die Erlanger SPD im 

Rahmen der gegebenen rechtlichen Möglich-

keiten auch in ihrer Kommunalpolitik ver-

pflichtet.

1. Mehr Lebensqualität in der Stadt für Alle

bedeutet für Erlangen 

• die Beteiligung aller Bürgerinnen und 

Bürger an der weiteren Entwicklung Er-

langens zu ermöglichen und weiter aus-

zubauen (siehe Kapitel IV.1 Gelebte De-

mokratie in der Kommune  Transparenz, 
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Beteiligung und ehrenamtliches Engage-

ment  

• die weitere Stärkung des Wirtschafts-

standorts Erlangen und dabei auch die 

Erhaltung und Verbesserung des Arbeits-

platzangebotes und der Qualität des Ar-

beitslebens sowie die Sicherung der Ver-

sorgung der Bürger (siehe Kapitel IV.2 

Arbeit schaffen  Strukturwandel gestal-

ten: Arbeit und Wirtschaft ) 

• die sozialen Leistungen und Einrichtun-

gen der Stadt zu sichern und auszu-

bauen, den gesellschaftlichen Struktur-

wandel mit seinen Möglichkeiten zu indi-

vidueller Entfaltung sozial zu gestalten, 

so der sozialen Spaltung entgegenzu-

steuern, die Inklusion von Menschen mit 

Behinderung und die Barrierefreiheit vo-

ranzutreiben und sich besonders der be-

nachteiligten Bevölkerungsgruppen an-

zunehmen (siehe Kapitel IV.3 Soziale 

Gerechtigkeit sichern und gestalten  So-

zialpolitik ), 

• die Wohnungsnot zu bekämpfen durch 

Schaffung eines ausreichenden und qua-

litativ verbesserten Angebots an preis-

günstigen Wohnungen, insbesondere 

vorhandenen Wohnraum zu erhalten, den 

sozialen Wohnungsbau weiter zu verstär-

ken und die Sozialmieten zu stützen 

(siehe Kapitel IV.4 Wohnen  Eine Stadt 

für alle sichern ), 

• den Klimawandel zu bekämpfen und den 

kommunalen Beitrag zu leisten zur not-

wendigen ökologischen Umgestaltung 

von Wirtschaft und Gesellschaft durch 

wirkungsvolle Maßnahmen zum Schutz 

von Klima, Boden, Wasser, Luft, Land-

schaft und Artenvielfalt und zur umwelt-

verträglichen, sparsamen Nutzung von 

Rohstoffen und Energie (Energiewende) 

sowie durch eine ökologisch verantwort-

bare Abfallwirtschaft (siehe Kapitel IV.5 

Fortschritt im Einklang mit der Natur  

Umwelt und Energie ), 

• eine ökologisch und sozial verantwortli-

che Verkehrspolitik durch Vorrang für 

das Zu-Fuß-Gehen, das Radfahren und 

die öffentlichen Verkehrsmittel (siehe Ka-

pitel IV.6 Vorfahrt für Mensch und Um-

welt  Verkehr ), 

• die digitale Transformation auf kommuna-

ler Ebene aktiv so zu gestalten, dass sie 

allen Menschen zu Gute kommt und ihre 

Risiken möglichst begrenzt werden 

(siehe Kapitel IV.7 Den digitalen Wandel 

kommunal gestalten ), 

• ein ausreichendes Angebot an Schulen 

und Bildungseinrichtungen sicherzustel-

len, die Sanierung und Umgestaltung der 

bestehenden Schulen unter Berücksichti-

gung des Schulumfelds, die Förderung 

der beruflichen Weiterbildung, den Aus-

bau von Ganztagsschulen und den weite-

ren Ausbau der Erwachsenenbildung 

(siehe Kapitel IV.8 Startblöcke für unsere 

Zukunft  Bildung ), 

• die Förderung des bürgernahen Kultur- 

und Freizeitlebens und die Erhaltung von 

Aufgeschlossenheit und Toleranz sowie 

von bewährten Erscheinungsformen im 

Erlanger Kulturleben, den Ausbau der 

Einrichtungen für Soziokultur, Naherho-

lung und Sport, die Erhaltung und Erwei-

terung der stadtnahen Erholungsgebiete 

und die Förderung des Breitensports 

(siehe Kapitel IV.9 Kultur  ein Men-

schenrecht  und IV.10 Sport  Gesund-

heit, Integration und Vermittlung demo-

kratischer Werte ), 

• die Sicherung der ärztlichen Versorgung 

in den Stadtrandgebieten und der statio-

nären medizinischen Versorgung, insbe-

sondere aber der Nachsorgemedizin, 

den Ausbau der sozialmedizinischen 

Dienste und der Einrichtungen der Ge-

sundheitsbildung, -aufklärung und -bera-

tung (siehe Kapitel IV.11 Vorbeugen, Pfle-

gen, Helfen  Gesundheit ), 
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• die Gleichstellung der Frauen in allen Le-

bensbereichen, die Ächtung von Gewalt 

gegen Frauen, gezielte Maßnahmen zur 

Qualifizierung und Beschäftigung von 

Frauen, Frauenförderpläne und deren 

Umsetzung sowie die Förderung von 

Frauengruppen, -projekten und -einrich-

tungen (siehe Kapitel IV.12 Gleiche 

Rechte für die Mehrheit  Frauen  

• das Angebot für Familien in all ihren For-

men, Lebensgemeinschaften mit Kindern 

und Alleinerziehende und für eine fami-

lienergänzende Erziehung auszubauen, 

bedarfsgerechte Spielplätze für alle Al-

tersgruppen, Wohnungen und neue 

Wohnformen für Alleinerziehende und 

Wohngemeinschaften zu schaffen (siehe 

Kapitel IV.13 Frei und gesichert zusam-

men leben  Familie und Lebensgemein-

schaften ), 

• Jugendlichen ausreichende Möglichkei-

ten zur Qualifizierung und Beschäftigung 

zu sichern, die Maßnahmen und Einrich-

tungen zur Unterstützung des Eintritts ins 

Berufsleben auszubauen, bezahlbaren 

Wohnraum und geeignete Wohnformen, 

insbesondere auch für Student*innen, an-

zubieten, die Eigeninitiative und das Prin-

zip der Selbstverwaltung zu fördern und 

Beteiligung von Kindern, Jugendlichen, 

Jugendklubs und Jugendgruppen zu un-

terstützen (siehe Kapitel IV.14 Selbstbe-

wusst, selbstbestimmt und solidarisch  

Junge Menschen ), 

• die qualitative Verbesserung der Tages- 

und Begegnungsstätten für Seniorinnen 

und Senioren, die Einrichtung weiterer 

Sozialstationen, den Ausbau der ambu-

lanten Betreuung, den Bau altersgerech-

ter und barrierefreier Wohnungen, eine 

zeitgerechte Ausstattung der Altenheime 

und den Aufbau bedarfsgerechter medi-

zinischer Versorgung älterer Menschen 

(siehe Kapitel IV.15 Selbstständigkeit si-

chern und Unterstützung bieten  Ältere 

Menschen ), 

• die Integration von Menschen mit Migra-

tionshintergrund: Förderung der Teilhabe 

durch verstärkte Einbindung in das öf-

fentliche, kulturelle und gesellschaftliche 

Leben und durch stärkere Berücksichti-

gung ihrer Interessen in der Kommunal-

politik, Unterstützung von Spracherwerb, 

schulischer und beruflicher Qualifizie-

rung, Hilfe zur Orientierung in unserer 

Gesellschaft sowie soziale Beratung und 

Begleitung (siehe Kapitel IV.16 Offen aus 

Tradition  Menschen mit Migrationshin-

tergrund ), 

• eine ökologisch und sozial orientierte 

Stadtentwicklung, die die Lebensqualität 

in Erlangen sichert, die Innenstadt ge-

nauso wie die Stadtteile stärkt und wei-

terentwickelt, den Flächenverbrauch auf 

das notwendige Maß reduziert und für ei-

nen guten Ausgleich zwischen Wohn- 

und Gewerbebebauung und Grün sorgt 

(siehe Kapitel IV.17 Die Stadt der Zu-

kunft: Sozial und ökologisch  Stadtpla-

nung und Stadterneuerung ) 

• eine sozial gerechte Gestaltung der kom-

munalen Steuern und Gebühren , die Si-

cherung der Versorgung der Bürgerinnen 

und Bürger mit kommunalen Leistungen 

und Diensten, die Erhaltung der kommu-

nalen Arbeitsplätze (siehe Kapitel IV.18 

Die Stadt in der Verantwortung  Perso-

nal und Verwaltung ). 

Bei all diesen Maßnahmen ist die Situation 

von Frauen besonders zu berücksichtigen. 
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2. Entschlossen den Klimawandel bekämpfen 

Unter den zahlreichen Bedrohungen der na-

türlichen Lebensgrundlagen durch menschli-

ches Handeln ist der Klimawandel derzeit die 

gefährlichste. Wenn es nicht kurzfristig ge-

lingt, den von Menschen verursachten Aus-

stoß von klimabeeinflussenden Gasen (ins-

besondere Kohlenstoffdioxid und Methan) 

auf einen Saldo von Null zu senken, droht ein 

globaler Temperaturanstieg, der die Existenz 

der Menschheit bedroht und in jedem Fall 

dramatische Auswirkungen auf das Leben 

der Menschen weltweit haben wird. 

Die Folgewirkungen des Klimawandels noch 

auf ein erträgliches Maß zu begrenzen, setzt 

schnelles und entschlossenes politisches 

Handeln voraus. Das kapitalistische Wirt-

schaftssystem und seine Marktregeln sind 

nicht in der Lage, die natürlichen Lebens-

grundlagen zu schützen, im Gegenteil: Sie 

nutzen sie rücksichtslos als kostenlos verfüg-

bare Ressource und zerstören sie so immer 

weiter. Das gilt nicht nur, aber speziell auch 

für das Klima. 

Ökologische Nachhaltigkeit lässt sich nur 

dann erreichen, wenn dem Kapitalismus 

durch die Politik klare Regeln gesetzt wer-

Ressourcen nicht erlauben. Gerade bei der 

Bekämpfung des Klimanotstands braucht es 

diese Regeln weltweit  das Klima kennt 

keine Grenzen. Gleichzeitig aber gibt es eine 

besondere Verantwortung der Industriestaa-

ten und damit auch Deutschlands, die durch 

ihr Wirtschaften für den überwiegenden An-

teil des menschlich verursachten Klimagas-

Bestands in der Atmosphäre verantwortlich 

sind. 

Wir fordern dieses Handeln von der internati-

onalen, europäischen und deutschen Politik 

ein. Wir erwarten, dass die Bekämpfung des 

Klimawandels im Zentrum der Politik steht 

und schnelle und wirksame Maßnahmen er-

griffen werden. Dabei sind gleichzeitig die 

sozialen Folgewirkungen abzufedern. Das 

dafür notwendige Geld steht in unserer Ge-

sellschaft zur Verfügung, es muss nur über 

ein auf hohe Einkommen und Vermögen zu-

greifendes Steuersystem mobilisiert werden 

 insbesondere auch, wenn dieses durch kli-

maschädliches Handeln erwirtschaftet wird. 

Nur eine sozial gestaltete Klimawende kann 

die notwendigen Veränderungen auf demo-

kratischem Weg durchsetzen. 

Wir verweisen aber beim Handeln gegen den 

Klimawandel nicht nur auf die übergeordnete 

Politik. Wir wollen in Erlangen alle uns mögli-

chen Maßnahmen ergreifen, um unseren Bei-

trag zum Eindämmen des Klimawandels zu 

leisten. Das bedeutet für unsere Kommunal-

politik insbesondere: 

• Aufklärung, Bildungs- und Öffentlichkeits-

arbeit sowie Bürgerbeteiligung zum 

Thema Klimawandel und den notwendi-

gen Gegenmaßnahmen, um eine breite 

Debatte der Stadtgesellschaft und einen 

möglichst umfassenden Konsens zu er-

möglichen 

• die Thematisierung der Auswirkungen al-

ler Maßnahmen auf sozial Benachteiligte 

und deren angemessener Abfederung 

• den konsequenten Ausbau der erneuer-

baren Energien unter Nutzung aller Po-

tentiale im Erlanger Stadtgebiet; 

• das massive Absenken des Energiever-

brauchs von Gebäuden sowohl durch 

hohe Effizienzstandards bei Neubauten 

als auch durch energetische Sanierung 

des Gebäudebestands sowie durch den 
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Ausbau der Nah- und Fernwärmeversor-

gung durch die Stadtwerke; 

• das Absenken des sonstigen Energie- 

und Ressourcenverbrauchs bei der Stadt 

Erlangen einschließlich der Tochterge-

sellschaften; 

• 

den Ausbau des öffentlichen Nahver-

kehrs (Bau der Stadt-Umland-Bahn, en-

gere Bustakte mit dem Ziel des Zehn-Mi-

nuten-Takts, Ausbau der Busbeschleuni-

gung), des Radverkehrs (breite und at-

traktive Radwege/-spuren, Radschnell-

wege, Fahrradstraßen, attraktive Abstell-

möglichkeiten) und des Zu-Fuß-Gehens 

(breite und attraktive Fußwege ohne Nut-

zungskonflikte mit Auto- oder Radfah-

rer*innen) sowie den Ausbau von Car- 

und (Lasten-)Bike-Sharing-Angeboten. 

Wo immer nötig, muss dabei der motori-

sierte Individualverkehr auf bisher von 

ihm genutzte Verkehrsflächen verzich-

ten; 

• 

zen Weg

Besorgungen und Wege bequem zu Fuß, 

mit dem Fahrrad und öffentlichen Ver-

kehrsmitteln zu erledigen und die damit 

Verkehrsströme und die damit verbunde-

nen Emissionen vermeidet; 

• die Umstellung des Fuhrparks der Stadt 

Erlangen einschließlich der Tochterge-

sellschaften auf klimaneutrale Antriebs-

technologien, wo immer diese zur Verfü-

gung stehen; 

• die Ausweitung von naturnahem Grün 

und insbesondere auch von Bäumen 

überall im Stadtgebiet sowohl auf städti-

schen als auch, durch entsprechende An-

reize und Vorgaben, auf privaten Flä-

chen; auch hierfür muss der motorisierte 

Individualverkehr auf bisher von ihm ge-

nutzte Flächen verzichten. Wir sehen da-

bei den Zielkonflikt zwischen möglichst 

viel Grün und der intensiveren Nutzung 

bestehender und der Ausweisung von 

weiteren Siedlungsflächen insbesondere 

für Wohnungsbau, die für das Ziel der 

duzierung des immer noch weit überwie-

gend mit dem Auto zurückgelegten 

Pendlerverkehrs über die Stadtgrenze 

nötig ist; 

• die Umstellung möglichst vieler Aspekte 

des Lebens auf mehr Nachhaltigkeit, z.B. 

durch Verwendung nachhaltiger Materia-

lien im Bau, die Nutzung biologisch 

und/oder regional erzeugter Lebensmit-

tel etc.; hier kommt der Stadt und den von 

ihr betriebenen und bezuschussten Ein-

richtungen eine Vorbildfunktion zu. 

Bei all diesen Aspekte haben wir bereits seit 

2014 mit der Umsetzung begonnen. Mit Blick 

auf die dramatische Entwicklung beim Klima-

wandel und das immer noch bei weitem un-

zureichende Handeln der übergeordneten 

Politik werden wir die Anstrengungen der 

Stadt gemeinsam mit den Bürgerinnen und 

Bürgern aber nochmals massiv verstärken. 

Wir stehen beim Klimawandel auch zu unse-

rer internationalen Verantwortung gegen-

über den Ländern des globalen Südens. Un-

sere Städtepartnerschaften und sonstigen in-

ternationalen Aktivitäten wollen wir auch zum 

Dialog über die Klimapolitik und zum gemein-

samen Handeln nutzen. Uns ist auch be-

wusst, dass es selbst bei Einhalten des glo-

balen 1,5-Grad-Ziels Auswirkungen des Kli-

mawandels auf Landwirtschaft und Lebens-

bedingungen vor allem im globalen Süden 

geben wird, die Menschen zwingen kann, 

ihre Heimatländer zu verlassen. Auch in die-

sem Kontext steht unsere Haltung für eine 

humane und offene Einwanderungspolitik. 
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3. Entschieden gegen Rechtsextremismus jedweder Ausprägung 

Wir stellen uns klar gegen Rassismus, Antise-

mitismus, Fremdenfeindlichkeit und andere 

Formen gruppenbezogener Menschenfeind-

lichkeit. Dies gilt sowohl für den offenen 

Rechtsradikalismus, wie er zum Beispiel von 

neonazistischen Gruppen getragen wird, als 

auch für den meist verdeckten, in der Mitte 

der Gesellschaft vorhandenen Rechtsradika-

lismus und Rassismus.  

Die radikale Rechte wird möglicherweise 

nach der Kommunalwahl 2020 flächende-

ckend in allen Kommunalparlamenten vertre-

ten sein. Sie wird dann den Konsens in der 

Sozial- und Kulturpolitik, in der lokalen Ge-

denk- und Geschichtspolitik, Kinder- und Ju-

gendpolitik und der Integrationspolitik hinter-

fragen und bekämpfen. Sie wird Themen set-

zen, die bisher als Tabu galten, immer wieder 

Machtfragen aufwerfen. Kurz: Sie wird die po-

litische Kultur in Erlangen maßgeblich än-

dern. 

Die SPD in Erlangen wird sich stets klar von 

der radikalen Rechten distanzieren und sie 

mit allen zur Verfügung stehenden demokra-

tischen Mitteln bekämpfen.  

Beim Widerstand gegen Rechtsradikalismus 

gibt es für uns keine Trennung zwischen dem 

sogenannten 

pierungen und Personen zusammen, die sich 

friedlich gegen Rechtsradikalismus stellen 

und für die unveräußerlichen Menschen-

rechte einstehen. Unser Ziel ist dabei auch, 

Aufmärsche und öffentliche Aktionen zu un-

terbinden. Friedliche Blockaden sind für uns 

mitunter ein legitimes Mittel, den Protest ge-

gen Rechtsradikalismus zum Ausdruck zu 

bringen.  

Wir werden prüfen ob  nach Möglichkeit ge-

gen Rechtsextremismus in der Metropolre-

 eine Stabsstelle gegen Rechtsradika-

lismus aufgebaut werden kann. In deren Ar-

beit werden wir die bestehenden Dokumen-

tations- und Aufklärungsstellen gegen 

Rechtsradikalismus einbeziehen und diese 

Initiativen fördern. Die Stabsstelle soll sowohl 

die Dokumentation über offen rechtsradikale 

Aktivitäten im Großraum unterstützen als 

auch die Aufklärungsarbeit gegen Rechtsra-

dikalismus in allen Ausprägungen koordinie-

ren. Hierbei soll die Stelle nicht in Konkurrenz 

zu bestehenden zivilgesellschaftlichen anti-

faschistischen Initiativen, die sich in der Auf-

klärungs- und Bildungsarbeit gegen Rechts-

radikalismus engagieren, treten, sondern 

eine koordinierende und dienstleistende 

Funktion übernehmen. Eine zivilgesellschaft-

liche Dokumentations- und Archivstelle, wie 

Informations-, Dokumentations- und Archiv-

auch für Mittelfranken wünschenswert und 

gegen Rechtsextremismus in der Metropolre-

tiven unterstützt werden, die mobile Bera-

tungsteams, Opferberatung und Programme 

für Aussteigerinnen und Aussteiger in der Re-

gion etablieren wollen. Bei all diesen Ansät-

zen ist es unerlässlich, dass deren zivilgesell-

schaftlicher Charakter erhalten bleibt. Die 

m-

tes für Verfassungsschutz bietet hierfür keine 

ausreichende Lösung. Das Landesamt für 

Verfassungsschutz besitzt keinen Bildungs-

auftrag und sollte daher in Erlanger Bildungs-

einrichtungen auch nicht solche Aufgaben 

übernehmen. 

Wir werden die Aufklärungsarbeit gegen 

Rechtsradikalismus weiterhin ausbauen. Sie 

muss durch geeignete Projekte vor allem an 

Schulen und in der Jugendarbeit stattfinden. 
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die Fortfüh-

le-

der Amtsperiode 2014-2020 stellte die SPD-

Fraktion u.a. Anträge zur Finanzierung von 

Coachings (z.B. an Schulen und Jugendein-

richtungen) gegen Rassismus, Antisemitis-

mus und Homophobie. Auch innerhalb der 

städtischen Verwaltung und Dienstleistung 

müssen hierzu zielgruppengerechte Fortbil-

dungsmaßnahmen entwickelt und angebo-

ten werden. Diese sollen auch Bestandteil in 

der Ausbildung sein, die die Stadt anbietet.  

Einer der wirksamsten Wege zur Bekämp-

fung von Rechtsradikalismus und Rassismus 

ist eine erlebbare Demokratie vor Ort. Wir 

werden uns weiterhin dafür einsetzen, 

Hemmschwellen und Hindernisse für die Be-

teiligung an demokratischen Diskussionspro-

zessen in unserer Stadt abzubauen und die 

Beteiligung aller Bürger*innen durch vielfäl-

tige Verfahren und Formen aktiv zu fördern 

(siehe Kapitel IV.1 Gelebte Demokratie in der 

Kommune  Transparenz, Beteiligung und 

ehrenamtliches Engagement ). Gleichzeitig 

beugt die direkte menschliche Begegnung 

mit geflüchteten Menschen und Migrant*in-

nen Vorurteilen und rassistischen Einstellun-

gen vor. Wir werden daher im sozialen und 

kulturellen Leben der Stadt besonders darauf 

achten, vielfältige Orte der Begegnung zu 

schaffen (insbesondere in den Bürgerzentren 

und kulturellen Einrichtungen, aber auch im 

Sport und im Bildungsbereich.) 

Daneben werden wir in der Stadt eine Kultur 

pflegen, die rechtsradikalen Einstellungen in 

allen ihren Erscheinungsformen und grup-

penbezogener Menschenfeindlichkeit im All-

gemeinen keinen Platz lässt. Seit dessen 

Gründung in der letzten Amtsperiode nimmt 

der Stadt Erlangen eine wichtige Rolle ein. 

Mit dem Organisieren und der inhaltlichen 

Gestaltung von Veranstaltungsreihen wie 

den jährlich stattfindend gen 

Aufklärung der Stadtgesellschaft. 

auch in Er-

langen systematische Zwangssterilisierun-

gen und die systematische Deportation und 

Ermordung von Menschen mit psychischer 

und geistiger Behinderung. Während die 

Zwangssterilisierungen schon bald nach der 

Machtübernahme begannen, wurden zwi-

schen 1939 und 1941 über 900 Patientinnen 

und Patienten der Erlanger Heil- und Pflege-

anstalt (HuPflA) deportiert und ermordet; die 

zu ermessen. Täter und Opfer gleichermaßen 

waren oftmals Erlanger Bürgerinnen und Bür-

ger. Die Erlanger SPD wird die Schaffung ei-

nes Gedenk- und Lernortes an die Ermor-

dung von Menschen mit psychischer Erkran-

kung der Heil- und Pflegeanstalt Erlangen 

weiterhin unterstützen. 

Die Stadt Erlangen wird ihrem Ruf und An-

spruch als weltoffen und tolerant gerecht 

werden, wenn sie dabei zum einem ihre bis-

herige Praxis fortführt und zum anderen neue 

Wege geht. 
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4. Kommunale Friedensarbeit und kommunale Entwicklungszusam-

menarbeit 

Die Hoffnungen auf eine Epoche des Frie-

Friedens-

(siehe UN-Konferenz Rio de Janeiro 1992) 

nach dem Zusammenbruch der West-Ost-

Systemkonfrontation 1989 haben sich nicht 

erfüllt. Im Gegenteil: Die Zunahme von Kon-

flikten und bewaffneten Auseinandersetzun-

gen innerhalb und zwischen Staaten, welt-

weit wachsende Rüstungsausgaben und 

Waffenexporte und steigende ökonomische 

und soziale Ungleichgewichte rücken die 

Entwicklung einer friedlichen Welt in weite 

Ferne. Der Ausstieg der Vereinigten Staaten 

und Russlands aus dem Vertrag über nukle-

are Mittelstreckensysteme (INF-Vertrag) 

macht die Gefahren des atomaren Wettrüs-

tens auch in Europa wieder zentral. Auch die 

Entwicklung in Deutschland gibt zur Sorge 

Anlass: Auslandseinsätze der Bundeswehr, 

Deutschland als der Welt viertgrößter Waffe-

nexporteur, Tendenzen zur Militarisierung 

der Außen- und Entwicklungspolitik (siehe 

z.B. die Verteidigungspolitischen Richtlinien) 

und zur Militarisierung im Innern (Diskussio-

nen über den Bundeswehreinsatz im Innern, 

Aktivitäten der Bundeswehr an Schulen, Rüs-

tungsproduktion in der Industrie und Rüs-

tungsforschung an Universitäten und For-

schungseinrichtungen). Hoffnung geben hin-

gegen Erfolge wie der internationale Atom-

waffenverbotsvertrag, der die Entwicklung, 

Produktion, Test, Erwerb, Lagerung, Trans-

port, Stationierung und Einsatz von Atomwaf-

fen ebenso verbietet wie die Drohung mit 

den Waffen. Um die Bundesregierung aufzu-

fordern, diesem Vertrag beizutreten, hat sich 

auch Erlangen dem ICAN-Städteappell ange-

schlossen. 

Eine aktive Friedenspolitik ist dringend not-

wendig, auch  unter Ausschöpfung aller ih-

rer Möglichkeiten  in der Kommunalpolitik. 

Die Erlanger SPD unterstützt in der Bundes-

politik die Forderungen der Friedensbewe-

gung und setzt sich in Erlangen dafür ein, 

dass 

• die Bundeswehr aus dem Unterricht an 

unseren Schulen herausgehalten wird. 

Friedenssicherung und internationale Po-

litik für Entwicklung, Sicherheit und Zu-

sammenarbeit sind unabdingbarer Be-

standteil des demokratischen Bildungs-

auftrags unserer Schulen im Rahmen des 

Unterrichts. Die Bundeswehr hat dazu 

weder die Qualifikation noch die Fähig-

keit. 

• die Friedensbildung in die Bildungsziele 

und Lehrpläne der Schulen und der Aus- 

und Fortbildung der Lehrkräfte aufge-

nommen und verstärkt, sowie als Auf-

gabe der kommunalen Kultur- und Bil-

dungseinrichtungen begriffen wird. Dazu 

gehört auch die kritische Auseinander-

setzung mit der militärischen Geschichte 

Erlangens. 

• im Sinne des 2016 ergänzten Leitbildes 

der Friedrich-Alexander-Universität (FAU) 

Rüstungsforschung an der FAU unterlas-

sen wird, 

• Rüstungskonversion in der Erlanger In-

dustrie erfolgt, damit unter Erhaltung und 

Schaffung hoch qualifizierter Arbeits-

plätze Rüstungsproduktion und -export 

überflüssig werden, 

• in unserer Stadt der Friedenswille auch 

im Stadtbild durch Denkmäler, Straßen-

namen, Platzbenennungen und durch die 

Namensgebung einer Schule, eines Kin-

dergartens oder einer Bildungseinrich-

tung sichtbar wird. Dazu gehört auch die 

Auseinandersetzung mit Straßen-/Platz-

Namen mit nationalistischem oder milita-

ristischem Hintergrund und deren Ände-
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rung. Weiterhin unterstützt die SPD Ver-

anstaltungen, die der Friedensarbeit ge-

widmet sind. 

Durch die Auflösung des Militärstandortes in 

Erlangen bzw. in der Region haben sich lang-

jährige Forderungen der kommunalen Frie-

densbewegung erfüllt. Dennoch bleiben hier 

für die SPD weitere Forderungen bestehen: 

• keine Beteiligung der Stadt an der Pla-

nung bzw. Schaffung neuer militärischer 

Anlagen und Einrichtungen in Erlangen; 

• notwendiger Katastrophenschutz darf 

nicht für militärische Zwecke missbraucht 

werden. 

Friedenssicherung in der Welt setzt auch vo-

raus, dass an die Stelle von ständig neu ge-

schaffener ökonomischer und sozialer Un-

gleichheit und Abhängigkeit eine Politik für 

Frieden und Abrüstung, für Kooperation und 

Entwicklung tritt. Friedenspolitik und Entwick-

lungshilfepolitik und -zusammenarbeit sind 

untrennbar und aufeinander angewiesen. 

Einen wichtigen Beitrag dazu kann die Stadt 

leisten 

• durch kommunale Entwicklungszusam-

menarbeit, wie durch die erfolgte Teil-

nahme am Fachaustausch zu kommuna-

ler Inklusionsarbeit mit der nordlibanesi-

schen Stadt Bkeftine oder vor allem auch 

in der Städtepartnerschaft mit San Carlos 

in Nicaragua. Die SPD hat wesentlich zum 

Zustandekommen der Städtepartner-

schaft mit San Carlos in Nicaragua beige-

tragen. Inzwischen ist diese Partnerschaft 

mit einem regen Besuchsaustausch, offi-

ziellen und persönlichen Kontakten, mit 

Gründung des Partnerschaftsvereins Er-

langen-San Carlos und durch materielle 

Hilfe für wichtige Projekte in San Carlos 

durch Stadt, Vereine und Privatpersonen 

lebendig und gefestigt. Ab 2014 wurden 

auf Initiative der SPD die Haushaltsmittel 

für die Förderung der Partnerschaft mit 

San Carlos und die Entwicklungszusam-

menarbeit deutlich aufgestockt. Wir stre-

ben an, diese Mittel im Rahmen eines fes-

ten Anteils an der Gesamthaushalts-

summe auch in Zukunft regelmäßig zu er-

höhen. 

• im Rahmen und im weiteren Ausbau be-

reits bestehender Städtepartnerschaften 

und freundschaftlicher Beziehungen, ins-

besondere der besonderen Beziehungen 

zur Freundschaftsstadt Cumiana, 

• im Rahmen des Städtebündnisses Hiros-

hima und Nagasaki (Mayors for Peace  

mit dem Ziel der vollständigen Abschaf-

. 

Die SPD unterstützt die Arbeit der in der Frie-

densarbeit und Entwicklungszusammenar-

beit engagierten Bürgergruppen und Organi-

sationen. 

Außerdem unterstützt die Erlanger SPD die 

Position des Deutschen Städtetags zur För-

derung und rechtlichen Verankerung der 

kommunalen Entwicklungszusammenarbeit. 

5. Zusammenarbeit statt Konkurrenz in der Region 

Erlangen kann nicht allein erfolgreich sein. 

Die Weiterentwicklung unserer Stadt gelingt 

an vielen Stellen nur im Dialog mit unseren 

Nachbarkommunen in den Landkreisen Er-

langen-Höchstadt und Forchheim, in der 

Städteachse Nürnberg-Fürth-Erlangen-
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Schwabach-Herzogenaura

der Metropolregion insgesamt. Beispiele für 

den Kooperationsbedarf sind die Verkehrs-

probleme unserer Stadt, die Schaffung von 

ausreichend bezahlbaren Wohnungen, die 

-Ale-

xander-Universität und der weiteren For-

schungseinrichtungen, des Wirtschaftsstand-

orts, aber insbesondere auch einer verant-

wortungsvollen Umweltpolitik, die Natur-

räume erhält, Flächenverbrauch minimiert 

und die Energie- und Verkehrswende schafft. 

Die SPD hat daher seit 2014 die Zusammen-

arbeit in der Region zu einem Schwerpunkt 

ihrer Arbeit gemacht. Beispiele dafür sind der 

gemeinsame Wohnungsbau mit vielen Um-

landgemeinden durch die Gründung der 

gemeinsame Planung von Stadt-Umland-

Bahn und Radschnellwegen und die gemein-

same Arbeit gerade mit Nürnberg für einen 

gut aufgestellten Hochschulstandort und die 

Weiterentwicklung der FAU. 

Verantwortungsvolle Politik kann nicht an 

den historisch entstandenen Grenzen der 

kommunalen Gebietskörperschaften haltma-

chen. Die vielfältigen ökologischen, soziokul-

turellen und ökonomischen Beziehungen 

und Verflechtungen erfordern eine abge-

stimmte und aktiv gestaltende regionale 

Strukturpolitik, die sich auf den gesamten 

Verdichtungsraum Nürnberg-Fürth-Erlangen-

Schwabach und sein Umland bezieht. Sie 

müsste darüber hinaus in eine entspre-

chende Landesentwicklungs- und Raumord-

nungspolitik eingebettet werden. 

Diese Zusammenarbeit wollen wir weiter 

stärken. Dafür hilfreich wäre auch, wenn Lan-

des- und Regionalplanung mehr Anreize zur 

Zusammenarbeit setzen würden, gerade bei 

der Entwicklung von Gewerbestandorten und 

den damit verbundenen Finanzfragen. Die 

bestehenden Möglichkeiten innerhalb der 

Metropolregion, aber auch den Dialog in der 

Städteachse und mit unseren Nachbarland-

kreisen und Gemeinden wollen wir weiter 

nutzen. Wir stehen für eine Politik des Dia-

logs und des gemeinsamen Voranschreitens 

mit unseren Nachbarn. 

6. Gesellschaftliche Gleichstellung von Frau und Mann 

Ziel der SPD ist eine Gesellschaft, in der alle 

Menschen unabhängig von ihrem Ge-

schlecht, ihrer geschlechtlichen Identität o-

der sexuellen Orientierung gleich, frei und 

solidarisch miteinander leben. Die gesell-

schaftliche Benachteiligung von Frauen ist 

eine von mehreren Dimensionen von Un-

gleichheit, ihre Bekämpfung bedarf aufgrund 

ihres Ausmaßes, ihrer Vielschichtigkeit und 

der großen Zahl der Betroffenen jedoch eige-

ner Anstrengungen. 

Immer noch ist die herrschende Kultur männ-

lich geprägt, das Verfassungsgebot der ge-

sellschaftlichen Gleichheit von Mann und 

Frau nicht verwirklicht, sind Frauen stärker 

von Armut betroffen, werden Frauen in Aus-

bildung und Beruf benachteiligt, erhalten 

Frauen einen geringeren Lohn als Männer, 

werden sie in Wirtschaft, Wissenschaft und 

Kunst, in Politik und Medien zurückgesetzt, 

wird ihnen der private Bereich, Hausarbeit 

und Kindererziehung zugewiesen, wird die 

Rolle, die Frauen in der Geschichte spielten, 

unterschlagen oder verfälscht, werden Zeit-

abläufe und Organisationsformen von Er-

werbsarbeit und ehrenamtlicher Tätigkeit 

durch männliche Bedürfnisse bestimmt, wer-

den Frauen Opfer männlicher Gewalt und 

vielfältigen Formen sexueller Belästigung, 
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wird ihr Recht auf sexuelle Selbstbestimmung 

missachtet und in Werbung und Medien ein 

verzerrtes und entwürdigendes Frauenbild 

verbreitet. 

Der rechtlichen Gleichstellung muss die ge-

sellschaftliche folgen. Dies bedeutet nicht die 

Integration der Frau in eine Männerwelt, son-

dern die Umgestaltung der Gesellschaft. 

Arbeit muss neu bewertet und anders verteilt 

werden. Zur gerechten Verteilung von Er-

werbsarbeit und auch Haus-, Familien- und 

Eigenarbeit muss vorrangig die tägliche Ar-

beitszeit verkürzt werden, damit Frauen und 

Männer Erwerbsarbeit, Haus- und Familienar-

beit, ehrenamtliche Tätigkeit und kulturelle 

Teilhabe besser miteinander verbinden kön-

nen. Für Eltern muss die Möglichkeit geschaf-

fen werden, einige Jahre je 30 Stunden zu ar-

beiten. 

Notwendig sind ein Gleichstellungsgesetz, 

verbindlich auch für die Wirtschaft, ein Ende 

der Lohndiskriminierung, Förderpläne und 

Quotenregelungen für Frauen im Beruf, 

Gleichstellung im Sozialversicherungs- und 

Beamtenrecht durch eigenständige Ansprü-

che und Hilfen für die Wiedereingliederung in 

den Beruf. Öffentliche Finanzhilfen und Auf-

träge müssen davon abhängig gemacht wer-

den, dass Gleichstellung verwirklicht ist. 

Kindertagesstätten und Ganztagsschulen 

sind Voraussetzungen für die Vereinbarkeit 

von Erwerbs- und Familienarbeit für Männer 

und Frauen. Neue Wohnformen, dezentrale 

soziale Dienste für Kinder und Alte, Kranke 

und Behinderte sollen helfen, Familienarbeit 

aus ihrer Isolierung zu lösen. 

In Parteien, Gewerkschaften, Vereinen und 

Verbänden, als Laienrichterinnen, Aufsichts-

ratsmitglieder oder Elternvertreterinnen müs-

sen Frauen die gleichen Beteiligungsmög-

lichkeiten haben wie Männer. In allen Gre-

mien sollen Frauen und Männer in gleichem 

Maße vertreten sein; wo Überzeugungsarbeit 

dies nicht erreicht, sind gesetzliche Vorschrif-

ten nötig. 

Wir wollen die Trennung in typische Frauen- 

und Männerberufe überwinden. Erforderlich 

sind gesetzliche Maßnahmen für die gleiche 

Teilhabe von Frauen an Führungspositionen 

in Unternehmen, Verwaltung, Wissenschaft 

und Forschung sowie Aufsichtsgremien. Tä-

tigkeiten im Bereich Erziehung und Pflege 

müssen aufgewertet und besser bezahlt wer-

den. Wir wollen das Steuerrecht so umgestal-

ten, dass es für Frauen keine Hürde darstellt, 

erwerbstätig zu werden und ihrer beruflichen 

Emanzipation nicht im Wege steht. 

Verzerrende und herabsetzende Darstellun-

gen von Frauen in den Medien und der Wer-

bung, die sie zu Sexualobjekten degradieren 

und auf überkommene Rollenbilder reduzie-

ren, Belästigung und Gewalt, denen sie im öf-

fentlichen Bereich wie in ihrem beruflichen 

und privaten Umfeld vielfach ausgesetzt sind, 

behindern Frauen in ihrer Entwicklung und 

gefährden ihre Gesundheit, in viel zu vielen 

Fällen sogar ihr Leben. Wir wollen Frauen 

und ihre Initiativen und Organisationen darin 

unterstützen, sich gegen diese Formen von 

Gewalt und Diskriminierung zu wehren und 

ihre Selbstbestimmung zu bewahren. Zu-

gleich begreifen wir es als gemeinsame Auf-

gabe aller Menschen, unabhängig von ihrem 

Geschlecht, Diskriminierung und Gewalt 

nicht hinzunehmen, sondern aktiv zu be-

kämpfen. 

Für Frauen, die mehrfacher Benachteiligung 

ausgesetzt sind  wie Frauen mit Behinde-

rung, Migrantinnen und lesbische Frauen - 

bedarf es gezielter Maßnahmen zur Verbes-

serung ihrer Situation. Wenn wir gleiche Teil-

habe für Frauen und Männer verwirklichen 

wollen, müssen wir alle Lebensbereiche um-

gestalten: Wer die menschliche Gesellschaft 

will, muss die männliche überwinden. 

Diesen Zielen ist die Erlanger SPD auch in 

der Kommunalpolitik verpflichtet.
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II. Große Aufgaben – kleine Freiheiten 

Wichtige Bedürfnisse der Bürger*innen als 

Arbeitnehmer*innen, Verbraucher*innen, 

Auszubildende, Studierende, Rentner*innen 

usw. lassen sich nicht im kommunalpoliti-

schen Bereich und nicht mit kommunalpoliti-

schen Mitteln durchsetzen. Die Entscheidun-

gen hierzu fallen im privaten Wirtschaftsbe-

reich nach privaten Gewinninteressen oder, 

im politischen Bereich, außerhalb Erlangens. 

Dieser gesellschaftliche und politische Rah-

men bestimmt für die Kommunalpolitik in Er-

langen die Möglichkeiten und Grenzen der 

Durchsetzung sozialdemokratischer Ziele. 

1. Möglichkeiten und Grenzen kommunaler Selbstverwaltung 

Die Gliederung der Bundesrepublik in Bund, 

Länder und Gemeinden sowie das verfas-

sungsrechtlich garantierte Prinzip der kom-

munalen Selbstverwaltung eröffnen den 

Kommunen zwar ein weites Feld von Aufga-

ben und Zuständigkeiten. Ein dichtes Netz 

von Gesetzen und Ausführungsbestimmun-

gen, die über das Zuschusswesen und die 

Einnahmestruktur geschaffenen finanziellen 

Abhängigkeiten sowie Mängel und Lücken 

im gesetzlichen Instrumentarium engen den 

tatsächlichen politischen Handlungsspiel-

raum der Kommune  und damit das Selbst-

verwaltungsrecht  jedoch entscheidend ein. 

Das erschwert es den Kommunen bei vielen 

Entscheidungen, den Wünschen und Interes-

sen der Bürger*innen tatsächlich nachzukom-

men und als notwendig oder sinnvoll be-

trachtete Maßnahmen auch tatsächlich um-

zusetzen. Dies betrifft insbesondere viele As-

pekte der Sozialpolitik, der Verkehrs- und 

Umweltpolitik, der Bildungspolitik und der 

Ausländer*innen- und Integrationspolitik. In 

anderen Feldern hat die Kommune zwar teil-

weise größere Freiräume, ist aber dadurch 

eingeschränkt, dass die Finanzierung von 

Maßnahmen von Zuschüssen des Landes o-

der des Bundes abhängt, über die diese Ein-

fluss auf die Ausgestaltung durch die Stadt 

nehmen. 

Unsere Kommunalpolitik zielt auch darauf ab, 

die Grenzen, die Bund und Land durch ihre 

Gesetze setzen, wo immer möglich und nötig 

im Interesse unserer Bürger*innen auszuge-

stalten und dabei die Grenzen der Gesetze 

auch auszureizen. Daneben erheben wir 

auch unsere Stimme, um Änderungen dieser 

Gesetze so zu erreichen, dass sie den Inte-

ressen der Bürger*innen und dem Ziel einer 

solidarischen Gesellschaft gerecht werden. 
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2. Kommunale Daseinsvorsorge 

Öffentliche Daseinsvorsorge und Zukunftssi-

cherung bilden auch für die Kommune eine 

zentrale Aufgabe. Deren Wahrnehmung ist 

zunehmend bedroht durch die neoliberale 

Deregulierungs- und Privatisierungspolitik 

sowie die Finanzierungskrise der Kommunen 

 mit den Folgen rapide zunehmender sozia-

ler Polarisierung und Gefährdung der natürli-

chen Lebensgrundlagen. 

Wettbewerbssystem und Markt befriedigen 

nur die kaufkräftige Nachfrage und sind blind 

gegenüber elementaren Bedürfnissen der 

Bürger*innen nach existenzsichernder Ar-

beit, nach sozialer Sicherheit, nach gesunder 

und intakter Umwelt, nach zukunftsfähiger 

Mobilität, nach preiswerten Wohnungen, 

nach bezahlbaren kulturellen Aktivitäten. Es 

ist und bleibt daher Aufgabe des sozialen 

Rechtsstaates, die Befriedigung dieser Be-

dürfnisse durch öffentliche Daseinsvorsorge 

sicherzustellen. Die Profitlogik des herr-

schenden Wirtschaftssystems hat darüber 

hinaus zur Konsequenz, dass die sozialen 

und ökologischen Kosten wirtschaftlicher Tä-

tigkeit auf die Allgemeinheit abgewälzt wer-

den, während in zunehmenden Maße der 

Wirtschaftsprozess öffentliche Infrastruktur-

leistungen voraussetzt und beansprucht. Ar-

beitslosigkeit, wachsende Kluft zwischen 

Arm und Reich, der Wandel der Arbeitswelt, 

die Folgen der Internationalisierung der (Fi-

nanz-)Märkte, der gesellschaftliche Struktur-

wandel, die ökologische Bedrohung der na-

türlichen Umwelt und des Klimas machen die 

Sicherung kommunaler Daseinsvorsorge 

auch in unserer Stadt notwendiger und dring-

licher denn je. 

Immer mehr Leistungen der Daseinsvorsorge 

werden durch eine Politik der Liberalisierung 

durch die Europäische Union beeinflusst. Die 

Kommunen brauchen deshalb mehr Rechts-

sicherheit bei Leistungen der Daseinsvor-

sorge, die im Bereich des Vergabe- und Bei-

hilferechtes durch die EU geregelt werden. 

Es ist Aufgabe sozialdemokratischer Kommu-

nalpolitik, die Infrastrukturleistungen und die 

Maßnahmen der öffentlichen Daseinsvor-

sorge an den Interessen breiter Schichten 

der Bevölkerung auszurichten. 

Die Versorgung der Bevölkerung mit Energie 

und Wasser, die Entsorgung von Abfall und 

Abwasser sowie Sicherheit, Schulen, Kran-

kenhäuser und der öffentliche Nahverkehr 

sind unverzichtbare Elemente der Grundver-

sorgung, die von den Kommunen bereitge-

stellt werden müssen. Darüber hinaus ist es 

eine wichtige Aufgabe der Kommunen, im 

Sinne der Daseinsvorsorge den öffentlichen 

Raum so zu gestalten, dass Begegnungen, 

Austausch und Kontakt zwischen den dort le-

benden Menschen erleichtert und wahr-

scheinlicher werden. Daseinsvorsorge kann 

nicht nur verstanden werden als die Erbrin-

gung von Gütern und Dienstleistungen, mit 

denen die Menschen als passive Empfän-

ger*innen von Leistungen versorgt werden. 

Daseinsvorsorge in einem modernen Ver-

ständnis ist darauf ausgerichtet, es den Men-

schen zu ermöglichen und sie zu befähigen, 

ein gutes Leben eigenständig und selbstbe-

stimmt zu führen, in Selbst- und Mitverant-

wortung am gesellschaftlichen Leben teilzu-

haben und dieses mitzugestalten. Die Kom-

munen haben in diesem Verständnis die be-

sondere Verantwortung, Akteur*innen und 

Institutionen zu vernetzen, Qualitäten zu ga-

rantieren und Teilhabe zu sichern und Teil-

nahme zu ermöglichen. 

Zu den zentralen Bereichen und Aufgaben 
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der kommunalen Daseinsvorsorge zählen für 

die Erlanger SPD 

• die sozial und ökologisch orientierte 

Energie- und Wasserversorgung durch 

die Erlanger Stadtwerke AG als städti-

sches Unternehmen, 

• der Umweltverbund im Verkehrsbereich 

mit öffentlich betriebenem ÖPNV (Bus-

system, StUB), das Radwegenetz und at-

traktive, sichere Fußwege 

• die Sicherung der natürlichen Lebens-

grundlagen und ein konsequenter Bei-

trag zum Klimaschutz durch finanzielle 

und personelle Verstärkung der städti-

schen Anstrengungen, 

• die Stärkung der GeWoBau als Trägerin 

sozial und ökologisch ausgerichteter 

städtischer Wohnungsbaupolitik, 

• die Erhaltung und der Ausbau der sozia-

len Maßnahmen und Einrichtungen der 

Stadt, 

• die Erhaltung und der Ausbau der kultu-

rellen Einrichtungen und Veranstaltun-

gen der Stadt, 

• die Sicherung der finanziellen und perso-

nellen Ausstattung der Stadtverwaltung 

als Trägerin der städtischen Daseinsvor-

sorge. 

Die Erlanger SPD wird sich allen Versuchen 

der Leistungseinschränkung in diesen Berei-

chen und deren Privatisierung entschieden 

widersetzen. 

3. Kommunale Finanzen 

3.1 Rahmenbedingungen und Entwick-

lung der städtischen Finanzen 

Eine funktionsgerechte und leistungsfähige 

Kommune setzt voraus, dass die Stadt auch 

mit den entsprechenden Finanzmitteln aus-

gestattet ist, dass Einnahmen und Ausgaben 

sich ungefähr gleichmäßig entwickeln und 

dass Aufgaben und Finanzverteilung zwi-

schen Bund, Ländern und Gemeinden sach-

gerecht aufeinander abgestimmt sind. Dies 

ist seit Jahren in der Bundesrepublik und ins-

besondere in Bayern nicht der Fall. Obwohl 

die Große Koalition einige finanzielle Entlas-

tungen für die Kommunen beschlossen hat, 

wie z.B. die Umsatzsteuermilliarde, und auch 

den KITA-Ausbau seit einigen Jahren stärker 

finanziert, bleiben Kommunen dennoch 

strukturell unterfinanziert. 

Ziel sozialdemokratischer Finanzpolitik muss 

es deswegen umso mehr sein, die vorhande-

nen finanziellen Mittel so einzusetzen, dass 

eine ökonomisch effiziente, sozial gerechte 

und ökologisch nachhaltige Entwicklung der 

Stadt Erlangen vorangebracht wird. Dies be-

deutet nicht nur einen Ausbau der öffentli-

chen Daseinsvorsorge (wie zum Beispiel 

durch die Einführung des ErlangenPasses o-

der durch die Bezuschussung von Sozial- und 

Umweltverbänden und soziokulturellen Ver-

einen), sondern auch die Ausweitung von Zu-

kunftsinvestitionen. Seit 2014 nutzt deswe-

gen die Erlanger SPD zusammen mit den Am-

pel-Partner*innen die finanziellen Spiel-

räume, die Investitionen der Stadt zu erhö-

hen, um den von Oberbürgermeister Balleis 

durch eine kurzsichtige Finanzpolitik hinter-

lassenen Investitionsstau abzuschmelzen. 

Letztendlich haben sich die Gewerbesteuer-

einnahmen der Stadt so gut entwickelt, dass 

der Schuldenstand (Tabelle 1) des Rekord-

haushaltes trotz Rekordinvestitionen (Tabelle 

2) niedriger ist als 2014. Der Schuldenanstieg 

bei den gebührenfinanzierten Eigenbetrie-

ben erklärt sich durch die hohe Investitions-

summe in eine moderne Kläranlage beim Ei-
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genbetrieb Entwässerung 

(EBE). Die Einnahmesituation 

durch Gebühren beim EBE 

ist dabei so gestaltet, dass er 

problemlos ohne weitere Zu-

schüsse die Schulden aus 

dem eigenen Haushalt tilgen 

kann. Insgesamt sind die In-

vestitionszuwächse deutlich 

höher als die der Schulden-

zuwächse, die geringer wer-

den. Das Nettovermögen 

der Stadt nimmt somit konti-

nuierlich zu.  

Zu einer nachhaltigen Fi-

nanzpolitik gehört, finanzi-

elle Spielräume auch in Zu-

kunft zu erhalten. Einen we-

sentlichen Beitrag dazu leis-

tet das von Oberbürgermeis-

ter Florian Janik neu eingeführte Verfahren 

zur Aufstellung des Personalhaushalts (siehe 

auch Kapitel IV.18 Die Stadt in der Verant-

wortung  Personal und Verwaltung ). Dieses 

Verfahren schafft gegenüber dem Stadtrat 

eine stärkere Transparenz bei der Schaffung 

neuer Personalstellen in der Verwaltung und 

eine bessere Kontrolle über die Entwicklung 

der Personalausgaben. Durch dieses Verfah-

ren ist nicht nur der Anteil der Personalaus-

gaben gemessen an den Gesamtausgaben 

konstant geblieben, sondern sogar leicht ge-

sunken (Tabelle 3). 

3.2 Forderungen 

Die kommunale Finanzkraft muss gestärkt 

werden. Alle Städte erheben die Forderung 

nach einer Stärkung der kommunalen Finanz-

kraft, um mehr Lebensqualität und mehr 

Chancengleichheit für die Bürger*innen ver-

wirklichen und den gesellschaftlichen Struk-

turwandel sozial und ökologisch gestalten zu 

können. Ohne eine deutlich bessere finanzi-

elle Ausstattung der Städte können sie die 

Zukunftsaufgaben nicht erfüllen. 

Um die Finanzkraft der Städte zu stärken, for-

dert die SPD 

• Eine umfassende Gemeindefinanzre-

form 

Die Verpflichtung zu einer soliden finan-

ziellen Ausstattung der Städte wird in 

Bayern von der CSU sträflich verletzt. 

Auch die Bundesregierung ist bis heute 

bei der Gemeindefinanzreform ihrer Ver-

antwortung nicht nachgekommen. 

• Statt Abbau eine Stärkung der finanziel-

len Selbstständigkeit der Stadt 

Eigenständige kommunale Steuern müs-

sen erhalten bleiben. In der seit Jahren 

laufenden Diskussion um die Gewerbe-

steuer vertritt die SPD in Erlangen die Po-

sition, dass eine Ablösung der derzeiti-

gen Gewerbesteuer durch eine Besteue-

rung der örtlichen Wertschöpfung aller 

Produktions- und Dienstleistungsbe-

triebe die sinnvollste Lösung wäre. Die 

zweitbeste Lösung wäre eine Revitalisie-

rung der Gewerbesteuer unter Einbezie-

hung der freien Berufe. Da die Gewerbe-

steuer mit der Einkommensteuer zu ver-

Tabelle 1: Schulden der Stadt Erlangen in Millionen Euro (Werte 
in Klammern: ohne Eigenbetriebe)  Stand jeweils zum 31.12. 

2014 2015 2016 2017 2018 2019 

224,7 237,1 258,9 265,2 275,7 292,7 

(140,8) (145,0) (154,6) (154,2) (142,7) (138,8) 
 

Tabelle 2 Investitionsansätze der Stadt Erlangen in Millionen 
Euro (Werte in Klammern: ohne Eigenbetriebe) 

2014 2015 2016 2017 2018 2019 

 -- 64,211 50,598 72,778 72,580 84,843 

 (36,164) (41,612) (25,366) (40,373) (48,810) (55,350) 
 

Tabelle 3: Entwicklung der Personalkosten gemessen an den 
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit (Werte in 
Kammern: Kostenentwicklung gemessen an den Gesamtausga-
ben) 

2013 2014 2015 2016 2017 2018 

 34,4% 33,9% 33,1% 30,8% 31,7% 31,1% 

 (28,5%) (25,6%) (23,3%) (22,5%) (21,9%) (19,0%) 
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rechnen wäre, würde das nur in Einzelfäl-

len Steuermehrbelastungen, aber eine 

Steuerumverteilung bedeuten. Zumin-

dest die Hebesatzautonomie der Kom-

munen muss erhalten bleiben sowie die 

finanzielle Verantwortung der örtlichen 

Unternehmen für die wirtschaftliche und 

soziale Infrastruktur der Stadt. 

• Keine Erhöhung der Grundsteuer. 

Nach der Reform der Grundsteuer wer-

den wir den Hebesatz so festsetzen, dass 

für die Stadt Erlangen keine Mehreinnah-

men entstehen. Wir fordern die Bundes-

regierung auf, die Reform so zu gestalten, 

dass eine Umlage der Grundsteuer auf 

die Mieter*innen nicht mehr möglich ist.  

• Statt Benachteiligung der großen 

Städte Reform des kommunalen Finanz-

ausgleichs in Bayern 

In erster Linie müssen die Ausgleichszah-

lungen des bayerischen Staates deutlich 

angehoben werden. Im Auftrag des Staa-

tes erfüllen die Städte und Gemeinden 

zahlreiche Aufgaben mit eigenem Perso-

nal- und Sachaufwand. Doch die staatli-

che Kostenerstattung deckt davon nur ca. 

40 Prozent. Die SPD fordert die Erstat-

tung von mindestens 80 Prozent des Ver-

waltungsaufwands für übertragene Auf-

gaben. Der Mangel des kommunalen Fi-

nanzausgleichs liegt jedoch in der ekla-

tanten Benachteiligung der großen 

Städte mit Zentrumsfunktion. Zwischen 

den sogenannten Kernstädten und dem 

Stadtumland haben sich in den letzten 

Jahrzehnten Verzerrungen ergeben, die 

dringend Korrekturen erfordern. 

• Abbau des Zuschuss-Unwesens 

Durch die Umwandlung von projektbezo-

genen Zuschüssen nach oft engstirnigen 

und auch dem Gebot der Sparsamkeit 

und Wirtschaftlichkeit widersprechenden 

Richtlinien  so wird bisher zum Beispiel 

eine teure Generalsanierung eines Kin-

dergartens bezuschusst, eine sparsame 

Teilrenovierung aber nicht  in pauschale 

Finanzzuweisungen muss die Finanzho-

heit der Gemeinden gestärkt werden. 

Eine stärkere Pauschalierung der Zu-

schüsse würde den teuren bürokrati-

schen Aufwand verringern und die kom-

munale Selbstverwaltung stärken. 

• Verbesserte Zahlungsmoral des Frei-

staates Bayern 

Auch Erlangen muss oft auf die Auszah-

lung der bereits zugesicherten Zu-

schüsse warten, muss also mit erhebli-

chen Kosten zwischenfinanzieren, bis 

endlich das Geld aus München oder Ans-

bach kommt. 

• Das Konnexitätsprinzip verwirklichen 

Land und Bund beschließen Maßnah-

men, die die Städte umsetzen müssen, 

statten sie aber dafür nicht mit den ent-

anschafft, 

diese Konnexität zwischen Aufgaben-

übertragung und Finanzierungsverant-

wortung zu fordern. 

3.3 Perspektiven 

Die solide Finanzpolitik der SPD der vergan-

genen Legislaturperiode setzen wir fort. Pri-

märes Ziel bleibt der konsequente Abbau 

des Investitionsstaus, in dem wir weiterhin 

alle Spielräume nutzen, um das hohe Investi-

tionsniveau zu halten und die kommunale 

Daseinsvorsorge auszubauen. Das bedeutet 

• sparsamer und effizienter Umgang mit 

dem Geld der Bürger*innen, 

• laufende Überprüfung und Anpassung 

der städtischen Leistungen an die Erfor-

dernisse, 

• eine soziale und ökologische, an der In-

flation orientierte Gebührenpolitik, 

• die Einführung einer Zweitwohnungs-

steuer, um alle in Erlangen lebenden 

Menschen zur Finanzierung der gemein-

sam genutzten Infrastruktur heranzuzie-

hen, 

• sobald die gesetzlichen Möglichkeiten 
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geschaffen sind: Einführung einer Kultur-

taxe (1 Euro pro Übernachtung in Erlan-

gen), die die Besucher*innen in der Stadt 

an der Finanzierung des kulturellen An-

gebots beteiligt. 

4. Bodenordnung 

Trotz aller Änderungen und so genannter Re-

formen der Baugesetzgebung in den letzten 

Jahrzehnten gilt in der Bundesrepublik un-

verändert: Die private Nutzungs- und Verfü-

gungsfreiheit der Bodeneigentümer*innen 

hat Vorrang vor der Sozialpflichtigkeit des 

Bodeneigentums und dem Schutz von Natur 

und Umwelt. 

Gerade in unserer Stadt erleben wir teils 

drastisch die Folgen davon: Die Stadt hat 

kaum Handlungsmöglichkeiten, die Eigentü-

mer*innen von Wohn- oder Gewerbegrund-

stücken dazu zu verpflichten, ihre Grundstü-

cke auch zum Wohle der Allgemeinheit zu 

nutzen  z.B., indem nicht vorrangig hoch-

preisige, sondern bezahlbare Wohnungen 

geschaffen werden. Auch die Nutzung von 

Baulücken, Brachen (wie nicht mehr genutz-

ten Grundstücken), ebenerdigen Parkplätzen 

etc. für Wohn- oder Gewerbebauten kann die 

Stadt nicht erzwingen. Sie kann auch nur in 

Ausnahmefällen dafür sorgen, dass beste-

hendes Baurecht nicht maximal profitmaxi-

mierend genutzt wird (z.B. durch viele, kleine 

Wohnungen statt angemessen großer) und 

auch die notwendige soziale Infrastruktur 

(wie Grünflächen, Freizeiteinrichtungen, 

Sportangebote) geschaffen werden. Diese 

Aufgabe wird der Stadt und damit den Steu-

erzahler*innen zugeschoben, ohne dass es  

über seltene private Initiativen hinaus  einen 

angemessenen Beitrag derjenigen gibt, die 

mit der Nutzung des Baurechts viel Geld ver-

dienen. Und auch der Erhalt historischer Bau-

substanz und gewachsener Siedlungsstruk-

turen ist für die Stadt nur durchzusetzen, 

wenn der Denkmalschutz greift - und auch 

dann sind die Möglichkeiten begrenzt. 

Nur in sehr engen Grenzen, wenn Baurecht 

neu geschaffen oder wesentlich geändert 

wird, kann die Stadt Einfluss darauf nehmen, 

wie Grundstücke genutzt werden  was die 

Stadt seit 2014 auch konsequent tut, z.B. mit 

der Quote für geförderten Wohnungsbau, 

aber auch mit Vorgaben über Grünflächen 

und Freizeiteinrichtung. Nur wenn die Stadt 

Eigentümerin der zu bebauenden Grundstü-

cke ist, kann sie in Kauf- oder Erbpachtverträ-

gen weitergehende Vorgaben z.B. auch über 

Wohnungspreise bzw. -mieten machen oder 

bei Gewerbeflächen dafür sorgen, dass vor-

rangig der Bedarf von in Erlangen ansässigen 

Unternehmen erfüllt wird. 

Die fehlenden Möglichkeiten der Stadt, Bau-

lücken mobilisieren können, zwingt die Stadt 

dazu, zur Befriedigung des vorhandenen Be-

darfs für die Schaffung bezahlbarer Wohnun-

gen und der in Erlangen ansässigen Gewer-

bebetriebe mehr Flächen im Außenbereich in 

Anspruch zu nehmen, als mit Blick auf den Er-

halt der natürlichen Lebensgrundlagen gut 

wäre. Dem wirkt die Stadt durch eine be-

wusste Politik zur möglichst dichten Nutzung 

neu ausgewiesener Bauflächen  mehrstö-

ckiges Bauen, weitgehender Verzicht auf 

ebenerdige Parkplätze  zwar entgegen, 

kann es im bestehenden Bodenrecht aber 

nicht auflösen. 

Die Erlanger SPD will daher auch durch ein 

neues Bodenrecht, das der Bund schaffen 

muss, 

• mit einer Grundsteuer C  einem eigenen 
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Steuersatz für brachliegende Grundstü-

cke mit Baurecht  Anreize für die Nut-

zung von Bauflächen und Brachen zu set-

zen, 

• Bodenwertsteigerungen, die durch Pla-

nung und öffentliche Investitionen ent-

standen sind, zur Mitfinanzierung der 

kommunalen Vorleistungen und Folge-

lasten heranziehen, 

• für die Kommunen Instrumente schaffen, 

die das Durchsetzen von Gemeinwohlin-

teressen auch bei Baumaßnahmen im be-

stehenden Baurecht ermöglichen, 

• den Kommunen die Entscheidung über 

die Nutzung ihres gesamten Bodens ge-

ben, um insbesondere unterschiedliche 

Bodennutzungen einander zuordnen, 

Nutzungsbedingungen auferlegen und 

verschiedene, aber sich ergänzende Nut-

zungen auf einem Grundstück durchset-

zen zu können, 

• den Erwerb von Grundstücken nur zum 

Zweck der Vermögensanlage oder Spe-

kulation ausschließen, 

• außergewöhnliche realisierte und nicht-

realisierte Wertzuwächse von Boden be-

steuern; dabei muss die breite Masse der 

kleinen Haus- und Grundstücksbesit-

zer*innen durch Freibeträge und progres-

sive Gestaltung des Steuertarifs von zu-

sätzlichen Belastungen freigestellt wer-

den. 

Die begrenzten Möglichkeiten und Instru-

mente, die die Stadt bereits hat  wie Vorga-

ben in Bebauungsplänen, städtebauliche 

Verträge, Erhaltungs- und andere Schutzsat-

zungen, städtebauliche Entwicklungsmaß-

nahmen  wird die SPD weiterhin konse-

quent einsetzen, soweit dies rechtlich mög-

lich und zum Durchsetzen von Gemeinwohl-

belangen angemessen ist. 

 

5. Stadtentwicklung 

Die Entwicklung der Stadt Erlangen als Teil 

der Metropolregion Nürnberg ist abhängig 

von der Entwicklung im Verdichtungsraum 

Nürnberg-Fürth-Erlangen und den benach-

barten Landkreisen und Gemeinden. Die 

Probleme der Bereitstellung von Flächen für 

Wohnraum und für Industrie und Gewerbe, 

des Verkehrs, der Energie und Wasserversor-

gung, der Abfallwirtschaft, des Umweltschut-

zes usw. können in Zukunft immer weniger 

von einer Gemeinde allein gelöst werden. 

Dabei wird die Entwicklung des Großraums 

und damit der Stadt Erlangen auch getrieben 

von überregionalen Trends, denen sich die 

Stadt nicht entziehen kann, sondern mit de-

nen sie umgehen muss. Dazu gehört insbe-

sondere, dass sich  auch durch eine ver-

fehlte bayerische Landesentwicklungspolitik 

und Landesplanung  die wirtschaftliche 

Stärke Bayerns immer stärker auf die Bal-

lungsräume konzentriert. Die Folge davon ist 

ein starker Zuzug in diese Ballungsräume, 

weil die Menschen in die Nähe ihrer Arbeits-

plätze ziehen möchten. 

Diese Entwicklung zeigt sich auch in Erlan-

gen: Obwohl die Stadt seit langem nicht mehr 

aktiv um die Ansiedlung von neuen Unter-

nehmen in der Stadt wirbt, steigt die Zahl der 

Arbeitsplätze in Erlangen fortlaufend an. 

Diese entstehen durch Aus- und Neugrün-

dungen im Umfeld unserer Universität und 

bereits bestehender Unternehmen und auf 

Basis von Netzwerkeffekten zu bestehenden 

Unternehmen, die neue Unternehmen in un-

sere Stadt holen. 

Die Stadt Erlangen und ihre Bürger*innen 
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profitieren an vielen Stellen von dieser Ent-

wicklung, nicht zuletzt durch die Arbeits-

plätze, die in diesen Unternehmen bestehen. 

Gleichzeitig verschärft diese Entwicklung 

aber gerade die schon bestehenden Prob-

leme auf dem Wohnungsmarkt und im Ver-

kehr, weil auch die Zahl der Pendler*innen 

stetig zunimmt. 

In Bayern fehlen Strukturen, mit denen diese 

Probleme über die Grenzen von Kommunen 

hinweg klar strukturiert angegangen werden 

könnten. Die Landesplanung hat ihre Steue-

rungsfunktion weitgehend aufgegeben, die 

Regionalplanung ist nur schwach ausgestat-

tet. Dass Nürnberg, Fürth und Erlangen im 

Landesentwicklungsplan mittlerweile ge-

ihnen keine Instrumente in die Hand, auf die 

Verkehrs- und Siedlungsentwicklung im 

Großraum Einfluss zu nehmen. Der Sied-

lungsdruck führt zu einer häufig ungesteuer-

ten Flächenausweisung in den Gemeinden 

rund um die Städteachse, die so häufig die 

Verkehrsprobleme noch verschärft, weil sie 

sich nicht auf ÖPNV-Hauptachsen kon-

zentriert und häufig die Arbeitsplätze in der 

Städteachse nur mit dem PKW in akzeptabler 

Zeit erreichen können  mit allen ökologi-

schen Folgewirkungen. 

In den vergangenen Jahren ist es allerdings 

gelungen, trotz der fehlenden Mittel aus Lan-

des- und Regionalplanung durch freiwillige 

Kooperation zwischen der Städteachse und 

den Landkreisen und Umlandgemeinden zu 

einer etwas besser gesteuerten Entwicklung 

zu kommen und vor allem die Verkehrsprob-

leme, die durch die Situation entstehen, ge-

meinsam anzugehen. Das größte Beispiel da-

für ist die gemeinsame Planung für die Stadt-

Umland-Bahn, aber auch die GewoLand als 

Wohnungsbaugesellschaft in den Landkrei-

sen ist ein herausragendes Beispiel für die 

zunehmend gelingende Kooperation. Diese 

will die SPD Erlangen in den kommenden 

Jahren weiter ausbauen.
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III. Sozioökonomische Struktur Erlangens 

(Stand der Daten: Juni 2019) 

Die Umsetzung der Ziele sozialdemokrati-

scher Kommunalpolitik in einzelne Maßnah-

men in den verschiedenen Schwerpunktbe-

reichen muss ausgehen von den konkreten 

Bedürfnissen und Interessen der Menschen 

in unserer Stadt, die sich insgesamt in der so-

zioökonomischen Struktur widerspiegeln. 

Folgende Fakten und Basisdaten kennzeich-

nen im Wesentlichen die sozioökonomische 

Struktur in Erlangen: 

• Die Siemens AG, Framatome und die Uni-

versität allein beschäftigen einen großen 

Teil der Erlanger Arbeitnehmer*innen 

und bestimmen somit maßgeblich das 

Angebot an Arbeits- und Ausbildungs-

plätzen und das Einkommensniveau; ihre 

Planungen beeinflussen entscheidend 

die Entwicklung der Stadt. Insbesondere 

bei Siemens erhalten einzelnen Unter-

nehmensbereiche größere Eigenständig-

keit, was zu einer Diversifizierung der Er-

langer Wirtschaftsstruktur führt. 

• Die Beschäftigtenstruktur in Erlangen ist 

gekennzeichnet durch einen stark stei-

genden Anteil des Dienstleistungsbe-

reichs und der hochqualifizierten Ange-

stelltenarbeitsplätze im industriellen Sek-

tor. Der Anteil der in Erlangen sozialversi-

cherungspflichtig beschäftigten Frauen 

liegt mit rund 44,3 Prozent leicht unter-

halb des bayerischen (45,6 Prozent) und 

des Bundesdurchschnitts (46,1 Prozent). 

• Der in der offiziellen Statistik ausgewie-

sene Anteil der Beschäftigten im produ-

zierenden (sekundären) Sektor von 32,1 

Prozent liegt über dem Bundesdurch-

schnitt von 28,3 Prozent (Bayern 32,6 

Prozent), der Anteil der Beschäftigten im 

tertiären Sektor (Dienstleistungen, Han-

del und Verkehr) mit 67,7 Prozent darun-

ter (Bundesrepublik 70,8 Prozent, Bayern 

66,8 Prozent). Dabei ist allerdings zu be-

rücksichtigen, dass ein ständig wachsen-

der Teil der in der Erlanger Industrie Be-

lung, Organisation, Vertrieb) täti

tions- und Tätigkeitsstruktur her zeigt Er-

langen daher alle Merkmale eines moder-

nen Dienstleistungszentrums. 

• Die Zahl der sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten in Erlangen ist nach deutli-

chen Anstiegen von 1974 bis 1992 und 

2005 bis Ende 2012 relativ konstant. Die 

Zahl der Beschäftigungsverhältnisse 

stieg 2005-2011 um 24,0 Prozent auf 

101.885, die der atypischen Beschäfti-

gungsverhältnisse (Teilzeit, Leiharbeit, 

Minijobs) um 37,4 Prozent auf 35.599. 

Der Anteil der atypischen Beschäftigung 

an allen Beschäftigungsverhältnissen be-

trug 2012 in Erlangen 34,9 Prozent (Bun-

desrepublik 40,7 Prozent, Bayern: 40,1 

Prozent), bei den Frauen (2011) 67,3 Pro-

zent (Bundesrepublik 54,0 Prozent, Bay-

ern: 71,0 Prozent). 

• Die Arbeitslosigkeit ist in Erlangen bis An-

fang der 1980er Jahre überdurchschnitt-

lich rasch angestiegen. In den 1990er-

Jahren hat die Arbeitslosenquote bis 

1997 dramatisch auf 10,2 Prozent zuge-

nommen, um über 7,9 Prozent (2005) und 

4,1 Prozent (2013) auf nun 3,5 Prozent zu-

rückzugehen. Die Jugendarbeitslosigkeit 

liegt in Erlangen mit 3,3 Prozent deutlich 

unter dem Bundesdurchschnitt (4,9 Pro-



Kommunalpolitisches Programm der SPD Erlangen 2020 - 2026 

 

Seite 26 

zent). Besonders von Arbeitslosigkeit be-

troffen sind in Erlangen wie in Gesamt-

deutschland Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer über 50 Jahren, niedrig Qua-

lifizierte, Ausländerinnen und Ausländer. 

Bei der sogenannten Sockelarbeitslosig-

keit der Langzeitarbeitslosen hat sich 

ausgebildet, der auch unter relativ güns-

tigen Vermittlungsbedingungen nicht re-

duziert werden konnte (Juli 2019: 812 Per-

sonen). Dafür sind zunächst die allgemein 

wirkenden Ursachen der Massenarbeits-

losigkeit verantwortlich: 

- Kapitalistische Wirtschaftsstruktur-

krise bei geändertem Erwerbs- und 

Bildungsverhalten, vor allem der 

Frauen, 

- Übertritt der geburtenstarken Jahr-

gänge ins Erwerbsleben, 

- Veränderungen der Qualifikationsan-

forderungen durch technisch vermit-

telten Strukturwandel der Arbeit, 

- Modernisierungs- und Rationalisie-

rungsstrategien der Unternehmen 

und beschäftigungspolitische Defi-

zite. 

In Erlangen macht sich darüber hinaus als 

Besonderheit bemerkbar, dass das Qua-

lifikationsanforderungsprofil der Wirt-

schaft und die Qualifikationsstruktur der 

Erlanger Bevölkerung immer weiter aus-

einanderfallen: Der Arbeitskräftebedarf 

wird in erheblichem Umfang aus den 

überregionalen Arbeitsmärkten gedeckt. 

• Der insbesondere durch die Digitalisie-

rung beschleunigte stetige Wandel der 

Arbeits- und Wirtschaftsstruktur und die 

hohe Exportorientierung der Erlanger 

Wirtschaft bergen für die künftige Ent-

wicklung der Erlanger Wirtschaftsstruktur 

und des Arbeitsmarktes neben Chancen 

für Arbeit und Lebensqualität auch erheb-

liche Unsicherheiten. Das hohe Rationali-

sierungspotential insbesondere der 

Dienstleistungstätigkeiten in allen Sekto-

ren lässt erhebliche Veränderungen von 

Produktion und Arbeit sowie der Beschäf-

tigungs- und Qualifikationsstruktur erwar-

ten. Weltmarkt- und Währungskrisen kön-

nen in Erlangen besonders schnell und 

stark auf Produktion und Beschäftigung 

durchschlagen. 

• Das Durchschnittseinkommen in Erlan-

gen liegt im Bundesvergleich hoch, be-

dingt durch den besonders hohen Anteil 

an Angestellten, speziell an Akademi-

ker*innen, und deren weit überdurch-

schnittlichen Einkommen. Erlangen liegt 

mit einer Kaufkraft von rund 28.000 Euro 

pro Kopf (Bayern: rund 26.000, Deutsch-

land: rund 24.000) auf dem 2. Platz aller 

deutschen Stadtkreise und an 11. Stelle al-

ler deutschen Kreise und Städte. 

• Der relativ hohe, das Image Erlangens 

bestimmende Lebensstandard großer 

Bevölkerungsteile verstellt jedoch leicht 

den Blick darauf, dass gerade auch in Er-

langen als Folge des kapitalistisch präg-

ten Strukturwandels und des politisch 

verursachten Sozialabbaus massive sozi-

ale Polarisierungsprozesse ablaufen und 

neue soziale Brennpunkte entstehen. 

erade in Er-

langen gesellschaftliche Realität: Nach 

dem Sozialbericht 2015 haben knapp 5 

Prozent der Einwohner*innen weniger als 

400 Euro pro Monat zum Leben, ist fast 

jeder 4. Haushalt von Alleinerziehenden 

auf Hartz IV angewiesen und sind rund 40 

Prozent der Alleinerziehenden  mehr als 

90 Prozent von ihnen Frauen  arm. Der 

Anteil der Hartz-IV-Empfänger*innen an 

den unter 65-Jährigen beträgt 5,3 Pro-

zent. 

• Zu den sozial und gesellschaftlich beson-

ders benachteiligten Bevölkerungsgrup-

pen zählen die Arbeitslosen (2.249, da-

von 812 oder 36,1 Prozent Langzeitar-

beitslose), die Flüchtlinge und Asylbe-
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werber*innen (rund 2.200) und die Ob-

dachlosen (rund 300). 

Weitere wichtige Strukturdaten in Erlangen 

sind 

• Zur Wohnbevölkerung von 113.752 kom-

men täglich als Einpendler*innen 62.400 

Beschäftigte und ein großer Teil der 

knapp 30.000 in Erlangen Studierenden. 

Nur 30,2 Prozent der in Erlangen sozial-

versicherungspflichtig Beschäftigten ha-

ben ihren Wohnsitz in Erlangen 

• Durch die große Anzahl von Einpend-

ler*innen werden insbesondere die Ver-

kehrsprobleme der Stadt von außen her 

erzeugt. 

• Die Altersstruktur der Erlanger Bevölke-

rung zeigt einen durchschnittlichen Anteil 

an Kindern und Jugendlichen (13,1 Pro-

zent bis 15 Jahre und einen leicht unter-

durchschnittlichen Anteil an älteren Mit-

bürger*innen (18,1 Prozent 65 Jahre und 

älter). 

• 48,7 Prozent der privaten Haushalte sind 

Single-Haushalte. 

• Der Ausländeranteil in Erlangen beträgt 

19,3 Prozent der Wohnbevölkerung. Zum 

Teil leben diese ausländischen Mitbür-

ger*innen seit langem und unter den 

durchschnittlich gleichen Bedingungen in 

Erlangen wie die einheimischen Bür-

ger*innen. Ein anderer Teil von ihnen, ins-

besondere zahlreiche ausländische Fa-

milien und ihre Kinder, sind auch in Erlan-

gen besonderen gesellschaftlichen und 

sozialen Benachteiligungen ausgesetzt. 

Daneben leben in Erlangen auch eine 

große Zahl Spätaussiedler*innen aus den 

ehemaligen Sowjetrepubliken. 

• Ein hoher Bildungsstand: Die Übertritts-

quote von der Grundschule zu den Gym-

nasien beträgt 64 Prozent, zu den Real-

schulen 21 Prozent. 61 Prozent der über 

18-jährigen Bevölkerung Erlangens verfü-

gen über (Fach-)Hochschulreife, 22 Pro-

zent über Mittlere Reife, nur 1 Prozent hat 

keinen Schulabschluss. Die Akademiker-

quote beträgt gut 33 Prozent. 

• Bemerkenswert ist schließlich die hohe 

Mobilität der Erlanger Wohnbevölkerung: 

Mit 8.000 bis 9.000 Zu- und Wegzügen 

pro Jahr wird per Saldo jährlich ein Zwölf-

tel der Bevölkerung ausgetauscht. 
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IV. Ziele und Perspektiven 

1. Gelebte Demokratie in der Kommune  Transparenz, Beteiligung und 

ehrenamtliches Engagement 

1.1 Ziele  

Zivilgesellschaftliches Engagement in Form 

von bürgerschaftlicher Selbstorganisation, 

politischer Beteiligung und gesellschaftlicher 

Mitwirkung in allen Bereichen unseres Ge-

meinwesens ist Fundament, Ressource und 

Resonanzboden für die Weiterentwicklung 

von Demokratie und Gesellschaft. 

Die Stadt Erlangen braucht als Kommune den 

Respekt vor der und die Sensibilität für die 

Vielfalt der Erscheinungsformen des bürger-

schaftlichen Engagements, um den Wün-

schen und Bedürfnissen der Ehrenamtlichen 

gerecht zu werden. 

Sie braucht den konzeptionellen Mut und die 

kreative Kraft, um die demokratischen und 

sozialen Potenziale des bürgerschaftlichen 

Engagements im Rahmen einer gesamtge-

sellschaftlich verankerten und instrumenten-

reichen Bürgergesellschaft stetig und aktiv 

weiterzuentwickeln. Davon wird die künftige 

Lebensqualität in Erlangen entscheidend mit 

abhängen. 

Mehr Lebensqualität und Chancengleichheit 

in einer solidarischen Stadtgesellschaft kön-

nen nicht allein über den Stadtrat und mit ver-

waltungstechnischen Mitteln erreicht wer-

den. Lebensqualität und Chancengleichheit 

hängen in entscheidendem Maße davon ab, 

inwieweit die Bürgerinnen und Bürger Mög-

lichkeiten zur freien Gestaltung ihres Lebens-

bereiches und zur Mitbestimmung des ge-

sellschaftlichen und politischen Lebens ha-

ben. 

Die Erlanger SPD will daher in allen kommu-

nalpolitischen Bereichen, in denen es unter 

den gegenwärtigen rechtlichen Vorausset-

zungen möglich ist, die unmittelbare und 

möglichst intensive Beteiligung der Bürgerin-

nen und Bürger an den Entscheidungen auf 

der Grundlage des bisher Erreichten und bis-

heriger Erfahrungen mit unterschiedlichen 

Formen und Formaten weiter ausbauen, eine 

größere Bürgernähe kommunaler Dienste 

und Tätigkeiten erreichen und so dazu beitra-

gen, dass die Bürgerinnen und Bürger die 

Wahrnehmung ihrer Interessen und die Ge-

staltung ihrer Lebensbereiche verstärkt 

selbst in die Hand nehmen können. 

Bürgerinnen und Bürger sind die Expert*in-

nen für ihre Stadt. Durch Beteiligung wird 

kommunale Planung verbessert. Die reprä-

sentative Vertretung der Bürgerinnen und 

Bürger durch den Stadtrat muss daher ver-

bunden sein mit Formen unmittelbarer Betei-

ligung. Nur so erhalten die Bürgerinnen und 

Bürger frühzeitig die notwendigen Informati-

onen über kommunale Planungen und Ent-

scheidungsprozesse, können ihre Bedürf-

nisse und Forderungen formulieren und ein-

bringen sowie deren Durchsetzung kontrol-

lieren und mitentscheiden Gerade in der 

Kommune ist die Erfahrung der Bürgerinnen 

und Bürger, ihre Interessen durch Information 

und Mitwirkung durchsetzen zu können, von 
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großer Bedeutung für die Stärkung des de-

mokratischen Bewusstseins und Handelns. 

Zum neuen Bild von Politikerinnen und Politi-

kern und zu einer Stadtpolitik im Dialog passt 

es deshalb durchaus, wenn wir uns auch als 

Laboratorium zur Weiterentwicklung der De-

mokratie verstehen. Politisches und soziales 

Engagement sind gleich wichtig und gleich 

unterstützungswürdig. Die Beteiligung der 

Bürger*innen verstehen wir als Unterstüt-

zung und Ergänzung der Arbeit der gewähl-

ten Stadtratsmitglieder, die unter möglichst 

weitgehender Berücksichtigung und öffent-

lich begründeter Abwägung der von den Bür-

ger*innen formulierten Vorschläge und Anlie-

gen nach wie vor ihrer Verantwortung nach-

kommen müssen, in vielen Fällen im Sinne 

des Gemeinwohls abschließend zu entschei-

den. 

Ein Großteil an sozialer Unterstützung wird 

durch Nachbarschaft, Vereine und Initiativen, 

Kirchengemeinden, Religionsgemeinschaf-

ten und durch die Wohlfahrtsverbände er-

bracht. Überwiegend erfolgt diese für die 

Stadtgesellschaft unverzichtbare Arbeit eh-

renamtlich. 

Diese ehrenamtliche Arbeit gilt es auch wei-

terhin zu unterstützen. Dabei gehören ehren-

amtliche Arbeit und eigenständige demokra-

tische Strukturen in Vereinen, Verbänden 

und Initiativen unmittelbar zusammen. Die 

Tätigkeit dieser vielen ehrenamtlich aktiven 

Erlangerinnen und Erlanger soll auch weiter-

hin ausreichend gefördert werden. 

Bürgerschaftliches Engagement und Ehren-

amt sind unverzichtbar für die Gesellschaft. 

Das Ehrenamt darf allerdings nicht miss-

braucht werden, um Sparmaßnahmen des 

Staates oder der Stadt auszugleichen. 

1.2 Rahmenbedingungen: 

Bürgerschaftliches Engagement ist eng und 

systematisch mit der Bürgerbeteiligung in 

vielen möglichen Erscheinungsformen direk-

ter Demokratie verbunden. 

Der kommunale Bürgerentscheid hat sich 

seit seiner Einführung in Erlangen zu einem 

wichtigen Instrument der demokratischen 

Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger ent-

wickelt. Die Erlanger SPD, die die Einführung 

dieses Instruments gefordert hat, unterstützt 

seine Anwendung und wird die Ergebnisse 

solcher Entscheidungen auch über die ge-

setzliche Bindungswirkung hinaus respektie-

ren. 

Erlangen ist seit 2014 in Bayern wegweisend 

in Bezug auf das Ausmaß der Bürgerbeteili-

gung und die Einführung neuer Formen der 

Partizipation. 

• Mit dem Leitbild Gute Bürgerbeteiligung 

in Erlangen, das von Bürger*innen, Ver-

waltung und Stadtrat gemeinsam erarbei-

tet und 2016 beschlossen wurde, hat sich 

Erlangen ein gemeinsames Verständnis 

von Bürgerbeteiligung gegeben. Über 

die schrittweise Umsetzung des Leitbilds 

wird seitdem wiederkehrend berichtet. 

Seit der Einführung der Stadtteilbeiräte 

gibt es in Erlangen endlich flächende-

ckend stadtteilbezogene Gremien. Ver-

waltung und Stadtrat unterstützen die Ar-

beit der Stadtteilbeiräte, unter anderem 

auch durch die Einführung eigener 

Budgetmittel 2019.  

• Als erste Kommune in Bayern überhaupt 

gibt es in Erlangen seit 2018 eine Vorha-

benliste. Sie bietet einen Überblick über 

die wichtigsten kommunalen Planungen 

und Vorhaben und erhöht signifikant die 

Transparenz städtischen Handelns.  

• Die Stadt Erlangen hat begonnen, mit 

Hilfe des Instruments der kooperativen 

Planung formalisierte Planungsprozesse 

(z.B. Bebauungsplanung) um informellere 

und leichter zugängliche Prozesse zu er-

gänzen. Die Stadt Erlangen legt bei der 

Konzeption von Projekten inzwischen 

großen Wert darauf, passgenaue und 

zielgruppengerechte Formate der Bür-

gerbeteiligung zu anzubieten. Im Sinne 
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des Leitbilds reicht das Spektrum der Be-

teiligung dabei von reiner Information 

über Beratung und Mitwirkung bis hin zur 

Mitentscheidung. Beispielhafte Prozesse 

sind die Planung der Stadt-Umland-Bahn, 

der Verkehrsentwicklungsplan, die Pla-

nung der Stadtteilhäuser in Kriegenbrunn 

und Büchenbach-West, die Gestaltung 

der Außenanlagen des BBGZ, etc.  

• Die Bürgerversammlungen wurden durch 

kleine Maßnahmen neugestaltet. Es gibt 

mehr Raum für Diskussion, die Öffentlich-

keitsarbeit im Vorfeld wurde verbessert, 

die Vorsitzenden der Orts- und Stadtteil-

beiratsvorsitzenden werden einbezogen. 

• Die Zahl der Bürgersprechstunden des 

Oberbürgermeisters wurde erhöht, um 

noch mehr Bürgerinnen und Bürgern den 

direkten Kontakt mit dem Oberbürger-

meister zu ermöglichen. Darüber hinaus 

bietet der Oberbürgermeister anlassbe-

zogen immer wieder Termine an, um 

Probleme und Sachverhalte vor Ort direkt 

zu besprechen. 

• Die städtischen Informationsangebote 

wurden konsequent weiterentwickelt. Mit 

lich ein zeitgemäßes gedrucktes Informa-

tionsangebot aus dem Rathaus. Die Inter-

netseiten von erlangen.de wurden in der 

bisherigen Struktur punktuell verbessert 

und sollen in den kommenden Monaten 

grundlegend überarbeitet werden. Die 

Stadt intensiviert ihre Präsenz in den so-

zialen Medien. Ein Schwerpunkt der Be-

teiligung war die Erstellung eines Beteili-

gungskonzepts für Kinder und Jugendli-

che. Nach dem Beschluss geht es in den 

kommenden Jahren nun darum, die Be-

teiligung von Kindern und Jugendlichen 

konsequent auszubauen. 

• Zur Unterstützung ehrenamtlicher Arbeit 

wurden in der Verwaltung Stellen zur Ko-

ordination in der Verwaltung und Betreu-

ung der Stadtteilbeiräte geschaffen. 

Bürgerbeteiligung ist ein Lernprozess für alle 

Beteiligten, den wir seitens des Stadtrats und 

der Verwaltung in den kommenden Jahren 

weiter mit Nachdruck voranbringen wollen. 

Dabei werden wir auch künftig die Wider-

sprüche und Herausforderungen offen be-

nennen und Lösungen entwickeln. Dabei 

werden wir insbesondere folgende Fragen 

beachten und weiter diskutieren: 

• Wie kann sichergestellt werden, dass bei 

Einbeziehung auch von legitimen Ein-

zelinteressen am Ende das Gemeinwohl 

den Ausschlag gibt? 

• Wie können Gruppen, die sich bisher 

kaum artikulieren bzw. artikulieren kön-

nen, motiviert und aktiviert werden? Bei-

spiele dafür sind: sozial benachteiligte 

Menschen, ältere Menschen mit Mobili-

tätseinschränkungen, Menschen ohne 

Zugang zu digitalen Medien, Menschen 

mit Behinderung, Geflüchtete, Menschen 

mit geringen Deutschkenntnissen bzw. 

fehlender oder geringer Alphabetisie-

rung, etc. 

• Wie lässt sich vermeiden, dass bestimmte 

Gruppen zu Lasten anderer offene Dis-

kussionen und Beteiligungsprozesse do-

minieren? Wie können Missverständnisse 

und Grenzen im Zusammenhang mit Be-

teiligung möglichst zu Beginn vermieden 

bzw. aufgeklärt werden? Dazu muss je-

weils klar benannt werden, welchen Um-

fang die jeweilige Beteiligung hat (Infor-

mation  Beratung  Mitwirkung  Mitent-

scheidung), wer letztlich die Entschei-

dung trifft, und dass Beteiligung nicht un-

bedingt bedeutet, dass jede*r seine 

Sichtweisen und Interessen vollständig 

durchsetzen und am Ende des Prozesses 

stets ein Konsens erzielt werden kann. 

1.3 Forderungen und Perspektiven 

Stadtpolitik im Dialog 

Beteiligung und Information gehören eng zu-

sammen, denn erst das Wissen um die Um-

stände ermöglicht es der Bürgerschaft, sich 
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über die Betroffenheit hinaus intensiver mit 

einem Thema zu beschäftigten und ihr Anlie-

gen zu artikulieren. Die Erlanger SPD steht 

auch in der Stadtratsperiode 2020-2026 für 

eine weitere Verbesserung der Einbeziehung 

der Bürgerinnen und Bürger. Das Leitbild 

Gute Bürgerbeteiligung in Erlangen wollen 

wir jeden Tag mit Leben füllen.  

• Die vielfältigen Instrumente der Bürger-

beteiligung, die wir seit 2014 eingeführt 

haben, wollen wir weiterentwickeln. Wei-

terhin werden wir neue Instrumente und 

Formate erproben. Gemeinsam mit den 

Bürger*innen werden wir diskutieren, 

welche Instrumente sich bewährt haben, 

in welchen Fällen sie geeignet sind und 

wo sie verändert werden müssen.  

• Wir werden die frühzeitige Einbindung 

der Interessen und Bedenken der Bürge-

rinnen und Bürger sowie von Institutionen 

und Verbänden bei neuen Großprojekten 

fortführen und weiter verbessern. 

• Insbesondere das Verfahren der koope-

rativen Planung werden wir bei Großpro-

jekten ausbauen und möglichst breit ein-

setzen. Auch aktivierende Formen der 

Bürgerbeteiligung in den Stadtteilen hal-

ten wir für ein wichtiges Instrument, um 

allen Gruppen der Stadtbevölkerung die 

Gelegenheit zu bieten, ihre Anliegen zu 

artikulieren. 

• Die Arbeit der auf unseren Antrag einge-

führten Stadtteilbeiräte wie der Ortsbei-

räte wollen wir stärken und mit ihnen ge-

meinsam weiterentwickeln. Dabei wer-

den wir die Ergebnisse des gemeinsa-

men Workshops, der auf Antrag der SPD 

im Herbst 2019 stattfindet, einbeziehen. 

Für die Mitglieder der Stadtteilbeiräte 

werden wir Qualifikations- und Informati-

onsveranstaltungen der Stadt durchfüh-

ren und die enge Zusammenarbeit mit 

den Mitgliedern der SPD-Fraktion fortset-

zen. Anträge aus den Stadtteil- und Orts-

beiräten sollen auch künftig wie Anträge 

des Stadtrats behandelt werden. 

• Gerade angesichts der großen Anstren-

gungen, die auch in den kommenden 

Jahren im Wohnungsbau erforderlich 

sein werden, ist es von großer Bedeu-

tung, dass die Projekte auf möglichst 

große Akzeptanz bei allen Beteiligten  

Mieter*innen ebenso wie Nachbar*innen 

 stoßen. Planerische Instrumente spie-

len dabei eine Rolle. Vor allem aber 

kommt den Wohnungsbauunternehmen 

in der Stadt die Aufgabe zu, die beste-

henden Beteiligungsmöglichkeiten auf 

Basis der bisherigen Erfahrungen zu be-

werten. Speziell auf die städtische Woh-

nungsbaugesellschaft GeWoBau bezo-

gen bedeutet das für uns: Die seit 2014 

gestärkten Mitwirkungsmöglichkeiten 

der Mieterinnen und Mieter sind weiter-

zuführen und auszubauen. Auch die Inte-

ressen der Anwohnerinnen und Anwoh-

ner sind in geeigneter Weise einzubezie-

hen. Geeignete Instrumente dafür sind 

neben den sogenann

tungen, die Arbeit der Stadtteilbüros und 

die Aktivierung von Mieter*innen durch 

Mitarbeiter*innen der Gewobau 

• Die Arbeit von Bürgerinitiativen wollen 

wir weiterhin fördern, sofern diese demo-

kratisch sind und nicht den Interessen 

Einzelner oder einiger Weniger dienen, 

• Die direkte Beteiligung von Frauen an 

kommunalpolitischen Maßnahmen und 

Vorhaben wollen wir sichern durch regel-

mäßige Bürgerinnenversammlungen in 

den Stadtteilen und für das gesamte 

Stadtgebiet. Alle Formate der Bürgerbe-

teiligung werden wir daraufhin überprü-

fen, ob sie die Mitwirkung von Frauen för-

dern. 

• Kinder und Jugendliche wollen wir moti-

vieren, ihre Anliegen ein- und voranzu-

bringen und sich am Stadtgeschehen ak-

tiv zu beteiligen. Das heißt zum einen die 

Arbeit des Jugendparlaments aktiv zu un-

terstützen und darüber hinaus auch neue 
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Formen des Austauschs und der aktiven 

Beteiligung durch Beteiligungsprojekte 

der offenen Kinder- und Jugendarbeit be-

darfsgerecht aufzustellen und weiter zu 

entwickeln (s. Kapitel IV.14 Selbstbe-

wusst, selbstbestimmt und solidarisch  

Junge Menschen ). 

• Wir werden vermehrt Angebote schaffen, 

die es interessierten Bürger*innen er-

möglichen, Grundlagenwissen über kom-

munales Handeln, z. B. in Planungspro-

zessen, zu erwerben. Dies kann in Zu-

sammenarbeit mit den Orts- und Stadtteil-

beiräten, den Bürgerzentren in den Stadt-

teilen und der Volkshochschule erfolgen. 

• Die Öffentlichkeitsarbeit der Verwaltung, 

die ständigen Informations- und Artikula-

tionsangebote der Verwaltung für die 

Bürger*innen, die seit 2014 an Transpa-

renz und Umfang enorm zugenommen 

haben, werden wir weiterführen und stär-

ken. Dies gilt z. B. für die Vorhabenliste, 

den Mängelmelder, die städtische Home-

page und die Präsenz in sozialen Medien 

sowie Veröffentlichungen der städti-

schen Dienststellen. Die Stadt Erlangen 

soll die Stadtteil- und Ortsbeiräte weiter-

hin in ihrer Öffentlichkeitsarbeit unterstüt-

zen. Wir befürworten einen Ausbau der 

Online-Nutzungsmöglichkeiten und mehr 

Möglichkeiten zum Dialog im Internet 

(siehe Kapitel IV.7 Den digitalen Wandel 

kommunal gestalten ). Bei allen Veröf-

fentlichungen und Online-Angeboten 

werden wir Barrierefreiheit weitgehend 

verwirklichen und die Angebote in einfa-

cher und in leichter Sprache weiter aus-

bauen. 

Bürgerbudget 

Die Orts- und Stadtteilbeiräte verfügen seit 

2019 über Budgets, die sie nach eigenem Er-

messen einsetzen können. Aufbauend da-

rauf wollen wir auch prüfen, wie ein Bürger-

budget eingeführt werden kann, bei dem die 

Bürger*innen direkt entscheiden können, 

welche Projekte in ihrem Stadtteil finanziert 

werden können. Als ersten Schritt wollen wir 

dieses Instrument in einem Pilotprojekt in ei-

nem Stadtteil erproben. Bürgerbudgets ha-

ben sich in anderen Städten, insbesondere in 

unserer Partnerstadt Rennes, als Beteili-

gungsinstrument bewährt. 

Ehrenamtliches Engagement stärken 

Wir wollen dafür sorgen, dass ehrenamtliche 

Arbeit besser wahrgenommen, wertge-

schätzt, gefördert und koordiniert wird. Eh-

renamtlich tätige Beirätinnen und Beiräte und 

allgemein ehrenamtlich tätige Mitbürgerin-

nen und Mitbürger müssen in ihrem gesell-

schaftlich wichtigen Engagement unterstützt, 

gefördert, fortgebildet und wertgeschätzt 

werden. 

• Dafür braucht Ehrenamt hauptamtliche 

Unterstützung durch die Stadtverwal-

tung. Die Stellen in der Stadtverwaltung, 

die Ehrenamt begleiten und unterstützen, 

müssen mit ausreichenden personellen 

und finanziellen Ressourcen ausgestattet 

sein. Ziel ist es, bürgerschaftliches Enga-

gement in seiner Vielfalt zu fördern und 

insbesondere die Kommunikation und 

Kooperation der Akteurinnen und Ak-

teure vor Ort voranzutreiben. Wir wollen 

die Arbeit der Organisationen, Vereine, 

Vereinsgruppen und kommunalen 

Dienststellen weiterhin besonders unter-

stützen und koordinieren. 

• Die Bayerische Ehrenamtskarte und die 

Erlanger AktivCard als Anerkennung des 

Engagements der ehrenamtlich Tätigen 

wollen wir beibehalten.  

Den Runden Tisch Ehrenamt wollen wir fort-

führen und weiterentwickeln. Gleiches gilt 

auch für die Veranstaltungen zur öffentlichen 

Würdigung des Ehrenamts. 
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2. Arbeit schaffen  Strukturwandel gestalten: Arbeit und Wirtschaft 

2.1 Ziele 

Das Ziel sozialdemokratischer Wirtschaftspo-

litik ist die ökonomisch (volkswirtschaftlich) 

effiziente, sozial gerechte und ökologisch 

nachhaltige Entwicklung der Produktion und 

Verteilung von Gütern und Dienstleistungen, 

deren einzige Quellen die menschliche Ar-

beit und die Natur sind. Im Mittelpunkt stehen 

dahe

Sicherung und Verbesserung des sozialen 

und kulturellen Lebens, die Erhaltung von Na-

tur und Umwelt und die demokratische Betei-

ligung der Betroffenen. Auch die Kommunal-

politik hat sich diesen Zielen unterzuordnen. 

Innerhalb der heute bestehenden Wirt-

schaftsordnung stehen die Anforderungen 

aus der privaten Wirtschaft häufig im Konflikt 

mit den denen des gesellschaftlichen Zusam-

menlebens. Politik hat, gerade in der Kom-

mune, daher immer auch die Aufgabe, neben 

der Herstellung ökonomisch günstiger Rah-

menbedingungen für die Wirtschaft 

• die sozialen Folgen wirtschaftlicher Kri-

senprozesse und des Strukturwandels für 

die Betroffenen abzumildern, 

• einer Polarisierung der Gesellschaft ent-

gegenzuwirken, die  neben den florie-

renden Sektoren  ganze Bevölkerungs-

gruppen ausgrenzt, 

• die Beschäftigung in den ihr zugängli-

chen Bereichen zu stabilisieren und mög-

lichst qualifizierte Arbeitsplätze für die 

Gruppen der Arbeitnehmer*innen zu er-

halten und zu schaffen, die von der Aus-

grenzung bedroht oder betroffen sind, 

• öffentliche Dienstleistungen, insbeson-

dere die sozialen, ökologischen und kul-

turellen Dienste, nach den Kriterien des 

Bedarfs und der Beschäftigungsauswir-

kung auszubauen 

• und den gesellschaftlichen Strukturwan-

del aktiv im Interesse und nach den Be-

dürfnissen der Mehrheit der Menschen zu 

gestalten. 

Sozialdemokratische Wirtschaftspolitik muss 

daher versuchen, konsequent und abge-

stimmt auf allen Ebenen staatlicher Tätigkeit, 

in Bund, Ländern und Gemeinden, die beste-

henden Handlungsmöglichkeiten auszu-

schöpfen und zu erweitern. Die Möglichkei-

ten der Kommune zu einer beschäftigungs-

orientierten und wirtschaftlich wie ökologisch 

nachhaltigen Wirtschaftspolitik sind zu nut-

zen. Der Beitrag kann ausgeweitet werden 

über aktive Gestaltungspolitik in den Berei-

chen, in denen die Kommune selbst als Ar-

beitgeberin und Investorin auftritt oder Güter 

und Dienstleistungen anbietet. Gerade des-

halb kommt der Ausschöpfung aller gegebe-

nen Finanzierungsmöglichkeiten zur Siche-

rung und Stärkung der kommunalen Wirt-

schaft besondere Bedeutung zu. 

Zentrale Anliegen sozialdemokratischer 

kommunaler Wirtschafts- und Beschäfti-

gungspolitik bleiben die aktive Bekämpfung 

der Arbeitslosigkeit, insbesondere der sich 

verfestigenden Langzeitarbeitslosigkeit und 

der Jugendarbeitslosigkeit, und die Abschaf-

fung nicht-existenzsichernder Arbeitsverhält-

nisse. 

Unter Ausnutzung aller Spielräume entwi-

ckeln wir unsere sozialdemokratische kom-

munale Wirtschaftspolitik nach folgenden Kri-

terien: 

• Zahl der direkt oder indirekt gesicherten 

oder geschaffenen Arbeits- und Ausbil-

dungsplätze unter Berücksichtigung der 
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am Arbeitsmarkt besonders Benachteilig-

ten; 

• Arbeitsbedingungen in den Betrieben 

und Verwaltungen: Tarifgebundenheit, 

Gleichstellung von Männern und Frauen 

(Frauenförderpläne), Einhaltung der er-

kämpften Mitbestimmungsrechte der Be-

triebsräte und Gewerkschaften, Einhal-

tung der Arbeitsschutzbestimmungen, fa-

milienfreundliche Arbeitszeitregelungen; 

• Strukturpolitische Auswirkungen und Zu-

kunftssicherheit: Neu geschaffene Ar-

beitsplätze sollen zur vielfältigen Erweite-

rung der Erlanger Wirtschaftsstruktur bei-

tragen. Dabei ist in Zukunft darauf zu ach-

ten, dass die geschaffenen Arbeitsplätze 

den Qualifikationen der Arbeitnehmer*in-

nen in Erlangen entsprechen. Sie sollen 

sowohl hinsichtlich der eingesetzten Pro-

duktionsverfahren und Arbeitsmethoden 

als auch der produzierten Güter und 

Dienstleistungen Zukunftsperspektiven 

für die Beschäftigten eröffnen und auf 

den gesellschaftlichen, d. h. sozialen und 

ökologischen Bedarf, bezogen sein; 

• Bereitschaft der Betriebe und Verwaltun-

gen zu einer kontinuierlichen Aus- und 

Weiterbildung ihrer Arbeitnehmer*innen, 

• Berücksichtigung der sozialen und ökolo-

gischen Auswirkungen bei Betriebsan-

siedlungen oder -verlagerungen, insbe-

sondere bezüglich der räumlichen Zuord-

nung von Wohnungen und Arbeitsplätzen 

und deren Auswirkungen auf die Umwelt; 

• Sicherung und Verbesserung der be-

darfsgerechten Versorgung der Bür-

ger*innen: Die Stellung der Bürger*innen 

als Verbraucher*innen ist zu stärken. Es 

muss sichergestellt werden, dass alle 

Wohnviertel und Stadtteile ausreichend 

über Einrichtungen zur Deckung des all-

gemeinen Bedarfs verfügen; 

• Abstimmung der Planungen und Maß-

nahmen zur Wirtschaftsförderung mit den 

benachbarten Städten und Landkreisen. 

Auch die Erlanger Wirtschaft steht durch die 

Auswirkungen der Globalisierung der Märkte, 

durch Arbeitslosigkeit, die krisenhaften Ent-

wicklungen auf den internationalen Kapital- 

und Finanzmärkten, durch die Entwicklung 

prekärer Arbeitsverhältnisse (kurzfristige Ar-

beitsverträge, Leiharbeit, Werkverträge, 

Praktika u.v.a.m.) und durch ökologische Er-

fordernisse ständig vor wichtigen Herausfor-

derungen. 

Wir sehen unsere Aufgabe darin, den sich 

verändernden Rahmenbedingungen Rech-

nung zu tragen und eine Arbeitsplätze schaf-

fende und erhaltende, sozial- und geschlech-

tergerechte, durch Arbeitnehmer*innen mit-

bestimmte, ökologisch verträgliche Wirt-

schaftsstruktur zu fördern. Wir lehnen eine 

weitere Privatisierung von städtischen Aufga-

ben und Betrieben ab. 

Wir wollen in Erlangen eine Wirtschaftsstruk-

tur erhalten und weiterentwickeln, die die Er-

fordernisse international tätiger Großunter-

nehmen wie Siemens erfüllt und gleichzeitig 

nicht mehr von der wirtschaftlichen Situation 

und Beschäftigungslage in einzelnen Wirt-

schaftszweigen abhängig ist. Diese Aufga-

ben können wir nicht allein bewältigen, es 

bedarf dabei der Zusammenarbeit mit Bund, 

Freistaat Bayern und vor allem auch mit der 

Wirtschaft und den Gewerkschaften. 

2.2 Rahmenbedingungen 

Die Erlanger Wirtschaft sieht sich in wesentli-

chen Punkten den gleichen Herausforderun-

gen ausgesetzt wie die Stadtgesellschaft im 

Allgemeinen: Der Mangel an Flächen, der 

Mangel an Wohnraum und die im Berufsver-

kehr belastete Verkehrssituation bedrohen 

die wirtschaftliche Entwicklung. 

Es gibt in Erlangen praktisch keine freien Ge-

werbeflächen mehr. Der Mangel führte zu ei-

nem erheblichen Anstieg der Preise für Flä-

chen. Dies bedeutet, dass in den wenigen 

Fällen der neuen Nutzung von Gewerbeflä-
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chen wirtschaftlich starke Hightechunterneh-

men wirtschaftlich weniger potente Bran-

chen, wie beispielsweise Handwerk und auf 

private Kund*innen orientierte Betriebe, ver-

drängen. Dies mag zwar den Wirtschafts-

standort zahlenmäßig stärken. Jedoch die-

nen Wirtschaft und Gewerbe nicht nur der 

Statistik, sondern auch den Menschen. Für 

den Alltag der Bürger*innen spielt es eine 

Rolle, ob noch ein*e Schreiner*in, Elektri-

ker*in oder Fußpfleger*in im Quartier vorhan-

den ist. 

Der Mangel an Wohnraum und der damit ein-

hergehende Preisanstieg ist auch für die 

Wirtschaft von Bedeutung: Für die Arbeitneh-

mer*innen kommt es (auch) darauf an, wie 

viel Geld sie nach dem Wohnen zum Leben 

übrig haben. Im Wettbewerb um Mitarbei-

ter*innen müssen daher die Arbeitgeber*in-

nen die hohen Wohnkosten im Gehalt mit 

kompensieren. 

Die zunehmende Belastung durch den Pen-

delverkehr in den Stoßzeiten macht die Ge-

winnung von außerhalb der Stadt lebenden 

Arbeitnehmer*innen schwieriger, da diese 

ein großes zeitliches Opfer bringen müssen, 

um ihren Arbeitsplatz zu erreichen. Die Flucht 

vor den hohen Mietpreisen in Erlangen ge-

lingt daher nur durch ein überproportionales 

Opfer an Lebenszeit. 

Ohne die Schaffung von bezahlbarem Wohn-

raum in Erlangen und ohne ein deutlich ver-

bessertes Verkehrssystem wird wirtschaftli-

ches Wachstum durch den Mangel an Arbeit-

nehmer*innen begrenzt werden  

Erlangens Wirtschafts- und Arbeitswelt ist ge-

kennzeichnet durch: 

• eine deutliche Zunahme der Beschäfti-

gung auf 110.300 Erwerbstätige 2016, 

89.548 davon sozialversicherungspflich-

tig Beschäftigte (plus 26,2 Prozent seit 

2000), dabei bleibt aber auch der Anteil 

der atypischen Beschäftigung 2016 mit 

36,4 Prozent (bundesweit 39,6 Prozent) 

weiterhin hoch. Die Zahl, der in Teilzeit 

Beschäftigten liegt 2016 bei 24,8 Prozent 

(2012: 22,4 Prozent). Der Frauenanteil an 

den sozialversicherungspflichtig Be-

schäftigten beträgt 44,6 Prozent, bei der 

Teilzeit 74,9 Prozent; 

• einen weiterhin niedrigen Stand der offi-

ziellen Arbeitslosenzahlen (Quote: 3,9 

Prozent 2016 gegenüber 4,2 Prozent 

2010), Anteile: 45,7 Prozent Frauen  3,0 

Prozent unter 25 Jahre  4,1 Prozent 55 

Jahre und älter  28,7 Prozent Auslän-

der*innen; 

• einen hohen Anteil der Höherqualifizier-

ten (mehr als doppelt so hoch wie im 

Landkreis Erlangen-Höchstadt, Nachbar-

städten, Bayern und Deutschland)  wo-

bei der Anteil der höherqualifizierten 

Frauen nur halb so hoch ist wie bei den 

Männern , einen Mangel an regulären 

Arbeitsplätzen für Nicht-Hochqualifizierte 

und die Diskrepanz zwischen Qualifikati-

onsanforderungen und der einheimi-

und Universität decken ihren Arbeitskräf-

tebedarf aus ; 

• eine niedrige Anzahl gemeldeter unver-

sorgter Bewerber*innen für Berufsausbil-

dungsstellen (2016/17: 13 Personen) mit 

einer damit einhergehenden wachsen-

den Anzahl unbesetzter Ausbildungsstel-

len (2016/17: 469) 

• einen hohen Frauenanteil bei Dienstleis-

tung, geringfügig entlohnten Beschäftig-

ten (zwei Drittel) und Teilzeitarbeit, 

• hohe erarbeitete Bruttolöhne (2016: 21,9 

Prozent bzw. 35,3 Prozent über dem bay-

erischen bzw. bundesweiten Durch-

schnitt), 

• eine hohe Zahl von täglichen Einpend-

ler*innen bei den sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigten (62.400, bei 

18.800 Auspendlerinnen und Auspend-

lern). Nur 31,3 Prozent der in Erlangen so-

zialversicherungspflichtig Beschäftigten 

haben ihren Wohnsitz in Erlangen, 
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• einen  nach der offiziellen Sektorenab-

grenzung  im Vergleich zum bayeri-

schen Durchschnitt höheren Bruttowert-

schöpfungs- und Beschäftigungsanteil 

des produzierenden Gewerbes (48,7 Pro-

zent bzw. 31,6 Prozent gegenüber 34,0 

Prozent bzw. 27,4 Prozent in Bayern) und 

einen entsprechend niedrigeren des 

Dienstleistungsbereichs (51,2 Prozent 

bzw. 68,2 Prozent gegenüber 65,3 Pro-

zent bzw. 70,8 Prozent in Bayern). Hinter-

grund: Siemens und Siemens Healthine-

ers sind in Erlangen vor allem mit Verwal-

tung, Forschung und Entwicklung vertre-

ten und damit auch für zahlreiche weitere 

Standorte im In- und Ausland tätig. Viele 

dieser Leistungen gehören eigentlich 

zum Dienstleistungsbereich, sind aber 

statistisch dem verarbeitenden Gewerbe 

zugeordnet. 43 Betriebe in Industrie und 

verarbeitendem Gewerbe mit 30.568 Be-

schäftigten und einem außerordentlich 

hohen Exportanteil am Umsatz von 82,0 

Prozent (vgl. Bayern 53,2 Prozent); 

• die Abhängigkeit von Beschäftigung und 

Wachstum von einigen wenigen großen 

Arbeitgebern (50 Prozent der Beschäftig-

ten bei den vier größten Arbeitgebern) 

und damit von Konjunktur und Weltmarkt; 

• 20.000 Beschäftigte im Gesundheitswe-

sen. 

Erlangens Wirtschaftsstruktur ist geprägt von 

den großen Arbeitgebern Siemens, Siemens 

Healthineers und Framatome (früher Areva), 

mit den Schwerpunkten Energie, Medizin und 

Verkehr und der Universität mit dem Univer-

sitätsklinikum. 

Grundlage jeder zukunftsfähigen ökonomi-

schen Entwicklung ist aber auch ein gesun-

des Umfeld leistungsfähiger, flexibler und in-

novativer kleinerer und mittlerer Betriebe 

und Unternehmen. Produktion, Handwerk 

und Dienstleistungsbereich müssen in ihrer 

Vielfalt gepflegt und gefördert werden. Die 

Nachfrage nach Arbeitsplätzen im einfache-

ren Qualifikationsniveau macht die traditio-

nell gewachsenen Wirtschaftsstrukturen un-

verzichtbar für Erlangen. 

Die Konzentration von Erlangens Wirtschaft 

auf einige wenige große Unternehmen mit 

starker Abhängigkeit vom Weltmarkt und die 

wachsende Zahl ökonomisch von ihnen ab-

hä

lung von Wirtschaft und Arbeit in Erlangen 

dar. Die kommunale Wirtschafts- und Arbeits-

marktpolitik muss sich  bei aller Begrenzt-

heit ihrer Möglichkeiten  dieser Herausfor-

derung stellen. 

Eine Kernkompetenz Erlangens, die es zu 

nutzen und auszubauen gilt, ist der Bereich 

Medizintechnik und Pharma. Schon Mitte der 

1990er Jahre hat Oberbürgermeister Hahl-

weg auf Initiative der Gewerkschaften auf 

den Ausbau dieser Kompetenz gesetzt. 

Innovations- und Gründerzentren, wie das 

IGZ (Innovations- und Gründerzentrum Nürn-

berg-Fürth-Erlangen GmbH) und das IZMP 

(Innovationszentrum Medizintechnik und 

Pharma) haben dabei die Aufgabe, jungen 

Unternehmensgründungen kostengünstig 

die notwendige Infrastruktur zur Verfügung 

zu stellen und bei Zertifizierungen, bei der Fi-

nanzierung und Markteinführung wichtige 

Beratungsarbeit zu leisten. 

Die Bedeutung der Medizintechnik in unserer 

Region wurde durch die Entscheidung des 

Bundesministeriums für Bildung und For-

schung, Erlangen zum internationalen Spit-

zencluster zu wählen (2010), eindrucksvoll 

bestätigt. Die Errichtung des Max-Planck-In-

stituts für die Physik des Lichts  eine lang-

jährige Forderung der SPD  , die beiden 

Fraunhofer-Institute (IIS für integrierte Schal-

tungen, IISB für integrierte Systeme und Bau-

elemente-Technologie) in Erlangen, die Ent-

scheidung für ein Helmholtz-Zentrum in der 

Region sowie die geplante Gründung des in-

terdisziplinären Zentrums Physik und Medizin 
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unterstreichen die internationale Bedeutung 

der ansässigen Wissenschaft und ihre Einbin-

dung in die Wissenschaftsregion. 

20.000 Beschäftigte im Gesundheitswesen 

bedeuten, dass mehr als jeder fünfte Arbeits-

platz in Erlangen in diesem Bereich angesie-

delt ist. Die Medizinische Fakultät der Univer-

sität und die Universitätsklinken mit rund 

7.500 Mitarbeiter*innen sowie Siemens 

Healthineers mit rund 9.000 Mitarbeiter*in-

nen sind auf der Forschungs- und Dienstleis-

tungsseite bzw. Industrieseite die größten 

Akteure im Erlanger Gesundheitsbereich. 

Zahlreiche mittlere und kleinere Unterneh-

men unterstreichen die zunehmend wichtige 

Rolle Erlangens als Zentrum von Medizin-

technik-Pharma-Gesundheit. 

Die Universität Erlangen-Nürnberg leistet mit 

ihrem Potenzial an Beschäftigten und Studie-

renden einen wesentlichen Beitrag für die Si-

tuation und die Entwicklung des Wirtschafts-

standorts Erlangen. Knapp 30.000 junge 

Menschen haben sich für Erlangen als Studi-

enort entschieden und prägen das wirtschaft-

liche, gesellschaftliche und kulturelle Leben 

der Stadt entscheidend mit. 

In der Kreativwirtschaft sorgen vorwiegend 

Freiberufler*innen mit ihren kleinen, seltener 

mittleren, Betrieben für kulturelle Vielfalt, kre-

ative Erneuerung und wirtschaftliche Dyna-

mik. Sie sind überwiegend erwerbswirt-

schaftlich orientiert und beschäftigen sich mit 

der Schaffung, Produktion, Verteilung und/o-

der medialen Verbreitung von kulturellen o-

der kreativen Gütern und Dienstleistungen. 

Ihr Beitrag zur volkswirtschaftlichen Gesamt-

leistung (Bruttowertschöpfung) in Deutsch-

land betrug im Jahr 2011 knapp 63 Milliarden 

Euro (2,4 Prozent, vergleichbar der chemi-

tung als Standortkriterium für Unternehmen 

und deren Fachkräfte. Kommunen (in der Eu-

ropäischen Metropolregion Nürnberg (EMN) 

zunehmend die Bedeutung der Kultur- und 

Kreativwirtschaft und richten Anlaufstellen für 

die Förderung der Kultur- und Kreativwirt-

schaft ein. (Siehe auch Kapitel IV.9 Kultur  

ein Menschenrecht  

Verantwortungsvolle Politik kann nicht an 

den Grenzen der kommunalen Gebietskör-

perschaften haltmachen. Die vielfältigen öko-

nomischen, soziokulturellen und ökologi-

schen Beziehungen und Verflechtungen er-

fordern eine abgestimmte und aktiv gestal-

tende gemeinsame regionale Strukturpolitik, 

die sich auf den gesamten Verdichtungsraum 

Nürnberg-Fürth-Erlangen-Schwabach und 

sein Umland bezieht. Sie kann nur erfolgreich 

sein, wenn sie eingebettet ist in eine entspre-

chende Landesentwicklungs- und Raumord-

nungspolitik. Mit der Anerkennung als euro-

päische Metropolregion hat die sozialdemo-

kratische Politik der regionalen Vernetzung 

eine konsequente Fortsetzung gefunden. 

2.3 Forderungen und Perspektiven 

Wirtschaftsentwicklung und -förderung 

• Die Stadt Erlangen soll eine stadtplane-

risch und ökologisch vertretbare Außen-

entwicklung der Gewerbeflächen voran-

bringen. Die Bürgerschaft ist frühzeitig 

einzubinden und für das Projekt zu ge-

winnen. 

• Im Rahmen der Stadtentwicklung soll ver-

stärkt auf einen Mix aus Wohnen und 

nicht-störendem Gewerbe gesetzt wer-

den. Dies stärkt die Nahversorgung und 

hilft, Verkehr zu vermeiden. 

• Die Stadt-Umland-Bahn muss vorange-

trieben werden. 

• Der Großparkplatz soll einer städtebauli-

chen Entwicklung zugeführt werden, die 

auch einen starken Anteil an nicht-stören-

den Gewerbeflächen enthält. 

• Wir werden dafür sorgen, dass nicht mehr 

oder nicht mehr so intensiv genutzte Ge-

werbeflächen wieder unternehmerisch 
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genutzt werden können. Entsprechende 

städtebauliche Instrumente sind anzu-

wenden. Die Umwandlung von Gewerbe- 

in Wohnbauflächen können wir mit Blick 

auf den Bedarf der Erlanger Betriebe an 

Gewerbeflächen nur in Ausnahmefällen 

ermöglichen. 

• Wir wollen den in Erlangen ansässigen 

Betrieben, gerade auch dem Handwerk 

wie auch Ausgründungen aus der Univer-

sität ermöglichen, sich in Erlangen weiter-

zuentwickeln. Dagegen verzichten wir 

weiterhin bewusst auf die Anwerbung der 

Ansiedlung von Unternehmen, die von 

außerhalb unserer Stadt kommen. Außer-

dem wollen wir gerade bei der Gewerbe-

entwicklung die Zusammenarbeit im 

Großraum weiter stärken. 

• Bei der Nachnutzung der Gewerbeflä-

chen am Standort Siemens-Mitte soll die 

Stadt Erlangen die Gewerbeflächen er-

halten und im Rahmen ihrer Möglichkei-

ten dafür sorgen, dass ausreichende Flä-

chen für kleine und mittlere Unternehmen 

zur Verfügung gestellt werden. 

• Die städtischen Gründerzentren (Medical 

Valley Center, IGZ) sind für Ihre Branchen 

eine Erfolgsgeschichte. Die Erlanger SPD 

wird das Medical Valley Center bedarfs-

gerecht erweitern und damit die Grün-

dung von Medizintechnikunternehmen 

weiter vorantreiben. Ein Gründerzentrum, 

das sich nicht auf technische Themen be-

schränkt, ist wünschenswert. 

• Wir begrüßen das Entstehen von Cowor-

king-Zentren in Erlangen. Wir werden den 

weiteren Ausbau insbesondere kosten-

günstiger Angebote für freie Berufe und 

Kreative weiter fördern (siehe auch Kapi-

tel IV.9 Kultur  ein Menschenrecht /Un-

terkapitel Kreativwirtschaft). Wir betrach-

ten das Coworking/shared space auch 

als einen wertvollen Beitrag, knapper 

werdende Flächen intensiver und effekti-

ver zu bespielen.  

• Den Ausbau von modular nutzbaren 

Coworking-Angeboten unterstützen wir 

unabhängig davon, ob diese von der öf-

fentlichen Hand bereitgestellt werden o-

der privat betrieben sind. 

• Die regional vernetzte Wirtschaftsförde-

rungs- und Beschäftigungspolitik in der 

Städteachse und in der Metropolregion 

Nürnberg muss weiter ausgebaut wer-

den. Dabei muss darauf geachtet wer-

den, dass in die entsprechenden Gre-

mien Unternehmen, Gewerkschaften und 

Verwaltungen einbezogen sind. 

• Eine Potenzial- und Bedarfsanalyse soll 

Grundlage der Wirtschaftspolitik der 

Stadt Erlangen sein. Die Diskussion, wel-

che Maßnahmen daraus abgeleitet wer-

den, soll in einem breiten gesellschaftli-

chen Dialog geschehen, in den insbeson-

dere die Wirtschaftsverbände, Kammern, 

Innungen, die Gewerkschaften, Sozial-

verbände und Arbeitslosen-Initiativen 

einbezogen werden sollen. Das gilt ins-

besondere für die Vernetzung der Ent-

scheidungsträger, bei der der Kommune 

eine besondere politische Verantwor-

tung zukommt, indem die kontinuierliche 

Einbindung kleiner und mittelständischer 

Betriebe gewährleistet werden muss, wie 

die konsequente Beteiligung der Arbeit-

nehmer*innen und ihrer Gewerkschaften. 

In den strukturpolitischen Cluster-Initiati-

die Arbeitnehmer*innen und die Gewerk-

schaften sowie die kleinen und mittel-

ständischen Betriebe einbezogen wer-

den.  

• Für die Ansiedlung neuer und die Erwei-

terung bestehender Unternehmen außer-

halb der Gründerzentren wollen wir neue 

Gewerbeflächen erschließen. (vgl. Kapi-

tel IV.17 Die Stadt der Zukunft: Sozial und 

ökologisch  Stadtplanung und Stadter-

neuerung ). Nach dem erfolgreichen 

-Cluster sollen weitere Cluster 
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k  

• Bei der Vergabe neuer Flächen darf nicht 

nur die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 

und damit die Höhe von Kauf- oder Miet-

preis eine Rolle spielen. Es sollen insbe-

sondere auch Flächen für Betriebe, die 

der Versorgung der Bevölkerung mit 

Dienst- und Handwerksleistungen die-

nen, reserviert sein, beispielsweise in ei-

nem Handwerkerhof. 

• Neuansiedlungen sollen auch dazu bei-

tragen, die Wirtschaftsstruktur in Erlan-

gen zu verbreitern und zu diversifizieren. 

Voraussetzungen hierfür sind eine detail-

lierte und konkrete Bestandsaufnahme 

und eine aktive, vorausschauende Pla-

nungspolitik. Entscheidende Kriterien da-

bei sind die Anzahl der entstehenden Ar-

beitsplätze und die Minimierung des Flä-

chenverbrauchs. 

• 

e Aufgaben und Leistungen 

der Stadt im Sozial-, Umwelt-, Kultur-, 

Freizeit- und Bildungsbereich müssen in 

ihrer Bedeutung wahrgenommen, gesi-

chert und ausgebaut werden. 

• Die Universität ist ein Forschungs- und 

Wissenschaftszentrum von nationalem 

und internationalem Rang. Die Stadt Er-

langen wird diese Kompetenz bei Frage-

stellungen und Problemen weiterhin in-

tensiv nutzen und in Zusammenarbeit mit 

der Universität dieses Wissen verstärkt 

der allgemeinen Öffentlichkeit zugäng-

lich machen. Notwendig sind eine wech-

selseitige Kommunikation und Koopera-

tion zwischen Hochschule und Gesell-

schaft.  

• Die Universität liefert auch Beiträge für 

die Lösung kommunaler und regionaler 

Probleme. Eine Vernetzung von Bildung, 

Wissenschaft, Forschung, Technik und 

Wirtschaft wird Erlangen als Stadt der 

Wissenschaft, Forschung, Technik und 

als Gesundheitsstadt weiterhin auszeich-

nen. 

• Die Stadt Erlangen unterstützt Netzwerke 

von Dienstleistungs- und Produktionsbe-

trieben. Ein Beispiel für eine gelungene 

t

werke mit örtlichen Handwerksbetrieben 

kooperieren. Ein weiterer Schwerpunkt 

ist die Kooperation von Stadt und Erlan-

ger Stadtwerken mit der Erlanger Wirt-

schaft, insbesondere mit dem örtlichen 

Handwerk, bei der koordinierten Umset-

zung der Energiewende mit Maßnahmen 

 

Energieeffizienz  Erneuerbare Ener-

n Sektoren Strom, Wärme, Ver-

kehr. 

• Die Sparkasse und die Genossenschafts-

banken sind zentral für die Versorgung 

kleiner und mittlerer Betriebe mit Kredi-

ten und Risikokapital. Die Sparkasse Er-

langen muss als kommunales Unterneh-

men erhalten bleiben und dieser Rolle als 

Finanzdienstleisterin verstärkt gerecht 

werden. 

Kommunale Wirtschaftstätigkeit 

• Die Investitionen der Stadt sind in den 

letzten 6 Jahren erheblich gestiegen, der 

Investitionsstau bei der städtischen Infra-

struktur wird schrittweise behoben. Städ-

tische Investitionen leisten einen wesent-

lichen Beitrag zur Verbesserung der Le-

bensqualität, zur ökonomischen, effizien-

ten, sozial gerechten und ökologisch 

nachhaltigen Entwicklung und auch, über 

die verantwortungsbewusste Wahrneh-

mung der Zentralitätsfunktion, zur Regio-

nalpolitik. 

• Kommunale Investitionen und Dienstleis-

tungen sollen die Daseinsvorsorge für die 

Bürger*innen zu auskömmlichen Preisen 

sichern.  

• Wir werden die Erlanger Stadtwerke und 
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die GeWoBau als kommunale Unterneh-

men erhalten. Eine Privatisierung städti-

scher Unternehmen und Aufgabenberei-

che lehnen wir ab. 

• Wir streben an, dass Aufträge der Stadt 

vor allem Unternehmen zu Gute kommen, 

die vor Ort Arbeitsplätze anbieten, tarif-

gebunden sind und Mindestlohn-Gren-

zen einhalten, sobald es durch verän-

derte gesetzliche Rahmenbedingungen 

möglich ist. Dabei sollen Unternehmen 

besonders berücksichtigt werden, die 

nachweislich frauenfördernde Maßnah-

men durchführen. Auch die Ausbil-

dungstätigkeit soll ein Kriterium sein. 

Menschen mit Migrationshintergrund sol-

len ohne Diskriminierung gleichberech-

tigt einbezogen werden. 

Beschäftigungspolitik 

• In den Informationsaustausch und die Ko-

operation von Gewerkschaften, Arbeitge-

berverbänden, Kammern und Stadt wer-

den Sozialverbände, Maßnahmenträger 

und Arbeitsloseninitiativen weiterhin ein-

bezogen. Dabei sollen verstärkt konkrete 

und verbindliche Vereinbarungen getrof-

fen werden.  

• Sowohl bei den Tochtergesellschaften 

als auch bei der Stadt setzen wir uns für 

einen Ausbau der öffentlichen Daseins-

vorsorge ein. Damit verbunden werden 

wir Arbeitsplätze nicht nur erhalten, son-

dern die Beschäftigung auch bedarfsge-

recht ausbauen. Außerdem sind die im 

Kapitel IV.18 Die Stadt in der Verantwor-

tung  Personal und Verwaltung

führten Bedingungen zu beachten. Ar-

beitsplätze in Erlangen sollen durch städ-

tische Bezuschussung von Initiativen und 

freien Trägern und durch wirtschaftliche 

Tätigkeit der Stadt gesichert werden 

(zweiter und dritter Arbeitsmarkt; siehe 

auch unter GGFA).  

• Die von der SPD und den Gewerkschaf-

ten initiierte GGFA (Gemeinnützige Ge-

sellschaft zur Förderung der Arbeit mbH) 

wurde im Rahmen der Option bei der Um-

setzung der Arbeitsmarktreformen als 

städtische Tochter weiterentwickelt. Mit 

der Erfahrung und dem Gestaltungspo-

tential dieser örtlichen Arbeitsmarktagen-

tur konnten zunächst schnelle Erfolge 

beim Abbau der Arbeitslosigkeit in Erlan-

gen erreicht werden. Darüber hinaus set-

zen wir uns seit der Amtsperiode 2014-

2020 für eine konsequente Entwicklung 

eines Tarif zahlenden öffentlich geförder-

ten Arbeitsmarkts ein. Dabei stehen die 

Menschen im Mittelpunkt, die auf dem 

ierig-

keiten haben sich einen ausreichenden 

Lebensunterhalt in gesicherten Arbeits-

verhältnissen zu verdienen. Gemeinsam 

mit Gewerkschaften, IHK, Kreishandwer-

kerschaft und Sozialverbänden erstellten 

GGFA und Stadt Erlangen einen Maßnah-

menkatalog zur Bekämpfung von Lang-

zeitarbeitslosigkeit. Auf Antrag der Am-

pel-Fraktionen werden deswegen jähr-

lich 120.000 Euro zur Umsetzung zur Ver-

fügung gestellt. Wenn nötig, werden wir 

diese Mittel erhöhen. (siehe Kapitel IV.3 

Soziale Gerechtigkeit sichern und ge-

stalten  Sozialpolitik ) 

• Seit 2014 gibt es bei der Stadt Erlangen 

keine sachgrundlosen Befristungen 

mehr. Damit leistet die Stadt Erlangen ih-

ren Beitrag dazu prekäre Beschäftigung 

einzudämmen.  

Ausbildung 

• Im Rahmen des Strategischen Über-

r Koordination und Evalu-

ation der Aktivitäten und für den Informa-

tionsaustausch zwischen Stadt, Jugend-

amt, Bundesagentur für Arbeit, GGFA, 

JAZ e. V., den Kammern, Gewerkschaf-

ten, Schulen und anderen bei der berufli-
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chen Ausbildung engagierten Organisati-

onen geschaffen werden. In diesem Rah-

men sollen die Tätigkeiten des Vereins 

der GGFA zur Erschließung neuer Ausbil-

dungsplätze und zur Vermittlung von Ju-

gendlichen in Ausbildungsplätze weiter 

unterstützt und ausgebaut werden  

• Wir prüfen die Einrichtung einer Jugend-

berufsagentur, in der die Akteur*innen 

der verschiedenen Rechtskreise koope-

rieren und den Jugendlichen ein gemein-

soll ver-

 

• Wir werden die Entwicklung der berufli-

chen Schu

 

• Wir werden prüfen, ob in Erlangen in städ-

tischer oder anderer Trägerschaft eine 

Fachakademie für Erzieher*innen ge-

schaffen werden kann. 

• Auch die Stadt muss sich darum bemü-

hen, dass alle Unternehmen ihrer Ausbil-

dungsverpflichtung nachkommen. Dem 

dient auch die Koppelung städtischer 

Auftragsvergabe an Ausbildungstätigkeit, 

soweit dies rechtlich zulässig ist.  

• Wir fordern eine deutliche Erhöhung der 

Zahl der Ausbildungsplätze bei der Stadt 

und Ausbildung auch über den eigenen 

Bedarf hinaus, auch um den künftig stei-

genden eigenen Bedarf zu decken, z. B. 

durch Kooperation mit anderen Verwal-

tungen/Betrieben und/oder in einem Aus-

bildungsverbund. Zusätzlich werden Aus-

bildungsplätze im Rahmen der Inklusion 

von Menschen mit Behinderung, der sozi-

alen Inklusion sowie für Geflüchtete an-

geboten. Die Rahmenbedingungen für 

die Bereiche und Mitarbeiter*innen, die 

Ausbildung leisten, müssen deutlich ver-

bessert werden. 

• Wir setzen uns dafür ein, geflüchteten 

Menschen eine Ausbildung zu ermögli-

chen. Die für sie geltende 3+2-Regelung 

muss verbindlich eingehalten werden; wir 

werden uns gegenüber dem Freistaat 

Bayern nachdrücklich dafür einsetzen. 

Wir wollen erreichen, dass diese Men-

schen auch über die geltende Alters-

grenze hinweg allgemeine Schulab-

schlüsse erwerben können und die Lücke 

zwischen den vorgesehenen Sprachkur-

sen und den Anforderungen an Sprach-

kenntnisse in der beruflichen Ausbildung 

für Geflüchtete und neu Zugewanderte 

durch entsprechende Angebote ge-

schlossen wird.  

Einzelhandel und Nahversorgung 

Die zunehmende Verlagerung des Einzel-

handels in das Internet bedroht den stationä-

ren Einzelhandel. Ziehen sich einzelne An-

bieter*innen, die jeweils auch Frequenzbrin-

ger*innen für die Gesamtstadt und das Quar-

tier sind, zurück, so droht eine Abwärtsspi-

rale. Die Innenstadt verändert sich insge-

samt, die nördliche Altstadt ist akut bedroht. 

• Erlangen hat sich  nicht zuletzt durch die 

Waldweihnacht  zu einem attraktiven 

Ort während der Adventszeit entwickelt. 

Diesen Weg wollen wir fortsetzen. 

• Die nördliche Altstadt soll nach Möglich-

keit aufgewertet werden. Werbemaßnah-

men, wie beispielsweise die Altstadt Rik-

scha, sollen fortgesetzt werden. 

• Im Rahmen ihrer Möglichkeiten soll die 

Stadt Erlangen auf eine frequenzbrin-

gende und attraktive gewerbliche Nut-

zung des Altstadtmarktes hinwirken. 

• Ein attraktiver und gut angenommener 

Wochenmarkt ist ein wichtiger Beitrag zu 

einer attraktiven Innenstadt, gesundem 

Leben und nachhaltigen Wirtschaften. 

Wir unterstützen daher die weitere Stär-

kung des Wochenmarktes. 

• Die Erlanger Innenstadt, insbesondere 

auch die Altstadt, soll als Zentrum mit viel-

fältigen Läden und Angeboten erhalten 

bleiben. Dazu sind Verbesserungen über 

die bereits in den letzten 6 Jahren erfolg-

ten Maßnahmen hinaus beim Verkehr 
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und weitere städteplanerische Maßnah-

men notwendig. Altstadt- und Quartiers-

management müssen auf Dauer weiter-

geführt werden. (siehe Kapitel IV.6 Vor-

fahrt für Mensch und Umwelt  Verkehr  

und IV.17 Die Stadt der Zukunft: Sozial 

und ökologisch  Stadtplanung und 

Stadterneuerung ). 

• Die Neuansiedlung von Großeinkaufs-

zentren in Stadtrandgebieten gefährdet 

den innerstädtischen Einzelhandel und 

die Nahversorgung in den Stadtteilen 

und ist deshalb zu verhindern. 

• In allen Stadtteilen muss eine ausrei-

chende Infrastruktur zur flächendecken-

den Versorgung der Bürger*innen mit Gü-

tern und Dienstleistungen des täglichen 

Bedarfs bestehen. Wo dies nicht oder 

nicht mehr der Fall ist, muss die Stadt 

frühzeitig aktiv werden. In Neubaugebie-

ten muss sichergestellt werden, dass die 

soziale Infrastruktur parallel zur Besied-

lung entsteht. 

3. Soziale Gerechtigkeit sichern und gestalten  Sozialpolitik 

3.1 Ziele 

Soziale Gerechtigkeit, Lebensqualität, Selbst-

bestimmung und Solidarität als zentrale Ziele 

sozialdemokratischer Politik erfordern einen 

umfassenden gesellschaftspolitischen An-

satz. Daran orientierte Sozialpolitik ist nicht 

greifen, sie zielt ab auf Integration und Stabi-

lisierung des demokratischen Bewusstseins. 

Sie vollzieht sich als ein Prozess der kontinu-

ierlichen Sozialplanung und deren Umset-

zung. 

Sozialpolitik ist Teil zielgerichteter kommuna-

ler Daseinsvorsorge und -fürsorge. Sie 

braucht daher ein angemessenes, verlässli-

ches Finanzbudget im kommunalen Haus-

halt. Die Finanzierung notwendiger sozialpo-

litischer Maßnahmen darf nicht von der Spen-

denbereitschaft oder dem Sponsoring einzel-

ner Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen 

oder Stiftungen abhängig gemacht werden. 

Solche in der Regel einmaligen Geldbeträge 

für den Start eines Projektes oder zur Aufsto-

ckung eines Finanzkonzeptes sind als zusätz-

liches Bürgerengagement begrüßenswert. 

Im Interesse der Erhaltung und Stärkung des 

verfassungsmäßig garantierten demokrati-

schen Sozialstaatsgebotes kann und darf 

kommunale Sozialpolitik jedoch nicht durch 

private Wohltätigkeit ersetzt werden. 

Soziale Gerechtigkeit zu sichern und zu ge-

stalten bedeutet im Einzelnen, dass Sozialpo-

litik 

• vor und in Notlagen schützt und ein men-

schenwürdiges Leben sichert, 

• die gleichberechtigte Teilhabe an den 

materiellen und kulturellen Gütern der 

Gesellschaft ermöglicht, 

• Benachteiligungen abbaut und zur ge-

rechten Verteilung der Lebenschancen 

beiträgt, 

• den Menschen hilft, den gesellschaftli-

chen Wandel zu bewältigen, 

• die Menschen unterstützt, in einer sich 

verändernden Gesellschaft die ihnen an-

gemessene selbstbestimmte Lebens-

weise zu finden und zu verwirklichen 

• und die besonderen Benachteiligungen 

von Frauen erkennt und sie zu beseitigen 

hilft. 
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3.2  Rahmenbedingungen 

Bei einem insgesamt wachsenden Wohl-

stand nimmt gleichzeitig die soziale Spaltung 

der Gesellschaft immer weiter zu. Während 

die Einkommen und Vermögen eines Teils 

der Bevölkerung deutlich steigen  zum Teil 

exorbitant , stagnieren bei anderen die Ein-

kommen oder gehen sogar zurück. Ein grö-

ßerer Teil der Gesellschaft verfügt über kei-

nerlei Vermögen. 

Diese Spaltung der Gesellschaft zeigt sich 

nicht nur bei Einkommen und Vermögen: 

Auch der Zugang zu Erwerbsarbeit, zu Bil-

dung und zu Kultur, Gesundheitsbedingun-

gen und vieles mehr hängt nach wie vor  

und teils zunehmend  vom sozialen Status 

ab. Auch demokratische Teilhabe ist davon 

immer noch und zunehmend abhängig. 

Diese Entwicklung zeigt sich auch in Erlan-

gen. Auch die von der SPD seit 2014 begon-

nenen Politik gegen Armut und soziale Aus-

grenzung und für mehr gesellschaftliche Teil-

habe kann Erlangen von der bundesdeut-

schen Entwicklung nicht abkoppeln. Auch in 

unserer reichen Stadt gibt es Armut. Gerade 

in unserer reiche

arme Menschen aus Scham über ihre Situa-

tion und ziehen sich so in die Isolation zurück. 

Auch in Erlangen gibt es Menschen, die seit 

Jahren, teils Jahrzehnten keine Beschäfti-

gung mehr finden, es steigt die Zahl älterer 

Menschen, die in Armut und Isolation leben. 

Auch Kinder und ihre Eltern, insbesondere 

wenn sie alleinerziehend sind, sind in Erlan-

gen stark von Armut betroffen. Gerade von 

Armut im Alter und in Familien sind Frauen 

besonders betroffen, weil sie immer noch 

weit häufiger die Familienarbeit leisten. Stei-

gende Mieten und die Wohnungsknappheit 

verschärfen die Situation für viele Menschen 

in Erlangen weiter, zumal unsicherere und 

prekäre Wohnverhältnisse für viele Men-

schen auch eine Einschränkung ihres sonsti-

gen sozialen Lebens bedeuten. 

Die SPD hat bereits vor 2014 regelmäßig Ini-

tiativen ergriffen, um dieser Entwicklung ent-

gegenzusteuern. Seit 2014 können wir sie 

endlich auch aktiv umsetzen. Mit einer Neu-

bauoffensive, die feste Vorgaben für geför-

derten Wohnungsbau macht, entstehen in Er-

langen endlich wieder in größerem Umfang 

bezahlbare Wohnungen, die Wohnungsnot 

wird etwas gemindert. Mit dem ErlangenPass 

haben wir für mehr Teilhabe der Bezieherin-

nen und Bezieher von Sozialleistungen ge-

sorgt: Vergünstigter Zugang zu vielen Kultur-

, Freizeit-, Sport- und Bildungseinrichtungen, 

vergünstigte VGN-Tarife, die unkomplizierte 

Abrechnung von Leistungen des Bildungs- 

und Teilhabepakets für Kinder und Jugendli-

Die einfache Karte als Ausweis reduziert 

auch die Hemmschwelle, die Vergünstigun-

gen tatsächlich in Anspruch zu nehmen. Mit 

der optimierten Lernförderung wird in Erlan-

gen ein zentraler Teil der Bildungs- und Teil-

habeleistungen so umgesetzt, dass ihn tat-

sächlich fast alle Schülerinnen und Schüler in 

Anspruch nehmen  und sogar Kinder, die 

selbst keinen Anspruch haben, indirekt über 

verbesserte Lernbedingungen in den Schu-

len profitieren. Die Zusammenlegung der bis-

herigen Arbeitslosengeld-II-Abteilung des 

Sozialamtes mit der Arbeitsförderung und  

-vermittlung bei der GGfA bietet die Möglich-

keit, die Betreuung und Beratung von Ar-

beitslosen im Hartz-IV-Bezug zu verbessern. 

Mit einem eigenen Förderprogramm für 

Langzeitarbeitslose und der Nutzung der von 

der SPD in der Bundesregierung geschaffe-

nen 

seit langem arbeitslos sind, Förderangebote 

und sozialversicherungspflichtige Beschäfti-

gungsmöglichkeiten. 

Neben den Inhalten der Sozialpolitik haben 

wir auch den Stil verändert: In die Entwick-

lung von sozialpolitischen Maßnahmen in der 

Stadt beziehen wir die Betroffenen und die 

sie vertretenden Verbände und Initiativen 
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ein. Beispielhaft dafür steht die Entwicklung 

des Projekts zur Förderung der Langzeitar-

beitslosen gemeinsam mit dem Ratschlag für 

soziale Gerechtigkeit und Langzeitarbeitslo-

sen. 

Aber: Sozialpolitik in der Kommune kann die 

gesellschaftliche Spaltung nur mildern, nicht 

beseitigen. Für eine Politik gegen soziale 

Ausgrenzung wäre eine grundlegende Ver-

änderung der Sozialpolitik notwendig: Eine 

Abkehr von Hartz IV hin zu einer am Men-

schen orientierten, diesen unterstützenden 

Sozialleistung, die das Existenzminimum 

auch tatsächlich sichert; die eigenständige 

Sicherung für Kinder, damit Menschen nicht 

Sozialleistungen beziehen müssen, weil sie 

Kinder haben; auskömmliche (Mindest-)Ren-

ten für Menschen, die langjährig in ihrem Be-

ruf oder für ihre Familie gearbeitet haben; ein 

echter dritter Arbeitsmarkt, um allen Men-

schen, die arbeiten möchten, auch sozialver-

sicherte Arbeit zu geben; höhere (Mindest-) 

Löhne und gesicherte Arbeitsverhältnisse 

(Überwindung u.a. von Leiharbeit, Werkver-

trägen und sachgrundlosen Befristungen); 

eine Gesundheits-, eine Bildungs-, eine Kul-

tur- und Freizeitpolitik, die die Teilhabe aller 

Menschen an der Gesellschaft ermöglicht 

und Ungleichheit aktiv entgegenwirkt; und 

nicht zuletzt auch eine Politik für demokrati-

sche Beteiligung, die allen Menschen in der 

Gesellschaft eine Stimme gibt und gleichbe-

rechtigte Teilhabe an allen Entscheidungen 

ermöglicht. Auch für diese grundlegende 

Veränderung der Sozialpolitik setzt sich die 

Erlanger SPD ein. 

3.3 Forderungen und Perspektiven 

Wir werden die Politik gegen Armut und sozi-

ale Ausgrenzung in Erlangen weiter massiv 

vorantreiben. Dafür notwendig ist ein umfas-

sender, integrierter Ansatz, der die Lebenssi-

tuation von Menschen in Armut umfassend in 

den Blick nimmt. Entsprechende Ansätze 

werden wir in den nächsten Jahren weiter 

ausbauen und die notwendigen Strukturen 

aufbauen. 

Ein notwendiger Teil dieses umfassenden 

Ansatzes ist in eigenen Kapiteln dieses Pro-

gramms formuliert: IV.4 Wohnen  Eine 

Stadt für alle sichern IV.8 Startblöcke für 

unsere Zukunft  Bildung , IV.9 Kultur  ein 

Menschenrecht , IV.10 Sport  Gesundheit, 

Integration und Vermittlung demokratischer 

Werte , IV.11 Vorbeugen, Pflegen, Helfen  

Gesundheit  IV.12 Gleiche Rechte für die 

Mehrheit  Frauen IV.13 Frei und gesichert 

zusammen leben  Familie und Lebensge-

meinschaften , IV.14 Selbstbewusst, selbst-

bestimmt und solidarisch  Junge Men-

schen , IV.15 Selbstständigkeit sichern und 

Unterstützung bieten  Ältere Menschen

IV.16 Offen aus Tradition  Menschen mit 

Migrationshintergrund . Die dort dargestell-

ten Forderungen ergänzen die nachfolgen-

den Punkte. 

ErlangenPass-Plus 

Mit dem ErlangenPass haben wir für Men-

schen, die Sozialleistungen beziehen, zahl-

reiche Angebote für mehr Teilhabe geschaf-

fen. Diesen Pass wollen wir nun zum Erlan-

genPass-Plus ausbauen: Die Angebote sol-

len nicht mehr nur Menschen erhalten, die 

Sozialleistungen beziehen, sondern auch Be-

zieher*innen niedriger Einkommen, die keine 

Sozialleistungen erhalten. 

Auch die Angebote im ErlangenPass wollen 

wir erweitern und möglichst viele städtische 

Angebote für ErlangenPass-Inhaber*innen 

kostenlos anbieten. 

Menschen in Armut 

Wir wollen mit einem umfassenden sozialpo-

litischen Ansatz Menschen in Armut unter-

stützen und möglichst viele aus der Armut 

begleiten. Dazu werden wir insbesondere: 

• in der kommenden Wahlperiode in min-

destens einem Stadtteil den Einstieg in 

ein soziales Quartiersmanagement (d.h. 
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vielfältige, miteinander vernetzte Bera-

tungsangebote in den Stadtteilen, bei de-

nen gezielt auf Menschen zugegangen 

wird) schaffen, mit dem Ziel, dieses auf 

die gesamte Stadt auszuweiten; 

• bewährte Angebote wie die optimierte 

Lernförderung (Förderung für Kinder im 

Arbeitslosengeld-II-Bezug mit Lern-

schwierigkeiten) erhalten und wo not-

wendig weiter ausbauen; 

• den geförderten Arbeitsmarkt in Erlangen 

weiter ausbauen, sowohl mit städtischen 

Mitteln als auch durch Nutzung der För-

derungen des Bundes; 

• für Kinder, Jugendliche und Familien die 

Unterstützungs- und Beratungsangebote 

ausbauen; 

• gerade für Schulabsolvent*innen die Be-

rufswahl und den Einstieg in die berufli-

che Qualifizierung erleichtern und mit 

dem Übergangsmangement verschie-

dene Zuständigkeiten und finanzielle 

Ressourcen in diesem Bereich wie z. B. 

Schule/Berufsschule, Arbeitsagentur, 

Wirtschaft/Gewerkschaften vernetzen 

und bündeln; 

• Beratungsangebote wie z. B. Schuldner-

beratung, psychosoziale Beratung, Woh-

nungs- und Energieberatung zur Vorbeu-

gung von Obdachlosigkeit und Miet-(ne-

ben-)kostenschulden ausbauen; 

• Altersarmut aktiv entgegentreten  ge-

rade auch bei Frauen  und durch Bera-

tung und Ansprache ältere Menschen mit 

niedrigen Renten dazu ermutigen, die 

ihnen zustehenden Sozialleistungen 

auch in Anspruch zu nehmen; 

• Gerade für Senior*innen Angebote der 

gesellschaftlichen Teilhabe ausbauen, 

die Vereinzelung und Isolation entgegen-

wirken 

• In den Stadtquartieren Begegnungsmög-

lichkeiten schaffen, die auch Menschen 

mit niedrigen Einkommen nutzen können 

(d.h. zum Beispiel kein Konsumzwang). 

Umsetzung von Hartz IV in Erlangen  Ziel: 

Überwindung von Hartz 

Als Optionskommune, die das Jobcenter ei-

genständig betreibt, kommt Erlangen bei der 

Umsetzung der Hartz-IV-Gesetzgebung und 

damit der Betreuung Langzeitarbeitsloser 

eine besondere Rolle zu. Dabei gilt es, die 

bestehenden Gesetze im Interesse von Lang-

zeitarbeitslosen anzuwenden. Da dies nicht 

ausreicht, fordern wir vom Bund die Überwin-

dung von Hartz IV. Das heißt für uns u. a.: 

• eine deutliche Anhebung der Regelsätze, 

• Wiedereinführung von Sonderleistungen 

(wie z. B. Ersatz der Waschmaschine), 

• eine unabhängige Kindergrundsiche-

rung, 

• die Abschaffung der Sanktionen, 

• eine Anhebung des Mindestlohns auf 12 

Euro/Stunde. 

Als Optionskommune handeln wir in diesem 

Sinne und werden jeden Spielraum zuguns-

ten der Leistungsempfänger*innen nutzen. 

Daher werden wir 

• Sanktionen wo immer rechtlich möglich 

vermeiden, 

• die Beratung der Hilfesuchenden konti-

nuierlich verbessern und dafür Sorge tra-

gen, dass Hilfesuchende die ihnen zu-

stehenden Leistungen auch erhalten, 

• den dritten Arbeitsmarkt (Öffentlicher Be-

schäftigungssektor) mit sozialversiche-

rungspflichtigen Arbeitsplätzen für Men-

schen, die auf dem regulären Arbeits-

markt keine Chance hätten, weiterführen 

und ausweiten, 

• einen kompletten Ersatz der noch vor-

handenen MAE-Maßnahmen (Arbeitsge-

legenheiten gegen Mehraufwandsent-

-Euro-

alversicherungspflichtige Arbeitsplätze 

zumindest prüfen und diese in jedem Fall 

Arbeitslosen nur noch freiwillig anbieten, 

• Transparenz und Kontrolle bei der Um-

setzung von Integrationsmaßnahmen, 

insbesondere bei MAEs sichern (siehe 
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auch Kapitel IV.18 Die Stadt in der Ver-

antwortung  Personal und Verwaltung ), 

• die Erlanger Strukturen zur Umsetzung 

der Optionslösung beibehalten und wei-

terentwickeln, 

• Förderkonzepte für Frauen und Men-

schen mit Migrationshintergrund entwi-

ckeln, 

• die Erhöhung der Regelsätze im SGB XII 

(Sozialhilfe) prüfen (im Gegensatz zu SGB 

II ist dies rechtlich durch die Kommune 

möglich), 

• das kommunale Budget für flexible Son-

derleistungen sichern und ausweiten, 

• weiterhin regelmäßig die Mietobergren-

zen erhöhen, damit möglichst viele Sozi-

alleistungsbezieher*innen in ihrer Woh-

nung bleiben können, 

• weiterhin auch zu hohe Mieten komplett 

übernehmen, wenn sich die/der Be-

troffene auf die Warteliste für Sozialwoh-

nungen setzen lässt, 

• die kostenlose Abgabe effizienter Elekt-

rogeräte bei Energiesparberatung von 

Sozialleistungsbezieher*innen, wenn 

diese nötig sind, weiterführen (vgl. Kapitel 

IV.5 Fortschritt im Einklang mit der Natur 

 Umwelt und Energie ), 

• Jugendliche aus Bedarfsgemeinschaften 

beim Auszug aus dem Elternhaus nicht 

benachteiligen: Die Stadt muss die Ge-

nehmigung des eigenständigen Wohnsit-

zes im Rahmen des ALG II grundsätzlich 

erteilen (vgl. Kapitel IV.14 Selbstbewusst, 

selbstbestimmt und solidarisch  Junge 

Menschen ). 

Menschen mit Behinderung 

Die UN-Behindertenrechtskonvention wurde 

2009 in Deutschland ratifiziert. Demnach ha-

ben Menschen mit Behinderungen ein um-

fassendes Recht auf Inklusion in die Gesell-

schaft. Bereits 2002 ist Erlangen der Erklä-

rung von Barcelona beigetreten, wonach al-

len Menschen in der Stadt gleiche Chancen, 

gleiche Lebensqualität und gleiche Möglich-

keit zur Beteiligung am Leben in der Stadt zu-

kommen sollen. Hier ist Erlangen auf einem 

guten Weg, insbesondere durch die Beteili-

gung am Bundesprojekt Kommune Inklusiv 

(wodurch unter anderem ein eigenes Büro 

geschaffen wurde). Die Kommunalpolitik 

steht jedoch weiterhin vor großen Aufgaben, 

die sich nicht auf die Sozialpolitik beschrän-

ken, sondern insbesondere auch die Bildung, 

den Wohnungsbau, die Stadtplanung und 

den Verkehr betreffen. 

Neubau und Sanierung kommunaler Woh-

nungen muss Barrierefreiheit gewährleisten. 

Barrierefreiheit ist beim privaten Wohnungs-

bau zu fordern und zu fördern. Alle Baumaß-

nahmen im Bereich der kommunalen und öf-

fentlich zugänglichen privaten Infrastruktur 

müssen barrierefrei gestaltet werden. Die 

städtischen Gebäude sind barrierefrei zu ge-

stalten. 

Bei der Stadt und den städtischen Unterneh-

men ist durch die Bereitstellung von genü-

gend Inklusionsarbeitsplätzen die zu gering 

angesetzte gesetzliche Quote überzuerfül-

len. Dabei ist darauf zu achten, dass dies 

nicht durch Mehrfachanrechnungen, sondern 

durch tatsächlich vorhandene Arbeitsplätze 

gewährleistet wird. 

Die Stadt fördert und bezuschusst Organisa-

tionen und Einrichtungen, die das selbstbe-

stimmte Leben und die Erwerbstätigkeit Be-

hinderter fördern, insbesondere das ZSL, 

Wabe, Wabene. 

Frauen als Opfer von Gewalt 

Frauen werden in unserer Gesellschaft im-

mer noch Opfer von Gewalt, in der Regel 

durch Männer, häufig durch ihre (ehemaligen) 

Lebenspartner. Immer noch wird diese Ge-

walt gegen Frauen in der Gesellschaft zu we-

nig wahrgenommen. Die betroffenen Frauen 

sind oft auf Schutzmaßnahmen wie zum Bei-

spiel Frauenhäuser angewiesen. Oft sind sie 

dabei einkommens- und mittellos. Ebenso 
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müssen Kinder und Jugendliche vor physi-

scher Gewalt geschützt werden, zum Beispiel 

durch die Einrichtung eines Kinderhauses. 

Die erfolgreiche Arbeit des autonomen Frau-

enhauses für misshandelte Frauen und Kin-

der ist durch die Bereitstellung von ausrei-

chenden Mitteln weiterhin sicherzustellen. 

Strafentlassene 

Eine Freiheitsstrafe verbüßt zu haben, verei-

telt oder erschwert den meisten Strafentlas-

senen die Rückkehr in normale Lebensver-

hältnisse. Auch hier spiegeln die Lücken in 

den Gesetzen das allgemeine, in diesen Fra-

gen nicht genügend aufgeklärte Bewusstsein 

wider. 

Strafentlassene brauchen Beratung und Un-

terstützung bei der Wiedereingliederung. Die 

Stadt soll ihnen bei der Wohnungssuche hel-

fen und im Rahmen ihrer Möglichkeiten Straf-

entlassene einstellen. Sie sollen auch beson-

ders bei städtischen Maßnahmen zur Berufs-

förderung, Qualifizierung und Arbeitsmarktin-

tegration berücksichtigt werden. 

Sozialberichterstattung 

Wir wollen den 2014 eingeschlagenen Weg 

fortsetzen, die regelmäßige Sozialberichter-

stattung (Erhebung, Auswertung und Fort-

schreibung von planungsrelevanten Sozial-

daten (Armuts- und Reichtumsberichterstat-

lichen Tendenzen und Fehlentwicklungen in 

der gesamten Stadt und den einzelnen Stadt-

teilen gemeinsam mit den in der Sozialpolitik 

aktiven Initiativen und Verbänden durchzu-

führen und die aufgezeigten Daten und Ent-

wicklungen auch mit konkreten Lösungsvor-

schlägen verbinden. 

4. Wohnen  Eine Stadt für alle sichern 

4.1 Ziele 

Unser Ziel bleibt, für alle Menschen in Erlan-

gen eine Wohnung zur Verfügung zu stellen, 

die ihren Bedürfnissen entspricht und die sie 

bezahlen können. Wohnen ist neben Ge-

sundheit, Nahrung und Arbeit ein Grundbe-

dürfnis des menschlichen Lebens. 

Kommunale Wohnungspolitik muss gewähr-

leisten, dass alle Schichten der Bevölkerung 

mit Wohnraum zu bezahlbaren Mieten und 

mit den Bedürfnissen angepassten Woh-

nungsgrundrissen versorgt werden können. 

Dabei muss sich die kommunale Wohnungs-

baupolitik besonders um die Personen küm-

mern, für die über den Markt keine Wohnun-

gen bereitgestellt werden, die ihre Ansprü-

che zu Preisen erfüllen, die sich diese Perso-

nen leisten können. Dafür ist die GeWoBau 

gemeinsam mit anderen gemeinnützigen 

Wohnungsbauträgern zentral. 

Unsere Wohnungspolitik wird dabei den sich 

wandelnden und ausdifferenzierenden An-

sprüchen an Wohnungen gerecht. Unter an-

derem geänderte und flexiblere Familien-

strukturen, zu lange ignorierte Ansprüche 

von Frauen an die Gestaltung von Wohnun-

gen, der Wunsch älterer Menschen und von 

Menschen mit Behinderungen, in einer eige-

nen, barrierefreien Wohnung leben zu kön-

nen stellen Herausforderungen dar, auf die 

unsere Wohnungspolitik reagiert. 

Die Knappheit an Wohnungen in Erlangen 

stellt nach wie vor die größte Anforderung an 

unsere Wohnungspolitik dar. Daher wird der 

Schwerpunkt auch 2020 bis 2026 auf dem 
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Neubau von Wohnungen liegen. Da, insbe-

sondere nach dem negativen Votum zum 

Entwicklungsgebiet West III, die Flächen für 

neue Wohnbauflächen weitgehend erschöpft 

sind, wird der Schwerpunkt auch in den 

nächsten Jahren auf dem Schaffen zusätzli-

cher Wohnungen im Bestand liegen. 

Wohnungen müssen dabei dort entstehen, 

wo eine angemessene Versorgung mit öf-

fentlichen und privaten Dienstleistungen si-

chergestellt ist, gute ÖPNV-Verbindungen 

bestehen und Anforderungen des Umwelt-

schutzes, und der Barrierefreiheit sowie dem 

Sicherheitsbedürfnis der Bewohnerinnen 

und Bewohner Rechnung getragen werden 

kann. Gerade wenn im Bestand zusätzliche 

Wohnungen geschaffen werden, muss dies 

einhergehen mit einer wesentlichen Verbes-

serung des Wohnumfeldes auch für diejeni-

gen, die in dem jeweiligen Gebiet schon woh-

nen. Daher ist insbesondere auch die Gestal-

tung des Wohnumfeldes mit Grünflächen, 

Freizeitanlagen, Begegnungsstätten, Kinder-

betreuungseinrichtungen und kulturellen Ein-

richtungen unter Berücksichtigung ökologi-

scher Kriterien zentraler Baustein unserer 

Wohnungspolitik. 

Unsere Wohnungspolitik hat weiter zum Ziel, 

dass sich alle Menschen in unserer Stadt 

Wohnen leisten können. Daher werden wir 

auch weiterhin klare Anforderungen beim 

Neubau von Wohnungen schaffen: Wo immer 

eine rechtliche Handhabe dazu besteht, wer-

den wir Vorgaben über den Anteil geförder-

ter Wohnungen, über Mieten und Verkaufs-

preise machen. Spekulation und dem Ver-

such, mit steigenden Mieten und Preisen ma-

ximale Profite zu machen und dabei vorhan-

dene Mieterinnen und Mieter zu verdrängen, 

treten wir entschieden entgegen  sind aber 

durch die rechtlichen Vorgaben darin einge-

schränkt. 

4.2 Rahmenbedingungen 

Seit 2014 bildet der Neubau von Wohnungen 

einen Schwerpunkt unserer Wohnungspoli-

tik. Dabei haben wir besonders darauf geach-

tet, dass auch bezahlbare Wohnungen ent-

stehen: Immer dann, wenn die Stadt neues 

Baurecht schafft oder bestehendes auswei-

tet, fordern wir einen Anteil von 25 bzw. 30 

Prozent an geförderten Wohnungen ein. 

Wenn die Stadt selbst Grundstücke verkauft, 

wie in den Baugebieten im Erlanger Westen, 

gelten noch weitergehende Vorgaben: Der 

Anteil geförderter Wohnungen ist höher, und 

auch für die frei finanzierten Wohnungen 

werden strikte Vorgaben über die Miethöhen 

bzw. die Weiterverkaufspreise bei Eigentum 

gemacht. 

Um für ausreichend bezahlbare Wohnungen 

zu sorgen, haben wir auch die städtische 

Wohnungsbaugesellschaft GeWoBau ge-

stärkt. Mit einer deutlichen Kapitalerhöhung 

haben wir dafür gesorgt, dass sie eine Neu-

bauoffensive für allein über 1.000 neue, be-

zahlbare Wohnungen solide finanzieren 

kann. Die Beispiele Brüxer Straße und Hou-

sing Area zeigen, dass dadurch hochwertige 

und bezahlbare Wohnungen geschaffen wer-

den (zu Neuvermietungspreisen ohne Förde-

rung von etwas über 10 Euro, mit Förderung 

zwischen 4,50 und 6,50 Euro). 

Alle diese Maßnahmen zeigen auch Wirkung: 

Erstmals seit Jahren ist 2017 die Zahl der ge-

förderten Wohnungen in Erlangen wieder ge-

stiegen; für die Folgejahre gibt es noch keine 

gesicherten Zahlen, die Zahl der Wohnungs-

bauprojekte mit Quote für geförderten Woh-

nungsbau legt aber nahe, dass auch 2018, 

2019 und in den folgenden Jahren die Zahl 

der geförderten Wohnungen weiter anstei-

gen wird. 

Auch der Anstieg der Mieten konnte durch 

den Neubau etwas gedämpft werden. Trotz-

dem ist die Entwicklung des Wohnungsmark-

tes in Erlangen immer noch geprägt von stei-

genden Immobilienpreisen und Mieten. Für 

breite Bevölkerungsgruppen sind die Kosten 
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für Wohnungen eine große Belastung, zu-

nehmend auch eine Überlastung. Besonders 

betroffen sind Haushalte mit niedrigem Ein-

kommen und Familien (insbesondere Allein-

erziehende). Diese Entwicklung ist auch 

Folge der hohen Attraktivität der Stadt als 

Wohnort und den zunehmend erschöpften 

Flächen für Neubauten. 

Eine unzureichende Mietgesetzgebung, die 

erhebliche Mietaufschläge bei Sanierungen 

und Neuvermietungen ermöglicht, beschleu-

nigt diese Entwicklung. 

4.3 Forderungen und Perspektiven 

Neubau von Wohnungen 

Wir werden unsere Neubauoffensive auch in 

den Jahren 2020 bis 2026 fortsetzen. Dabei 

wird wie bisher der Schwerpunkt auf der 

Schaffung von bezahlbaren Wohnungen lie-

gen: 

• Wir werden die Quote für geförderten 

Wohnungsbau weiterhin konsequent an-

wenden: Wenn neues Baurecht geschaf-

fen oder bestehendes Baurecht ausge-

weitet wird, muss bei Geschosswoh-

nungsbau mindestens 30 Prozent der 

neu geschaffenen Wohnfläche geförder-

ter Mietwohnungsbau sein, bei sonsti-

gem Eigentumsbau mindestens 25 Pro-

zent gefördertes Eigentum. Wir werden 

dabei auch prüfen, ob die Quote erhöht 

werden kann. 

• Wie bisher werden wir bei Grundstücken, 

die die Stadt selbst für Wohnbebauung 

vergibt, höhere Quoten als 30 Prozent für 

geförderten Wohnungsbau fordern. 

• Wie in den letzten Jahren praktiziert wer-

den wir bei Grundstücken, die die Stadt 

selbst für Wohnbebauung vergibt, auch 

für nicht geförderte Wohnungen klare 

Vorgaben über die späteren Miet- bzw. 

Weiterverkaufspreise machen. Bei Eigen-

tum gilt dabei auch immer die Vorgabe, 

dass an Privatpersonen zum Selbstbezug 

verkauft werden muss. 

• Wir werden bei der Entwicklung von Bau-

maßnahmen vermehrt darauf achten, 

dass Wohnungen entsprechend des Be-

darfs in Erlangen geschaffen werden. 

Dies sind insbesondere kleinere Woh-

nungen  vor allem auch seniorenge-

recht  sowie größere Wohnungen für 

Familien. Wo immer möglich, wollen wir 

auch bei privaten Wohnungsbauvorha-

ben dafür sorgen, dass diese Bedarfe be-

rücksichtigt werden. Ein Weg dafür kön-

nen auch flexible Grundrisse sein, bei de-

nen die Wohnungsgröße an die jeweilige 

Lebenssituation angepasst werden kann. 

• Ebenso wollen wir dafür sorgen, dass für 

neue Wohnformen entsprechende Ange-

bote zur Verfügung stehen. 

• Wir wollen, dass möglichst alle Menschen 

selbstständig wohnen können. Daher 

wollen wir vermehrt barrierefreie und roll-

stuhl-/behindertengerechte Wohnungen 

schaffen, um Inklusion zu verwirklichen. 

• Wir werden verstärkt den Wohnungsbau 

durch die GeWoBau, Genossenschaften, 

Baugruppen usw. fördern. 

• Wir werden für städtische Beschäftigte 

vermehrt Betriebswohnungen schaffen, 

um den allgemeinen Wohnungsmarkt zu 

entlasten und die Stadt als attraktive Ar-

beitgeberin zu positionieren. 

• Aller Wohnungsneubau muss immer ein-

hergehen mit der Modernisierung bzw. 

Schaffung der notwendigen sozialen Inf-

rastruktur wie Einkaufsmöglichkeiten, 

KiTas, Schulen, Pflegestationen, Stadtteil-

zentren, Grün- und Freizeitflächen, Kunst 

und Kultur im öffentlichen Raum etc. 

(siehe auch Kapitel IV.17 Die Stadt der 

Zukunft: Sozial und ökologisch  Stadt-

planung und Stadterneuerung ). 

• Für Neubauten wie Sanierungen sollen 

künftig wo immer möglich nachhaltige 

und klimaschonende Materialen zum Ein-

satz kommen, die meist auch die Wohn-

qualität erhöhen. Auch auf entsprechend 

ambitionierte Energiekonzepte werden 
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wir Wert legen (siehe auch Kapitel IV.5 

Fortschritt im Einklang mit der Natur  

Umwelt und Energie, IV.17 Die Stadt der 

Zukunft: Sozial und ökologisch  Stadt-

planung und Stadterneuerung ). 

Bezahlbare Mieten und Preise  Wohnen 

für alle sichern  

Alle Anstrengungen im freien und sozialen 

Mietwohnungsbau und zur Förderung des 

Wohnungseigentums werden nur dann die 

Wohnungsversorgung nachhaltig verbes-

sern, wenn gleichzeitig die Vernichtung vor-

handenen Wohnraums verhindert wird. Um 

den Erhalt der vorhandenen Wohnungen ins-

besondere in der Innenstadt zu sichern und 

die Wohnnutzung auszuweiten, müssen da-

her alle zur Verfügung stehenden planeri-

schen und rechtlichen Instrumente ausge-

schöpft werden: 

• Milieuschutzsatzungen haben in Erlan-

gen bisher nur eine eingeschränkte Wir-

kung entfalten können, weil der rechtli-

che Rahmen Anforderungen stellt, die in 

Erlangen derzeit nur an wenigen Stellen 

erfüllt sind. Gleichwohl ist das Instrument 

regelmäßig zu prüfen und wo immer sinn-

voll einzusetzen. Gleiches gilt für Erhal-

tungssatzungen. Die mit diesen Satzun-

gen entstehenden Vorkaufsrechte sollen 

dann konsequent genutzt werden. 

• Die Zweckentfremdungssatzung werden 

wir konsequent anwenden. 

• Die Stadt muss darauf hinwirken  und 

fordert entsprechende gesetzliche Rege-

lungen dafür ein , dass die notwendige 

energetische Sanierung des Wohnungs-

bestandes nicht spekulativ zur Verdrän-

gung der bisherigen Mieterinnen und 

Mieter und der Durchsetzung erheblich 

erhöhter Mieten genutzt werden kann 

• Der Erwerb von Wohngebäuden durch 

Spekulant*innen mit der drohenden 

Folge, dass die Bewohnerinnen und Be-

wohner durch Luxusmodernisierung, Um-

wandlung in Ein-Zimmer-Appartements 

oder Abbruch verdrängt werden, muss 

soweit möglich verhindert werden. Durch 

Ausdehnung der städtischen Vorkaufs-

rechtssatzung soll die Stadt dort, wo es 

Sinn macht und ein Vorkaufsrecht recht-

lich zulässig ist, selbst Eigentümerin die-

ser Wohngebäude werden. Anschlie-

ßend sollen die Gebäude an die vorhan-

denen Bewohnerinnen und Bewohner 

ohne städtischen Gewinn verkauft oder 

an die GeWoBau übertragen werden. 

GeWoBau: Neubau, Sanierung und Be-

stand 

Die städtische GeWoBau ist zentrale Akteu-

rin, um bezahlbare Wohnungen in der Stadt 

anzubieten und das Mietniveau zu dämpfen. 

Wir wollen daher auch in den nächsten Jah-

ren die GeWoBau weiter stärken, wie wir dies 

in den letzten Jahren insbesondere auch 

durch die Kapitalerhöhung getan haben: 

• Die GeWoBau beschränkt sich auch künf-

tig bei Mieterhöhungen auf maximal 2 

Prozent pro Jahr. Bei Mieterwechsel wer-

den die Mieten weiterhin am unteren 

Rand der ortsüblichen Miete oder darun-

ter festgelegt. 

• Die Wohnungsbauoffensive der GeWo-

Bau wird fortgeführt. Dabei liegt der 

Schwerpunkt weiterhin auf dem Bau von 

geförderten Mietwohnungen. 

• Auch die Sanierungen und Modernisie-

rungen der Gewobau werden weiterge-

führt. Dabei wird die GeWoBau weiterhin 

die ihr gesetzlich zustehenden Mieterhö-

hungsspielräume bei Modernisierung 

nicht ausnutzen, sondern die Mieten nur 

so weit erhöhen, wie dies für die Mieterin-

nen und Mieter zumutbar und angesichts 

der Wohnwertverbesserung angemes-

sen ist (z.B. bei Energieeinsparungen). 

• Bei Sanierung und Neubau sind senioren-

gerechte und barrierefreie Wohnungen in 

allen Stadtteilen vorzusehen. 

• Mit Blick auf die notwendige Bekämpfung 

des Klimawandels wird ein Schwerpunkt 
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von Sanierung und Modernisierung auf 

der energetischen Quartierssanierung 

liegen, um den Energieverbrauch massiv 

zu senken. Dabei wird die Kooperation 

mit den Erlanger Stadtwerken gesucht, 

auch Instrumente wie Mieterstrommo-

delle werden zum Einsatz kommen. 

• Die Beteiligung von Mieterinnen und Mie-

tern, auch bei Sanierungs- und Neubau-

maßnahmen, wird beibehalten und wo 

notwendig noch ausgebaut. 

• Die GeWoBau wird geförderte Wohnun-

gen, die aus der Bindung fallen, der Stadt 

weiter zur Vergabe zu Sozialwohnungs-

bedingungen zur Verfügung stellen. 

• Die GeWoBau wird künftig vermehrt auch 

das Quartiersmanagement in ihren 

Wohnquartieren in den Blick nehmen. 

Dazu gehört die Moderation und Lösung 

von Konflikten zwischen Bewohner*innen 

 auch durch geeignetes Fachpersonal 

, die Förderung des Zusammenlebens 

und des Kontakts zwischen den Mie-

ter*innen sowie die attraktive Gestaltung 

von Gemeinschaftsräumen und von Frei-, 

Spiel- und Grünflächen. Die GeWoBau 

soll dabei auf ihren Freiflächen künftig 

auch Mietergärten anbieten. 

Wohnungs- und Obdachlosigkeit 

Der angespannte Wohnungsmarkt in Erlan-

gen sorgt auch für einen merkbaren Anstieg 

der Obdachlosigkeit. Dabei werden auch die 

Zeiten, die Menschen in Unterbringungen le-

ben müssen länger, weil es zunehmend 

finden, in die die Betroffenen zurückkehren 

können. Daher wird die Vermeidung und Be-

seitigung von Obdachlosigkeit auch in den 

nächsten Jahren ein Schwerpunkt unserer 

politischen Arbeit sein: 

• Wir werden die bewährte Präventionsar-

beit des Sozialamtes gemeinsam mit wei-

teren städtischen Stellen und anderen 

Organisationen fortführen und bedarfs-

gerecht ausweiten. Ziel muss es sein, 

drohende Obdachlosigkeit wenn immer 

möglich zu vermeiden. 

• Wir wollen zusätzliche Verfügungswoh-

nungen schaffen. Dabei wird wie bisher 

darauf geachtet, diese nicht an einem Ort 

zu konzentrieren, sondern auf viele Stel-

len im Stadtgebiet zu verteilen. Ziel ist, 

möglichst alle Obdachlosen in eigenen 

Wohnungen unterbringen zu können. 

• Menschen mit einem weitergehenden 

Hilfebedarf (nach Formen der Betreuung) 

finden Platz und Hilfe im betreuten Woh-

nen oder in den Heimen der Obdachlo-

senhilfe und erhalten Betreuungs- und 

Unterstützungsangebote bei der Rück-

kehr in reguläre Wohnungen. 

• Die Arbeit gemeinnütziger Organisatio-

nen zur Unterstützung Obdachloser, ins-

besondere des Obdachlosenhilfevereins, 

werden wir weiterhin großzügig fördern. 

Wo nötig, sollen die Angebote an die ak-

tuellen Bedürfnisse angepasst werden. 

Dabei ist die Situation von obdachlosen 

Frauen besonders zu berücksichtigen. 

5. Fortschritt im Einklang mit der Natur  Umwelt und Energie 

5.1 Ziele 

Ziel sozialdemokratischer Umweltpolitik ist 

es, den technischen, wirtschaftlichen und so-

zialen Fortschritt in Einklang zu bringen mit 

der Erhaltung der natürlichen Umwelt. 
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Die einzelnen Faktoren unseres Umweltsys-

tems  Luft, Wasser, Boden, Tier- und Pflan-

zenwelt sowie deren Lebensräume  dürfen 

durch den Menschen nur insoweit beeinflusst 

werden, als dadurch das Gleichgewicht des 

Naturhaushalts insgesamt nicht gestört wird 

und somit auch die Gesundheit und die na-

türlichen Lebensbedingungen des Men-

schen selbst, der Teil der Natur ist, im Arbeits-

prozess und im Wohn- und Freizeitbereich 

nicht gefährdet werden. 

Deshalb muss vorrangig der schon laufende 

Klimawandel bekämpft und die drohende Kli-

makatastrophe verhindert werden. 

Die Artenvielfalt der Natur muss global (Stich-

wort: Tropische Regenwälder) und lokal 

(Stichwort: Arten- und Biotopschutz) erhalten 

bleiben. Landschaftsplanung soll nicht nur für 

ein schönes Landschaftsbild sorgen, sondern 

auch die Schaffung und Erhaltung geschütz-

ter Lebensräume für Tiere und Pflanzen zum 

Ziel haben. 

Das Maß der Rohstoff- und Energienutzung 

ist an diesen Zielen und an der Verantwor-

tung gegenüber den kommenden Generatio-

nen und besonders den Völkern des globa-

len Südens auszurichten. 

Notwendig zur Erreichung dieser umweltpoli-

tischen Ziele sind 

• die Umstrukturierung von Produktion und 

Konsum auf Gebrauchswerte, orientiert 

am gesellschaftlichen Bedarf, und der 

planmäßige Einsatz menschlicher Arbeit 

für die Erhaltung der Natur. Eine nachhal-

tige Sicherung der Umwelt steht dabei 

nicht im Gegensatz zur ökonomischen 

Entwicklung. Im Gegenteil: Nachhaltiges 

Wirtschaften schafft neue Arbeitsplätze 

und sichert zukunftsfähige bestehender; 

• die Anpassung der Produktionsverfahren 

und Produkte an die Funktionsprinzipien 

des Naturhaushalts, d. h. vor allem biolo-

gisch ausgerichtete Produktion, Kreis-

laufökonomie der eingesetzten Materia-

lien, Effektivierung von Energieumwand-

lung und -einsatz ohne Kernenergie und 

Kohle sowie Nutzung regenerativer Ener-

gien (Energiewende) nach den in der Na-

tur verwirklichten Prinzipien, Vielfalt von 

Produktion und Konsum nach den regio-

nal unterschiedlichen ökologischen Be-

dingungen und den kulturell bedingten 

Unterschieden der Bedürfnisse (Stich-

wort: Nachhaltiges Wirtschaften, 

ale 

Wirtschaftskreisläufe); 

• die Humanisierung des Arbeitsprozesses 

und die Verbesserung der Arbeitsbedin-

gungen. 

Dazu sind 

• der Wirtschaft umweltpolitische Rahmen-

bedingungen zu setzen 

• die Planungen und Maßnahmen der öf-

fentlichen Hand an ökologischen Krite-

rien zu orientieren 

• das Umweltbewusstsein der Bürgerinnen 

und Bürger im Spannungsfeld gesell-

schaftlicher Interessengegensätze zu 

schärfen. 

Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 

wollen ihre umweltpolitischen Ziele durchset-

zen über die Anwendung des Verursacher- 

und Vorsorgeprinzips. Das Verursacherprin-

zip, das im Wesentlichen in der Korrektur be-

reits eingetretener Schäden auf Kosten der 

Verursacher*innen besteht, muss im Vorsor-

geprinzip als einer vorbeugenden Vermei-

dung von Belastungen und Schädigungen 

durch Umweltplanung und -gestaltung aufge-

hen. 

5.2 Rahmenbedingungen 

Die wirtschaftlichen Entscheidungen in unse-

rer Gesellschaft orientieren sich primär nicht 

an allgemeinen gesellschaftlichen Zielset-

zungen, sondern an den Gewinninteressen. 

Eine umweltorientierte Beeinflussung dieser 

Entscheidungen ist durch Bundes- bzw. Lan-
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desgesetze zwar prinzipiell möglich, steht je-

doch häufig im Widerspruch und Konflikt mit 

Unternehmensinteressen und ist daher ge-

setzlich schwer durchzusetzen oder wird in 

der Praxis unterlaufen. 

Die Verwirklichung umweltpolitischer Ziele 

wird erschwert durch falsches Konsumverhal-

ten, das zudem aus wirtschaftlichem Inte-

resse gefördert und ausgenutzt wird. Diese 

durch eine verfehlte Wirtschaftsordnung ver-

ursachten Tendenzen und Probleme sind 

auch in Erlangen sichtbar. Nachdem für die 

vorangegangene Stadtratsmehrheit unter 

Führung der CSU Umweltpolitik höchstens 

ein Lippenbekenntnis war und meistens als 

Hindernis gesehen wurde, wurde durch die 

seit 2014 regierende Ampelkoalition unter 

Führung der SPD eine grundsätzliche Wende 

eingeleitet. Erlangen knüpft nun wieder an 

seine lange Tradition als Umweltstadt an. 

Erlangen hat als erste bayerische Stadt den 

Klimanotstand ausgerufen und wird künftig 

bei seinen Beschlüssen die Auswirkungen 

auf das Klima sowie die ökologische, soziale, 

gesellschaftliche und ökonomische Nachhal-

tigkeit besonders berücksichtigen. Wo immer 

möglich, müssen die Maßnahmen priorisiert 

werden, die den Klimawandel oder dessen 

Folgen abschwächen. 

Der Klimanotstand ist für uns mehr als ein 

Symbol. Die Verwaltung wird ihre Aktivitäten 

in Zukunft noch stärker in Richtung Klima-

schutz ausrichten müssen. 

Das erstellte integrierte Klimaschutzkonzept 

zeigt bereits eine Vielzahl von Maßnahmen 

auf, die wir als Ampelkoalition nun auch um-

setzen. So haben wir eine Offensive für Kli-

maschutz und Solarenergie verbunden mit 

entsprechender Öffentlichkeitsarbeit gestar-

tet. In diesem Rahmen wurden die städti-

schen Fördermittel für Altbausanierung auf 

ein Mehrfaches angehoben und eine Förde-

rung von Solarthermie eingeführt. 

Die Stadt nutzt nun konsequent, wo immer 

möglich, ihre Dachflächen für Photovoltaik-Ei-

genstromversorgung. Nicht selbst genutzte 

Flächen werden privaten Initiativen angebo-

ten. Mieterstrom wird in einem Pilotprojekt 

umgesetzt werden. Die Energieplussiedlung 

in Büchenbach-West konnte erfolgreich reali-

siert werden. 

Energiestandards werden in Abwägung ge-

genüber anderen Zielen auf 30 Prozent bes-

ser als die jeweils aktuelle EnEV festgelegt. 

Bei städtischen Gebäuden ist der Pas-

sivhausstandard für Neubau und Sanierung 

ohnehin Grundsatz. Der Austausch der Stra-

ßenbeleuchtung durch LED wird konsequent 

umgesetzt. 

Den Kohleausstieg setzen wir in Erlangen be-

reits 2021 um mit dem Ersatz des Kohlekes-

sels der ESTW durch Gas und durch ein 

Blockheizkraftwerk auf dem Siemens-Cam-

pus. Das Uni-Südgelände konnte zudem end-

lich an das Fernwärmenetz angeschlossen 

werden. 

Die Zahl der Elektrotankstellen wird deutlich 

ausgeweitet. Die ESTW kaufen Elektrobusse. 

Der Biomüll wird nun zur Energiegewinnung 

in einer Biogasanlage genutzt. 

Beim Neubau der Energiezentrale der Kläran-

lage wurde der Entwässerungsbetrieb der 

Stadt Erlangen (EBE) aufgrund seiner Pionier-

leistungen bei Energiesparmaßnahmen Ener-

gie.effizienz.gewinner 2019 der Energie-Re-

gion Nürnberg. 

Die günstigeren ESTW-Strom- und Gastarife 

kommen nun auch Sozialleistungsempfän-

ger*innen zugute. 

Nach massiven Investitionen der ESTW in 

Windenergie in der Region und z. T. auch 

weiter entfernt bedeutet die 10-H-Regelung 

nun jedoch de facto ein Verbot neuer Wind-

kraftanlagen. Dies erschwert den notwendi-

gen Umstieg auf regenerative Energien er-

heblich. Die Politik der bayerischen Staatsre-

gierung stellt der Energiewende immer wie-

der Steine in den Weg. Ein weiteres Beispiel 

ist die Verhinderung einer solaren Baupflicht, 
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die in anderen Bundesländern längst möglich 

ist. Hier werden wir auch über den Bayeri-

schen Städtetag weiter Druck machen. 

Erforderlich für die Energiewendeziele ist ge-

nerell die Korrektur bzw. Weiterentwicklung 

der energiepolitischen Rahmensetzungen 

und Fördermaßnahmen auf Bundes- und 

Landesebene. 

Speziell bei der Energiewende zeigt sich 

auch, dass Lust auf ökologische Modernisie-

rung geweckt werden muss. Diese muss als 

attrakt

chen) wahrgenommen werden. Die Schüler-

bewegung von Fridays for Future ist ein sehr 

begrüßenswertes Engagement, das von uns 

voll unterstützt wird. 

Ein weiterer Schwerpunkt unserer Umwelt-

politik ist die Stärkung von Naturschutz und 

Grün in der Stadt. Erlangen ist auf unseren 

für  geworden. Nun wird 

z. B. die Grünpflege schrittweise auf natur-

nahe, extensive Pflege umgestellt. 

Als Ampelkoalition haben wir ein Förderpro-

gramm für private Begrünungen (Dächer, 

Fassaden etc.) und Entsiegelung aufgelegt, 

verbunden mit Mitteln für die Öffentlichkeits-

arbeit. Dach- und Fassaden- sowie weiteres 

Grün wird auch in den Bebauungsplänen 

festgesetzt. In ihrem eigenen Bereich nimmt 

die Stadt Entsiegelungen vor (z. B. Zeppelin-

straße, Drausnickstraße, künftig Zollhaus-

platz). Ein Schwerpunkt liegt auch auf dem 

langer Herzenssache  Gemeinsam für un-

cher Bäume durch die immer heißeren und 

trockeneren Sommer konnte Stadtgrün bei-

spielsweise im Jahr 2018 425 Bäume pflan-

zen, davon nur 105 Nachpflanzungen und 

320 dagegen neue, zusätzliche. Erste Pro-

ning wurden umgesetzt. 

Unter intensiver Bürgerbeteiligung wurde 

auch das Grünkonzept der Stadt erstellt und 

verabschiedet, das Naturschutz und Bio-

diversität stärken und gleichzeitig Freizeit 

und Erholung verbessern wird. 

Um das Insektensterben zu bekämpfen, ha-

ben wir zudem Blühwiesen angelegt und Mit-

tel für eine kommunale Förderung für Land-

wirt*innen zum Anlegen von Blühstreifen in 

den Haushalt gestellt. Ebenso haben wir be-

städtischen landwirtschaftlichen Flächen be-

antragt. 

Mit unserer Unterstützung konnte auch ein 

Verbot von Glyphosat auf städtischen land-

wirtschaftlichen Flächen verabschiedet wer-

den. In der Grünpflege wird bereits vollstän-

dig auf Pestizide verzichtet. Ein Komplettver-

bot chemischer Pflanzenschutzmittel auf ver-

pachteten landwirtschaftlichen Flächen ha-

ben wir beantragt, ebenso die Förderung der 

Umstellung auf Biolandbau als zweite Stufe 

des landwirtschaftlichen ESTW-Wasser-

schutzvertragsprogramms. 

Die verbrennungsbetriebenen Laubbläser 

bei Stadtgrün und Gewobau werden kontinu-

ierlich durch schadstoffvermeidende und lei-

sere akkubetriebene ersetzt. 

Auch wenn wir es schaffen, den globalen 

Temperaturanstieg auf 1,5 °C zu begrenzen, 

wofür wir alles tun werden, ist eine Anpas-

sung an die höheren Temperaturen notwen-

dig. Dazu haben wir ein Klimaanpassungs-

konzept beauftragt. 

Die Förderung der Umwelt- und Naturschutz-

organisationen und der im Umweltbereich tä-

tigen Ehrenamtlichen konnten wir mehr als 

verdoppeln. 

Es ist uns gelungen, Verbesserungen für Na-

turschutz und Naherholung im Wald durchzu-

setzen. 

Auf Antrag der SPD wird Erlangen zudem Bio-

Modellstadt durch u. a. eine schrittweise Er-

höhung des Bioanteils bei Schulen, Kitas und 
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öffentlichen Einrichtungen. Die Rathauskan-

tine wurde auf biologisch und regional umge-

stellt. Für den Erlanger Markt auf dem Markt-

platz konnten mehr Bioanbieter gewonnen 

werden. Beantragt haben wir zudem die wei-

tere Stärkung der nachhaltigen Beschaffung, 

um ökologische, soziale und Fair-Trade-Ziele 

zu erreichen. 

Im Bereich Abfallwirtschaft konnten wir die 

Abfallvermeidung und -verwertung z.B. durch 

die Einführung von Mehrwegsystemen für 

Getränke stärken. Ein für alle Bäcke-

reien/Coffee-to-go-Anbieter einheitlicher 

Pfandbecher ist auf den Weg gebracht wor-

den. 

Auch auf Antrag der SPD verfolgt die Stadt-

verwaltung das Ziel der Einführung einer 

Wertstofftonne für alle Haushalte, um alle 

Wertstoffe zu sammeln statt nur Verpackun-

gen. Zumindest eine deutliche Ausweitung 

der Zahl der Gelben Tonnen statt Gelber Sä-

cke konnten wir bereits erreichen. Als eine 

der wenigen Kommunen in Deutschland ha-

ben wir zudem die Wiederverwendung von 

noch funktionsfähigen Elektrogeräten im 

Rahmen der Elektroschrottsammlung ermög-

licht. 

Auf unseren Antrag hin informiert die Verwal-

tung gezielt die Hausmeisterdienste über das 

private Salzstreuverbot. Die Sanierung des 

Kanalnetzes wird konsequent durchgeführt. 

Wir konnten zudem ein Pilotprojekt zur 

Sammlung von Altfetten aus Privathaushalten 

starten. 

Im Bereich Tierschutz wurde durch unseren 

Antrag ein kommunales Wildtierverbot in Zir-

kussen beschlossen. Die Zuschüsse für das 

Tierheim konnten wir mehr als verdreifachen. 

Im Verkehrsbereich konnte die Verkehrs-

wende vorangebracht werden (siehe hierzu 

Kapitel IV.6 Vorfahrt für Mensch und Umwelt 

 Verkehr ). 

Um den Flächenverbrauch möglichst gering 

zu halten, setzen wir vorrangig auf eine dich-

tere Bebauung und Nachverdichtung als öko-

logischer Alternative auch zu einer Zersiede-

lung in Umlandgemeinden (siehe Kapitel 

IV.17 Die Stadt der Zukunft: Sozial und öko-

logisch  Stadtplanung und Stadterneue-

rung ). Hierbei sind Grünstrukturen zu erhal-

ten und durch z. B. Dach- oder Fassadenbe-

grünungen zu gewährleisten. 

5.3 Forderungen und Perspektiven 

Die Verwirklichung der umweltpolitischen 

Ziele der SPD verlangt die Orientierung aller 

kommunalen Planungen, Entscheidungen 

und Maßnahmen an ökologischen und sozia-

len Kriterien. Dabei kommt es entscheidend 

darauf an, in immer größerem Umfang vom 

schutz zu kommen, der schon das Entstehen 

von Umweltbelastungen verhindert: Also 

ionsbekämpfung statt Immissionsver-

 

Im Einzelnen fordert die SPD für Erlangen: 

Klimanotstand  alles für das 1,5-Grad-Ziel 

 Klimaneutral ERlangen 

Die Stadt Erlangen hat den Klimanotstand 

ausgerufen und muss alles, was in ihrer Mög-

lichkeit steht, tun, um das Ziel der Begren-

zung der globalen Erwärmung auf 1,5 Grad zu 

erreichen. Dies legt die Stadt darauf fest, 

baldmöglichst die Klimaneutralität zu errei-

chen. Die Energieversorgung Erlangens 

muss dann komplett aus regenerativen Ener-

gieträgern erfolgen. Damit stimmen wir auch 

mit den Forderungen von Energiewende 

ER(H) und dem Vorgehen anderer Vorreiter-

Städte überein. 

Der erste Schritt hierzu war der Energiewen-

debeschluss mit dem Ziel, 50 Prozent der 

Stromversorgung auf Basis hocheffizienter 

Kraft-Wärme-Koppelungs-Anlagen (KWK) so-

wie 50 Prozent durch regenerative Energien 

(standortunabhängig) zu erreichen sowie 
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langfristig den Strom sowie die Wärmever-

sorgung vollständig aus regenerativen Quel-

len zu gewinnen. Das allein reicht jedoch 

nicht mehr aus. 

Die Stadt Erlangen hat daher eine Studie be-

auftragt, um festzustellen, was für die Einhal-

tung des 1,5-Grad-Ziels getan werden muss. 

Für die Umsetzung dieser Weiterentwicklung 

des Klimaschutzkonzepts ist der SPD beson-

ders wichtig, mit umfassender Bürgerbeteili-

gung zu arbeiten. Vorbild ist das Vorgehen 

beim Verkehrsentwicklungsplan (VEP). Die 

Beteiligung muss bei Klimaneutral ERlangen 

auch dezentral in den Stadtteilen ermöglicht 

werden. 

Energiepolitik 

Nötig ist eine umweltschonende, rohstoffspa-

rende und zukunftssichere Energieversor-

gung durch 

• Ausbau des Anteils erneuerbarer Ener-

gien für die Stromversorgung sowie die 

sukzessive Versorgung der Kraft-Wärme-

Koppelungs-Anlagen mittels Brennstof-

fen auf Basis erneuerbarer Energien 

durch Erzeugungsanlagen sowohl im 

Stadtgebiet als auch Anlagen und Liefe-

rant*innen außerhalb des Stadtgebietes. 

Dies beinhaltet den Bau bzw. die Beteili-

gung an Anlagen in der Region durch die 

ESTW oder ortsansässige Unternehmen, 

Gesellschaften, Vereine und Genossen-

schaften; 

• konsequente Umstellung der Energiever-

sorgung auf leitungsgebundene Wärme-

versorgung durch regenerative Energie-

träger, abgestimmten Ausbau des Fern-

wärme- und Gasnetzes und dezentrale 

Energieversorgung (Nahwärme)):  

o Unter vorrangigem Ausbau der rege-

nerativen Energieerzeugung (wie So-

larthermie und Photovoltaik) weiterer 

Ausbau von Nahwärmenetzen mit 

Blockheizkraftwerken (BHKW) mit 

Vernetzungsmöglichkeit und auf Ba-

sis von Erdgas sowie zunehmend Bio- 

oder erneuerbarem Gas sowie Um-

stellung auf Kraft-Wärme-Kopplung in 

bestehenden Objekten oder alterna-

tiv, wo sinnvoller, des Fernwärmenet-

zes, um Großverbraucher wie Univer-

sität, Universitätsklinikum und Sie-

mens (F80 in Frauenaurach) anzu-

schließen und gegebenenfalls Bau 

von Fernwärmespeichern  

o Ausbau des Gasnetzes, abgestimmt 

mit dem Vorrang erneuerbarer Ener-

gieerzeugung sowie dem Nah-/Fern-

wärmekonzept. Dies nicht in Konkur-

renz zur Nah-/Fernwärmeversorgung, 

insbesondere also für Ortsteile, für 

die ein Fernwärmeanschluss wegen 

der großen Entfernung und/oder der 

zu niedrigen Bedarfsdichte nicht in 

Betracht kommt (das heute installierte 

Gasrohrnetz eignet sich auch für 

Wasserstoff als einen Energieträger 

der Zukunft). In unmittelbarer Zukunft 

muss aus ökologischen und anderen 

Gründen immer mehr von Erd- auf 

Bio- und synthetisches Gas umgestie-

gen werden. Hierbei darf es keine 

Konkurrenz zur Nahrungsmittelpro-

duktion geben. Insbesondere mittels 

Strom aus Windkraft erzeugtes 

sprechender Ansatz 

• 

rative Energien, rationelle Energienut-

zung und -einsparung im sozialen Woh-

n

mie, Fernwärme, Bio-/Erdgas, Blockheiz-

kraftwerke), mindestens warmmieten-

neutrale Finanzierung; 

• weitere konsequente Nutzung der Dach-

flächen der Stadt und ihrer Töchter für 

Photovoltaik. Nicht selbst genutzte Flä-

chen werden weiter privaten Initiativen 

angeboten; 
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• Förderung des energiesparenden Bau-

ens und regenerativer Energiequellen 

durch Festschreiben in der Bauleitpla-

nung, Bauberatung und Verankerung in 

privatrechtlichen Verträgen, wenn die 

Stadt an den Grundstücksgeschäften be-

teiligt ist; weiterhin Festlegung von Ener-

giestandards deutlich besser als die ge-

setzlichen Erfordernisse beim Neubau; 

Koordinierung der Arbeit von Planungs- 

und Umweltamt in diesem Bereich; 

• Förderung von Plusenergiehäusern; 

• weitere Ausweitung des Förderpro-

gramms für Solarthermie sowie eine wei-

tere massive Ausweitung des städtischen 

Förderprogramms für energetische Sa-

nierung durch private Haushalte/Vereine. 

Die Verwendung von ökologischen Mate-

rialien muss hierbei extra gefördert wer-

den; 

• weitere öffentliche Klimaschutzkam-

pagne(n) für Sanierung und Solarenergie; 

in diesem Rahmen wollen wir auch 1.000 

Dächer für Photovoltaik gewinnen. Dies 

und die vorgenannten Punkte entspre-

chen der von den Umweltverbänden ge-

forderten Solaroffensive. Diese werden 

wir fortsetzen; 

• ein Heizungsumstellungsprogramm in 

Form einer Kampagne und einer Förde-

rung zur Umstellung auf energiesparen-

dere Heizungsanlagen, sofern diese CO2-

neutral und leitungsgebunden sind; 

• städtische Beratung und Information für 

die energetische Sanierung des allge-

meinen Gebäudebestands; 

• Maßnahmen zur Senkung der Stromleis-

tungsspitze und des Stromverbrauchs 

(Beratung Privater, Förderung von strom-

sparenden Geräten); 

• Finanzierungsmodelle für Wärmedämm- 

und sonstige Energieeinsparmaßnahmen 

Pr -

Kredite (Sparkasse), Vorfinanzierung und 

warmmietenneutrale Rückzahlung etc.); 

• Energieeinsparung in städtischen Gebäu-

den, Weiterführung der Umstellung städ-

tischer Heizungsanlagen auf umwelt-

freundliche Technologien (Kessel- und 

Heizungssanierung, Solarthermie, Rege-

lung, Wärmedämmung und -rückgewin-

nung), im Einzelfall Einsatz von Energie-

einsparcontractings, wenn die Kapazitä-

ten beim städtischen Gebäudemanage-

ment nicht vorhanden sind; 

• Ausrüstung städtischer Gebäude mit re-

generativen Energien und Kraft-Wärme-

Kopplung; Energienutzungspläne und Kli-

matisierungskonzepte für alle städti-

schen Bauvorhaben und Gebäude; 

• Sanierung und Neubau von städtischen 

Gebäuden wie bisher im Regelfall im Pas-

sivhausstandard; 

• weitere Verstärkung des Austauschs der 

Straßenbeleuchtung durch LED entspre-

chend den Vorschlägen aus dem Klima-

schutzkonzept; 

• Erhalt der allgemeinen Energieberatung 

sowie der Energieberatung für Sozialleis-

tungsbezieher*innen; 

• weiterhin kostenlose Abgabe effizienter 

Elektrogeräte bei Energiesparberatung 

von Sozialleistungsbezieher*innen bei 

Bedarf; 

• Konflikte zwischen der Notwendigkeit 

des Ausbaus der erneuerbaren Energien 

und der energieeffizienten Gebäudesan-

ierung und den Belangen des Denkmal-

schutzes dürfen nicht zu Lasten ersterer 

gehen. Vielmehr ist in allen Einzelfällen 

eine sorgfältige und transparente Über-

prüfung und Abwägung durchzuführen, 

eventuell durch eine Clearingstelle zwi-

schen Umweltamt und Bauaufsichtamt 

(Denkmalschutz), und die Entscheidung 

den zuständigen Stadtratsgremien vorzu-

legen. 

Die Erlanger Stadtwerke sind als kommuna-

les Versorgungsunternehmen für die Umset-

zung dieser Ziele, insbesondere die Energie-
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wende, von besonderer Bedeutung. Die Er-

haltung der Erlanger Stadtwerke als kommu-

nales Versorgungsunternehmen hat für die 

Erlanger SPD daher oberste Priorität. Eine Fu-

sion insbesondere mit privaten oder teilpriva-

tisierten Unternehmen oder eine andere 

Form der Privatisierung der Stadtwerke lehnt 

die Erlanger SPD ab. 

Für die ESTW ergeben sich aber auch eine 

Reihe von Aufgaben, unter anderem: 

• Der Ausbau der regenerativen Energieer-

zeugung ist die Herausforderung für die 

ESTW in den nächsten Jahren. Die Stadt 

Erlangen ist hier in der Verantwortung, 

die ESTW mit dieser Aufgabe nicht allein 

zu lassen, sondern sie aktiv und wenn nö-

tig auch finanziell zu unterstützen. Für die 

Erlanger SPD haben beim Ausbau der re-

generativen Energien Projekte in der Re-

gion und Projekte mit Beteiligung der 

Bürgerinnen und Bürger Priorität. 

• Kooperation mit anderen bayrischen 

Stadtwerken, um Beteiligungen auch an 

weiter entfernt liegenden Windkraftwer-

ken umzusetzen. Hintergrund: Durch die 

10-H-Regelung wird von der CSU-Staats-

regierung der Bau neuer Windkraftwerke 

de facto komplett verhindert. 

• Umsetzung des für 2021 beschlossenen 

Kohleausstiegs der ESTW. 

• Übernahme von Altanlagen, die nun aus 

dem EEG fallen und sonst nicht weiterbe-

trieben würden, oder Repowering dieser 

Anlagen. Ebenso Abnahme von Strom 

von Altanlagen zumindest im Stadtgebiet. 

• Entwicklung und Umsetzung eines inte-

grierten Energiedienstleistungskonzep-

tes: Schrittweise Umstellung der Ge-

schäfts- und Investitionspolitik der ESTW 

vom Energieversorgungsunternehmen 

(EVU) zum Energiedienstleistungsunter-

nehmen (EDU), das nicht mehr vor allem 

vom Energieträgerverkauf lebt und damit 

an steigendem Energieverbrauch interes-

siert sein muss, sondern von Verkauf, Be-

reitstellung, Management und Betrieb 

von Energieeffizienz und -einsparsyste-

men. Ein Beispiel ist hier das Angebot von 

Komplettangeboten für Photovoltaik für 

Private; verbunden auch mit starker Öf-

fentlichkeitsarbeit für Regenerative und 

Effizienz. 

• Hierzu sollen die ESTW gemeinsam mit 

dem Landkreis Erlangen-Höchstadt eine 

Energiedienstleistungsgesellschaft ein-

richten. Diese hat insbesondere die Auf-

gabe, Quartierskonzepte und Sanie-

rungsprojekte auf den Weg zu bringen 

und zu organisieren. 

• Solche Quartierskonzepte zur Sanierung 

und Energieversorgung müssen mit um-

fassender Bürgerbeteiligung geplant und 

umgesetzt werden. Als Vorbild gilt hier 

für uns die erfolgreiche Bürgerbeteili-

gung beim Verkehrsentwicklungsplan 

(VEP). 

• Umsetzung von Mieterstrom, insbeson-

dere mit der städtischen Gewobau. 

• Beibehaltung und Ausbau der Koopera-

tion mit anderen Stadtwerken, unter an-

derem beim Stromeinkauf. 

• Einführung energiesparender, also stär-

ker am Verbrauch und auch an Nachhal-

tigkeit der Erzeugung orientierter Tarife 

mit niedrigeren Anschlusspreisen (Linea-

risierung) für Strom, Gas und Fernwärme 

sowie Einführung eines Sozialtarifes für 

entsprechend Bedürftige. 

Alle in diesem Kapitel angeführte Maßnah-

men stellen den Beitrag der Stadt Erlangen 

zum globalen Klimaschutz dar (Stichwort: 

Global denken  lokal handeln), im Rahmen 

des internationalen Klimabündnisses der 

Städte, dessen Mitglied die Stadt Erlangen 

ist. Sie sind unter diesen Gesichtspunkt zu ei-

nem CO2-Reduktionsplan zusammenzufas-

sen, der jährlich fortgeschrieben wird. 

Darüber hinaus wollen wir eine Klimapartner-

schaft mit unserer Partnerstadt San Carlos in 
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Nicaragua eingehen. 

Der Verkehrssektor muss seinen Betrag zur 

Energiewende leisten durch weiteren Aus-

bau des Umweltverbunds (ÖPNV, Radver-

kehr, Zu-Fuß-Gehen), insbesondere mit der 

Realisierung der Stadt-Umland-Bahn (StUB), 

mit verkehrsvermeidenden Arbeits- und 

Wohn-Strukturen, effizienteren Antriebskon-

zepten sowie durch die Umstellung auf Fahr-

zeuge mit Elektroantrieb, Wasserstoff oder 

Methan, jeweils auf der Basis erneuerbarer 

Energien. 

Zur Erreichung der o. g. Ziele muss die Stadt 

weiter den Einsatz organisatorischer, perso-

neller und finanzieller Mittel verstärken, die 

Organisationsstrukturen weiter ausbauen 

und optimieren sowie einen systematischen 

Managementprozess weiterführen, insbe-

sondere: 

• Aufstellung verbindlicher Ziele und Zeit-

pläne (Energiewende-Masterplan) mit 

Zielvorgaben für alle städtischen Refe-

rate, Ämter und städtischen Tochterge-

sellschaften. 

• Ausbau der Erlanger Klimaallianz durch 

Aktivierung neuer Mitglieder, Schaffen 

von Synergieeffekten und Neustrukturie-

rung. 

• Etablierung der notwendigen internen 

und externen Arbeitsgremien zur weite-

ren Bearbeitung des Klimanotstands-Be-

schlusses unter Einbeziehung und gege-

benenfalls Weiterentwicklung der beste-

henden Gremien (z.B. Agenda-Beirat, 

Lenkungsgruppe EnergieeffizientER). 

• Interkommunale Kooperation zur Abstim-

mung von Maßnahmen mit dem Land-

kreis sowie der Metropolregion, insbe-

sondere intensive Mitarbeit der Stadt bei 

der ENERGIEregion Nürnberg. 

• Unterstützung der Umsetzung von Ge-

nossenschafts- und Bürgerbeteiligungs-

modellen zur Realisierung von regenera-

tiven Energieanlage. 

Umweltdaten und Umweltpädagogik, Or-

ganisation des Umweltschutzes 

Erfassung von Umweltdaten und Umweltpä-

dagogik als Basis einer vorausschauenden 

Umweltpolitik und ständige Verbesserung 

der Organisation des Umweltschutzes in der 

Stadtverwaltung durch 

• betriebliches Umweltmanagement inklu-

sive Öko-Audit sowie Durchsetzung der 

vereinbarten Standards bei Stadtverwal-

tung, Eigenbetrieben und städtischen 

Gesellschaften. Dazu gehört die Weiter-

führung der Umwelt-Fortbildung für städ-

tische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter; 

• Veröffentlichung jährlicher städtischer 

Umweltberichte sowie regelmäßige Infor-

mationen über die Schadstoffbelastung 

in Erlangen; 

• Frühzeitige Information und Beteiligung 

von Bürgerinnen und Bürgern bei allen 

umweltrelevanten Planungen und Maß-

nahmen; 

• Verstärkung der Aufklärung und Bera-

tung in Umwelt- und Energiefragen für 

Haushalte, Gewerbe, Handel und Land-

wirtschaft; 

• Werbung für umweltfreundliche, energie-

sparende Maßnahmen und Produkte; 

• Verstetigung und weitere Erhöhung der 

Förderung von in Umweltfragen enga-

gierten Bürgerinnen und Bürgern und 

Gruppen sowie der Zuschüsse für die im 

Umweltschutz ehrenamtlich tätigen Orga-

nisationen und deren Öffentlichkeitsar-

beit sowie deren Arbeit in der Umweltbil-

dung; 

• Verstetigung und weitere Stärkung der 

Umweltpädagogik, um Wissen über nach-

haltiges Wirtschaften vor allem Kindern 

und Jugendlichen zu vermitteln; Umwelt-

bildung in den Stadtteilzentren sowie 

Umweltbildung am Regnitzgrund; 

• Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) bei 

allen städtischen Maßnahmen und Pla-
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nungen, unter Einbeziehung von Gewo-

bau und ESTW. Verfahren und Vorge-

hensweise der Umweltverträglichkeits-

prüfung sind hierbei zu optimieren und 

Festlegungen ausreichend zu kontrollie-

ren. Ebenso muss die Arbeit von Pla-

nungs- und Umweltamt koordiniert wer-

den; 

• Ausbau der Zusammenarbeit mit Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftlern und 

Einrichtungen der Universität und ande-

rer Institutionen im Bereich der Umwelt- 

und Energieforschung und der Stadtöko-

logie; 

• Verbesserte Förderung und Koordinie-

-Prozesses 

durch die Stadt, verbesserte Unterstüt-

zung des Agenda-21-Beirats. Dies 

schließt die Wiederherstellung einer vol-

len Stelle beim Oberbürgermeister mit 

der entsprechenden Sachausstattung mit 

ein. Der als Weiterentwicklung von der 

UNO aufgelegte 2030-Agenda-Prozess 

wird von der Stadt aufgegriffen und der 

Beirat in seiner Arbeit hierfür unterstützt; 

• Nachhaltige Beschaffung und Vergabe: 

Im Rahmen der Einrichtung der zentralen 

Vergabestelle werden ökologische, sozi-

ale und Fair-Trade-Ziele verankert. Bei 

dezentralen Beschaffungen und Verga-

ben dürfen soweit verfügbar ausschließ-

lich Produkte und Dienstleistungen mit 

dem Umweltzeichen Blauer Engel ge-

nutzt werden: 

• Aufstockung des Personals: Die Aufga-

ben für Umsetzung und Überwachung 

von Umwelt- und Naturschutz sowie Be-

grünung sind stark gewachsen. Die Zahl 

der damit befassten städtischen Mitarbei-

ter*innen konnte bislang nicht entspre-

chend erhöht werden. Das werden wir so 

ändern, dass von den Bürgerinnen und 

Bürgern zu Recht erwartete Aufgaben in 

angemessener Zeit erledigt werden kön-

nen. 

Lärmreduzierung, Luft und Stadtklima 

Verringerung der Lärmbelastung durch Ver-

kehr und Gewerbe sowie Verbesserung von 

Luft und Stadtklima durch 

• konsequente Verringerung des inner-

städtischen motorisierten Individualver-

kehrs durch Ausbau des öffentlichen 

Nahverkehrs und des Radwegenetzes 

sowie durch planerische und bauliche 

Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung 

und Verlagerung des Durchgangsver-

kehrs (siehe auch Kapitel IV.6 Vorfahrt 

für Mensch und Umwelt  Verkehr ); 

• konsequente Umsetzung des von SPD 

und Ampelkoalition durchgesetzten Ver-

kehrsentwicklungsplans (VEP); 

• Vorrang für entsprechende Bauleitpla-

nung und Verkehrsberuhigung vor passi-

ven Lärmschutzmaßnahmen; 

• dauerhafte Beibehaltung der Geschwin-

digkeitsbegrenzung von 80 km/h auf der 

A73 auf dem gesamten Stadtgebiet, auch 

im Bereich von Eltersdorf, durch den hier-

für zuständigen Freistaat; 

• die Vorbereitung und Durchsetzung von 

ler in der Vergangenheit und überörtliche 

verkehrspolitische Fehlentscheidungen 

auf absehbare Zeit eine Verkehrsberuhi-

gung nicht zulassen. Insbesondere wol-

len wir hier die Einhausung der A73 in 

Bruck mit einer Grünbrücke. Nötig sind 

auch Maßnahmen an der A3 (Tennen-

lohe, Kosbach); 

• Lärmschutzwälle/-wände nach jährlich 

fortzuschreibender Prioritätenliste entwi-

ckelt aus dem Lärmminderungsplan; 

• Zuschüsse für den privaten Einbau von 

Schallschutzfenstern in Wohngebäude. 

Wenn durch den Siemens-Campus die 

Grenzwerte überschritten werden, müs-

sen die Schallschutzfenster von Siemens 

komplett bezahlt werden; 
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• Ansiedlung lärmintensiver Gewerbebe-

triebe außerhalb von Wohnbereichen; 

• Veränderung des Straßenaufbaus und  

-belags zur Lärmminderung, z. B. durch 

Flüsterasphalt; 

• Fortschreibung und Umsetzung des Luft-

reinhalteplans insbesondere im Hinblick 

auf die Feinstaub- und NO2-Belastung; 

• weitere Umstellung des Kraftfahrzeug-

parks der Stadt und ihrer Tochterunter-

nehmen auf Elektrofahrzeuge, die aus-

schließlich mit regenerativ erzeugtem 

Strom betrieben werden; 

• Errichtung weiterer solarbetriebener 

Elektrotankstellen und einer Wasserstoff-

tankstelle wie bereits geplant. Diese 

Tankstellen sollen so angelegt werden, 

dass sie insbesondere auch Carsharing-

Fahrzeugen zur Verfügung stehen und 

zuerst in verdichteten Gebieten errichtet 

werden, in denen weniger private Einzel-

garagen vorhanden sind; 

• Umsetzung des für 2021 beschlossenen 

Kohleausstiegs der ESTW; 

• Reduktion beziehungsweise Substitution 

von Hausbrand (Öl, Kohle, Holz) durch 

Ausbau der leitungsgebundenen Wärme-

versorgung, Einsatz von regenerativen 

Energiequellen, Wärmedämmung, Rege-

lung und so fort, Festlegungen in Bebau-

ungsplänen, Förderung von privaten Um-

stellungen und Maßnahmen zur Energie-

einsparung (siehe auch Abschnitt Ener-

gie); 

• regelmäßige Emissionsüberwachung bei 

allen genehmigungspflichtigen Anlagen 

(Massenstrom, Schadstoffkonzentration); 

• Umsetzung des Erlanger Klimaanpas-

sungskonzepts insbesondere durch mehr 

Grün in der Stadt sowie Wasser im öffent-

lichen Raum (siehe auch Abschnitte Was-

ser sowie Grün, Naturschutz und Boden); 

• Erhaltung der stadtnahen Wälder, Freihal-

tung der klimatisch bedeutsamen Freiflä-

chen und Talräume; 

• immissionsmindernde Bepflanzung an 

Hauptverkehrsstraßen; 

• Schonung/Erhalt und gezielte Pflanzung 

von großkronigen Pflanzen an geeigne-

ten Plätzen; 

• weiterer Ersatz der verbrennungsbetrie-

benen Laubbläser bei Stadtgrün und 

städtischen Töchtern durch schad-

stoffvermeidende und leisere akkubetrie-

bene. Wo immer möglich ist komplett auf 

den Einsatz der Laubbläser zu verzichten. 

Gewässerschutz 

Schutz der Oberflächengewässer und des 

Grundwassers, Verbesserung der Wasser-

qualität, Sicherung und Bereitstellung des 

Trinkwassers durch 

• Aus- und Neubau von Sammlern und 

Rückhaltebecken, weitere Sanierung des 

Kanalnetzes. Unterstützung von Maßnah-

men zur Reduzierung der Kanalbelastung 

wie z. B. durch das Modellprojekt zur 

Sammlung von Altfett aus Privathaushal-

ten; 

• 

die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 

Bauleit- und Bauplanung, Bauaufsicht, 

Bauberatung, Vergaben und Beschaf-

fung; 

• Vorlage eines Konzepts zur Förderung 

von Wassersparmaßnahmen; 

• weitere Überwachung der Grundwasser-

beschaffenheit; 

• Minimierung der Grundwasserbelastung 

durch Straßenabwasser; 

• Unterbinden der Grundwasserableitung 

über Drainagen in die Kanalisation, 

Fremdwasser-Sanierungsplanung; 

• Minimierung der Versiegelung und För-

derung der Versickerung von Nieder-

schlägen, um eine verbesserte Grund-

wasserbildung zu ermöglichen, konse-

quente Beachtung der entsprechenden 

Vorgaben in den städtischen Richtlinien 

für die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 

der Aufstellung von Bebauungsplänen 

(Sicherung von oberflächlichen Systemen 
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zur Ableitung und Versickerung des 

Oberflächenwassers); 

• Minimierung der Ableitung des relativ 

sauberen Regenwassers in die Kanalisa-

tion durch Erhaltung des natürlichen Ab-

flusses; 

• Regenwassernutzung und -versickerung 

bei städtischen Gebäuden. Bei privaten 

Baumaßnahmen ist dies soweit möglich 

über die Bebauungspläne oder, wenn die 

Stadt an den Grundstücksgeschäften be-

teiligt ist, über privatrechtliche Vereinba-

rungen voranzubringen. Der Bau von Zis-

ternen ist einschließlich der entsprechen-

den Versorgungsinstallation zu fordern; 

• Verbesserung der Selbstreinigungskraft 

von Gewässern durch geeignete Bepflan-

auf Begradigung, Uferbefestigung und 

Verrohrung von Wasserläufen sowie Ver-

hinderung von Bauwerken, die die 

Grundwasserströme beeinträchtigen; 

• Sicherung und Überwachung der Was-

serschutzgebiete, Erhaltung der städti-

schen Wälder als natürliche Wasserspei-

cher; 

• Verringerung des Düngemitteleintrages 

aus landwirtschaftlichen Flächen. Hierbei 

insbesondere ein Komplettverbot chemi-

scher Pflanzenschutzmittel auf von der 

Stadt verpachteten landwirtschaftlichen 

Flächen. Das landwirtschaftliche Ver-

tragsprogramm der ESTW zum Wasser-

schutz ist nach dem Vorbild Münchens 

um eine zweite Stufe zur Förderung der 

Umstellung auf biologische Landwirt-

schaft auszubauen. Zudem wollen wir die 

Umstellung von Landwirten auf biologi-

sche Landwirtschaft durch die Stadt för-

dern; 

• Beibehaltung natürlicher Oberflächenab-

flüsse; 

• Verbesserung des ökologischen Zu-

stands von Erlanger Wasserflächen durch 

Renaturierungsmaßnahmen, z.B. beim 

Röthelheimgraben; 

• stadtweite Verbesserung der Gewässer-

güte. Baden in den Erlanger Gewässern 

muss wieder möglich sein; 

• weitere Beobachtung und Validierung 

der durchgeführten Maßnahmen zur Ver-

besserung der Gewässergüte des De-

chsendorfer Weihers (siehe auch Kapitel 

IV.10 Sport  Gesundheit, Integration 

und Vermittlung demokratischer Werte ); 

• besonders extensive, nachhaltige Bewirt-

schaftung der Weiher im städtischen Ei-

gentum; 

• Ankauf von Gewässerrandstreifen durch 

die Stadt, um die Renaturierung zu si-

chern und durchzuführen; 

• Aufstellen weiterer öffentlicher Trinkwas-

serbrunnen auch als Beitrag zur Vermei-

dung von Plastikflaschen; 

• weitere Maßnahmen zum Wasserschutz 

(Salzverbot/-vermeidung, Gebäudebe-

grünung/-entsiegelung) siehe Abschnitt 

Grün, Naturschutz und Boden; 

Grün, Naturschutz und Boden 

Grün in der Stadt, Natur- und Landschafts-

schutz sowie Schutz des Bodens durch 

• Fortsetzung des Grünanlagen-Neubaus 

und der Baumpflanzungen, Begrünung 

städtischer Plätze wie z. B. Marshallplatz, 

Rudeltplatz, Martin-Luther-Platz, von In-

nenhofbereichen, Straßen, Fassaden so-

wie von Schulhöfen, Kindergärten und 

Spielplätzen; 

• Einsatz von mobiler Begrünung/Bepflan-

zung, wo es keine andere Möglichkeit 

gibt, auch in Kombination Grün mit Sitzen; 

• Umsetzung des Erlanger Grünkonzepts; 

• Vollständige Umstellung auf naturnahe, 

extensive Pflege (Ausnahme Spiel- und 

Sportflächen), weiterhin verbunden mit 

entsprechender Information der Bür-

ger*innen; 

• zusätzliche städtische Förderung für die 

Verwendung von Kork statt Plastik bei 

der Anlage von Kunstrasen auf Vereins- 

und öffentlichem Sportgelände; 
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• Sicherung und Überwachung der ausge-

wiesenen Landschaftsschutzgebiete (d.h. 

keine Umwidmung in Bauland), erhal-

tende Grünplanung für Talauen, Ufer- 

und Weihergebiete, Freihalten des Au-

ßenbereichs; 

• Erhalt privater Grünflächen sowie Siche-

rung ausreichender Grünbereiche in 

Neubaugebieten durch die Bauleitpla-

nung; 

• Bildungsangebote für naturnahe Gärten 

durch die Stadtteilzentren. Beratung für 

naturnahe Gärten; 

• neben der Einführung einer Freiflächen-

gestaltungssatzung für Begrünung sowie 

Vermeidung von Steingärten und der 

schon festgesetzten Parkplatzbegrünung 

auch eine Festlegung zur Begrünung von 

Parkhäusern; 

• Beibehaltung und gegebenenfalls Aus-

weitung der Förderung von privaten 

Dach-, Fassaden- und anderer Begrü-

nung und Entsiegelung sowie der Öffent-

lichkeitsarbeit hierzu; 

• Dach-, Fassaden und andere Begrünun-

gen bei städtischen Gebäuden und durch 

Bauberatung sowie entsprechende Fest-

setzungen in Bebauungsplänen bei Pri-

vatgebäuden und verstärkte Kontrolle 

der Umsetzung; 

• Förderung des flächensparenden Bau-

ens, Unterstützung für ökologisches 

Bauen durch die Stadt, ökologische 

Stadtsanierung; 

• Renaturierung von Wasserläufen und Ge-

wässerrandstreifen (Details siehe Ab-

schnitt Wasser); 

• Förderung privater Naturschutzmaßnah-

men; 

• Schutz und Pflege von Biotopen und Na-

turdenkmälern, Fortsetzung der Arten-

schutzkartierung, Neuanlage von Bioto-

pen, z. B. Blühwiesen, unter anderem 

zum Erhalt der Insektenfauna und Streu-

obstwiesen; 

• konsequente Stärkung der Artenvielfalt. 

Hierfür Anlage von Biotopverbünden z. B. 

für die einheimischen Arten Knoblauch-

kröte und Laubfrosch; 

• Umsetzung des Beschlusses, den südli-

chen Teil der Wöhrmühlinsel einer natür-

lichen Entwicklung zum Auwald zu über-

lassen; 

• Beibehaltung der Baumschutzverord-

nung, aber Abkehr von der Methode der 

Ausgleichszahlungen mit Ersatzpflanzun-

gen und zurück zum Erhalt der Bäume; 

• stärkerer Schutz des Naturschutzgebiets 

Brucker Lache und Ausweitung des dorti-

gen Naturwaldreservats; 

• Förderung der Hobbyimker-Kultur als ak-

tiver Beitrag gegen das Bienensterben; 

• weitere Angeb

arde-

ning; 

• Verbesserung des Datenmaterials (Bo-

denversiegelung, Schadstoffbelastung, 

Nährstoffbilanz, Versäuerungsgrad); 

• Minimierung von Stoffeinträgen durch 

o 

Überprüfungen betrieblicher Einrich-

tungen, die mit wassergefährdenden 

Stoffen umgehen, 

o Minimierung der Schadstoffemissio-

nen aus Industrie und Gewerbe (Im-

missionsschutz-, Wasser- und Abfall-

recht), 

o weitestgehender Verzicht auf Streu-

salz im Winterdienst sowie konse-

quente Durchsetzung des privaten 

Salzstreuverbots, verbunden mit wei-

terer Verbesserung der Information 

über Streugut und wo es kostenlos zu 

entnehmen ist, 

o Maßnahmen gegen Überdüngung in 

der Landwirtschaft, 

o Maßnahmen gegen Biozideinsatz, 

Beibehaltung des Verwendungsver-

bots im städtischen Bereich, 

o Komplettverbot chemischer Pflanzen-

schutzmittel auf von der Stadt ver-
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pachteten landwirtschaftlichen Flä-

chen sowie Förderung der Umstel-

lung von Landwirten auf biologische 

Landwirtschaft (siehe auch Abschnitt 

Wasser), 

o Überwachung und weitere Schad-

stoffentlastung des Klärschlamms, 

o Einschränkung und Verhinderung der 

Gentechnologie in der Landwirtschaft 

im Erlanger Stadtgebiet durch Bera-

tung und Verbot, soweit die Stadt Ei-

gentümerin der Flächen ist, 

o Einrichtung gentechnikfreier Zonen 

nach dem Vorbild anderer Städte/ 

Landkreise; 

• intensivere Nutzung des Bestands an Flä-

chen und Minimierung von Flächenver-

brauch bei neuen Flächen durch 

o dichte Bebauung und Nachverdich-

tung (siehe auch Kapitel IV.17 Die 

Stadt der Zukunft: Sozial und ökolo-

gisch  Stadtplanung und Stadter-

neuerung ). Hierbei sind Grünstruktu-

ren zu erhalten und durch z. B. Dach- 

oder Fassadenbegrünungen zu ge-

währleisten. Die Erfordernisse des 

Naturschutzes müssen hierbei beach-

tet werden, 

o Überplanung und Nutzung bereits er-

schlossener Bauflächen, Wiedernut-

zung aufgegebener Gewerbestand-

orte, 

o ökologische Bewertung bei Neuer-

schließung und Bauleitplanung, 

o Begrenzung der Bodenversiegelung 

(Minimierung der bebauten, befestig-

ten und Verkehrsflächen), 

o Fortsetzung und Ausweitung der Bo-

denentsiegelung, insbesondere in 

der Innenstadt (Hinterhöfe, Vorgär-

ten, Baumstandorte etc.) sowie von 

Plätzen wie z. B. Marshallplatz, Ru-

deltplatz. Ebenso Entsiegelung von 

Straßen. 

Erlangen als Bio-Modellstadt 

• Weitere schrittweise Erhöhung des Bio-

anteils bei Schulen, Kitas und öffentlichen 

Einrichtungen wie auf Antrag der SPD be-

schlossen. 

• Förderung der Umstellung von Landwir-

ten auf biologische Landwirtschaft (De-

tails siehe Abschnitt Wasser). 

• Gewinnung von weiteren Bioanbietern 

für den Erlanger Markt. 

Abfallwirtschaft 

Umweltfreundliche, energie- und rohstoff-

sparende Abfallwirtschaft durch 

• Durchführung von öffentlichkeitswirksa-

men Kampagnen zur Stärkung abfallver-

meidender Konsumalternativen; 

• Sicherstellung ausreichender personeller 

Kapazitäten im Umweltamt für Abfallbera-

tung und Öffentlichkeitsarbeit, um die 

Nachfrage nach Beratung erfüllen und 

die Information der Bevölkerung sicher-

stellen zu können. Die Nutzung neuer 

Medien für die Kommunikation mit Bürge-

rinnen und Bürgern sowie Durchführung 

von Kampagnen muss ebenfalls bei Be-

darf zeitgemäß gewährleistet sein. Dabei 

gilt es natürlich, die etablierten Kommuni-

kationskanäle weiter zu erhalten; 

• Stärkung von Mehrweg: 

o Vollständige Umstellung bei Geträn-

ken an Schulen und öffentlichen Ein-

richtungen auf Mehrweg, 

o Einführung eines einheitlichen Pfand-

bechers für Bäckereien/Coffee-to-go-

Anbieter, der überall abgegeben wer-

den kann, 

o Zurückdrängung anderer Einwegpro-

dukte; 

• Sicherstellung des hohen Standards bei 

der umweltverträglichen Behandlung der 

Restabfälle bei höchstmöglichem Anteil 

separat gesammelter Wertstoffe mit sinn-

voller Verwertung in Recyclingkreisläu-

fen; 
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• Betreuung und Weiterentwicklung der 

vorhandenen Sammelsysteme mit dem 

Ziel einer kontinuierlichen Verbesserung 

zu möglichst hochwertigen Recycling-

kreisläufen; 

• Sicherstellung, dass für die Betreuung 

der Sammelsysteme ausreichend Perso-

nal und Arbeitszeit zur Verfügung steht, 

um auch im Außendienst Probleme bear-

beiten und Informationen sammeln zu 

können, die dann ggf. auch für Restriktio-

nen ausreichen. Dies wird bei der Bewer-

tung der notwendigen Anzahl an Stellen 

in der Abfallberatung beachtet; 

• Identifizierung der Verantwortlichen (i. d. 

R. Hausverwaltung oder Hausbesitzer*in) 

bei festgestellten Fehlentwicklungen bei 

Kontrollen durch städtische Bedienstete, 

Beratung des Verantwortlichen zu Lö-

sungsmöglichkeiten und im Wiederho-

lungsfall ergreifen von geeignete Maß-

nahmen; 

• Durchführung von öffentlichkeitswirksa-

men Kampagnen zur Festigung des Um-

weltbewusstseins als Voraussetzung zur 

korrekten Nutzung der angebotenen 

Sammelsysteme; 

• regelmäßige Marktanalyse und Förde-

rung weiterer sinnvoller Sammelsysteme. 

Ziel der SPD bleibt hierbei die Einführung 

einer Wertstofftonne für alle Haushalte, 

um alle Wertstoffe zu sammeln statt nur 

Verpackungen durch den Gelben Sack/ 

Gelbe Tonne; 

• Weitere Stärkung der Wiederverwen-

dung von Elektrogeräten. Neben noch 

funktionsfähigen Elektrogeräten sollen 

auch noch für Ersatzteile oder ähnliches 

verwendbare Geräte abgegeben werden 

können und von Interessierten genutzt 

werden; 

• Weiterentwicklung der städtischen Ab-

fallwirtschaftssatzung; 

• Sicherstellung durch abfallwirtschaftliche 

Kooperation in der Region, dass keine 

Überkapazitäten bei Müllverbrennungs-

anlagen und Deponien entstehen bzw. 

vorhandene Überkapazitäten abgebaut 

werden und so der Ressourcenver-

brauch, die Schädigung von Natur und 

Landschaft und die Kostenbelastung der 

Privathaushalte und der Wirtschaft redu-

ziert werden können. 

6. Vorfahrt für Mensch und Umwelt  Verkehr 

6.1 Ziele 

Ziele sozialdemokratischer Verkehrspolitik 

als Bestandteil der Energie- Umwelt- und 

Stadtentwicklungspolitik sind: 

• Umsetzung einer Verkehrswende im Zu-

sammenhang mit der Energiewende; 

• Gewährleistung eines Höchstmaßes an 

Mobilität auch unabhängig vom motori-

sierten Individualverkehr durch Stärkung 

des Umweltverbunds; 

• Ausbau des Fuß- und Radwegenetzes, 

auch überregional; 

• Bereitstellung eines attraktiven, sozial 

gerechten ÖPNV-Angebots für Men-

schen jeden Alters; 

• Verringerung der Wegezeiten (die Fahrt 

zum Arbeitsplatz und zurück verlängert 

die Arbeitszeit); 

• erleichterte Umstiege auf verschiedene 

Verkehrsmittel; 

• Bewahrung erhaltenswerter Stadtstruktu-

ren und Landschaften; 

• Umwelt- und Klimabelastung und Ener-

gieverbrauch durch den Verkehr so ge-

ring wie möglich zu halten; 
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• Einbeziehung der Belange von Frauen in 

die Diskussion und Entscheidungen; 

• Berücksichtigung der Belange der Behin-

derten und Familien; 

• Realisierung alternativer Verkehrs- und 

Mobilitätskonzepte. 

Das bedeutet, alle Möglichkeiten zu nutzen, 

um 

• den öffentlichen Nahverkehr angebots-

orientiert zu verbessern und seine Attrak-

tivität im gesamten Verdichtungsraum 

deutlich zu steigern; 

• das vorhandene leistungsfähige Ver-

kehrsnetz zu erhalten und unter Beach-

tung der Stadtverträglichkeit zu verbes-

sern; 

• Innenstadt und Wohnbereiche vom moto-

risierten Individualverkehr zu entlasten; 

• für das Zu-Fuß-Gehen und das Radfahren 

möglichst günstige Verhältnisse zu schaf-

fen; 

• neue umweltverträgliche Verkehrsmittel 

frühestmöglich einzusetzen; 

• den von SPD-Seite immer geförderten 

Trend in der Bevölkerung zu unterstüt-

zen, der zu einer stärkeren ÖPNV- und 

Fahrradnutzung geht. 

6.2 Rahmenbedingungen 

Nach wie vor wird in der Verkehrspolitik, ins-

besondere in Bayern, der motorisierte Indivi-

dualverkehr auch in Ballungszentren wie 

dem Großraum Nürnberg-Fürth-Erlangen ge-

genüber dem öffentlichen Personennahver-

kehr verantwortungslos begünstigt.  

Einen bedeutsamen Fortschritt stellt die end-

lich erfolgte Realisierung des für Erlangen 

entscheidend wichtigen S-Bahn-Nordastes 

(Nürnberg-Erlangen-Forchheim) dar. 

Ein weiterer Fortschritt ist die Gründung des 

Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn mit 

dem Ziel der Realisierung einer modernen 

Straßenbahnverbindung zwischen Nürnberg, 

Erlangen und Herzogenaurach, mit der Mög-

lichkeit der Erweiterung in die östlich von Er-

langen gelegenen Gemeinden entlang der 

Schwabach. 

Ein großer Erfolg ist die von der SPD in einem 

breiten Bündnis erkämpfte endgültige Ableh-

nung der durch den Reichswald und das 

Wasserschutzgebiet Ost geplanten Südum-

gehung der Schwabachtalgemeinden. 

Im Übrigen behindert eine im Bundesver-

gleich besonders restriktive Förderung des 

öffentlichen Personennahverkehrs im Frei-

staat Bayern die Entschärfung der Verkehrs-

probleme in großstädtischen Verdichtungs-

räumen. Hinzu kommt das Versagen der Re-

gionalplanung in Bayern, die es zulässt, dass 

auch im weiteren Umfeld von Verdichtungs-

räumen Wohnsiedlungen ausgewiesen wer-

den, von denen die Arbeits- und Ausbil-

dungsplätze in den Zentren häufig nur mit 

dem eigenen Kraftfahrzeug in angemessener 

Zeit erreicht werden können. 

Der ÖPNV als eine der zentralen Aufgaben 

der Daseinsvorsorge ist heute jedoch vor al-

lem von zwei Seiten her bedroht: Zum einen 

durch den politisch bewusst betriebenen 

Liberalisierungs-, Deregulierungs- und Priva-

tisierungskurs der EU im Energie-, Wasser- 

und öffentlichen Personenverkehrsbereich, 

zum anderen durch die allgemeine Finanz-

knappheit der Kommunen, die von Bund und 

Land insbesondere bei der Finanzierung des 

ÖPNV allein gelassen werden. Die Folgen: 

Energie- und Wasserversorgung durch kom-

munale Werke sind ebenso zunehmend ge-

fährdet wie der ÖPNV. 

Der harte Preiswettbewerb auf dem Energie-

markt und die Effektivierung und Reorganisa-

tion, die für das Überleben der städtischen 

Werke auf dem angeblich liberalisierten, in 

Wahrheit remonopolisierten Anbietermarkt 

für Strom notwendig sind, schmälern die 

Querverbundmittel für den ÖPNV. Die man-

gelnden Finanzmittel für den ÖPNV aus dem 

kommunalen Haushalt gefährden entweder 

den ÖPNV selbst oder die wirtschaftliche 
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Substanz der städtischen Werke, wenn diese 

den ÖPNV praktisch allein finanzieren müs-

sen. 

Die unbefristete Fortsetzung des Bundes-Ge-

meindefinanzierungsgesetzes (GVFG) und 

ein vom Bund finanziertes Nachfolgepro-

gramm für bisherige Mittel der Landes-GVFG-

Programme sind unabdingbar für das zukünf-

tige Funktionieren des ÖPNVs. 

Hier müssen entscheidende Rahmenbedin-

gungen durch politisches Handeln auf allen 

Ebenen gesetzt bzw. geändert werden: 

• Die Querverbundfinanzierung des ÖPNV 

über die Stadtwerke muss weiterhin gesi-

chert sein, um so die Bedienung des 

ÖPNV durch die Stadtwerke und deren 

Tochter Stadtverkehrs-GmbH zu gewähr-

leisten. Dabei werden die Steuererspar-

nisse durch den steuerlichen Querver-

bund dem ÖPNV zugerechnet. 

• Die ÖPNV-Zulage des Freistaats ist wei-

terhin an die EStW weiterzugeben. Um 

die Eigenwirtschaftlichkeit nicht zu ge-

fährden, sind die städtischen Mittel als 

mehrjährige Kapitalerhöhungen bei den 

EStW auszuweisen. 

• Jede (Teil-)Privatisierung der EStW muss 

verhindert werden, da sie die gemein-

same Finanzkraft von Stadt und EStW ver-

ringern und u.a. vor allem die ÖPNV-Fi-

nanzierung massiv in Frage stellen würde 

• Auf Bundes- und Landesebene muss 

eine grundlegende Neuregelung der 

ÖPNV-Finanzierung (u.a. durch eine Nah-

verkehrsabgabe) erreicht werden. 

Die stadtgeographische Struktur Erlangens 

stadt, die verschiedentlich ungünstige Lage 

der Wohnschwerpunkte zu den Arbeitsplät-

zen und die Trennung des Siedlungsschwer-

punkts im Westen von der Innenstadt durch 

Regnitztal und Kanal gekennzeichnet. 

Weitere Einflussfaktoren für die Verkehrsmit-

telwahl in Erlangen sind der seiner sozioöko-

nomischen Struktur entsprechend hohe Mo-

torisierungsgrad (PKW pro 1.000 Personen 

der Wohnbevölkerung 2017: in der Stadt Er-

langen 489, im Landkreis Erlangen-

Höchstadt 655 und im Landkreis Forchheim 

653), die relativ hohe Mobilität der Bevölke-

rung (statistisch legte 2013 jede in Erlangen 

wohnende Person 3,9 Wege pro Werktag zu-

rück) und die verkehrstechnisch optimale An-

bindung an das regionale und überregionale 

Straßennetz mit sieben Autobahnanschlüs-

sen und einem Autobahnkreuz der Ost-West-

Autobahn A3 und der Nord-Süd-Autobahn 

A73. 

In den Jahren 2014-2018 wurde für Erlangen 

ein neuer Verkehrsentwicklungsplan (VEP) 

erarbeitet. Dies geschah in einem Dialogver-

fahren, in das die Erlanger und Erlangerinnen 

eingebunden waren. Es fußte auf folgenden 

Prämissen: 

• Fußgänger- und Radverkehrsanteil stabi-

lisieren und ausbauen, d.h. konsequente 

Weiterentwicklung des Fuß-/Radwege-

netzes; 

• ÖPNV ausbauen und fördern, d.h. 

schnelle, umweg- und umsteigefreie Ver-

bindungen vom Wohnort zum Arbeits-

platz durch bessere Verknüpfung des re-

gionalen mit dem städtischen ÖPNV; 

• MIV-Anteil reduzieren, d.h. Bündelung 

des Verkehrs auf Hauptverkehrsachsen 

bei gleichzeitiger Verkehrsberuhigung in 

der Innenstadt und in Wohngebieten so-

wie Maßnahmen im Bereich der Park-

raumbewirtschaftung; 

• Städtebauliche Maßnahmen, d.h. Förde-

rung einer funktionalen Durchmischung 

Wege. 

Folgende wichtige Beschlüsse wurden dabei 

in der zurückliegenden Legislaturperiode ge-

fasst: 

• Für den motorisierten Individualverkehr:  

o Verkehrskonzept zur stufenweisen 
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Reduzierung des Durchgangsver-

kehrs in der Innenstadt, Einbahnstra-

ßenlösung in der Neuen Straße; 

o Ausbau öffentlicher Ladesäulen zur 

Förderung der Elektromobilität; 

o Schaffung von Parkraum für PKWs 

und Fahrräder mit Parkleitsystem im 

Bereich der Erlanger Universitätsklini-

ken . 

• Für den Fuß- und Radverkehr 

o Freigabe der Einbahnstraßenachse 

Innere Brucker Straße/Friedrich-

straße/Bohlenplatz/Luitpoldstraße für 

den gegengerichteten Radverkehr 

mit Umbau des Knotenpunktes Fried-

rich-/ Fahrstraße; 

o Einheitliche Gestaltung von Fahr-

radstraßen; 

o Schutzstreifen für Radfahrer entlang 

der Fürther Straße; 

o Festlegung eines Plannetzes Fußver-

kehr und Qualitätsstandards in der In-

nenstadt und in Tennenlohe; 

o Festlegung eines Plannetzes für den 

Radverkehr in der Gesamtstadt; 

o Beschluss zur Markierung von Fahr-

radpiktogrammen in der Möhrendor-

fer Straße in Alterlangen sowie zur 

Anlage eines einseitigen Schutzstrei-

fens zur Sicherheit der Radfahrer; 

o Einrichtung von Mobilpunkten im 

Stadtgebiet Erlangen; 

o Verbesserungen für den Rad- und 

Fußverkehr entlang der Achse Kam-

mererstraße  Apothekergasse  

Halbmondstraße; 

o Trassenmöglichkeiten für Radschnell-

wege: Erlangen-Nürnberg, Erlangen-

Herzogenaurach und Erlangen-Fürth. 

• Für den ÖPNV 

o Prüfung einer City-Linie, insbeson-

dere Anbindung des Universitätsklini-

kums an den Großparkplatz mit Shut-

tle-Bussen; 

o Einrichtung einer Busspur an der 

Kreuzung Möhrendorfer Straße/Sankt 

Johann; 

o Optimierung der Linienführung des 

ÖPNV im Hinblick auf die Schichtzei-

ten des Universitätsklinikums; 

• allgemein 

o Ausweisung von Lieferverkehrszo-

nen in der Goethestraße; 

o Förderung der autofreien Mobilität 

von Kindern und Jugendlichen  Ein-

richtung einer Hol- und Bringzone für 

die Loschge-Grundschule am Thea-

terparkplatz; 

o Erstellen eines Mobilitätsmanage-

ments für die Stadt Erlangen unter 

Einbeziehung des Umlandes. 

6.3 Forderungen und Perspektiven 

Die Tatsache, dass in den vergangenen Jah-

ren der motorisierte Individualverkehr auf-

grund der beschriebenen Rahmenbedingun-

gen trotzdem noch zugenommen hat und die 

Stadt dieses Problem mit ihren Möglichkeiten 

allein nicht lösen kann, hat zur Planung einer 

weitergehenden Ergänzung des Straßennet-

zes geführt. Dennoch und gerade deshalb ist 

es geboten, die Verkehrsarten des Umwelt-

verbundes (ÖPNV, Radfahren, Zu-Fuß-Ge-

hen) konsequent zu fördern und für noch 

mehr Verkehrsberuhigung zu sorgen, insbe-

sondere also 

• die Attraktivität des öffentlichen Nahver-

kehrs durch Optimierung des Bussys-

tems und Bau der Stadt-Umland-Bahn zu 

erhöhen; 

• das Radfahren und Zu-Fuß-Gehen für die 

täglichen Wege noch sicherer und an-

nehmbarer zu machen; 

• den motorisierten Individualverkehr wei-

testgehend außerhalb der Innenstadt 

und von Wohngebieten zu führen; 

• die Umsetzung des Konzepts zur auto-

freien Mobilität insbesondere von Schüle-

rinnen und Schülern fortzuführen; 

• eine Vernetzung der Verkehrsträger um-

zusetzen (z.B. 

ein Mobilitätsmanagement zu bieten; 
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• die Straßenführung und Straßenbreite 

bei neuen Wohngebieten so zu wählen, 

dass schon von der baulichen Anlage die 

Geschwindigkeit des Verkehrsmittels an-

wohnerfreundlich gedrosselt und der 

Funktion der Straße angepasst wird. 

Eine Förderung des Umweltverbunds kann 

hierbei nur Erfolg haben, wenn gleichzeitig 

der motorisierte Individualverkehr einge-

schränkt wird. 

Um die umweltpolitischen Ziele zu erreichen 

(siehe Kapitel IV.5 Fortschritt im Einklang mit 

der Natur  Umwelt und Energie ), braucht es 

eine ökologisch orientierte Verkehrspolitik. 

Dafür muss der Umweltverbund so gestärkt 

werden, dass sein Anteil am Gesamtverkehr 

stetig wächst und dauerhaft steigt, über die 

52 Prozent aus dem Jahre 2010. Hierfür ist 

auch die Fortführung der Kooperation mit 

dem Landkreis und den umliegenden Ge-

meinden notwendig. 

Für die einzelnen Verkehrsarten bedeutet 

dies: 

Öffentlicher Nahverkehr 

Wir fordern für die nächsten Jahre: 

• Die Optimierung des Bussystems durch 

o Schrittweise Ausweitung des Busver-

kehrs mit dem Ziel 10-Minuten-Takt, 

Taktverkehr auf den Stadt-Umland-Li-

nien und allgemein gute, arbeitneh-

merfreundliche Vertaktung; 

o rechtzeitige Anbindung neuer Wohn- 

und Gewerbegebiete, z. B. Büchen-

bach-West II und Siemens-Campus; 

o intelligente Verknüpfung mit dem zu-

künftigen StUB-Netz sowie mit der S-

Bahn-Linie; 

o Ausbau des Hauptverknüpfungsbe-

reichs Bahnhofsplatz-Hugenotten-

platz und Arcaden; 

o Beschleunigungsmaßnahmen, wo im-

mer sie möglich sind; 

o mehr Fahrgastinformation auch durch 

weitere Einführung und Ausbau 

neuer Techniken, z.B. die Einführung 

eines Fahrgastinformationssystem 

mit Hinweis auf Verknüpfungen und 

mit Echtzeitangaben; 

o fahrgastfreundliche Haltestellen, 

möglichst ausgestattet mit Buswarte-

häuschen; 

o Weiterentwicklung der VGN-App hin 

zu größtmöglicher Benutzerfreund-

lichkeit; 

o kontinuierliche Umrüstung auf Elekt-

robusse; 

o Entwicklung eines innenstadtverträg-

lichen Bussystems (z. B. durch Ände-

rung der Linienführung, andere Fahr-

zeugtypen, z.B. Kleinbusse), um den 

Widerspruch zwischen der Notwen-

digkeit der Verstärkung des ÖPNV 

und der schon heute erheblichen 

Lärm- und Luftbelastung durch die 

großen Busse in der Innenstadt (z. B. 

Goethe-, Pfarr- und Neue Straße) po-

sitiv aufzulösen. 

• Die Realisierung der Stadt-Umland-Bahn 

(StUB): In einem vorbildlichen Bürgerbe-

teiligungsverfahren hat der Zweckver-

band Stadt-Umland-Bahn als Grundlage 

für die Planung einen Trassenvorschlag 

erarbeitet, hinter dem die SPD Erlangen 

steht. Er sieht die Querung des Regnitz-

grundes an der Wöhrmühle mit einer Brü-

ckenlösung vor. Trotz der Eingriffe in den 

Talraum halten wir diese Lösung für ver-

tretbar, um langfristig die Pendlerströme 

in der Region vom MIV auf den ÖPNV zu 

lenken. Zudem erfüllt die Wöhrmühlbrü-

ckenlösung mit einem Kosten-Nutzen-

Faktor von 1,3 die Bedingungen für die 

Förderfähigkeit und hat somit Chancen 

auf Realisierung. Langfristig wollen wir 

eine Erweiterung des Ostastes über 

Neunkirchen und Eckental/Eschenau hin-

aus bis nach Gräfenberg. Nur mit dem 

Bau der StUB ist der Pendlerstrom nach 

Erlangen zu bewältigen und es können 

somit die Arbeitsplätze für Erlangen und 



Kommunalpolitisches Programm der SPD Erlangen 2020 - 2026 

 

Seite 70 

die Region erhalten bleiben. Wo auf Basis 

der standardisierten Bewertung noch 

Verbesserungsmöglichkeiten am Netz 

möglich sind, werden wir diese unterstüt-

zen. 

• Die Berücksichtigung des Sicherheitsbe-

dürfnisses aller Mitbürgerinnen und Mit-

bürger besonders während der Abend- 

und Nachtstunden, insbesondere von 

Frauen, älteren Menschen und LGBTIQs 

• Reduzierung des motorisierten Individu-

alverkehrs durch Verlagerung auf den öf-

fentlichen Personennahverkehr beim 

Pendlerverkehr in Zusammenarbeit mit 

dem Umland: Da die Stadt Erlangen dies 

nicht alleine bewerkstelligen kann, muss 

mit Hilfe des Verkehrsverbunds Groß-

raum Nürnberg GmbH (VGN) eine bes-

sere Koordinierung des ÖPNV-Angebo-

tes zwischen den einzelnen Gebietskör-

perschaften erreicht werden. Die Initia-

tive dazu muss von der Stadt Erlangen 

ausgehen, da der größte Teil des inner-

städtischen Verkehrs in Erlangen mittler-

weile von den Pendlern erzeugt wird. 

• Weiter

-Angebote vorzu-

sehen; die Verbindung nach Nürnberg 

und Fürth muss insbesondere durch eine 

Nacht-S-Bahn verbessert werden. 

• Die weitere Querfinanzierung des ÖPNV 

aus den Gewinnen des Versorgungs-

zweigs der Stadtwerke ist sicherzustel-

len. Dies setzt aber voraus, dass die Stadt 

Erlangen einen entsprechenden Finan-

zierungsanteil für den ÖPNV bereitstellt, 

damit die finanzielle Substanz der Stadt-

werke nicht angetastet wird. 

• Die Voraussetzungen für die Einführung 

einer kommunalen Nahverkehrsabgabe 

sind zu prüfen bzw. zu schaffen, um die 

Finanzierung des ÖPNV auch weiterhin 

sicherzustellen. Die Bemessungsgrund-

lage sollte hier entweder analog der Ge-

werbesteuer sein oder auf alternative 

Weise gestaltet werden. Den Kommunen 

muss die Festlegung eines Hebesatzes 

innerhalb gesetzter Grenzen ermöglicht 

werden. 

• Die bisherige Befristung des Landes-

GVFG im Freistaat Bayern ist aufzuheben 

und somit der ÖPNV unbefristet zu finan-

zieren. 

• Gleichzeitige Einführung von Jobtickets 

und Parkraumbewirtschaftung bei den 

großen Arbeitgebern, kombiniert mit bes-

seren ÖPNV-Angeboten. 

• Beibehaltung der Sozialrabattierung im 

ÖPNV und ein Konstanthalten der Preise. 

• Forderung eines bayernweit kostenlosen 

Ausbildungstickets (für Schüler*innen, 

Auszubildende, Studierende), Streichung 

der Kilometerregelung beim Schüler*in-

nenverkehr. Bis zu dessen Einführung die 

Sicherung des Fortbestandes des Se-

mestertickets. 

• im Interesse der Busfahrerinnen und Bus-

fahrer eine Einschränkung und schritt-

weise Abschaffung des Einsatzes von Pri-

vatbussen mit ihren z.T. deutlich niedrige-

ren Löhnen. So lange noch Aufträge an 

Privatbusse vergeben werden, ist ver-

bindlich Tariftreue zu verlangen. 

Nichtmotorisierter Individualverkehr  Zu-

Fuß-Gehen und Radfahren 

Die Verkehrspolitik der Stadt muss weiter für 

mehr Sicherheit und Bequemlichkeit des Zu-

Fuß-Gehens und des Radfahrens sorgen. Ge-

rade für den Schulweg und für den Berufsver-

kehr einschließlich der Nahpendlerinnen und 

-pendler, für die sonstigen Wege unserer Kin-

der, für unsere älteren Mitbürgerinnen und 

Mitbürger und nicht zuletzt für die Behinder-

ten ist es wichtig, dass sie ihre Ziele gefahrlos 

und auch einigermaßen bequem nichtmotori-

siert bzw. in Kombination mit dem Bus errei-

chen können. 

Die Belange der Fußgänger*innen haben in 

den letzten Jahren in Erlangen nicht genü-

gend Berücksichtigung gefunden. Wir begrü-
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ßen daher ausdrücklich, dass diesen im Rah-

men des Verkehrsentwicklungsplanes be-

sondere Beachtung zukam. Die dort in einem 

Beteiligungsprozess mit Bürgerinnen und 

Bürgern entwickelten Gedanken werden uns 

Handlungsanweisung sein. Insbesondere 

sind dies: 

• Für das sichere und angenehme Zu-Fuß-

Gehen bedarf es in Erlangen noch meh-

rerer gesicherter Fußgängerüberwege 

über Fahrbahnen mit starkem Kraftfahr-

zeugverkehr. Dafür müssen weitere Zeb-

rastreifen bzw. Ampelanlagen sowie 

Querungshilfen (ergänzend zu Zebra-

streifen, nicht als Ersatz!) nach einer jähr-

lich fortzuschreibenden Prioritätenliste 

angebracht werden. 

• Von den Arcaden soll der Zugang zu 

Gleis 1 des Bahnhofs als schneller Verbin-

dungsweg ausgebaut werden. 

• Als Tor zur Innenstadt für die am Groß-

parkplatz parkenden Besucher*innen 

muss der Gerbereitunnel nach dem Um-

bau in einem dauerhaft präsentablen Zu-

stand gehalten werden. 

• Das Aufparken auf Gehwegen in der In-

nenstadt muss weitestmöglich reduziert 

werden. Nur in Ausnahmefällen, vor allem 

auf Grund unabänderlicher baulicher Ge-

gebenheiten, soll auf die gesetzlich vor-

geschriebene Gehwegbreite von 2,50m 

verzichtet werden. Damit soll gerade 

Menschen mit Behinderung, insbeson-

dere Rollstuhlfahrerinnen und -fahrern, 

aber auch Personen mit Kinderwägen 

und Kindern selbst der ihnen zustehende 

Bewegungsraum gegeben werden. 

• Die Fußgängerzone in Erlangen soll aus-

gedehnt werden auf die Bereiche um den 

Bohlenplatz und längerfristig auch in 

Richtung nördliche Altstadt und Martin-

Luther-Platz. 

Im Radverkehr geht es darum, dass Erlangen 

wieder der Spitzenplatz zurückgewinnt, den 

es in Bezug auf Radfahrerfreundlichkeit vor 

Jahrzehnten einmal innehatte: 

• Das Radwegenetz weist noch einige Lü-

cken auf, die geschlossen werden müs-

sen. Vorhandene Fahrradwege sind teil-

weise überlastet und müssen verbreitert 

werden. 

• Wir halten für Radwege eine Regelbreite 

von 2,80 Metern für sinnvoll und streben 

eine Umsetzung an, wo bauliche Gege-

benheiten und rechtliche Rahmenbedin-

gungen dies zulassen. 

• Die aktuelle Situation für den Radverkehr 

muss durch eine die Problempunkte fest-

haltende, stetig zu aktualisierende und 

dokumentierte Bestandsaufnahme analy-

siert werden. Eine besondere Bedeutung 

kommt hier der AG Radverkehr zu: In die-

ser treffen sich in regelmäßigen Abstän-

den Vertreterinnen und Vertreter von In-

teressensgruppen für den Radverkehr 

mit der Verwaltung und Polizei. Diese Ein-

richtung muss dauerhaft gesichert sein, 

um den Status quo zu erhalten und mög-

liche Verbesserungspotentiale rechtzei-

tig auszumachen. 

• Weiter vorangetrieben werden soll der 

Radwegebau in Außenbereichen und in 

das Umland, besonders in Form von Rad-

schnellwegen. Als erste Trasse soll die 

nach Nürnberg entlang der B4 so bald 

wie möglich realisiert werden, um u.U. 

mögliche Synergien mit dem Bau der 

StUB zu nutzen.  

• Die SPD Erlangen setzt sich zusammen 

mit der Gemeinde Buckenhof dafür ein, 

dass die Radwegeverbindung Bucken-

hofer Siedlung/Buckenhof/Röthelheim-

park ausgebaut wird. 

• Beim Radweg entlang der Kurt-Schuma-

cher-Straße und der Weinstraße nach 

Tennenlohe ist die Querung Staudt- und 

Kurt-Schuhmacher-Straße verkehrssicher 

zu gestalten. 

• 

konsequent verfolgt werden und es müs-

sen Anreize geschaffen werden, damit 
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möglichst viele Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer auf das umweltfreundliche 

Verkehrsmittel Fahrrad umsteigen. 

• Nach dem Bau der Servicestation und 

des Fahrradparkhauses am Hauptbahn-

hof ist zu prüfen, inwieweit das Fahr-

radabstellangebot ausreichend ist. Gege-

benenfalls müssen weitere Angebote im 

unmittelbaren Umfeld des Bahnhofes auf 

der Ost- und Westseite geschaffen wer-

den. 

• Der steigenden Zahl von Fahrradanhän-

gern z.B. zur Beförderung von Kleinkin-

dern ist Rechnung zu tragen, indem die 

Radwege anhängerfreundlich angelegt 

und Mittelinseln bei Straßenübergängen 

ausreichend groß gebaut werden, um ge-

nügend Platz für Anhänger und Fahrrad 

zu haben. Auch bei Fahrradabstellanla-

gen sollen Plätze für Anhänger und auch 

Lastenräder ausgewiesen werden. 

• Die Ausweisung von mehr Fahrradstra-

ßen und die Freigabe von Einbahnstra-

ßen für den Radverkehr auch in der Ge-

genrichtung soll umgesetzt werden. 

• Die dem Sicherheitsbedürfnis bestimmter 

Nutzergruppen entgegenkommenden 

sogenannten 

(durch physische Hindernisse von der 

Straßenfahrbahn abgetrennte Radstrei-

fen) sollen dort installiert werden, wo es 

die Straßenbreite zulässt. 

• 

Stellen, die es möglich machen. Das Kon-

zept sieht eine zeitweise Umwandlung 

von PKW-Stellplätzen in Fahrradabstell-

flächen vor (etwa tagsüber Schülerfahrrä-

der, in den Abendstunden Anwohner-

KFZ). 

• Risikobewertung für E-Scooter und gege-

benenfalls Kennzeichnung von Radwe-

gen, auf denen die Nutzung auf Sicher-

heitsgründen nicht zulässig sein soll. 

• Die Radwegebenutzungspflicht ist über-

all dort aufzuheben, wo es rechtlich mög-

lich ist, um den Radfahrenden die volle 

Wahlmöglichkeit zu geben. 

• Der Winterdienst auf Radwegen ist zu 

verbessern. 

Motorisierter Individualverkehr  Straßen-

bau und Parkplatzangebot 

Um Erlangen als Stadt des Wohnens und des 

Arbeitens attraktiv zu erhalten, wird es not-

wendig sein, den Individualverkehr auf ein 

Minimum zu beschränken und vor allem die 

Pendlerverkehre auf bestimmten Achsen zu 

bündeln. Dazu braucht es Maßnahmen der 

Verkehrslenkung, aber keine neuen Straßen-

bauprojekte. Die gemeinhin als umwelt-

freundlich  titulierten Elektroautos sollen 

keine Sonderbehandlung erhalten, da sie bei 

dem begrenzten Platzangebot in der Innen-

stadt wertvollen Raum zum Leben wegneh-

men. Allerdings tragen sie zur Besserung der 

Luftqualität bei und die Elektromobilität soll 

daher unterstützt werden durch den Ausbau 

der nötigen Ladeinfrastruktur. Vor allem im 

Bereich des Geschosswohnungsbaus sollen 

Lademöglichkeiten geschaffen werden. 

Für die konkreten Vorhaben bedeutet das: 

• Die Umsetzung des Verkehrskonzepts In-

nenstadt mit dem Ziel, den Durchgangs-

verkehr an der Innenstadt vorbei zu len-

ken (insbesondere über die Werner-von-

Siemens-Straße) und so den Innenstadt-

verkehr auf Quell- und Zielverkehr zu re-

duzieren. Dies beinhaltet:  

o Die für die Neue Straße beschlosse-

nen Einbahnstraßenregelungen sol-

len auf ihre verkehrsreduzierenden 

Wirkungen hin überprüft werden. 

Falls die gewünschte Minderungswir-

kung nicht eintritt, sind weitere zu 

prüfen und einzuführen. Der Straßen-

zug Essenbacher/Spardorfer Straße 

ist muss im Hinblick auf Verdrän-

gungsverkehr im Auge behalten wer-

den. 

o Die Nutzung des Großparkplatzes als 
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aus Westen, Norden und Süden nach 

Erlangen kommenden motorisierten 

Individualverkehr soll durch dem Bau 

von Parkhäusern und eine attraktive 

Busanbindung vom Großparkplatz an 

Innenstadt und Universitätskliniken 

gestärkt werden. 

o Langfristig soll der Verkehr auf der 

Achse Henkestraße  Güterhallen-

straße reduziert werden, um die In-

nenstadt zu entlasten. 

• Weitere Anwohnerparkzonen sind auszu-

weisen, wenn von den Anwohnerinnen 

und Anwohnern gewünscht. 

• Die Parkraumbewirtschaftung soll konse-

quent durchgeführt werden. (Wahrneh-

mung der rechtlichen Möglichkeiten zur 

Stellplatzbeschränkung, Anhebung der 

Parkgebühren auf das Niveau der Nach-

barstädte, personelle Verstärkung der 

Überwachung des ruhenden Verkehrs) 

• Die Überwachung des fahrenden (insbe-

sondere auch Durchfahrtsverbot am 

Bahnhofsplatz!) und ruhenden Verkehrs 

ist auszuweiten und personell zu verstär-

ken. Insbesondere sollen Maßnahmen 

gegen die Beparkung von Gehsteigen, 

Fußgängerbereichen und Radwegen er-

griffen werden.  

• Vor allem unter dem Gesichtspunkt der 

Sicherheit für Fußgängerinnen und Fuß-

gänger, Radfahrerinnen und Radfahrer, 

ältere Mitbürgerinnen und Mitbürger und 

Kinder soll eine flächendeckende Aus-

weisung von Tempo-30 Zonen erfolgen, 

wo dies möglich ist. 

• Die Ostumfahrung Eltersdorf muss mit ei-

ner Sperrung der Ortsdurchfahrt für den 

Schwerlastverkehr sowie einer Ge-

schwindigkeitsbegrenzung auf 30 km/h 

verbunden werden. Mittelfristig ist die be-

stehende Ortsdurchfahrt komplett für den 

Durchgangsverkehr zu sperren.  

Mit den Stimmen der Erlanger SPD wird es 

auf keinen Fall geben: 

• 

übergang für den motorisierten Individu-

alverkehr 

• den Bau des Hüttendorfer Damms, 

• eine Auffahrt von der Äußeren Brucker 

Straße auf die Hochstraße. 

7. Den digitalen Wandel kommunal gestalten

7.1 Rahmenbedingungen und Ziele 

ird allgemein 

als eine der folgenreichsten und chancen-

reichsten Veränderungen der menschlichen 

Gesellschafts- und Wirtschaftsbeziehungen 

gesehen. Sie durchdringt alle gesellschaftli-

chen Bereiche unseres Lebens und fordert 

uns damit heraus, die damit einhergehenden 

Veränderungsprozesse verantwortungsvoll 

zu gestalten, um die Chancen bestmöglich zu 

nutzen und die Risiken möglichst zu begren-

zen. Beeinflusst werden durch sie die Art der 

Informationsgewinnung und damit auch der 

Meinungsbildung sowie Formen und Mög-

lichkeiten der Partizipation. Die Entwicklung 

und Geschwindigkeit der Vernetzung von 

Prozessen, Systemen, Daten und Dingen er-

reicht eine neue Qualität und ist gleichzeitig 

schwer steuerbar. Die technologischen Fort-

schritte, die uns zahlreiche Verbesserungen 

im Alltag bei Effizienz, Ressourcenschonung 

und Nachhaltigkeit versprechen, lassen uns 

die Risiken zu leicht vernachlässigen. Dies 

betrifft beispielsweise die Bedrohung unse-

rer Datensouveränität, zunehmende Anfor-

derungen an die Informationssicherheit oder 
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ethische Fragen besonders im Kontext von 

Überwachungsmöglichkeiten oder der Nut-

zung von künstlicher Intelligenz. Auch die Si-

cherheit komplexer Systeme spielt eine im-

mer wichtigere Rolle. 

Durch digitale Technologien werden die Kar-

ten im Bereich der Arbeitsbedingungen, der 

Standortpolitik und der Lebensqualität neu 

gemischt. Das betrifft neben Stadtverwal-

tung, Wirtschaft, Wissenschaft, die gesamte 

Stadtgesellschaft und alle Lebensbereiche. 

Somit ist und wird Digitalisierung auch kom-

munalpolitisch von enormer Bedeutung. 

Der digitale Wandel ist für uns ein gesell-

schaftlicher Prozess, den wir aktiv gestalten 

wollen. Digitalisierung ist kein Selbstzweck. 

Vielmehr sind digitale Technologien ein Mit-

tel dazu, die Stadt nachhaltiger, energie- und 

ressourceneffizienter, technologisch innova-

tiver, wirtschaftlich wettbewerbsfähiger und 

sozial inklusiver zu gestalten, um die Lebens-

qualität für die Menschen zu verbessern. Das 

ist ein sozialer und wirtschaftlicher Standort-

faktor. 

Damit steigt auch die Erwartungshaltung an 

die kommunale Politik und an die kommunale 

Verwaltung, Entscheidungen und Vorgänge 

transparent und nachvollziehbar zu machen, 

sowie öffentliche Dienstleistungen und Ver-

waltungsprozesse auf eine moderne, innova-

tive, einfache und komfortable Art und Weise 

zugänglich zu machen und neue Kommuni-

kationskanäle anzubieten. 

Der digitale Wandel ermöglicht den Bür-

ger*innen dadurch einen stärkeren Zugang 

zu Politik und Verwaltung und verstärkt das 

gesellschaftliche Ringen um bessere Prob-

lemlösungen. Die Rolle der Bürgerschaft in 

Planungsprozessen steigt. Gleichzeitig ist 

eine Strategie für die Einbindung von Bevöl-

kerungsgruppen notwendig, für die Zugangs-

barrieren bei der digitalen Nutzung beste-

hen. 

Die Erlanger Stadtverwaltung ist bereits auf 

einem guten Weg und hat durch eine Reihe 

von Maßnahmen, z.B. die Einführung des 

DMS, eines Geoinformationssystems oder 

von Online-Diensten im Bürgeramt auf die 

anstehenden Herausforderungen reagiert. 

Dadurch sind Verwaltungsprozesse bereits 

vereinfacht worden. 

Politik und Verwaltung müssen künftig den 

verfügbaren Gestaltungsspielraum optimal 

nutzen, um die bereits laufende digitale 

Transformation der Stadtgesellschaft positiv 

zu gestalten. Dazu wollen wir ein Konzept für 

eine digitale Stadt(verwaltung) schaffen. 

Nachfolgend werden Forderungen für die 

Bereiche Infrastruktur, Stadtverwaltung, Be-

teiligung, Wirtschaft/Arbeit und Verkehr be-

nannt. Weitere Hinweise/Forderungen finden 

sich in den einzelnen Themenkapiteln dieses 

Programms 

7.2 Forderungen 

Infrastruktur 

• Der Zugang zum Internet ist heute für die 

meisten Menschen selbstverständlich 

und wichtig. Wir werden daher ein offe-

nes W-LAN in allen städtischen Gebäu-

den mit öffentlichem Personenverkehr 

schaffen. Zusätzlich werden belebte 

Plätze und Bereiche, in denen bisher kein 

öffentlicher W-LAN-Empfang möglich ist, 

erschlossen. Dazu arbeiten wir mit der Er-

langer Freifunk-Initiative zusammen.  

• Das Recht auf Information umfasst auch 

das Recht auf Internet, sodass es mög-

lichst überall einen offenen Internetzu-

gang geben soll. Für Menschen, die keine 

eigenen Geräte besitzen, muss eine Mög-

lichkeit geschaffen werden, kostenfrei 

Zugang zu einem Gerät mit Internetan-

schluss zu bekommen. Für entspre-

chende Zugänge in Stadtbibliothek und 

Rathaus stellen wir notwendige Mittel zur 

Verfügung.  

• Die privaten Telekommunikationsunter-

nehmen sollen das bestehende Glasfa-

sersystem der EStW/von M-Net nutzen, 
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anstatt ein paralleles zweites Glasfaser-

netz zu legen. High-Speed-Internetzu-

gänge sind für Unternehmen und den Bil-

dungsstandort unverzichtbar. 

• Die Mobilfunkabdeckung mit dem Min-

deststandard 4G muss in allen Stadtteilen 

lückenlos sichergestellt werden. Dazu 

treten wir mit den Netzbetreibern sowie 

den Anwohner*innen in Dialog. 

Verwaltung 

• Die Weiterentwicklung des E-Govern-

ment ermöglicht digitale Behördenbesu-

che und die Transparenz politischer Wil-

lensbildungsprozesse. Dazu wird das 

Ratsinformationssystem modernisiert 

und erweitert. 

• Wir wollen alle Behördengänge im Rah-

men der rechtlichen Möglichkeiten digita-

lisiert anbieten. Das E-Government der 

Stadt wird dazu mit den entsprechenden 

finanziellen und personellen Mitteln aus-

gestattet. 

• Möglichkeiten digitaler Informationstech-

nik sind zu nutzen, um Verwaltungsver-

fahren in sinnvoller Weise zu verbessern 

und zu automatisieren. Mitarbeiter*innen 

der städtischen Behörden werden durch 

ein Changemanagement begleitet und 

durch angemessene Weiterbildungen in 

die Lage versetzt den Transformations-

prozess aktiv mitzugestalten. 

• Bürger*innen sollen an den notwendigen 

Stellen barrierefreien Zugang erhalten, 

um beispielsweise Kommunikation mit 

Behörden zu vereinfachen und zu be-

schleunigen.  

• Die Stadt verfolgt weiterhin das Ziel alle 

ihrer Angebote zu digitalisieren. Damit 

mehr Serviceleistungen für die Bürger*in-

nen vollständig digitalisiert werden kön-

nen, braucht es eine digitale ID mit digita-

ler Signatur. Dazu ist eine bundesweite 

Lösung notwendig, oder zumindest eine 

bayernweite. 

• Daten, die in städtischen Kontexten ge-

sammelt werden, sollen den Bürger*in-

nen unter Wahrung des Datenschutzes 

für private Zwecke kostenfrei zur Verfü-

gung gestellt werden (Open Data). Die 

Nutzung zu kommerziellen Zwecken darf 

nur restriktiv im Interesse der Bürger-

schaft und gegen Nutzungsentgelte er-

möglicht werden. 

• Die Stadt soll bei der Entwicklung von 

Software Open-Source-Modelle fördern 

und diese auch bei der Beschaffung von 

Software angemessen berücksichtigen. 

• Transparenz und Nachvollziehbarkeit 

von öffentlichen Debatten im Stadtrat 

sind uns wichtig. Auch möchten wir die di-

gitalen Möglichkeiten zukünftig noch 

stärker dafür nutzen, um Bürgerinnen und 

Bürger an der politischen Willensbildung 

beispielsweise bei lokalen Projekten zu 

beteiligen. 

• Das Sammeln und Nutzen von Daten der 

Bürger*innen muss gemeinwohlorientiert 

und nach dem Sparsamkeitsprinzip trans-

parent erfolgen.  

• Wir fordern, dass die Stadt sich mit ande-

ren Kommunen zum Thema verantwor-

tungsvolle Digitalisierung vernetzt. Dafür 

soll sie aktiv nach Städtenetzwerken Aus-

schau halten, die ebenfalls gemeinwohl-

orientiert sind. Das DECODE project der 

EU-Kommission zum Beispiel möchte 

Menschen die Verfügung über ihre per-

sönlichen Daten zurückgeben. Die Stadt 

soll beauftragt werden, derartige Pro-

jekte in Zukunft zu unterstützen und aktiv 

daran teilzunehmen. 

• Best Practice Ansätze (wie in Barcelona) 

zum Thema Smart Cities sind im Rahmen 

von Intercultural Cities zu entwickeln. 

• Für uns ist ein sorgsamer Umgang mit 

den entstehenden Daten wichtig. Bei al-

len digitalen Projekten der Stadt müssen 

bei Datensicherheit und Datenschutz der 

Stand der Technik sowie die Empfehlun-
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gen des Bundesamtes für Informationssi-

cherheit angemessen berücksichtigt wer-

den. Die Transparenz der Daten ist si-

cherzustellen. 

Teilhabe/Beteiligung 

• Die Erlanger Bürgerinnen und Bürger 

wollen wir durch Aufklärung und Schu-

lungsangebote dazu befähigen, kritisch 

mit Informationstechnologien umgehen 

zu können. 

• Angebote sind inklusiv zu gestalten ins-

besondere für Menschen mit geringen 

technischen und digitalen Kenntnissen o-

der für Menschen mit mentalen und kör-

perlichen Beeinträchtigungen. 

• Bürger*innen sollen Ideen und Anträge 

an unterschiedliche Ebenen innerhalb 

der Stadt adressieren können. Diese An-

träge sowie diejenigen der politischen 

Gremien und deren Bearbeitungsstand 

sollen stets nachvollziehbar sein. Wir set-

zen uns für eine einfach zu bedienende 

Eingabeplattform ein, die auch als Werk-

zeug für ein Ideenmanagement dient. 

• Die neuen Informations- und Kommunika-

tionsmedien können auch den Aufbau 

der Stadtidentität auf neuartige Weise 

fördern. Die Stadtbevölkerung kann die 

Eindrücke über ihre Stadt untereinander 

teilen, kommentieren und neu entde-

cken. Dazu soll die Erlangen App für 

Smartphones um entsprechende Funkti-

onen erweitert und aktiver beworben 

werden. Dies könnte z.B. durch die In-

tegration einer Live-Karte mit histori-

schen und aktuellen Informationen zum 

derzeitigen Standort geschehen. 

• Die allseitige Verfügbarkeit internetfähi-

ger Geräte ermöglicht das Internet als so-

zialen Handlungsraum. So kann lokales 

Engagement für die Gestaltung der eige-

nen städtischen Umgebung zum Beispiel 

durch Urban Crowdfunding koordiniert 

und finanziert werden. Bei Urban Crowd-

funding sollte jedoch, trotz des haupt-

sächlichen Bottom-Up Charakters, zwin-

gend eine Zusammenarbeit mit formellen 

Planungsträger*innen erfolgen, damit die 

Projekte in Absprache mit fachrechtli-

chen Entscheidungsträger*innen erfolg-

reich umgesetzt werden.  

• Effekte der Digitalisierung wie die Substi-

tution von lokalen Tätigkeiten (Reise-

büro-> Online-Portal, Geschäfte -> On-

line-Handel) verstärken Prozesse der In-

dividualisierung, die zu Einsamkeit und 

Minderung des gesellschaftlichen Mitei-

nanders führen. Diese Folgen wollen wir 

durch partizipative Modelle und Aktionen 

abmildern. 

Arbeit/Wirtschaft 

• Die Überlegungen zur Umsetzung soge-

nannten 

kommenden Jahren stark an Bedeutung 

gewinnen. Diese versprechen, mit Hilfe 

digitaler Technologien die urbane Effizi-

enz zu steigern und städtische Probleme 

zu lindern. Ihr Einsatz soll helfen, die poli-

tische Teilhabe der Bevölkerung auszu-

weiten, öffentliche Dienstleistungen an 

verschiedene individuelle Bedürfnisse 

anzupassen, die kommunale Verwaltun-

gen zu entbürokratisieren sowie ein an-

genehmeres und weniger diskriminieren-

des urbanes Umfeld zu schaffen, das zur 

Stimulierung des Wirtschaftswachstums 

beiträgt, gesellschaftliche Spannungen 

reduziert und Kreativität sowie zufällige 

Entdeckungen befördert. 

• Smart können Städte im digitalen Zeital-

ter nur dann werden, wenn Technologien 

in ihrer Ambivalenz (an)erkannt werden 

und mit einer an digitalen Gemeingütern 

orientierten Offenheit genutzt werden. 

Die Kommune darf dabei nicht nur eine 

beobachtende Position einnehmen. Sie 

muss die Chance nutzen, die Entwicklung 

so zu gestalten, dass die Gemeinwohlori-
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entiertheit im Vordergrund steht. Vor al-

lem durch (inter)kommunale Pro-

jekte/Förderprojekte muss alternatives 

gemeinwohlorientiertes Wirtschaften ge-

fördert werden. Bei der öffentlichen In-

dustrieförderung muss es deswegen ei-

nen Vorrang für kollektive oder genos-

senschaftliche Formen des Wirtschaftens 

geben. 

• Die Stadt soll insbesondere Start-Ups 

und kleinere und mittlere Unternehmen 

fördern, von denen man sich Lösungen 

für gesellschaftliche Herausforderungen 

verspricht. Im Vordergrund muss dabei 

die Förderung der sozialen oder solidari-

schen Ökonomie sein. Die Stadt muss da-

bei auch mehr als zuvor Mittel der Euro-

päischen Investitionsbank oder des Euro-

päischen Fonds für regionale Entwick-

lung in Anspruch nehmen.  

• Wir fördern Co-Creation-Projekte unter 

kommunaler Federführung, um verant-

wortungsvolle Innovation zu ermögli-

chen. Projekte, die sich gemeinwohlori-

entiertem und ökologischem Wirtschaf-

ten verschreiben, erhalten Förderung für 

die Entwicklung innovativer Lösungen im 

städtischen Kontext. Wenn die Projekte 

nach der Förderungsphase in Bereichen 

öffentlicher Daseinsvorsorge aktiv sind, 

strebt die Stadt Mehrheitsbeteiligungen 

an diesen Projekten an, um die gemein-

wohlorientierte Kontinuität sicherzustel-

len. 

• Wohnraum in Erlangen ist knapp. Deswe-

gen werden wir mit allen uns zur Verfü-

gung stehenden rechtlichen Mitteln ge-

gen den Missbrauch von Wohnraum 

durch Vermietungen über AirBnB vorge-

hen. Einer Zulassung von Uber in Erlan-

gen werden wir ebenfalls nicht zustim-

men, denn Uber ist genau so wenig eine 

gemeinwohlorientierte Plattform. Bei den 

Fahrdienstleistungsanbieter*innen han-

delt es sich um schlechtbezahlte Schein-

selbstständige. 

• Lokale Start-ups, die auf Basis der städti-

schen Open Data-Prozess Geschäftsmo-

delle entwickeln, wollen wir fördern 

Verkehr 

• Mit zukunftsweisenden Mobilitätsdiens-

Mobility as a Service / MaaS

ten wir den Transport mit eigenen Fahr-

zeugen durch ein auf den Bedarf abge-

stimmten Angebot verschiedener Mobili-

tätsdienste ersetzen. 

• Nach der erfolgreichen Ansiedlung von 

stationsbasierten Autoleihkonzepten 

möchten wir nun die Erweiterung des An-

gebots sowie die Prüfung von innovati-

ven Sharing- -Floating-

und setzen hier den Fokus auf umwelt-

verträgliche Fahrzeuge und Konzepte. 

Damit schließen wir Lücken, welche der 

ÖPNV ggf. noch aufweist.  

• Wir wollen die Einführung eines innovati-

ven, stationsbasierten Bike-Sharing-Kon-

zepts fördern. Hierbei möchten wir ein 

breites und innovatives Spektrum an 

Fahrrädern und Pedelecs (einschl. vier-

rädrigen Pedelecs) prüfen, um den Liefer-

verkehr auf den Zufahrtsstraßen zu ent-

lasten. 

• Wir sehen eine Chance in der flächende-

ckenden Einführung autonom fahrender 

Fahrzeuge und möchten Erlangen aktiv 

als Testfeld/Modellstadt bewerben. Der 

Zweckverband Stadt-Umland-Bahn so-

wie die ESTW werden aufgefordert die 

Trassen sowie die Fahrzeuge auf autono-

mes Fahren zu prüfen und dafür vorzube-

reiten bzw. eine Ausschreibung dahinge-

hend zu entwickeln. Bei allen Schritten le-

gen wir den Fokus auf Sicherheit, Effi-

zienzsteigerung in der Nutzung von Ver-

kehrs- und Parkraumflächen sowie eine 

generelle Senkung der im Stadtraum not-

wendigen Fahrzeuge und eine Steige-

rung der Attraktivität des ÖPNV.  
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8. Startblöcke für unsere Zukunft  Bildung 

8.1 Ziele 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-

kraten wissen: Bildung ist die Grundlage je-

den gesellschaftlichen Fortschritts. Bildungs-

politik ist für den Staat wie für die Kommunen 

stets auch Gesellschaftspolitik. Ausgaben für 

Bildung sind deshalb Investitionen in die Zu-

kunft. 

Unser Ziel ist es, jeder Einwohnerin und je-

dem Einwohner Erlangens lebenslanges Ler-

nen zu ermöglichen  unabhängig von Ge-

schlecht, Nationalität, Herkunft oder sozialer 

Lage. Soziale Bildungsbarrieren und ge-

schlechtsspezifische Rollenzuweisungen sol-

len abgebaut, die Inklusion von Menschen 

mit Behinderung soll umgesetzt werden. 

Dazu müssen entsprechende Bildungsange-

bote vorhanden und finanziell zugänglich 

sein. Bildung soll Menschen politische und 

gesellschaftliche Partizipation und die be-

wusste Gestaltung ihres Lebens ermöglichen 

und auch einen Beitrag zur Integration von 

Migrantinnen und Migranten leisten. 

In unserem Verständnis von Bildung ist 

Schule nur eines unter mehreren wichtigen 

Elementen: Strukturierte Wissensvermittlung 

hat ihren primären Ort an der Schule; das 

meiste jedoch  das Deutsche Jugendinstitut 

spricht von 70 80 %  wird außerhalb des 

Unterrichts informell gelernt. Bildung beglei-

tet alle Phasen des Lebens von der Geburt an 

und findet an einer Vielzahl von Orten, inner-

halb und außerhalb von Schulen und Einrich-

tungen statt. Sie darf deshalb nicht auf Schule 

beschränkt betrachtet werden, sondern ist 

ganzheitlich zu entwickeln. Neben fachlichen 

Inhalten ist auch die Vermittlung von Werten 

wesentlicher Teil von Bildung. Dazu gehören 

Tugenden wie Toleranz und Solidarität, um 

ein friedliches und konstruktives Miteinander 

zu fördern, ebenso wie soziale, kulturelle und 

interkulturelle Bildung. Kinder und Jugendli-

che sollen demokratisches Denken und Han-

deln gemeinsam lernen und ausüben. Des-

halb müssen alle Beteiligten  auch die Eltern 

 das Leben an den Bildungsinstitutionen ak-

tiv mitgestalten können. 

Die Stadt Erlangen muss als Sachaufwands-

trägerin der Schulen für ein angemessenes 

Angebot an gut ausgestatteten nichtschuli-

schen Bildungseinrichtungen, für eine gute 

Ausstattung der Schulen und einen guten Zu-

stand der Schulgebäude sowie für deren be-

darfsgerechte Erweiterung sorgen. Kommu-

nale Bildungspolitik darf sich aber gerade bei 

den Schulen nicht auf diese Funktion be-

schränken, sondern muss ihre politischen 

Gestaltungsmöglichkeiten nutzen und auf 

deren Ausweitung drängen. Dazu fordern wir 

 in Übereinstimmung mit dem Deutschen 

Städtetag  kommunale Kompetenzen für die 

Schulorganisation wie für die innere Schul-

entwicklung, eine substantielle Beteiligung 

der Stadt an der Auswahl der Schulleitungen 

und einen staatlichen Finanzierungsbeitrag, 

der diesen zusätzlichen Aufgaben angemes-

sen Rechnung trägt. 

In den drei städtischen Schulen (Marie-The-

rese-Gymnasium, Wirtschaftsschule und 

Fachschule für Technik) wollen wir darüber 

hinaus eigene Akzente setzen. Sie müssen 

zum Signal dafür werden, wie Schule sein 

soll, nämlich einen an den Bedürfnissen der 

Lernenden und Lehrenden orientierte, kurz: 

eine humane Schule. 

8.2 Rahmenbedingungen 

In Bayern herrscht eine weitgehende Tren-



Kommunalpolitisches Programm der SPD Erlangen 2020 - 2026 

 

Seite 79 

nung der Bildungswege vor, die zu Ausgren-

zung führt. Der Zwang zur frühzeitigen Ent-

scheidung über Bildungswege überfordert 

Eltern wie Lehrer*innen und führt zu massen-

haften Fehlentscheidungen, falsch einge-

setzten Ressourcen (z. B. beim Wiederholen 

von Klassen) und Umwegen, für die nicht das 

Lehrpersonal, sondern ein verfehltes Schul-

system verantwortlich ist. 

Das bayerische Bildungssystem grenzt große 

Teile der Bevölkerung aus und isoliert die, 

die der Integration besonders bedürfen. 

Bildung wird immer mehr zu einem Privileg 

derer, die sie sich leisten können. Die Milliar-

denumsätze der Nachhilfeindustrie zeigen 

dies nachdrücklich. Wer Schülerinnen und 

Schüler wegen Mängeln in einem oder zwei 

Fächern ein ganzes Schuljahr wiederholen 

lässt, frustriert nicht nur Schülerinnen, Schü-

ler und Eltern, sondern verschleudert auch 

Millionen an Steuergeld. Auch ist zu be-

obachten, dass immer mehr Eltern ihre Kin-

der nicht mehr dem Notendruck aussetzen 

wollen. Wer es sich leisten kann, schickt sein 

Kind auf Privatschulen, die mit reformpäda-

gogischen Ansätzen arbeiten und das Kind in 

den Mittelpunkt ihres Arbeitens stellen. Die 

damit verbundene soziale Auslese sehen wir 

mit Besorgnis.  

Die demokratischen Mitbestimmungsmög-

lichkeiten von Schülerinnen und Schülern 

müssen deutlich erweitert werden, um De-

mokratie für Jugendliche erfahrbar zu ma-

chen. 

Der Aufgabe, neben Wissensvermittlung 

auch soziales und kulturelles Lernen und 

Freude an Bewegung zu ermöglichen, wird 

die Halbtagsschule immer weniger gerecht. 

Schule kann erst als echte, d.h. gebundene 

Ganztagsschule mit rhythmisiertem Unter-

richt zu einem zentralen Ort von Bildung und 

Lebenswirklichkeit und ein Raum für soziales 

Lernen werden. Die Ganztagsklassen, die der 

Freistaat derzeit ermöglicht, sind aber weit-

gehend in ihrem Erfolg beschränkt durch 

eine unzulängliche Ausstattung mit Personal 

und finanziellen Ressourcen. Die Inklusion 

von Menschen mit Behinderung beschränkt 

sich in der bayerischen Schulpolitik bisher 

weitgehend auf Absichtserklärungen, mit der 

konkreten Umsetzung werden Schulen und 

Kommunen alleine gelassen. 

Jugendsozialarbeit als notwendige Verbin-

dung von Schule und Gesellschaft ist in Erlan-

gen bisher auf die Mittelschulen und Förder-

zentren beschränkt. Die SPD tritt für deren 

Ausweitung auf alle Schularten ein und for-

dert eine angemessene finanzielle Beteili-

gung des Freistaats an dieser Aufgabe.  

Den Anforderungen der Arbeitswelt wird das 

bayerische Schulwesen kaum gerecht. Per-

sönlichkeitsentwicklung, Teamfähigkeit, Me-

dienkompetenz, Wissensmanagement, der 

Umgang mit Inklusion sind noch immer 

Fremdwörter in bayerischen Lehrplänen. Vo-

rausschauende Personalpolitik fehlt in Bay-

ern weitgehend. So herrscht auch in Erlangen 

ein Mangel an Lehrkräften, besonders im Be-

reich der Grundschulen. Es werden nicht ge-

nügend Stellen für Lehrkräfte geschaffen, um 

den Unterrichtsbetrieb ohne große Ausfälle 

sinnvoll sicherzustellen. Gleichzeitig gibt es 

zu wenige Lehrkräfte mit Migrationshinter-

grund oder einer Behinderung. Sinkende 

Zahlen in vielen Lehramtsstudiengängen 

zeugen von der Vernachlässigung und man-

gelnden Attraktivität von Ausbildung und Be-

ruf; sie bedeuten mittelfristig ein noch schlim-

meres Defizit an qualifizierten Lehrerinnen 

und Lehrern. 

Die Kommune kann diese Fehler staatlicher 

Bildungspolitik nur sehr begrenzt korrigieren. 

Sie muss aber als Sachaufwandsträgerin für 

eine optimale Ausstattung der Schulen sor-

gen. 

In der vergangenen Legislaturperiode haben 

wir große Anstrengungen unternommen, 

dringend notwendige Sanierungen voranzu-

bringen. Zudem wollen wir durch die Schaf-
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die Berufliche Bildung in Erlangen stärken 

und in Zeiten des Fachkräftemangels im 

Dienstleistungssektor und im Handwerk ein 

Zeichen setzen.  

Im Bereich der Gymnasien haben wir das 

Schulsanierungsprogramm fortgeschrieben. 

Mit dem zu erwartenden Rechtsanspruch auf 

Ganztagsbetreuung im Grundschulalter müs-

sen wir aber auch unsere Grundschulen ver-

stärkt in den Fokus nehmen. Mit dem Rich-

tung

n wir uns der Her-

ausforderung, diese Schulen den neuen An-

forderungen anzupassen.  

Unser Ziel ist dabei eine Weiterentwicklung 

von Schulgebäuden zu echten Lebensräu-

men, in denen multiprofessionelle Teams 

zum Wohl der Schülerinnen und Schüler zu-

sammenarbeiten. Einrichtungen der Jugend-

hilfe wie Horte, Lernstuben und Jugendsozi-

alarbeit sollen hier so weit wie möglich mit 

einbezogen werden. Auch eine Öffnung zu 

Stadtteilorganisationen, zu Sportvereinen 

und kulturellen Einrichtungen sehen wir als 

Bereicherung an. Hier kann kulturelle Bildung 

im Bereich des gebundenen Ganztags den 

Unterricht bereichern und ergänzen. Zwar 

verfügt die Stadt hier über eigene Kompeten-

zen, die sie den Schulen zur Verfügung stel-

len kann. Sie muss aber vom Staat verlangen, 

dass er die Stadt dabei nicht  wie bisher  

auf den Personalkosten sitzen lässt. Die ge-

ringe Ausweitung der Schulsozialarbeit von 

Seiten der Staatsregierung ist lediglich ein 

Tropfen auf dem heißen Stein.  

Von Vereinen, Künstlerinnen und Künstlern, 

Kultureinrichtungen, der Volkshochschule o-

der anderen Einrichtungen betreute Projekte 

sollen die Schulen mit mehr Leben erfüllen, 

sie zur Stadtgesellschaft hin öffnen und zu 

Stadtteilschulen entwickeln. Dabei ist auf an-

gemessene Arbeitsbedingungen und Bezah-

lung des dort tätigen Personals zu achten. 

Schülerinnen und Schüler, ihre Eltern und die 

Bewohner*innen des Stadtteils sollen das Le-

ben an der Schule aktiv und partnerschaftlich 

mitgestalten können. Kulturelle Bildung hat 

dabei den gleichen Stellenwert wie mathe-

matisch-naturwissenschaftliche, kommunika-

tive oder soziale und politische Bildung und 

Sport. 

8.3  Forderungen und Perspektiven 

Keiner darf zurückbleiben  Bildung von 

Anfang an 

• Bildung beginnt mit der Geburt. Deshalb 

sollen Krippenplätze bedarfsgerecht zur 

Verfügung gestellt und die Einrichtungen 

frühkindlicher Bildung den Eltern als 

wichtige Förderwege für ihre Kinder ver-

mittelt werden. 

• Projekte zur Förderung von Vorschulkin-

dern sollen soziale Benachteiligungen 

abbauen helfen. Die sprachliche Kompe-

tenz ausländischer wie deutscher Kinder 

muss  unter Einbeziehung der Eltern  

vor und in der Schule gefördert werden. 

Dazu müssen Maßnahmen zur Sprachför-

derung auf ihre Wirksamkeit geprüft und 

deutlich ausgebaut werden und bereits 

vor dem Kindergartenalter einsetzen. 

Durch eine geeignete organisatorische 

Unterstützung werden wir dafür sorgen, 

dass sie alle Kinder erreichen. Sprachför-

derung muss auch in den weiterführen-

den Schulen und in der beruflichen Bil-

dung angeboten werden, um die Bil-

dungschancen von Kindern und Jugend-

lichen mit nichtdeutscher Muttersprache 

zu stärken. 

• Für Kinder, deren Muttersprache nicht 

Deutsch ist bzw. die mehrsprachig sind, 

muss der Unterricht in der Muttersprache 

gefördert und unterstützt werden, um 

ihre Kompetenzen zu nutzen und aufzu-

werten. Die Stadt muss sich gegenüber 

dem Freistaat dafür einsetzen, dass die-

ser Unterricht wieder eingeführt und fi-

nanziert wird und Migrantensprachen wie 
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Türkisch und Russisch ins Unterrichtspro-

gramm aufgenommen werden. 

• Interkulturelles Lernen wollen wir in allen 

Einrichtungen deutlich besser fördern 

und dabei auch die Eltern einbeziehen. 

• Der schwierige Prozess der Inklusion, d. 

h. der schrittweisen Einführung gemein-

samen Unterrichts aller Kinder, erfordert 

die Fortsetzung des Dialogs mit allen Be-

klusion / Bil-

tet wurde. Schulen und Lehrkräfte müs-

sen bei der Planung und Einführung inklu-

siver Angebote beraten und unterstützt, 

die räumlichen und technischen Voraus-

setzungen müssen geschaffen werden. 

Gegenüber dem Freistaat muss sich die 

Stadt dafür einsetzen, dass eine ange-

messene personelle Ausstattung der 

Schulen weitgehend an die Stelle indivi-

dueller Schulbegleiterinnen und -beglei-

ter tritt. Das vom Bezirk angestoßene Mo-

in 

die richtige Richtung. Hier werden Inklu-

sionshelferinnen und -helfer zu festen 

Teilen der Schulfamilie, statt je nur einem 

Kind zugeordnet zu sein.  

• Das gelungene Projekt der Partnerklasse 

an der Michael-Poeschke-Schule zur ge-

meinsamen Beschulung von behinderten 

und nicht-behinderten Kinder soll fortge-

führt und auch auf weitere (darunter auch 

weiterführende) Schulen ausgeweitet 

werden.  

• Inklusion muss außer in den Schulen 

auch in allen anderen Bildungseinrichtun-

gen Aufgabe sein. 

• Die SPD tritt dafür ein, endlich auch in 

Bayern die Rechenschwäche (Dyskalku-

lie) als ein Defizit wie die Lese- und Recht-

schreibschwäche bzw. Legasthenie an-

zuerkennen und einen entsprechenden 

Nachteilsausgleich zu gewähren. Dazu 

soll die Stadt einen Vorstoß im Bayeri-

schen Städtetag unternehmen. Das durch 

uns angestoßene Dyskalkulie-Projekt 

wird auf alle Grundschulen ausgeweitet. 

So werden in den ersten beiden Jahr-

gangsstufen Kinder mit Förderbedarf in 

Mathematik in Kleingruppen gefördert, 

um negativen Lernerfahrungen abzu-

bauen.  

• Angebote zur Förderung von Mädchen in 

naturwissenschaftlichen und technischen 

Bereichen sollen weiterentwickelt wer-

den. Im Bereich des Übergangsmanage-

ments sollen Beratungsangebote im Hin-

blick auf geschlechtsspezifische Berufs-

wahl geschaffen werden. 

Berufliche Bildung 

• Mit dem Masterplan für einen Campus für 

Berufliche Bildung (CBB) werden wir Be-

rufsschule, FOS, BOS, Technikerschule 

und Wirtschaftsschule auf einem zentra-

len Campus mit neuen bzw. sanierten Ge-

bäuden und bedarfsorientierten Fach- 

und Gemeinschaftsräumen ausstatten  

• Die Stadt soll die Zusammenarbeit der 

Berufsschule mit Erlanger Betrieben un-

terstützen. Hier setzen wir auf die Unter-

stützung durch das strategische Über-

gangsmanagement, das auf Antrag der 

SPD 2013 eingerichtet wurde. 

• 

stoßen vom Übergangsmanagement der 

Stadt Erlangen, hat mit der Entwicklung 

eines Gütesiegels dazu beigetragen, 

dass junge Menschen im Betrieb positive 

Erfahrungen sammeln können und der 

Übergang von der Schule in den Beruf 

behutsamer gestaltet werden kann. Die-

ses Projekt wollen wir fortführen und aus-

weiten.  

• Wir setzen uns dafür ein, dass alle Ju-

gendlichen nach dem Schulabschluss 

eine (duale oder schulische) Ausbildung 

abschließen können, und werden ein 

Konzept für eine Ausbildungsplatzgaran-

tie entwickeln. Im Dialog mit den Erlanger 

Unternehmen wollen wir die Ausbil-

dungsquote bei der Stadt, der Universität, 
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dem Universitätsklinikum und den Groß-

betrieben in Erlangen voranbringen. 

• Wir wollen die Technikerschule sichern 

und fördern. Durch die Abschaffung des 

Schulgeldes haben wir Zugangsbarrieren 

abgeschafft. 

• Im Rahmen des strategischen Über-

gangsmanagements müssen Jugendli-

che Unterstützung auf dem Weg in Aus-

bildung und Beruf erfahren und mit auf 

ihre jeweilige Lebenssituation abge-

stimmten und koordinierten Angeboten 

begleitet werden. Die berufliche Integra-

tion der Hauptschülerinnen und Haupt-

schüler, der Absolventinnen und Absol-

venten von Förderzentren und von Ju-

gendlichen in schwierigen Lebenslagen 

bedarf erhöhter Anstrengung. 

• Wir prüfen die Einrichtung einer rechts-

kreisübergreifenden Jugendberufsagen-

tur zwischen Arbeitsagentur, Jobcenter 

und Jugendamt. 

• Wir setzen uns dafür ein, geflüchteten 

Menschen eine Ausbildung zu ermögli-

chen. Dafür wollen wir erreichen, dass 

diese Menschen auch über die geltende 

Altersgrenze hinaus Schulabschlüsse er-

werben können. Wir wollen, dass die Lü-

cke zwischen den vorgesehenen Sprach-

kursen und den Anforderungen an 

Sprachkenntnisse in beruflicher Ausbil-

dung für Geflüchtete und neu Zugewan-

derte geschlossen wird. 

Chancen gemeinsam nutzen 

• Bildung muss sich auch mit der traditio-

nellen Geschlechterrollenzuweisung aus-

einandersetzen sowie die versteckte und 

offene Diskriminierung von Frauen und 

Mädchen thematisieren und bekämpfen. 

Auch die nach wie vor bestehende Diskri-

minierung homosexueller, transsexueller 

und intersexueller Jugendlicher wollen 

wir durch Aufklärung und Sensibilisierung 

abbauen. Dies kann beispielsweise durch 

spezielle, regelmäßige Aktionstage erfol-

gen. 

• In allen Bildungseinrichtungen wollen wir 

die Förderung von Toleranz und friedli-

chem Zusammenleben verstärken. Die 

den wir in ihrer Arbeit unterstützen. 

Lebenslanges Lernen: die Volkshochschule 

• Die Volkshochschule ist die wichtigste 

Weiterbildungsmöglichkeit in der Stadt, 

die beruflicher wie persönlicher Entwick-

lung dient. Der Zugang zu ihr soll für alle 

Menschen offen stehen. Bedürftigen sind 

deshalb Nachlässe zu gewähren. 

• Die VHS muss verstärkt sehr kostengüns-

tige bzw. kostenlose Angebote für sozial 

benachteiligte und bildungsferne Grup-

pen sowie niederschwellige Angebote 

für Migrantinnen und Migranten entwi-

ckeln. Die Ermäßigung von Kursen für In-

ausweiten.  

• Zum Kernprogramm der VHS gehören 

deshalb Kurse zur berufsqualifizierenden 

Bildung und Weiterbildung wie IT-Kurse, 

Kurse zum Erreichen des Qualifizieren-

den Hauptschulabschlusses, Alphabeti-

sierungskurse, Kurse für Wiedereinstei-

ger*innen, eine breite Sprachenauswahl 

sowie Angebote zur Persönlichkeitsent-

wicklung, Kreativitätsförderung und (in-

ter-)kulturellen Kompetenz.  

• Solange bayerische Bildungspolitik ver-

sagt und infolgedessen z. B. Jugendliche 

die Schule ohne Abschluss verlassen, 

muss die VHS für diese Gruppe beson-

dere, auch kostenfreie, Angebote ma-

chen. Im Rahmen der Ganztagsschulen 

kann die Volkshochschule eine wichtige 

Koordinierungsaufgabe leisten und die 

Qualität des Angebots sichern. 

• Durch eine Ausweitung des dezentralen 

Angebots in den Stadtteilen soll der Zu-

gang zu Angeboten noch niederschwelli-

ger gestaltet werden. Der Nutzung von 
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Schulgebäuden als Veranstaltungsräu-

men kommt dabei eine wichtige Rolle ins-

besondere bei Angeboten der Elternbil-

dung zu.  

• Die Digitalisierung unserer Gesellschaft 

bietet neue Chancen bei der Wissensver-

mittlung. Hier soll die VHS Vorreiterin 

sein und die Vorteile nutzen, die neue 

Formen des Lernens ermöglichen. Ande-

rerseits sollten Veranstaltungsreihen den 

digitalen Wandel auch kritisch begleiten 

und im Bereich der Medienpädagogik 

Angebote geschaffen werden.  

Im Bereich der interkulturellen Arbeit und der 

Inklusion von Menschen mit Behinderung lie-

gen weitere Schwerpunkte der VHS. 

Insbesondere fordert die SPD 

• eine ausreichende räumliche Ausstattung 

der VHS in der Innenstadt (im Zusammen-

hang mit der Entwicklung des Franken-

hofs zum KuBiC, siehe Kapitel IV.9 Kultur 

 ein Menschenrecht ) 

• die Erhaltung der Funktionssicherheit des 

Egloffsteinschen Palais bis zur vollständi-

gen Sanierung. Für Sofortmaßnahmen 

haben wir Mittel beantragt. 

• Zweigstellen in den Vororten und neuen 

Verdichtungsgebieten nach dem Vorbild 

des neuen Stadtteilhauses West 

• eine verstärkte Zusammenarbeit mit Kul-

tur- und Jugendamt, dem Stadtjugen-

dring, dem Theater und anderen städti-

schen Bildungseinrichtungen sowie wei-

teren Bildungsträgern in der Stadt 

• die Mitwirkung der VHS bei der Umset-

zung der Agenda-21-Ziele 

• Angebote, die im Sinne des städtischen 

Leitbilds Integration interkulturelle Kom-

petenz und Begegnungen fördern, insbe-

 

• für den Bereich Inklusion den Ausbau der 

Barrierefreiheit durch räumliche, organi-

satorische und personelle Maßnahmen 

und inhaltliche Angebote 

• und den Ausbau des Dialogs zwischen 

Universität und Bevölkerung über eigene 

Veranstaltungsformen. 

Schule als Lebensraum 

Die Schule soll als Lebensraum gestaltet und 

genutzt werden. Wir fordern deshalb, dass 

Schulen im gesamten Stadtgebiet bedarfsge-

recht zu echten Ganztagsschulen weiterent-

wickelt werden. Dabei verstehen wir Ganz-

tagsschulen nicht als bloße Verlängerung der 

Halbtagsschule in den Nachmittag, sondern 

wissen, dass Ganztagsbildung im Lebens-

raum der Schule auch ein ganzheitliches Bil-

dungskonzept erfordert. Ein solches Konzept 

haben wir beantragt und werden es weiter-

verfolgen. 

• Unsere Grundschulen sollen Orte des 

Lernens und Lebens sein. Viele Schul-

häuser sind immer noch an der überhol-

ten Realität einer Beschulung von 8.00 

bis 13.00 Uhr ausgerichtet. Das wird dem 

Bedürfnis nach einer rhythmisierten 

Ganztagsschule nicht gerecht. Daher 

werden wir alle Grundschulen genau un-

ter die Lupe nehmen und entsprechend 

den aktuellen Bedürfnissen ausbauen. 

Ziel ist es dabei auch, die Trennung zwi-

schen der Schule und den Einrichtungen 

der Jugendhilfe aufzuheben. Multiprofes-

sionelle Teams sollen zum Wohl des Kin-

des zusammenarbeiten und dies mög-

lichst unter ein und demselben Dach. Da-

bei sehen wir in der gebundenen Ganz-

tagsschule das Ziel der Chancengerech-

tigkeit durch bestmögliche Förderung am 

besten verwirklicht.  

• Da der Ausbau der von uns gewollten ge-

bundenen Ganztagsschulen vom Frei-

staat nicht gewollt ist, werden wir in den 

kommenden Jahren die weiteren Ange-

bote der Ganztagsbetreuung im Grund-

schulbereich massiv ausbauen. Dafür set-

schule   

• Jugendsozialarbeit muss an allen Schu-
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len und Förderzentren ermöglicht wer-

den. Eine angemessene Beteiligung des 

Freistaats an den Kosten ist  entspre-

chend der Forderung des Bayerischen 

Städtetags  einzufordern.  

• Die Teilnahme an Bildungs- und Betreu-

ungsangeboten muss allen Schülerinnen 

und Schülern offen stehen. Finanzielle 

Beiträge der Eltern dürfen daher  soweit 

überhaupt erforderlich  nur in geringem 

Maße gefordert werden. Die Wahlfreiheit 

bei den Angeboten darf nicht durch die 

finanzielle Situation der Eltern einge-

schränkt werden. Auch die Kosten für 

Verpflegung an den Schulen müssen 

möglichst gering gehalten und bei Bedarf 

bezuschusst werden 

• Ein Umbau von Schulhöfen zu naturna-

hen Spielhöfen fördert Umweltbewusst-

sein wie Sozialverhalten gleichermaßen. 

Die SPD tritt deshalb für eine Haushalts-

pauschale zur Errichtung von Spielhöfen 

und Schulgärten und deren Öffnung au-

ßerhalb der Unterrichtszeiten ein. Durch 

die Schaffung eines zentralen Verkehrs-

übungsplatzes in Dechsendorf 2018 ist 

dies nun auf allen Schulhofflächen reali-

sierbar. 

Verbesserung der Lern- und Lehrbedingun-

gen 

• Die Erlanger SPD setzt sich für kleinere 

Klassen und verbesserte Lehrerfortbil-

dung ein. Die kommunale Lehrerfortbil-

dung ist ein wichtiges Element kommuna-

ler Bildungsentwicklung 

• Wir haben im Stadtrat das umfangreiche 

Sanierungsmaßnahmen an Schulgebäu-

den fortgeführt und wollen die Ausstat-

tung der Schulen optimieren. Die Ausstat-

tung der Schulen mit modernen Informa-

tionstechnologien wollen wir verstärkt 

vorantreiben und Schulen, die sich am 

teiligen, unterstützen 

• Eine besondere Verantwortung haben 

wir für unsere städtischen Schulen. Eine 

finanzielle Beteiligung der Eltern darf 

nicht Voraussetzung für die Teilnahme an 

Unterrichtsangeboten öffentlicher Schu-

nen wir ab.  

• Das Defizit an Sportunterricht und -ange-

boten in der Schule soll abgebaut und da-

mit ein spürbarer Beitrag zur Gesund-

heitsförderung geleistet werden. Zusätz-

liche Sportangebote auch außerhalb des 

Sportunterrichts, insbesondere auch für 

Kinder und Jugendliche, die in ihrer Frei-

zeit keinen Sport treiben, sind zu fördern. 

Durch die Neuschaffung einer Vierfach-

halle im Rahmen des BBGZ in der Hart-

mannstraße, die Sanierung der alten und 

den Neubau von zwei weiteren Hallen-

einheiten am ASG sowie durch den Neu-

bau einer Doppelhalle am MTG haben wir 

dafür die nötigen Voraussetzungen ge-

schaffen. Auch für den Schwimmsport 

stehen mit dem sanierten Freibad und 

dem Neubau eines Hallenbades im Wes-

ten ausreichend Flächen zur Verfügung. 

• Hausaufgaben- und zuverlässige Ferien-

betreuung fördern die Kinder und entlas-

ten die Eltern. Sie sind öffentliche Auf-

gabe und müssen in öffentlicher Verant-

wortung realisiert werden. 

• Die SPD setzt sich für Maßnahmen zur 

Gewaltprävention ein. Dazu gehören der 

Ausbau von Jugendsozialarbeit an Schu-

len, Streitschlichterprogramme, Anti-Ag-

gressions-, Konfliktlösungs- und Persön-

lichkeitstraining für Kinder und Jugendli-

che sowie Selbstverteidigungskurse für 

Mädchen. 

• Insbesondere an den städtischen Schu-

len sollen Maßnahmen zur Prävention 

Personal angeboten werden. 

• Die Arbeitsbedingungen für Lehrkräfte 

(Räume, technische Ausrüstung) an den 

städtischen Schulen sind zu verbessern. 
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• Wir wollen Projekte entwickeln und för-

dern, die den Kindern und Jugendlichen 

einen Schulweg ohne Auto ermöglichen. 

Ein bis drei Prozent der Einnahmen aus 

dem ruhenden Verkehr sollen dafür und 

zur Verbesserung der Schulwegsicher-

heit genutzt werden. Sicherheitstraining 

soll in den Klassen 1 bis 10 regelmäßig 

durchgeführt werden. Vorrang hat für uns 

aber die Förderung der autofreien Mobi-

lität von Schulkindern. Hierfür wollen wir 

das Konzept, das auf unseren Antrag ein-

geführt wurde, weiterentwickeln.  

Schule in der kommunalen Bildungsland-

schaft 

Wir wollen Netzwerke von Bildungseinrich-

tungen in den einzelnen Stadtteilen gestal-

ten, die schulische, kulturelle und soziale Bil-

dungsansätze miteinander entwickeln und 

verwirklichen. Mit KS:ER, dem Kulturservice 

für Schulen und Kitas, haben wir ein Grund-

netz lokaler Beziehungen entwickelt und auf 

Druck der SPD mit einer anfänglichen Perso-

nalausstattung versehen. In Sprengelkonfe-

renzen unter Federführung des Jugendam-

tes werden bereits Maßnahmen der Schul-

entwicklungsplanung abgestimmt. Diese 

Konzepte sollen weiterentwickelt und mitei-

nander verzahnt werden. 

Zugleich dürfen wir den Freistaat nicht aus 

seiner Verantwortung entlassen, kulturelle 

Bildung als integralen Teil ganzheitlicher Bil-

dung zu verstehen und zu finanzieren. Wir 

werden dafür weiterhin im Bayerischen Städ-

tetag mit dem Gewicht eines sozialdemokra-

tischen Oberbürgermeisters eintreten. 

Auf Stadtebene ist die Vertretung der SMVen 

im Zusammenhang mit dem Jugendparla-

ment auszubauen. Die SMVen der einzelnen 

Schulen werden weiterhin ein eigenes 

Budget erhalten. 

Universität 

Wir unterstützen die Umgestaltung und Wei-

terentwicklung der Friedrich-Alexander-Uni-

versität Erlangen-Nürnberg und des Universi-

tätsklinikums als herausragende Orte von 

Lehre und Forschung. Im Bereich der Univer-

sität gehört dazu insbesondere die Entwick-

legienhaus mit den 

künftigen Einrichtungen für die Philosophi-

sche Fakultät sowie der Ausbau des heutigen 

Südgeländes und die Erweiterung der Tech-

nischen Fakultät auf den Siemens-Campus. 

Gemeinsam mit der Universität wollen wir 

hier überzeugende städtebauliche Lösungen 

entwickeln, die die Universität noch fester in 

unserer Stadtgesellschaft verankern. 

Das Universitätsklinikum unterstützen wir bei 

seiner Weiterentwicklung am Standort Innen-

stadt. Dabei werden wir neben den Neubau-

ten für das Klinikum selbst und dessen Lehr- 

und Forschungseinrichtungen insbesondere 

einen Neubau für die Jakob-Herz-Schule 

(Schule für Kranke) auf einem geeigneten 

Standort realisieren. 

Wir wollen Universität und Universitätsklini-

kum dabei unterstützen, ihre Forschungser-

gebnisse und das an beiden Institutionen 

vorhandene Wissen auch der Stadtgesell-

schaft durch entsprechende Angebote zu-

gänglich zu machen. Dazu werden wir ge-

meinsam Veranstaltungsformate (weiter-)ent-

wickeln, wie sie teilweise in Kooperation mit 

der VHS bereits bestehen. 
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9. Kultur  ein Menschenrecht 

9.1 Ziele 

Gestaltung von und Teilhabe an Kultur ist für 

die SPD ein Menschenrecht. Für uns sind das 

Recht auf menschenwürdige Arbeit und Ent-

wicklung der Person in sinnvoller Freizeitge-

staltung zentrale politische Forderungen. Für 

uns zielt deshalb Kulturpolitik 

• auf ein differenziertes kulturelles Ange-

bot, 

• auf kulturelle Bildung als Zugang zu Kul-

tur und damit einen Beitrag zur Persön-

lichkeitsentwicklung 

• auf die Beteiligung möglichst vieler Men-

schen an der Gestaltung und Nutzung 

von Kultur 

• auf die Förderung von Künstlerinnen und 

Künstlern. 

Städte sind die Orte, an denen Kultur vorran-

gig stattfindet; Kultur prägt urbanes Leben. 

Kulturpolitik ist damit einer der wenigen Be-

reiche von Kommunalpolitik, der ohne staatli-

che Regelungen frei gestaltet werden kann. 

Für uns ist sie deshalb ein Kernbereich kom-

munaler Selbstverwaltung und lokaler Demo-

kratie. Kulturpolitik ist immer auch Gesell-

schaftspolitik. Ehrenamtliche Tätigkeit darf 

nicht zur Geld einsparenden Hilfsfunktion für 

die Stadtverwaltung verkommen, sondern 

muss den Weg öffnen für eine aktive Bürger-

gesellschaft in unserer Stadt, in der Haupt- 

und Ehrenamt einander ergänzen. 

Sozialdemokratische Kulturpolitik will 

• eine kulturelle Infrastruktur in der Stadt si-

chern, die Kulturangebote für alle Bürge-

rinnen und Bürger erreichbar macht 

• Höhepunkte gestalten, um die Auseinan-

dersetzung mit Kultur zum Erlebnis zu 

machen 

• Breitenkultur in offenen Treffs, Vereinen 

und Jugendklubs fördern 

• den Kontakt mit Kunst und Kultur im öf-

fentlichen Raum verankern und verstär-

ken 

• Bürgerinnen und Bürger an der Gestal-

tung kulturellen Lebens beteiligen 

• interkulturelle Arbeit als Basis von In-

tegration entwickeln 

• durch kulturelle Bildung den Zugang zu 

Kultur demokratisch gestalten und ihn al-

len Menschen in ihrer Unterschiedlichkeit 

und Vielfalt ermöglichen 

• Inklusion von Menschen mit Behinderung 

und ihren Begleitpersonen ermöglichen 

• Vorurteile durch Aufklärung abbauen und 

Begegnung ermöglichen 

9.2 Rahmenbedingungen 

Kultur ist in Erlangen von der Vielfalt der Kul-

turen sowie vom Neben- und Miteinander 

städtischer und bürgerschaftlicher Angebote 

geprägt. Diese müssen sich als gleichberech-

tigte Partner ergänzen und in ihrem Wirken 

unterstützt werden. Städtische Kulturpolitik 

soll auf Vernetzung städtischer Einrichtun-

gen, universitärer Institutionen und privater 

Initiativen hinwirken. Aufgabe städtischer 

Kulturförderung ist es dabei, vor allem dort zu 

helfen, wo Künstlerinnen und Künstler und 

private Akteurinnen und Akteure Unterstüt-

zung brauchen. 

Frauen haben im Kulturreferat auch in Lei-

tungsfunktionen eine paritätische Präsenz 

und gleichberechtigte Positionen gefunden. 

Dies wollen wir erhalten und auf andere Be-

reiche der Stadtverwaltung ausdehnen. 

Die Teilnahme an kulturellen Angeboten 

muss allen Bürgerinnen und Bürgern möglich 
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sein. Mit dem vo

Kapitel IV.3 Soziale Gerech-

tigkeit sichern und gestalten  Sozialpolitik ) 

ermöglichen wir allen Bürger*innen die Teil-

nahme an kulturellen Angeboten, indem wir 

finanzielle Barrieren bereits merklich abbau-

ten und weiterhin verringern wollen. 

Wir werden das Bild unserer Stadt und Künst-

ler fördern, indem bei kommunalen Gebäu-

schriften für staatliche Bauten, bereits in die 

Planung integriert wird. 

Die Ausstattung von städtischen Kulturein-

richtungen ist über das Budget sicher zu stel-

len. Dabei muss die finanzielle Ausstattung 

die tarifgerechte Bezahlung aller Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter gewährleisten. 

Sponsorenleistungen können und sollen die 

städtischen Finanzansätze ergänzen, können 

die finanzielle Verantwortung der Stadt je-

doch nicht ersetzen. Sponsorenwünsche dür-

fen weder inhaltlich noch konzeptionell de-

mokratische Entscheidungen dominieren. 

Grundsätzlich fordern wir eine verstärkte 

staatliche bzw. regionale Förderung für sozi-

okulturelle Einrichtungen (z.B. E-Werk), deren 

Einzugsbereich weit über die Stadt hinaus-

wirkt. 

Auch Kunst im öffentlichen Raum muss dem 

Stadtraum qualitativ angemessen sein. Ihre 

Installation ist auf der Basis fachlicher Bera-

tung (Kunstkommission) durch den Stadtrat 

zu beschließen und darf nicht Tummelplatz 

von Einzelinteressen werden. Auch Ange-

bote von Bürger*innen, die Stadt bei der In-

stallation von Kunst im öffentlichen Raum zu 

unterstützen, bedürfen dieses demokrati-

schen Vorgehens. 

9.3 Forderungen und Perspektiven 

Kultur für Alle 

Für das aktive kulturelle Leben einer Stadt ist 

die Eigeninitiative ihrer Bürgerinnen und Bür-

ger unverzichtbar. Tatsächliche oder subjek-

tiv empfundene Zugangshindernisse zu pas-

siver und aktiver Teilhabe wollen wir weiter-

hin vermindern. Kulturpolitik soll in ihrer Viel-

falt die Erlanger*innen ansprechen und ihnen 

den Weg in kulturelle Einrichtungen öffnen. 

Ehrenamtliche Tätigkeit verdient öffentliche 

Unterstützung durch Anerkennung, Fortbil-

dung, Geld und Räume. Die SPD tritt daher für 

die Förderung der im Stadtverband der Erlan-

ger Kulturvereine zusammengeschlossenen 

Vereine und Gruppen, des Stadtjugendrings, 

der Kulturgruppen von Migrantinnen und 

Migranten und anderer im kulturellen Bereich 

tätiger Gruppen ein. Wir haben daher die Zu-

schüsse für das E-Werk und den gVe erheb-

lich erhöht und auch die Seekonzerte und 

das fifty-fifty finanziell besser ausgestattet. 

Es geht uns darum Bedingungen zu schaffen, 

die aktiven Bürgerinnen und Bürgern die Mit-

gestaltung der Stadt ermöglichen. In diesem 

Zusammenhang muss auch die Beteiligung 

von in Erlangen lebenden Menschen mit Mig-

rationshintergrund besonders gefördert wer-

den, denn Integration ist vor allem auch eine 

Frage des Zusammenhalts bei unterschiedli-

cher kultureller Herkunft. Ihre Mitwirkung soll 

ein wesentlicher Teil praktizierter Demokra-

tie in Erlangen sein. Städtische Einrichtungen 

wie Theater, VHS, Sing- und Musikschule, Ju-

gendkunstschule und private Vereine haben 

wir im Bereich ihrer interkulturellen Angebote 

mit finanziellen Mitteln und Räumen unter-

stützt und werden dies auch weiterhin tun. 

Internationaler Kulturaustausch und die Be-

gegnung mit Kulturen anderer Länder sollen 

das Interesse an Gemeinsamkeiten und Un-

terschieden wecken. Den in Erlangen leben-

den ausländischen Mitbürgerinnen und Mit-

bürgern und dem internationalen Kulturaus-

tausch vor allem mit unseren Partnerstädten 

kommt dabei besondere Bedeutung zu, die 

sich auch in ideeller und finanzieller Unter-

stützung zeigen muss.  

Die Zusammenarbeit im Städtegroßraum 
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funktioniert im Kulturbereich gut. Sie muss 

ausgebaut und gesichert werden. Die Zu-

sammenarbeit mit anderen Städten ist ein 

dert die kulturelle Vielfalt. 

Innerhalb Erlangens bedarf das Kulturange-

bot im Zentrum einer Ergänzung in den Stadt-

teilen und Vororten. Dies soll auch durch klei-

nere, dezentrale Veranstaltungen, z.B. im 

Rahmen der Festivals oder der Programme 

ehrenamtlicher Kulturanbieter*innen in den 

Stadtteilzentren geschehen. Insbesondere 

neue Stadtteile (siehe Soziokultur ) 

brauchen daher kulturelle und gesellschaftli-

che Zentren von Beginn an. Diese sind mit 

dem Quartier zu planen und umzusetzen. 

Dort existierende Initiativen sowie dezentrale 

Angebote städtischer Einrichtungen müssen 

ausgebaut und gesichert werden, um allen 

Bürgerinnen und Bürgern, auch Jugendli-

chen und Seniorinnen und Senioren, die Teil-

nahme am kulturellen Leben in der Stadt zu 

ermöglichen. Wir treten dafür ein, dass die 

Kulturlandschaft in Erlangen durch neue For-

mate, dort wo es nötig oder wünschenswert 

ist, ergänzt wird. 

Die Freie bzw. Alternative Szene wird vor al-

lem von privaten Initiativen getragen, sie 

prägt nicht nur für junge Menschen das Le-

ben in unserer Stadt. Ihre Akteur*innen und 

Vermittler*innen 

 Unterstützung, wie sie 

unter anderem das Kultur- und Freizeitamt 

bereitstellt. Wir unterstützen daher z.B. auch 

die Bemühungen des Vereins Comic-Mu-

seum in Erlangen, das die Stellung der Stadt 

als bedeutendem Comic-Standort zwischen 

den Festival-Salons festigen soll. 

Theater 

Das Theater Erlangen konnte 2019 das 300-

jährige Jubiläum mit einem vielfältigen Pro-

gramm und einer Publikation feiern, die die 

Geschichte des Hauses in seiner Entwicklung 

rstlichen Opern- und Komödien-

er Gegenwart doku-

mentiert. Es soll in städtischer Verantwortung 

mit eigenem Ensemble auf der Basis seiner 

drei Säulen (Eigenproduktionen, Gastspiele, 

Festivals und freie Gruppen) fortgeführt wer-

den. Zur notwendigen Verankerung des The-

aters in der Stadt trägt die Zusammenarbeit 

mit Förderverein, Gemeinnützigem Verein, 

Schulen und freien Theatergruppen bei. Ko-

operationen sollen zu beiderseitigem Nutzen 

verstärkt werden. 

Das Theater soll als Stadttheater neben der 

Kernaufgabe der Inszenierung von klassi-

schen und zeitgenössischen Stücken ein Fo-

rum des Diskurses für Themen gesellschaftli-

cher und künstlerischer Relevanz bieten, un-

terstützt durch Rahmenprogramme der Dra-

maturgie und des Fördervereins Theater Er-

langen. Das Stadttheater soll sich verstärkt an 

den städtischen Festivals und Großraumpro-

jekten durch infrastrukturelle Unterstützung 

und, wenn möglich, inhaltliche Programmbei-

träge beteiligen. 

Integration und Inklusion sollen durch inhalt-

liche Beteiligung weiter ausgebaut werden, 

ebenso wie die Verbesserung des Zugangs 

Jugendlicher. Für die SPD ist die theaterpä-

dagogische Arbeit daher ein wichtiger As-

pekt der Kulturvermittlung, die es weiter zu 

fördern gilt. Dazu gehören auch der gelun-

gene Ausbau und der Erhalt altersentspre-

chender und inklusiver Angebote (Clubs), die 

Menschen unterschiedlichen Alters aktiv an 

das Theater heranführen, und ein gesicher-

tes Angebot von Kinder- und Jugendstücken. 

Das Theater unterstützen wir in seiner integ-

rativen und inklusiven Arbeit (z.B. Stückent-

wicklung und Aufführungen mit Migrant*in-

nen und benachteiligten Menschen) und för-

dern (z.B. ab 2019 Einbau eines Aufzugs zur 

barrierefreien Erschließung des oberen Fo-

yers) den inklusiven Zugang. 

Wir unterstützen durch jährlich freiwillige Er-
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höhung über den Mindestlohn des Tarifver-

trags NV-Bühne das künstlerische Personal 

des Theaters.(siehe Kapitel IV.18 Die Stadt in 

der Verantwortung  Personal und Verwal-

tung ). 

Die Sanierung des Bühnen- und Zuschauer-

hauses ist abgeschlossen, Hinterbühne und 

Werkstätten bleiben jedoch eine große Auf-

gabe, die wir angehen wollen. Zur Optimie-

rung der Arbeitsabläufe und der Vermeidung 

von Fremdanmietung setzen wir uns für die 

Unterbringung der notwendigen Infrastruktur 

des Theaters im Redoutenlanghaus ein. Wir 

sehen hierin auch eine städtebauliche Auf-

gabe im denkmalgeschützten Theaterbe-

reich.  

Festivals 

Erlangen hat ein weithin bekanntes Profil als 

kulturelle Festivalstadt gewonnen. Poeten-

fest, Figurentheaterfestival, Comicsalon, die 

internationale Woche des Jungen Theaters 

(ARENA) und die Festivals im Rahmen der Ar-

beitsgemeinschaft Kultur im Großraum sowie 

des Netzwerks bayerischer Städte STADT-

KULTUR haben ihren festen Platz unter den 

Höhepunkten der Erlanger Kulturszene ge-

funden. Diese Höhepunktveranstaltungen 

steigern die Attraktivität der Stadt nach au-

ßen und wecken zugleich das Interesse der 

Bürgerinnen und Bürger an Kultur in der 

Stadt. Da Festivals eine langfristige Planungs-

sicherheit brauchen, haben wir ihren Bestand 

durch eine angemessene finanzielle und 

strukturelle Ausstattung gesichert. Dies wer-

den wir fortführen. 

Die Festivalprogramme sollen für eine brei-

tere Öffentlichkeit sichtbar und erlebbar wer-

den und daher müssen neben den Veranstal-

tungen in geschlossenen Räumen, die auf 

theatrale Infrastruktur angewiesen sind, auch 

häufigere Auftritte im öffentlichen Raum statt-

finden. Die SPD hat dazu vermehrt finanzielle 

Mittel bereitgestellt und wird dies auch in Zu-

kunft tun. Der Ort der Festivals soll die Innen-

-

dezentral, z.B. in Stadtteilzentren oder öffent-

lichen Plätzen für erhöhte Aufmerksamkeit 

und Zugänglichkeit sorgen. Die Stadt soll mit 

neuen, auch ehrenamtlich initiierten, Forma-

ten dort, wo es möglich ist, kooperieren. 

Wir haben die zweijährigen Festivals, vor al-

lem den Comic-Salon, durch pädagogische 

Rahmenprogramme mit der Jugendkunst-

schule, KS:ER und privaten Anbietern in den 

Zwischenzeiten verstetigt. Ein aus bürger-

o-

mic -

schen den Comic-Salons in zweijährigem Ab-

stand wollen wir unterstützen, auch die viel-

fältige Sammlung von Dokumenten des Figu-

rentheater-Festivals sollte geordnet und der 

Öffentlichkeit zugänglich werden. Auf unsere 

Anträge hin wurden und werden auch weiter-

hin Barrieren für behinderte Menschen (In-

duktionsschleifen, vermehrter Einsatz von 

Gebärdendolmetscher*innen, Broschüren in 

leichter Sp  

Kooperationen mit anderen Städten sind 

nicht nur Elemente guter Nachbarschaft, sie 

helfen auch, Kosten zu sparen und Drittmittel 

zu akquirieren. Die SPD will die Zusammen-

arbeit im Großraum, in der Metropolregion 

und im Rahmen der bayerischen Städte si-

chern und fördern. Erlangen wird sich daher 

im Rahmen seiner Möglichkeiten an der Be-

werbung der Metropolregion Nürnberg um 

die Kulturhauptstadt 2025 beteiligen. Der 

Kulturaustausch mit den Partnerstädten um-

fasst auch die Gestaltung gemeinsamer Pro-

jekte, diese müssen auch finanziell gesichert 

werden. 

Neben den sehr gut eingeführten internatio-

les Szenefest

rischer Gestaltung als Künstlerförderung und 

zur verstärkten Sichtbarkeit der regionalen 

und der alternativen Kunstszene. 
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Stadtmuseum 

Das Stadtmuseum präsentiert die Entwick-

lung von Leben und Arbeit und hebt dabei 

die Besonderheiten der Stadt hervor. Son-

derausstellungen schärfen das Profil als Ort 

wissenschaftlicher Präsentation und Ausei-

nandersetzung. Sie sollen mit Schwerpunkt-

setzung auf Kulturgeschichte und Wissen-

schaft mit mehreren Ausstellungen pro Jahr 

gestaltet werden. Auch Migration soll als prä-

gender Teil der Stadtgeschichte hier ihren 

Platz finden. Die hierzu nötigen Mittel  auch 

für begleitende und dokumentierende Publi-

kationen  werden wir bereitstellen. Zur Stei-

gerung der öffentlichen Wirksamkeit des Mu-

seums bedarf es verbesserter Präsentation in 

einzelnen Ausstellungsbereichen. Die Bil-

dungsangebote, auch in Verbindung mit de-

nen der VHS, für Migrantinnen und Migranten 

müssen zuverlässig unterstützt und bewor-

ben werden. 

Durch den, von der SPD lange geforderten, 

Ankauf des Gebäudes Martin-Luther-Platz 10 

wird nun der Ausbau des gesamten Areals 

 geplant. Das Stadt-

museum spielt schon jetzt eine zentrale Rolle 

in der Altstadt und wird dies als lebendiger 

Ort für Begegnung, Diskussion und Ausstel-

lungen noch verstärken können. Mit einem 

-

längst als notwendig anerkannte Erweiterung 

und neue Bespielung des gesamten Komple-

xes ermöglicht und für das Stadtmuseum 

endlich die nötige größer dimensionierte 

Ausstellungsfläche und Platz für das nun in 

städtischer Hand befindliche Kunstmuseum 

geschaffen werden. Die SPD tritt beim Neu-

bau des Pinoli-Gebäudes für eine Aufsehen 

erregende, moderne Gestaltung ein, die das 

Ensemble des Altstädter Kirchenplatzes kre-

ativ belebt, wir fordern daher einen qualitativ 

hochwertigen Wettbewerb.  

Zur Steigerung der öffentlichen Wirksamkeit 

des Museums bedarf es verbesserter Präsen-

tation in einzelnen Ausstellungsbereichen. 

Für die Weiterentwicklung der museumspä-

dagogischen Programme durch audiovisu-

elle und virtuelle Programme der Erschlie-

ßung werden wir weiterhin die notwendigen 

Finanzmittel zur Verfügung stellen, dies gilt 

auch für diskursive Rahmenprogramme. 

Archiv 

Das Archiv erhielt mit der Unterbringung im 

en 

Anforderungen entsprechende und die Be-

nutzung erleichternde Bedingungen. Mit dem 

verbesserten Raumangebot wurde auch ein 

weiterer, gut angenommener, Veranstal-

tungsort für archivbezogene Veranstaltun-

gen geschaffen. Neben der Erfassung und 

Ordnung städtischer und allgemein bedeu-

tender Archivalien leistet das Archiv mit de-

ren Auswertung wichtige Beiträge zur Stadt-

rungs- und Forschungsstelle von Euthanasie 

während des Nationalsozialismus und Medi-

zinethik der Gegen

der Aufarbeitung der Geschichte und Diskri-

minierung anderer Minderheiten (z. B. Homo-

sexueller in der NS-Zeit) soll das Archiv künf-

tig eine wichtige Rolle spielen. 

Literatur 

Jährlicher Höhepunkt der Literatur für alle Er-

langer*innen und Gäste aus der gesamten 

für die Leserschaft braucht es jedoch über 

das Jahr kontinuierlich Lesungen, auch regi-

onaler Autor*innen, und Veranstaltungen 

über Literatur als dauerhafte Grundlage. Für 

die Zusammenarbeit mit Universität, 

Deutsch-Französischem Institut, Volkshoch-

schule, Schulen und anderen Einrichtungen 

wird die SPD die dafür nötigen Finanzmittel 

im Haushalt bereitstellen. Auch private Litera-

turvereine werden in ihrer Veranstaltungstä-

tigkeit weiterhin unterstützt. 

Nach Bezug der neuen Räume im Palais Stut-

terheim konnte die Stadtbibliothek Erlangen 
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den Erfolg ihrer Arbeit nochmals steigern. Le-

seförderung, onleihe , der 2019 mit Unter-

stützung der SPD eingerichtete digitale Press 

Reader, integrative und inklusive Angebote 

sowie ein breiter Bestand an neuen Medien 

und Beteiligung der Bibliothekspädagogik an 

den Ganztagsschulen werden weitergeführt 

und zuverlässig gefördert. Das Bürgerpalais 

Stutterheim mit Kunstpalais und Bibliothek ist 

zentraler Ort für Kunst und Medien in der In-

nenstadt. Die Stadtbibliothek Erlangen ist je-

doch die einzige Bibliothek in einer bayeri-

schen Großstadt, die ohne dauerhafte Prä-

senz in den Stadtteilen auskommen muss. Mit 

dem Beschluss zur gemeinsamen Planung 

mit den Bürger*inne

wir endlich die Errichtung der Filiale der 

Stadtbibliothek im Stadtteil Büchenbach an, 

nach Abschluss der Planungen soll ab 2021 

gebaut werden. 

Die Präsenz der sehr erfolgreichen Fahrbü-

cherei soll nach der Fertigstellung der Filiale 

im Westen in anderen Stadtteilen verstärkt 

werden. Gerade in den Außenbezirken sollen 

auch die Schulbüchereien ausgebaut und zu 

offe

Jugendliche weiterentwickelt werden, um die 

ihre Lesefähigkeit auch in ihrer direkten Um-

gebung zu fördern. 

Bildende Kunst 

Das Kunstpalais verfügt mit seinen Räumen 

im Palais Stutterheim über attraktive Ausstel-

lungsflächen. Durch ein neues Ausstellungs-

Konzept, auch unter Einbeziehung ausge-

wählter Werke der städtischen Sammlung 

konnte die lokale, wie auch die überregio-

nale Aufmerksamkeit auf die Ausstellungstä-

tigkeit gelenkt werden. In Erlangen führt dies 

neben der erwünschten Diskussion und 

Kontroversen über Kunst und ihre Präsenta-

tion auch zu einer erhöhten Besucherfre-

quenz. Mit der Initiative für eine Erhöhung 

des Ankaufsetats erleichterte die SPD eine 

Ergänzung der städtischen Sammlung mit 

Werken aus der Ausstellungstätigkeit. Die 

SPD befürwortet die Entwicklung eines Kon-

zepts, wie gemeinsam mit der Stadtbibliothek 

weitere Besuchergruppen angesprochen 

werden können. 

Bildende Kunst stößt in Erlangen auf ein gro-

ßes Interesse. Kunstverein, Kunstmuseum 

und private Galerien schaffen eine Kunst-

landschaft, die unterschiedlichen Erwartun-

gen Raum gibt. Vor allem Kunstverein und 

Kunstmuseum geben bedeutenden regiona-

len Künstler*innen und vielen jungen Kräften 

ein viel beachtetes Forum. Die städtische Kul-

turpolitik hat die Existenz dieser privaten Ein-

richtungen als dauerhaftes Angebot in der 

Stadt gesichert. Das Kunstmuseum ist auf 

beiderseitigen Wunsch als Ausstellungs- und 

Sammlungseinrichtung in Zusammenarbeit 

zwischen dem Förderverein und der Stadt als 

städtische Einrichtung in Bestand und Aus-

richtung gesichert. Ein aus bürgerschaftli-

chem Engagement en -

den Comic-Salons in zweijährigem Abstand 

wollen wir unterstützen. 

Die SPD setzt sich für ein integriertes Kon-

zept für bildende Kunst in der Stadt ein. Die 

vom Stadtrat geschaffene Kunstkommission 

soll im Bereich Bildende Kunst beraten und 

Empfehlungen aussprechen  Möglichkeiten 

der Beteiligung von Bürgerinnen und Bür-

gern bei der Installation von Kunst im öffent-

lichen Raum sollen entwickelt und umgesetzt 

werden. Beispielhaft hierfür könnte die Ent-

wicklung der künstlerischen Gestaltung des 

Kurt-Eisner-Platzes werden, indem Bürger*in-

nen in die Entscheidung eines künstlerischen 

Wettbewerbs einbezogen werden könnten. 

Bei öffentlichen Baumaßnahmen werden re-

gelmäßig Mittel für Kunst am Bau bereitge-

stellt, wie dies für staatliche Baumaßnahmen 

Vorschrift ist. Damit soll auch die Förderung 

regionaler Künstlerinnen und Künstler ver-

bunden sein. Die SPD weiß: Kunst in der 

Stadt gibt es nur, wenn Künstlerinnen und 
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Künstler in der Stadt leben und arbeiten kön-

nen. Künstlerförderung ist Kulturförderung! 

Die lange Jahre von der SPD geforderte Er-

möglichung von bezahlbaren Ateliers in Er-

langen konnte in der selbstverwalteten Ate-

liergemeinschaft Thalermühle realisiert wer-

den und erhält weiterhin die zuverlässige Un-

terstützung der Stadt. 

Musik 

Das Erlanger Musikleben wird von den Kon-

zertangeboten des Gemeinnützigen Vereins 

gVe, der Arbeit der Gesangsvereine, Chöre, 

Orchester und Kantoreien mit Unterstützung 

durch die Stadt getragen. Das E-Werk bietet 

als Verein mit städtischer Unterstützung 

(ebenso wie Kleinkunstbühnen) vielfältige 

Konzerte im Jazz-, Rock- und Pop-Bereich 

und Kabarett an. Wir unterstützen das nied-

 la Mu-

sique  weiterhin organisatorisch und finanzi-

ell. 

Besondere Aufmerksamkeit verdient dabei 

das Bemühen um die Vermittlung zeitgenös-

sischer Musik. Jazz und die renommierten 

Konzerte und Workshops werden wir zuver-

lässig weiterhin unterstützen.  

Als Möglichkeit, Musik auf breiter Ebene in Er-

m - und qualitativ hoch-

wertige Laienorchester besonderer Förde-

rung. Die Schlossgartenkonzerte als stetig 

wachsender Magnet im Musikleben werden 

von uns weiterhin als barrierefreie Veranstal-

tung gefördert. Die überregional bedeuten-

den Seekonzerte werden auf Initiative der 

SPD ab 2020 pro Saison eine niedrigschwel-

lige Veranstaltung anbieten und erhalten da-

her eine erhöhte Förderung. 

Die städtische Sing- und Musikschule sowie 

das Erlanger Musikinstitut erfüllen als Bil-

dungsstätten für Kinder und Jugendliche ei-

nen wichtigen Auftrag in der Erziehung zu ak-

tiver Teilnahme an Kultur und müssen daher 

in ihrem Bestand gesichert werden. Der Zu-

gang zu diesen Angeboten soll für alle Inte-

ressierten durch moderate Gebühren erleich-

tert werden, denn gemeinsames Musizieren 

ist aktive Freizeitgestaltung und fördert Acht-

samkeit, Integration und Teamfähigkeit. 

Im Gebäude des Zentraldepots wurden auf 

Initiative der SPD geeignete Probenräume für 

nicht kommerzielle Musikgruppen geschaf-

fen, die diese in Kooperation von E-Werk und 

Musikzentrale eigenverantwortlich und ge-

meinschaftlich nutzen. 

Kulturelle Bildung 

Wer allen Menschen den Zugang zu Kultur 

und damit umfassende Persönlichkeitsbil-

dung ermöglichen will, muss kulturelle Bil-

dung ins Zentrum seiner Bemühungen stel-

len. Ein ganzheitlicher Bildungsbegriff als 

Grundlage der pädagogischen Arbeit erfor-

dert den Ausbau der Schulen zu Ganztags-

schulen oder zu Schulen mit professioneller 

Ganztagsbetreuung (vgl. Kapitel IV.8 Start-

blöcke für unsere Zukunft  Bildung , IV.13 

Frei und gesichert zusammen leben  Fami-

lie und Lebensgemeinschaften ). Diese Ent-

wicklung wurde auch in Erlangen maßgeblich 

durch die SPD angestoßen und soll kontinu-

ierlich ausgebaut werden. 

Erlangen verfügt über herausragende Ele-

mente kultureller Bildung, für die Jugend-

kunstschule und Sing- und Musikschule die 

bekanntesten Beispiele sind. Diese koope-

rieren verstärkt mit Schulen. Auch Theater, 

Bibliothek, Museum, Archiv, Jugendeinrich-

tungen aller Art und nicht zuletzt die Vereine 

begreifen kulturelle Bildung als eine zentrale 

Aufgabe ihrer Tätigkeit. Finanzausstattung 

und städtische Zuschüsse sollen nach Auf-

fassung der SPD dieses Engagement berück-

sichtigen. 

Zudem unterstützt die SPD Projekte, um 

Künstlerinnen und Künstler an Schulen zu 

vermitteln und so kultureller Bildung an-

schauliche Praxisbezüge zu geben. Mit KS:ER 
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(Kulturservice für Schulen und Kindertages-

stätten in Erlangen) wurde auch für Erlangen 

eine Internet-Plattform entwickelt, die diese 

Kooperationen unterstützt. Projekte wie die 

Kultureinrichtungen über die gesamte Grund-

schulzeit schaffen feste Verbindungen zwi-

schen den Beteiligten und erfassen häufig 

auch die Familien der Kinder  wir werden 

das Projekt daher weiter fördern. 

Die SPD fordert allerdings auch, dass der 

Freistaat Bayern hier  wie bei der Schulsozi-

alpädagogik  seine finanzielle Verantwor-

tung für die Bezahlung pädagogischer Arbeit 

an den Schulen wahrnimmt. 

Der Frankenhof wird im Rahmen der Gesam-

tentwicklung zum KuBiC (Campus kulturelle 

Bildung, 

kunft: sozial und ökologisch  Stadtplanung 

) zu einem Haus der 

kulturellen Bildung und des gesellschaftli-

chen Austauschs der Erlanger*innen im 

Stadtzentrum ausgebaut. Die SPD hat dazu 

geeignete Konzepte, die mit der Beteiligung 

bisheriger und eventuell zukünftiger Nutze-

rinnen und Nutzer erarbeitet wurden, im 

Stadtrat eingebracht. Der Bau des, aus einem 

Wettbewerb hervorgegangenen, KuBiC 

(Campus kulturelle Bildung) wird ab 2019 um-

gesetzt.  

Kultur im öffentlichen Raum 

Mit der Entscheidung, den Comic-Salon 2018 

während des Umbaus der Lades-Halle im öf-

fentlichen Raum Altstadt durchzuführen, ist 

eine weit über Erlangen hinaus beachtete At-

traktivitätssteigerung des Salons gelungen. 

Erlanger*innen, die bisher nicht damit in Be-

rührung gekommen waren, reagierten be-

geistert auf das Angebot und die Veranstal-

tungen in der Stadt. Dies hat uns gezeigt: Un-

sere jahrelangen Bemühungen um eine Öff-

nung unserer Festivals war richtig und die 

notwendig aufgestockten Finanzmittel gut 

angelegt. Wir werden die Bespielung des öf-

fentlichen Raums mit qualitativ hochwertigen 

Veranstaltungen weiter fördern. Dazu gehö-

ren auch nicht kommerzielle, barrierefreie 

und mit privaten Kulturanbietern und Verei-

nen durchgeführte Veranstaltungen aller Kul-

tur-Sparten (z.B. Konzerte innen/außen, sze-

nische Lesungen,  Hinderliche Ge-

ert werden. 

temporäre Ausstellungs- und Klangprojekte 

werden wir daher unterstützen und verläss-

lich fördern. 

Öffentliche künstlerische Wettbewerbe in 

Form von Bi- oder Triennalen mit temporärer 

Präsentation (z.B. Lichtkunst, Skulpturen, 

der bekannten Stadträume verändern und 

damit Aufmerksamkeit für das persönliche 

Lebensumfeld erhöhen. Hierfür sollen Pla-

nungsmittel bereitgestellt werden. Die Auf-

enthaltsqualität der Plätze in Erlangen soll 

artier wer-

den. Im Zuge der Klimaerwärmung werden 

kühlende Maßnahmen wie Begrünung und 

Brunnen auf öffentlichen Plätzen zunehmend 

wichtiger, der auf unsere Anregung neu er-

baute Ohmbrunnen wird im Quartier sehr gut 

angenommen. Wir treten daher dafür ein, 

dass die bestehenden Brunnen entspre-

chend gepflegt werden und bei der Neuan-

lage von Plätzen deren Gestaltung schon im 

Planungsprozess erfolgt und z.B. Wasserlei-

tungen mit eingeplant werden. 

Kultur von und für Frauen 

Das Frauenkultur- und Bildungszentrum bie-

tet spezielle Angebote für Mädchen und 

Frauen und setzt sich mit der Stellung der 

Frauen in der Gesellschaft auseinander. Um 

diese Arbeit zu gewährleisten, bezuschussen 

wir wie seit 2014 weiterhin eine hauptamtlich 

Stelle.  
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Künstlerinnen und Kunst- und Kulturvermittle-

rinnen haben sich in Erlangen kontinuierlich 

größere Wirksamkeit geschaffen. Bei Auf-

tragsvergaben sind sie gleichberechtigt zu 

berücksichtigen. 

Bei der Präsentation von Stadtgeschichte 

muss die Lebenswirklichkeit von Frauen im 

historischen Zusammenhang sichtbar wer-

den. Stadtmuseum und Stadtarchiv sollen da-

her in ihren Präsentationen die Rolle von 

Frauen im jeweiligen Kontext darstellen und 

verdeutlichen. Die Stadt fördert Kulturveran-

staltungen, die diesen Zielen dienen und die 

mit künstlerischen Mitteln die Stellung von 

Frauen in der Gesellschaft dokumentieren. 

Soziokultur und kulturelle Freizeit 

Menschen brauchen Kultur und gemeinsame 

Werte  Kultur braucht die Beteiligung der 

Menschen. Soziokultur ist der Weg und sozi-

okulturelle Einrichtungen sind der Ort, diese 

Beteiligung zu ermöglichen. Sie sind deshalb 

zur demokratischen Fundierung von Kulturar-

beit unverzichtbar. Die SPD gibt ihnen in Er-

langen diesen Stellenwert. 

Niederschwelliger Zugang zu Kultur findet 

zuerst in den Stadtteilen, in der unmittelbaren 

Wohnumgebung statt. Die Angebote dort 

müssen der jeweiligen Struktur des Stadtteils 

und seiner Bevölkerung entsprechen und 

sollen sie für neue und weiterführende kultu-

relle und gesellschaftliche Projekte gewin-

nen. Beispielhaft sind für uns Einrichtungen 

wie der Treffpunkt Röthelheim als modernes 

Neubauprojekt und die Erba-Villa als ge-

wachsene, im Quartier festverankerte Struk-

tur. 

Besonders in sozial schwierigen Gebieten 

muss daher das soziokulturelle Angebot aus-

gebaut werden. Die SPD setzt sich für eine 

angemessene Ausstattung mit Räumen und 

hauptamtlichem Personal ein, das die Basis 

für ehrenamtliches Engagement in diesen 

Bereichen bietet. 

Jugendklubs, Jugendfarm und ähnliche Ein-

richtungen tragen zu Breitenkultur und ge-

sellschaftlicher Orientierung bei und sind ein 

wichtiger Bestandteil kultureller Freizeitge-

staltung, der städtische Unterstützung benö-

tigt und verdient. 

Frei verfügbare Räume sind für die Kultur- 

und Freizeitarbeit vieler Gruppen Vorausset-

zung. Da Räume für in der Stadt nach wie vor 

fehlen, lehnt die SPD den Verkauf von kultu-

rell nutzbaren Immobilien kulturelle Nutzung 

ab.  

Das Angebot im E-Werk, im KuBiC und in den 

Stadtteilen muss daher aufrechterhalten und 

kreativ genutzt werden und für Gruppen der 

Jugend- und Kulturarbeit gleichberechtigt zur 

Verfügung stehen. Die SPD forderte zudem 

die Errichtung neuer Stadtteilzentren für Kin-

der, Jugendliche und Erwachsene in jedem 

größeren Neubaugebiet und vorrangig in Bü-

chenbach-West: unter Federführung eines, in 

kooperativer Planung mit Interessierten im 

Stadtteil, erfahrenen Architekturbüros haben 

wir mit der Planung begonnen, das Raumkon-

zept wird eine Filiale der Stadtbibliothek ent-

halten und mehrfach nutzbare Räumen, u.a. 

für die VHS vorsehen, 2021 wird der Bau be-

gonnen. Grundsätzlich sind Stadtteilzentren 

als infrastrukturelle und soziale Grundlage ei-

nes Neubaugebiets von Planungsbeginn an 

zu berücksichtigen und umzusetzen. 

Das E-Werk wird auf unsere Initiative hin von 

der Stadt deutlich höher bezuschusst, um die 

inhaltliche Arbeit zu stärken und weiter zu 

entwickeln und Räume und Infrastruktur zu 

annehmbarem Entgelt für kulturelle Nutzung 

bereitgestellt werden können. 

Im ehemaligen FAG-Gelände in Bruck haben 

wir das Konzept eines Mehrgenerationen-

hauses umgesetzt, ein betreuter Jugendtreff 

hat den Betrieb aufgenommen. 

Die personelle und organisatorische Unter-

stützung in sozialen Brennpunkten muss aus-

gebaut werden. Gerade hier sehen wir die 
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Notwendigkeit der Vermittlung kultureller Er-

lebnisse und positiver sozialer Erfahrungen. 

Niederschwellige Angebote für benachtei-

ligte Menschen, die körperlich oder sozial ak-

tivierend wirken (z. B. BIG-Projekt), werden 

regelmäßig durchgeführt und von der Stadt 

finanziell geför -

dert die Beteiligung an aktivierenden Pro-

grammen für alle Altersstufe. 

Ein maßvoll erhaltender Ausbau des Gebäu-

deteils C im Museumswinkel für die Nutzung 

durch kulturelle Vereine verbessert die räum-

liche Unterbringung von Vereinen und den 

internationalen Kulturaustausch deutlich. 

Ebenso werden im KuBiC deutlich mehr Ver-

eine über die Mehrfachnutzung von Räumen 

Unterkunft finden. 

Nach unserer Überzeugung ist Erlanger Kul-

turpolitik nicht nur auf die Stadt beschränkt: 

Sowohl in der Metropolregion als auch mit 

unseren Partnerstädten ist kulturelle Koope-

ration eine Basis guter Beziehungen. Daher 

bedarf der Austausch mit den Partnerstädten, 

vor allem für Jugendliche, finanzieller Unter-

stützung. Das Leitbild Integration der Stadt 

Erlangen muss von allen hier bereits wohnen-

den Bürgerinnen und Bürger sowie den neu 

nach Erlangen gekommenen Menschen im 

Alltag konsequent und gemeinsam umge-

setzt und gelebt werden. Wir halten die Wert-

schätzung der kulturellen Vielfalt und der ver-

schiedenen Muttersprachen der in Erlangen 

lebenden Migrantinnen und Migranten für 

sehr wichtig. Die SPD Erlangen unterstützt 

den Ausbau und die Entwicklung regelmäßi-

ger, interkultureller Veranstaltungen wie des 

sprache, usw. 

Kreativwirtschaft 

Schöpferische und gestaltende Menschen 

sind die Basis der innovativen Entwicklung ei-

ner Stadt. Sie sorgen in der Kreativwirtschaft 

für kulturelle Vielfalt, kreative Erneuerung 

und wirtschaftliche Dynamik. Auch in Erlan-

gen muss das Umfeld für die Kreativen geför-

dert werden. Dazu gehören in erster Linie 

Räume, evtl. coworking-spaces und ein Krea-

tivität förderndes Umfeld (siehe auch Kapitel 

IV.2 Arbeit schaffen  Strukturwandel ge-

stalten: Arbeit und Wirtschaft ). 

die künstlerische und kulturelle Produkte 

überwiegend erwerbswirtschaftlich schaffen 

und/oder mit der Produktion, Verteilung 

und/oder medialen Verbreitung von kulturel-

len Gütern und Dienstleistungen in 11 Bran-

chen befasst sind. 

In Erlangen schafft die Kultur- und Kreativwirt-

schaft einen Anteil von 6,6% der Erlanger Ge-

samtwirtschaft (bundesdeutsche Gesamtwirt-

schaft: 2,6%!), im Beobachtungszeitraum von 

2009  2016 verzeichnete sie einen Umsatz-

zuwachs von 68%. Dabei zeigt sich nahezu 

eine Monostruktur, da rund 80% der Umsätze 

in der Kreativwirtschaft aus dem Bereich 

schen Kulturwirtschaftsindustrien ist Erlan-

gen nur unterdurchschnittlich vertreten. Die 

Künstlersozialkasse führt in ER 220 Künst-

ler*innen, jedoch nur 60 -70 von ihnen erzie-

len laut Finanzamt einen wirtschaftlich ren-

tablen Umsatz. Diese sensible Gruppe der 

160 Künstler*innen in der Stadt benötigen 

Förderung durch Räume (Musik: Probenzent-

rum Frauenaurach, bildende Kunst: Verein 

Thalermühle). 

Erlangen als Universitäts- und Forschungs-

standort erlebt eine konstante Fluktuation 

junger Menschen, bei denen sich auch ein 

hohes kreatives Potential vermuten lässt. Ein 

Großteil dieses Potentials verlässt nach be-

endetem Studium jedoch die Stadt wieder. Es 

bedarf vonseiten der Stadt mehr Unterstüt-

zung, um Kreative nicht nur zu fördern, son-

dern auch im Stadtleben zu verankern.  

Repräsentation: Eine Auflistung oder Über-

sicht über Unternehmen in Erlangen, die in 
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kreativen Bereichen tätig sind, macht diese 

erst bekannt und zugänglich. Dazu kann auch 

Unterstützung bei Werbung (z.B. in Bus-

Screens) dienen.  

Offene Veranstaltungskonzepte bieten nicht 

nur eine Möglichkeit, die in Erlangen produ-

zierten kreativen Werke vorzustellen, son-

dern auch 

a)  Kreativen ein Forum, sowohl zum Aus-

tausch wie auch zur gegenseitigen Inspi-

ration/Kooperation zu eröffnen und 

b)  ihre Einbettung in den Stadtalltag zu etab-

lieren, sowie  

c)  anderen, potentiell jüngeren Kreativen, 

Orientierungspunkte und vielleicht auch 

einen Anreiz zu geben, sich längerfristig 

am Stadtgeschehen zu beteiligen 

Projektgelder: Prozesse der Vergabe sollten 

transparenter und zugänglicher gestaltet 

werden können. Möglich wäre z.B., dass ein 

begrenzter Teil des Projekt-Budgets zur Aus-

schreibung vergeben werden könnte, damit 

sich auch Neueinsteiger*innen mit einer Pro-

jektskizze bewerben könnten und nicht 

gleich die große Hürde eines vollständigen, 

differenziert aufgestellten Antrags nehmen 

müssen. Für die Stadt stellt sich dabei zwar 

die Schwierigkeit, ein Gremium zur Bewer-

tung stellen zu müssen, dafür könnte sie al-

lerdings auch gezielt Projektförderungen für 

Bereiche vergeben, an deren Entwicklung sie 

interessiert ist, und auch kleinere Teilförde-

rungen für bestimmte Bereiche (wie z.B. Wer-

bung: Flyerdruck oder Website-Design) be-

reitstellen. 

Bestehende Infrastruktur nutzen: Universität 

und z.B. das Fraunhofer Institut sind in Erlan-

gen bestehende Institutionen, durch die die 

Einbettung neuer Erkenntnisse oder Techno-

logien in kulturelle Kontexte prinzipiell er-

möglicht werden kann. In Kontaktgesprächen 

u.ä. können städtische Stellen hier unterstüt-

zend tätig werden. Auch hier bestünde die 

Möglichkeit, Veranstaltungen wie die Festi-

vals noch stärker in das Alltagsbewusstsein 

einzubetten, indem beispielsweise in Zusam-

menarbeit mit Studierenden versucht wird, 

die Einsatzmöglichkeiten von z.B. Robotik im 

Theater zu erforschen. Ebenso könnten die 

oben erwähnten Spieleentwickler*innen an-

gesprochen werden, um neue Veranstal-

tungsformate zu erkunden. 

Digitalisierung & Kultur 

In allen Bereichen der Kunst ist Digitalisie-

rung in der Entwicklung sowohl der künstleri-

schen Produktion als auch in der kulturellen 

Vermittlung bestimmend geworden. Wir neh-

men neue Formen von Kunst im Internet und 

auch lokal verortet wahr und möchten daher 

Chancen eröffnen und Künstler fördern. 

Hierzu ist die Bereitstellung von Infrastruktur 

(Breitband, W-LAN etc.) sowie Informationen 

(aktuelle Homepages, Social Media) ebenso 

wichtig wie die zeitgemäße Aufbereitung und 

Vermittlung der digitalen Angebote, damit 

eine möglichst große Anzahl von Menschen 

die Inhalte nutzen kann. Dies ermöglicht Inte-

ressierten, sich online über eine zentrale 

Homepage aktiv an Stadtentwicklung und 

Fragen der Stadtgesellschaft zu beteiligen, 

wobei die jeweiligen Inhalte in leicht ver-

ständlicher Sprache bereitgestellt werden 

sollten. Zwei Faktoren sind hier für eine funk-

tionierende digitale Zukunft einer Stadt es-

sentiell: 

a) die kontinuierliche mediale Schulung und 

Fortbildung des Personals, um die nötige 

Infrastruktur zu schaffen und Inhalte ge-

stalten zu können 

b) die Notwendigkeit von entsprechenden 

Bildungsangeboten für die Bürger, damit 

sie die fortschreitende Technik kompetent 

nutzen können. Dies gilt nicht nur für die 

älteren Generationen, denn Themen wie 

Datensicherheit oder auch Urheber-

recht/Medienrecht sind Faktoren, die 

weite Teile der Bevölkerung betreffen. 

und I
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bei Digitalisierung im Kultursektor vor allem 

um 

• Möglichkeiten der Einbettung von Ange-

boten im Alltag: Nachrichtenticker in 

Bus/Bahn oder digitale Programmschal-

tungen (E-Werk) sind nur die Anfänge, um 

gezielt und umfassend auf aktuelle Ent-

wicklungen oder Veranstaltungen auf-

merksam zu machen. Gerade bei den Kul-

turangeboten sollte ein umfassender 

Überblick geleistet werden könnte. (z.B. 

Website, über die Event-Kalender je nach 

Veranstaltungsart) abgerufen werden 

können. In diesen Bereich fallen auch vir-

tuelle Stadtführer oder -führungen bis hin 

zu Ausstellungskonzepten z.B. des Stadt-

museums, die über die Grenzen des Hau-

ses hinaus gehen. 

• Vernetzung: Eine bessere Koordination 

der kulturellen Veranstaltungen, Vereine 

oder Initiativen könnte Anbieter*innen 

und Besucher*innen bei der Orientierung 

helfen. Auch gerade jüngere Kreative sol-

len zumindest auf der Homepage der 

Stadt Erlangen Hilfe finden. Die Fähigkeit 

junger Menschen, sich untereinander zu 

vernetzen und ggf. neue Strukturen zu 

gründen, führt einerseits zu Innovationen 

und dementsprechend zu einem Verjün-

gungseffekt der Kulturszene. Anderer-

seits wird dabei Potential verschenkt, die 

Personen mittel- oder längerfristig ins 

Stadtgeschehen und die kulturelle Ent-

wicklung ein

tuell gehaltene Datenbank mit in der 

Stadt vorhandenen Angeboten für mehr 

Überblick sorgen  wofür allerdings auch 

die Mithilfe der Kulturschaffenden nötig 

wäre. 

10. Sport  Gesundheit, Integration und Vermittlung demokratischer 

Werte 

10.1 Ziele 

Sportliche Betätigung in jedem Lebensalter 

dient nicht nur der Förderung bzw. Erhaltung 

von Gesundheit und Wohlbefinden, sondern 

gleichermaßen auch der Förderung von In-

tegration und der Vermittlung demokrati-

scher Werte. 

Der ideelle Reichtum einer Gesellschaft misst 

sich für uns an der Zeit, die die Menschen für 

die Entwicklung ihrer persönlichen Fähigkei-

ten zur Verfügung haben und an dem Grad 

an persönlichem Wohlbefinden, das sie in der 

Arbeit oder Freizeit, allein oder in der Ge-

meinschaft, erreichen. 

10.2 Rahmenbedingungen 

Starke einseitige Belastungen bzw. wenig 

bewegungsorientierte Arbeitsabläufe kenn-

zeichnen z. B. heute die Bedingungen an vie-

len Arbeitsplätzen. Bewegungspausen oder 

Betriebssport kommen im Arbeitsalltag nach 

wie vor viel zu kurz. Veränderte Ernährungs- 

und Freizeitgewohnheiten, z. B. die Zunahme 

des Fernsehkonsums und die stundenlange 

Beschäftigung mit den elektronischen Me-

dien einerseits und zu wenig Sport in der 

Schule andererseits haben dazu geführt, 

dass der Gesundheitszustand eines wach-

senden Teils der derzeitigen Kinder- und Ju-

gendgeneration in einem besorgniserregen-

den Zustand ist. Immer mehr Kinder und Ju-

gendliche leiden unter Bewegungsmangel, 

Konzentrationsstörungen und Übergewicht. 

Verschärft durch die Armutsentwicklung sind 
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besonders die Kinder aus sozial benachteilig-

ten bzw. einkommensschwachen Familien 

betroffen.  

Die demographische Entwicklung zeigt nicht 

nur die Zunahme des Bevölkerungsanteils 

der Älteren, sie führt auch zu einer verstärk-

ten Notwendigkeit bzw. zum Wunsch nach 

angemessenen Bewegungs- und Sportange-

boten. Ziel muss es sein allen Menschen in 

der Stadt ihren Bedürfnissen entsprechend 

ein angemessenes Bewegungsangebot zu 

machen. 

Im Sinne von Förderung, Erhaltung und Ver-

besserung von Gesundheit muss Sport in der 

Kommune ein positives Gegengewicht schaf-

fen. Dies muss durch wohnortnahe, vielfäl-

tige, an Gemeinschaftserlebnis und sozialem 

Ausgleich ebenso wie am jeweiligen Lebens-

alter und körperlichem Leistungsvermögen 

orientierte Angebote für Bewegung und 

sportliche Betätigung ermöglicht werden. 

Sport in der Kommune hat auch die Aufgabe, 

Bürgerinnen und Bürger mit Migrationshinter-

grund, insbesondere Kinder und Jugendli-

che, zu integrieren. Der Sport und seine Re-

geln sind universell. Ebenso wie Musik kann 

Sport von allen Menschen über Sprachbarri-

eren hinweg  ungeachtet aller sozialen, eth-

nischen und religiösen Unterschiede  ge-

meinsam verstanden und betrieben werden. 

Sport fördert das Miteinander der verschie-

denen Nationalitäten, Kulturen sowie Gene-

rationen. Durch ein vielfältiges und den je-

weiligen Bedürfnissen angepasstes Angebot 

können sich Menschen mit und ohne Behin-

derung an sportlichen Aktivitäten beteiligen. 

Durch die Einführung des ErlangenPasses 

und die Mitwirkung der Sportvereine konnten 

bereits zahlreiche sportliche Angebote auch 

Mitbürgerinnen und Mitbürgern mit geringen 

finanziellen Mitteln besser zugänglich ge-

macht werden. Das gemeinsame Sporterleb-

nis vermittelt nicht nur Freude an der Bewe-

gung, sondern eine ganze Reihe von demo-

kratischen Werten: Achtung, Respekt, Tole-

ranz und Solidarität. Der sportliche Wett-

kampf auf der Grundlage fairer, von Allen ak-

zeptierter Regeln fördert die Kultur der Ge-

rechtigkeit und des friedlichen Miteinanders. 

10.3 Forderungen und Perspektiven 

Sportamt, Vereine, Stadtverband 

Die SPD tritt weiterhin für ein personell und 

finanziell angemessen ausgestattetes städti-

sches Amt ein, das die Erledigung, Weiterent-

wicklung und Koordinierung der vielfältigen 

Aufgaben, insbesondere der Sportförderung, 

sowie die Zusammenarbeit von Stadt, Verei-

nen, Sportverband, Kindergärten und Schu-

len gewährleistet. Für die Bewegungsförde-

rung in der Stadt ist die Eigeninitiative ihrer 

Bürgerinnen und Bürger in den Sportverei-

nen unverzichtbar. Diese sind vernetzt im 

Sportverband. 

Vereinsförderung 

Über ein Drittel der Erlanger Bevölkerung ist 

in den Sportvereinen organisiert. Damit neh-

men die Vereine wichtige Aufgaben im Be-

reich der kommunalen Daseinsvorsorge und 

-fürsorge wahr. Diese Arbeit, insbesondere 

die Kinder- und Jugendarbeit, aber auch der 

verdient Anerkennung und 

muss auch künftig angemessen gefördert 

werden. Wir wollen mit den Vereinen, die ihre 

Strukturen an die veränderte Bereitschaft 

zum Ehrenamt anpassen wollen, Lösungen 

entwickeln und sie bei Bedarf bei der Umset-

zung unterstützen und beraten. Die Sportför-

derrichtlinien sind daher regelmäßig zu aktu-

alisieren und nach Bedarf anzupassen. Dabei 

ist besonders auf die Jugend- und Frauen- 

sowie Senior*innenförderung zu achten. 

Übungsleiter*innen haben im Sport eine 

wichtige Vorbildfunktion. Zur Sicherung der 

Qualität und zur Weiterführung der Qualifika-

tion zur fachlichen und sozialen Kompetenz 

müssen regelmäßig angemessene Angebote 
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zur Weiterbildung und Qualifikation gemacht 

werden. Diese sollen auch die Sensibilisie-

rung für den Schutz der Persönlichkeit und 

gegen sexuelle Übergriffe einschließen. Des-

wegen muss die Förderung so bemessen 

sein, dass neben den ehrenamtlichen auch 

hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter in ausreichender Zahl finanziert werden 

können. Dem durch die Zuschusskürzungen 

des Freistaates entstandenen Kostendruck 

muss entgegengewirkt werden. Auch im 

Sport gilt: Das Ehrenamt braucht das Haupt-

amt. 

Unsere kommunale Breitensportförderung ist 

zugleich Förderung des Leistungssports 

(Spitzensports), da nur so stets genügend 

Nachwuchsinteresse und Trainingsmöglich-

keiten für den Spitzensport vorhanden sind. 

Bei der Vereinsförderung haben auch künftig 

kombinierte Schul- und Vereinssportanlagen 

Priorität. Dabei ist weiterhin sicherzustellen, 

dass die finanzielle Unterstützung durch die 

Stadt Erlangen zeitnah zur Fertigstellung von 

Projekten bzw. zur Durchführung von Aktivi-

täten durch die Vereine erfolgen kann. An-

dernfalls besteht die Gefahr, dass der Förder-

betrag allein schon durch die aufgrund ver-

späteter Auszahlung notwendigen Zwischen-

finanzierungskredite aufgebraucht wird. 

 

Vereine und Sportgemeinschaften, die Leis-

tungssport anbieten, bedürfen einer beson-

deren Förderung. Erweiterte Trainingsmög-

lichkeiten sind in der Planung von Sportstät-

ten zu berücksichtigen, wie wir es bspw. 

durch die Errichtung eines zweiten Hallenba-

des getan haben. Die Stadt soll die Vereine 

bei Bedarf weiterhin unterstützen, z. B. bei 

der Akquirierung von Sponsoren. Bei heraus-

ragenden sportlichen Wettbewerben hat die 

Stadt begleitende Maßnahmen zu überneh-

men. 

E-Sport  

Wir sehen die Entwicklung von E-Sport als 

eine neue Form des Sports und stehen ge-

meinschaftlich organisierten Entwicklungen 

in diesem Bereich offen gegenüber. 

Sport in Kindertagesstätten und Schulen, 

Zusammenarbeit von Schule und Verein 

Sportliche Betätigung in den Kindertages-

stätten muss gefördert werden. Wir fordern 

den Freistaat auf: Der Schulsport ist dringend 

zu verbessern. Dies kann nur durch qualifi-

ziertes Personal geschehen. Bereits hier 

muss den Eltern die Notwendigkeit von Sport 

und Bewegung für die gesunde Entwicklung 

ihrer Kinder bewusst gemacht werden. 

Die Ausstattung der Sporthallen ist analog ei-

nes modernen Sportunterrichts vorzusehen. 

Das Würzburger Modell, das zu einem erfolg-

reichen Erlanger Modell weiterentwickelt und 

auf Antrag der SPD in mehreren Schulsport-

hallen eingerichtet wurde (z. B. am MTG und 

am Ohm-Gymnasium), wollen wir weiter um-

setzen. Dadurch wird im Sport soziale Kom-

petenz gefördert und effektive Unterrichtsge-

staltung umgesetzt. 

Dem Ausfall von Sportstunden muss entge-

gengewirkt, der Ausbau vorangetrieben wer-

den. Der vorbildliche Schwimmsportunter-

richt muss erhalten und in dem der Schule am 

nächsten gelegenen Hallenbad durchgeführt 

werden. Dies ist besonders wichtig bei der 

Entwicklung von Ganztagsschulen. Die Sport-

vereine mit ihrer Kompetenz sind hier einzu-

beziehen und besonders zu fördern. Dabei 

muss dafür Sorge getragen werden, dass 

sich der Staat seiner Verpflichtung zur Ge-

währleistung des Sportunterrichtes nicht ent-

zieht. Hierzu sind Modellprojekte zu entwi-

ckeln. 

Das erfolgreiche Erlanger Modell, d. h. Ver-

eine stellen den Schulen ihre Sportanlagen 

und umgekehrt die Schulen ihre Sporthallen 

den Vereinen am Abend zur Verfügung, 

muss erhalten und weiter gefördert werden. 

Wie erfolgreich die Umsetzung des Erlanger 

Modells ist, zeigt sich vor allem in der Vielfalt 
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unseres Hallenangebotes. So hat unter der 

Führung der SPD der Umbau der alten ASG-

Halle, der Anbau an der ASG-Halle für den 

Handballsport, der Neubau der beiden MTG-

Hallen, die auch zur Aufführung von Theater-

vorstellungen eingerichtet wurden, sowie die 

Planung der Vierfachhalle Hartmannstraße 

mit Anbau des Kletterzentrum Alpenverein 

stattgefunden. Auch in Zukunft werden wir 

uns für eine stetige Instandsetzung sowie 

Aufwertung der Hallen einsetzen. 

Sportentwicklungsplanung, Bürgerbeteili-

gung, Familienfreundlichkeit 

Die Ziele bereits begonnener Sportentwick-

lungsplanung sind dem unter der Leitung von 

Professor Alfred Rütten vom Institut für Sport-

wissenschaften und Sport der FAU erarbeite-

ten Gutachtens zu entnehmen. Die darauf ba-

sierende neue Sportentwicklungsplanung 

wollen wir umsetzen. Ein wesentliches Ele-

ment dieses Verfahrens ist die frühzeitige Be-

teiligung von Bürgerinnen und Bürgern. In die 

Nutzung bestehender und die Planung neuer 

Anlagen sind die Bürgerinnen und Bürger, 

vor allem auch die Kinder und Jugendlichen, 

einzubeziehen. 

Alle Maßnahmen und Aktivitäten müssen un-

ter dem Gesichtspunkt der Familienfreund-

lichkeit geplant und durchgeführt werden. 

Sportentwicklungsgutachten wie Sportent-

wicklungsplanung zeigen, dass es auch Viele 

gibt, die nicht Mitglied in einem Verein sind 

und es auch nicht werden wollen. Hier hat die 

Kommune dafür Sorge zu tragen, dass es 

auch für diese Bürger*innen entsprechende 

Angebote gibt. Besondere Förderung, z. B. 

durch den ErlangenPass, erfahren sozial Be-

nachteiligte, wenn sie sich Vereinsbeiträge o-

der Angebote finanziell nicht leisten können. 

Niemand darf aufgrund seiner sozialen Lage 

vom Sport ausgeschlossen werden. Die posi-

tiven Erfahrungen im Rahmen des BIG-Pro-

 für Sportwissenschaften 

an der FAU für und mit benachteiligten 

Frauen sind als integrativer Bestandteil in der 

kommunalen Sportentwicklungsplanung in 

Form selbstbestimmter und finanziell nieder-

schwelliger, stadtteilbezogener Angebote 

weiter zu führen. Die Angebote des GE-

STALT- s 

teilen ermöglicht werden. Dort, wo Lücken im 

Angebot bestehen, sollen neue Formen ent-

wickelt werden. Maßnahmen und Zielgrup-

penangebote müssen den Bedürfnissen von 

Mädchen und Frauen, Seniorinnen und Seni-

oren, Menschen mit Behinderung und Bürge-

rinnen und Bürgern mit Migrationshinter-

grund entsprechen. Dem Sicherheitsbedürf-

nis der Menschen, insbesondere dem Be-

dürfnis nach Schutz vor sexueller Belästi-

gung, muss in allen Sportstätten und bei allen 

Maßnahmen und Angeboten entsprochen 

werden. 

Naherholungsbereiche, Freizeit-, Spiel- und 

Sportanlagen, Radwege 

Sportangebote im öffentlichen Raum wollen 

wir ausbauen. Naherholungsbereiche wie 

Regnitztal, Schwabachtal, Trimmpfade, Bru-

f

Röthelheimpark sowie bestehende Freizeit- 

und Sportanlagen müssen in ihrem Bestand 

gesichert und gepflegt und schrittweise mit 

sanitären Anlagen ausgestattet werden. Der 

Dechsendorfer Weiher mit seinen Angeboten 

als Naherholungsgebiet muss erhalten blei-

ben und verbessert werden. Im Entwick-

lungsgebiet West ist in Zusammenarbeit mit 

interessierten und kompetenten Sportverei-

nen eine weitere Freizeit- und Sportanlage zu 

errichten. Der Standort ist neu zu überprüfen. 

Der Kanusport für Vereinsaktivitäten und 

Wanderrudern soll mit einem Fluss-Erlebnis-

Weg auf der Regnitz gefördert werden. Die 

Wehre im Stadtgebiet sollen deswegen mit 

Bootsrutschen versehen werden. Durch Ko-

operation in der Region soll dieser Flusser-

lebnisweg über Erlangen hinaus verlängert 
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werden. 

Fahrrad- und Fußwege dienen nicht nur der 

umweltschonenden Mobilität, sie bieten 

gleichzeitig vielfältige Möglichkeiten von Be-

wegungsförderung im Alltag. Sie müssen er-

halten, gepflegt und ausgebaut werden. Nah-

erholungsgebiete müssen über allwetter-

taugliche Fuß- und Radwege erreichbar sein. 

Menschen sämtlicher Generationen brau-

chen Bewegungsmöglichkeiten im Freien, 

weitere Mehrgenerationenbewegungsplätze 

sollen geschaffen werden. Spielplätze und 

Freizeitanlagen bedürfen der laufenden In-

standhaltung und Renovierung und müssen 

für Kinder, Jugendliche und Erwachsene zu 

Bewegung und Spiel zur Verfügung stehen. 

Interessen der Anwohnerinnen und Anwoh-

ner sollen berücksichtigt werden, jedoch darf 

die Existenz der Anlagen nicht in Frage ge-

stellt werden. In neuen Wohngebieten müs-

sen Freizeitanlagen bereits in der Planung 

berücksichtigt und rechtzeitig errichtet wer-

den. Dort, wo im Stadtgebiet weiterer Bedarf 

besteht, wollen wir zusätzliche Multifunkti-

onssportanlagen errichten. 

Schulhöfe, Freiflächen und Parkplätze sind 

soweit wie möglich für Sport und Spiel zu-

gänglich zu machen. Weitere Spritzeislaufflä-

chen sollen in den Stadtteilen eingerichtet 

werden. 

Für Trendsportarten sollen in Partnerschaft 

mit Vereinen Angebote gemacht werden. 

Kommunales Bäderangebot  

Die SPD hat sich zusammen mit vielen Bürge-

rinnen und Bürgern erfolgreich für die Erhal-

tung der Schwimmbäder in kommunaler 

Hand in Verantwortung der Erlanger Stadt-

werke eingesetzt. Grundlage des Erlanger 

Bäderkonzepts ist die Absage an jegliche 

Verringerung der Wasserflächen. Die SPD 

hat den Neubau eines Hallenbads im Stadt-

westen umgesetzt. 

Die Bäder müssen familienfreundlich, barrie-

refrei und behindertengerecht sein. Sie müs-

sen ein generationsübergreifendes Betäti-

gungsfeld anbieten. Die Öffnungszeiten sind 

flexibel und bürgerfreundlich zu gestalten 

und entsprechend bekannt zu machen. Zum 

Schutz vor Hauterkrankungen sollen mehr 

sonnengeschützte Bereiche geschaffen wer-

den. 

Die erfolgreiche Frauenbadezeit muss beibe-

halten werden.  

Die Eintrittspreise für die Bäder müssen auch 

künftig so niedrig bleiben, dass sie für alle ge-

sellschaftlichen Schichten bezahlbar bleiben. 

Der Nulltarif für Kinder und Jugendliche bis 14 

Jahre wird angestrebt. Für Schüler*innen, 

Auszubildende und Studierende sollen ver-

günstigte Tarife gelten. Von Bildungseinrich-

tungen ausgerichtete Schwimmfeste müssen 

Schulen kostenfrei ermöglicht werden. 

Förderung von ehrenamtlicher Arbeit und 

Städtepartnerschaften 

Mindestens 50 Prozent aller Erlanger*innen 

unter 18 Jahren, darunter besonders Men-

schen mit Migrationshintergrund, sollen mit 

Unterstützung durch die Stadt in die Vereine 

integriert werden. Wir wollen Anreize schaf-

fen, um junge Menschen verstärkt für ehren-

amtliche Aufgaben zu motivieren. Die Würdi-

gung des ehrenamtlichen Engagements von 

Frauen im Bereich des Sports muss weiterhin 

erleichtert werden. Der Sportaustausch mit 

den Partnerstädten muss weiterhin gefördert 

werden. Ein besonderer Stellenwert kommt 

dabei dem Austausch von Jugendlichen zu. 

Projektmittel wie die des deutsch-französi-

schen Jugendwerks sind dabei weitestge-

hend auszuschöpfen. 
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11. Vorbeugen, Pflegen, Helfen  Gesundheit 

11.1 Ziele 

Die Stadt Erlangen ist auf Antrag der SPD 

(WHO) beigetre -

gende Bedingungen und konstituierende 

Momente von Gesundheit sind Frieden, an-

gemessene Wohnbedingungen, Bildung, Er-

nährung, ein stabiles Ökosystem, eine sorg-

fältige Verwendung vorhandener Naturres-

sourcen, soziale Gerechtigkeit und Chancen-

gleichheit. Jede Verbesserung des Gesund-

heitszustandes ist zwangsläufig fest an diese 

 

Ziele sozialdemokratischer Gesundheitspoli-

tik sind daher: 

• Schaffung von gesundheitsgerechten Ar-

beits-, Umwelt- und Lebensbedingungen; 

• bedarfsgerechte Gesundheitsprävention 

und medizinische Versorgung für alle 

Bürgerinnen und Bürger durch Ausbau 

und Reform des bestehenden Gesund-

heitswesens; 

• die Förderung gesundheitsgerechten 

Verhaltens der Bürgerinnen und Bürger 

durch Gesundheitsbildung, -beratung, -

aufklärung und -werbung. 

In der Gesundheits- und Medizinstadt Erlan-

gen  sind wir Sozialdemokrat*innen uns un-

serer besonderen Verantwortung angesichts 

der Geschichte der Medizin im Nationalsozi-

alismus bewusst, wo das Gesundheitswesen 

dazu missbraucht wurde, Menschen auch 

hier in Erlangen zu quälen und zu ermorden. 

Die Erlanger SPD wird sich weiter dafür ein-

setzen, dass ein Gedenk- und Lernort an 

diese Verbrechen erinnert. 

11.2 Rahmenbedingungen 

Das bestehende Gesundheitswesen ist noch 

immer überwiegend auf die Behandlung von 

Krankheiten, nicht aber auf Prävention und 

Gesundheitserhaltung ausgerichtet. Es be-

rücksichtigt unzureichend die gesellschaftli-

chen und psychischen Bedingungen von Ge-

sundheit und Krankheit und ignoriert Zusam-

menhänge zwischen sexueller Orientierung 

und Geschlechterrollen und gesundheitli-

chen Grundvoraussetzungen im Alltagsle-

ben. Es ist auf die Abwehr von Gesundheits-

gefahren durch die wirtschaftliche Entwick-

lung und die Umweltproblematik sowie für 

die Behandlung chronischer Krankheiten 

nicht hinreichend vorbereitet bzw. ausgestat-

tet. Bei vielen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmern führt der zunehmende Leistungs-

druck am Arbeitsplatz durch enorme Leis-

tungsverdichtung und die durch viele Unter-

nehmen erzwungene Arbeitszeitverlänge-

rung zu einer starken gesundheitlichen Be-

lastung, u. a. ablesbar an der Zunahme der 

psychischen Erkrankungen. Trotz guter Ar-

beitsmarktlage fürchten viele Menschen wei-

terhin den Verlust ihres Arbeitsplatzes und 

damit ihrer Existenzsicherung. Langzeitig Ar-

beitslose sehen sich in ihrer gesellschaftli-

chen Teilhabe eingeschränkt.  

Die Verbesserung der Gesundheitsversor-

gung der Bevölkerung wird zudem erschwert 

durch fehlende regionale Planung und Koor-

dinierung der Einrichtungen und Leistungen 

im Gesundheitswesen. 

Veränderte Ernährungs- und Freizeitgewohn-

heiten, zu wenig Sport in der Schule, unzu-

reichende oder ineffiziente Gesundheitsbe-

ratung und -aufklärung, vor allem aber die Ar-

mutsentwicklung haben dazu geführt, dass 
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gerade Menschen in wirtschaftlicher Not von 

Gesundheitsrisiken stärker bedroht sind. Im-

mer mehr Kinder und Jugendliche leiden un-

ter Bewegungsmangel, Konzentrationsstö-

rungen und Essstörungen. Betroffen sind ins-

besondere Kinder aus sozial benachteiligten 

bzw. einkommensschwachen Familien. Men-

schen mit niedrigem Einkommen leben unter 

höheren Umweltbelastungen wie Lärm, Luft-

schadstoffen, mangelndem Zugang zu Grün-

flächen und unterliegen höheren bioklimati-

schen Belastungen.  

Die kommunale Gesundheitspolitik hat im 

Rahmen der gesetzlich definierten Aufgaben 

einen begrenzten Spielraum: Die ambulante 

medizinische Versorgung ist durch die Nie-

Vereinigungen bestimmt, die betriebsärztli-

che Versorgung erfolgt durch von privaten 

Betrieben und Verwaltungen angestellte 

bzw. beauftragte Betriebsärzte oder in über-

betrieblichen Zentren. Die Krankenhauspla-

nung liegt in der Kompetenz der Länder. Die 

stationäre psychiatrische Versorgung erfolgt 

durch das Klinikum am Europakanal und in 

der Kopfklinik. In Erlangen obliegt der in sei-

nen Aufgaben stark beschnittene öffentliche 

Gesundheitsdienst dem staatlichen Gesund-

heitsamt. Die Stadt kann im Bereich der sozi-

almedizinischen Dienste und der ambulanten 

Pflege nur dann tätig werden, wenn die freien 

Träger von ihrem gesetzlich eingeräumten 

Vorrang keinen Gebrauch machen. 

Es gilt daher, die Spielräume der Gesund-

heitsberatung und Gesundheitsprävention 

für die städtische Bevölkerung gut zu nutzen. 

Daher ist Erlangen 2016 dem bundesweiten 

treten, um in eigener Kompetenz das ge-

sunde und chancengerechte Leben von 

Menschen jeden Alters, jeder Herkunft und 

jeder sozialen Situation anzustreben. Dies ist 

eine Querschnittsaufgabe aller städtischen 

Handlungsebenen und ein gemeinschaftli-

cher Lernprozess. Insbesondere muss auch 

die Umweltgerechtigkeit eine Zielsetzung 

gesundheitsorientierter Stadtplanung wer-

den, was auch ein neues Licht auf die Aufga-

ben der Verkehrsentwicklungsplanung wirft. 

11.3 Forderungen und Perspektiven 

Die SPD unterstützt die ursprünglich von den 

Gewerkschaften initiierten Bemühungen, Er-

langen als Gesundheitsstadt und Bundes-

hauptstadt für Medizin zu profilieren. Dabei 

darf es nun nicht mehr primär um die Ansied-

lung und Förderung von medizintechnischen 

Unternehmen gehen. Die Kommune muss im 

oben beschriebenen Sinn ein eigenes Netz-

werk zur Förderung von Gesundheitsvor-

sorge und nachhaltiger Gesundheitsversor-

gung der Bürgerinnen und Bürger gewähr-

leisten, das in alle Politikbereiche der Kom-

mune hineinwirkt. 

heitskonferenz der Stadt Erlangen und des 

Landkreises Erlangen-

 hierbei einzu-

beziehen. 

Die Erlanger SPD formuliert für die Weiterent-

wicklung des Gesundheitswesens in Erlan-

gen folgende Ziele und Aufgaben: 

Gesundheitsberichterstattung und kommu-

nale Gesundheitsförderung 

• Systematische Gesundheitsberichterstat-

tung und regelmäßige Fortschreibung, 

werkes Gesunde St

sundheitsorganisation, um damit eine an 

den Bedürfnissen der Bürgerinnen und 

Bürger orientierte Arbeit im Bereich 

(Gesundheit der Bevölke-

rung) zu ermöglichen; 

• Schaffung einer Stabsstelle bzw. einer 
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dheitsför-

ng zur Initiie-

rung und Koordination von Programmen 

und Maßnahmen zur Prävention; 

• umfassende Armutsbekämpfung (siehe 

Kapitel IV.3 Soziale Gerechtigkeit si-

chern und gestalten  Sozialpolitik ) 

• regelmäßige Erstellung einer Bedarfspla-

nung für die Altenhilfe durch unabhän-

gige Institute wie im SGB XII vorgeschrie-

ben. 

Beratung 

• Weitere Förderung von Einrichtungen zur 

Gesundheitsberatung und -bildung (VHS, 

Haus der Gesundheit u. a.); 

• Stärkung der Selbstbestimmung der Pati-

entinnen und Patienten durch geeignete 

Informations- und Beratungsveranstaltun-

gen; 

• Fortführung und Ausbau der Pflegebera-

tung in kommunaler Trägerschaft unter 

Kostenbeteiligung der gesetzlichen Kran-

kenkassen und unter Bereitstellung von 

Beratungssprechstunden des Bezirks als 

; 

• Bereitstellung von Mitteln zur Förderung 

eines interkommunalen Trans-Beratungs-

angebots in Mittelfranken. 

Prävention, Programme und Netzwerke 

• Gesundheitsprävention und altersge-

rechte Sexualaufklärung bzw. Miss-

brauchsschutz in Kindergärten und Schu-

len, Entwicklung und Vernetzung von 

wirksamen Maßnahmen zur Förderung 

der Kinder- und Jugendgesundheit durch 

die Zusammenarbeit von Jugendhilfe, 

Schule, Gesundheitsamt, Erwachsenen-

bildung und Vereinen. 

• Sexualaufklärung und Beratung sollen 

das Ziel haben, die Entwicklung einer 

herrschaftsfreien individuellen Sexualität 

zu unterstützen. In diesem Sinne soll ins-

besondere auch die weibliche Sexualität 

gestärkt werden und die Entwicklung 

spezieller Angebote für Kinder und Ju-

gendliche jenseits von Geschlechterrol-

len-Klischees gefördert werden. 

• Förderung von Ernährungsunterricht und 

Kochkursen für alle Altersgruppen und 

Gesellschaftsschichten. 

• Ausbau des Schulsports, Verhinderung 

des Wegfalls von Sportstunden, Förde-

rung des Breitensports (siehe Kapitel 

IV.10 Sport  Gesundheit, Integration 

und Vermittlung demokratischer Werte ). 

• Fortsetzung regelmäßiger Gesundheits-

konferenzen mit allen Beteiligten und 

Verantwortlichen zur Koordinierung der 

Arbeit im Erlanger Gesundheitswesen. 

• Das Wissen über Störungen des Körper-

bildes und Essstörungen soll durch ge-

eignete Prävention insbesondere im Kin-

des- und Jugendalter gestärkt werden, 

die Angebote der Beratung und Unter-

stützung hierzu für alle Altersgruppen ge-

fördert werden. 

• Maßnahmen der Stadt im Bereich der 

Suchtprävention und Drogenhilfe für alle 

Altersgruppen: Die Kriminalisierung der 

Drogenabhängigen muss durchbrochen 

und die Beschaffungskriminalität wirksam 

eingedämmt werden. Niederschwellige 

ambulante, teilstationäre und stationäre 

Hilfsangebote sind in Kooperation der 

städtischen Drogenberatungsstelle mit 

dem Klinikum am Europakanal und den in 

diesem Bereich tätigen Gruppen und Ini-

tiativen zu fördern und weiter zu entwi-

ckeln. Beratungsangebote für ältere Men-

bundene Suchtprobleme (wie Spielsucht, 

Internetsucht u.a.m.) müssen dem Bedarf 

entsprechend ausgebaut werden. 

• Ausbau der Aufklärung und der Maßnah-

men zum Schutz vor HIV-Infektion, Unter-

stützung der Aids-Hilfe e. V. 

• im Rahmen der kommunalen Gesund-

heitsförderung und in Zusammenarbeit 

mit den Gewerkschaften und den in der 
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Stadt ansässigen Unternehmen Themati-

sierung der negativen Auswirkungen zu-

nehmender Leistungsverdichtung und 

der Angst vor dem Verlust oder der 

grundlegenden Veränderung des Ar-

beitsplatzes auf die Gesundheit der Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer; vor-

handene Dienste (sozialpsychiatrischer 

Dienst) sind zwingend einzubinden. 

• Immissions- und Emissionsschutzmes-

sungen sind regelmäßig durch die Stadt 

Erlangen durchzuführen. Deren Ergeb-

nisse müssen in die Stadtplanung einflie-

ßen (siehe Kapitel IV.5 Fortschritt im Ein-

klang mit der Natur  Umwelt und Ener-

gie IV.6 Vorfahrt für Mensch und Um-

welt  Verkehr  IV.17 Die Stadt der Zu-

kunft: Sozial und ökologisch  Stadtpla-

nung und Stadterneuerung ). 

Ambulante und (teil)stationäre medizini-

sche Versorgung 

• Verbesserung der medizinischen Versor-

gung durch gezielte Niederlassungsför-

derung von Ärztinnen und Ärzten in 

Stadtrandgebieten und neuen Stadttei-

len. 

• Das neue Pflegeberufegesetz sieht ab 

2020 eine generalistische Ausbildung in 

der Pflege vor. Alle Akteure der Pflege-

ausbildung in Erlangen und dem Land-

kreis Erlangen-Höchstadt haben sich da-

her zu einem Koordinationsprozess zu-

sammengeschlossen, um so genannte 

Lernort-Kooperationen zu gründen. Die-

ser Prozess soll weiter gefördert und be-

gleitet werden, um die Berufswahl, Aus-

bildung und Tätigkeit in der Pflege in un-

serer Stadt zu unterstützen. 

• weitere Förderung bereits bestehender 

und bedarfsgerechter ambulanter Ver-

sorgungsstrukturen auch für die Versor-

gung seelisch Kranker, stadtteilbezoge-

ner Ausbau von Sozialstationen zur Si-

cherung der Versorgung in der ambulan-

ten Kranken- und Altenpflege, Förderung 

der Niederlassung von Psychotherapeu-

ten. 

• Unterstützung der Universitätskliniken 

(Freistaat Bayern) bei ihrem Beitrag zur 

sozialen Versorgung der Erlanger Bürge-

rinnen und Bürger. Dabei wollen wir ins-

besondere die Realisierung des Master-

plans Universitätsklinken zur Modernisie-

rung der Kliniken unterstützen. 

• Information und Diskussion zur Entwick-

lung digitaler Technologien, die unab-

dingbar sind zur Bewältigung der Heraus-

forderungen zukünftiger Gesundheitsver-

sorgung, zu Chancen und ethischen Im-

plikationen. 

• Bessere Vernetzung der Arbeit der in Er-

langen durch die Universitätskliniken, das 

Waldkrankenhaus und das Klinikum am 

Europakanal vorhandenen hochwertigen 

und breitgefächerten stationären Versor-

gung mit den ambulanten Strukturen im 

Gesundheitswesen. 

• Erhaltung und bedarfsgerechte Weiter-

entwicklung der Kliniksozial- und Klinik-

besuchsdienste. 

• Unterstützung der psychiatrischen Ver-

sorgung durch teilstationäre und nach-

che 

rie, Förderung der gesellschaftlichen Teil-

habe von Menschen mit psychischen Er-

krankungen und geistigen Beeinträchti-

gungen durch inklusionsfördernde Ar-

beits- und Freizeitangebote. 

• Unterstützung und Weiterentwicklung 

der im Rahmen der Kooperation in der 

sendes Projekt gegründeten Hebammen-

zentrale für Erlangen und den Landkreis 

Erlangen-Höchstadt. 

• Bemühungen der Stadt um Nachsorge-

einrichtungen in bestehenden Kliniken o-

der in Kooperation mit freien Trägern. Ne-

ben der bedarfsgerechten Sicherstellung 

stationärer Versorgung hat der Ausbau 
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ambulanter, möglichst stadtteilbezoge-

ner Nachsorgeeinrichtungen Vorrang. 

• Schwerpunktsetzung im Bereich der am-

bulanten und (teil-)stationären geriatri-

schen Angebote aufgrund der demogra-

phischen Entwicklung; Ziel ist es, die Pa-

tientinnen und Patienten, insbesondere 

ältere Menschen, entsprechend ihren in-

dividuellen Fähigkeiten und angepasst 

an ihre Lebenssituation medizinisch und 

sozialpsychiatrisch zu betreuen, mit dem 

Ziel ihre Selbstständigkeit zu fördern und 

so lange wie möglich zu erhalten. Es gel-

ten die Grundsätze: Rehabilitation vor 

Pflege! Ambulant vor stationär! 

• Unterstützung und Förderung der ambu-

lanten Hospizarbeit und der Hospizsta-

tion. 

Förderung von Inklusion und Selbsthilfe 

• Förderung von Selbsthilfegruppen, um 

kranken Menschen den Weg aus ihrer oft 

aussichtslos erscheinenden Situation zu 

erleichtern und sie vor gesellschaftlicher 

Isolation zu bewahren. 

• Förderung von Arbeits- und Wohnmög-

lichkeiten für psychisch Kranke und 

Suchtkranke. 

• Weiterentwicklung der Barrierefreiheit für 

Behinderte. 

• Umsetzung der UN-Behindertenrechts-

konvention als Aufgabe der Stadtgesell-

schaft. 

Frauen 

• Auswertung und Anwendung der Erfah-

rungen aus dem BIG-

als 

stuhls für Sportwissenschaften an der 

FAU mit dem Ziel, sozial Benachteiligten 

 insbesondere Frauen  die gleichbe-

rechtigte Teilhabe an Gesundheitsprä-

vention und -förderung zu ermöglichen. 

• Bereitstellung und Förderung von Thera-

pieangeboten von Frauen für Frauen, z. 

B. im Bereich der Drogenhilfe, bei sexuel-

lem Missbrauch usw. 

• Einbeziehung der Erkenntnisse der so 

genannten Gendermedizin und der For-

schung zu den Einflüssen des biologi-

schen und sozialen Geschlechts in die 

Gesundheitsberatung.

12. Gleiche Rechte für die Mehrheit  Frauen 

12.1 Ziele 

Ziel sozialdemokratischer Politik ist es, den 

Verfassungsauftrag zur Gleichstellung von 

Frauen in allen Lebensbereichen zu verwirk-

lichen. 

Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 

wollen daher 

• die bestehenden Benachteiligungen und 

Diskriminierungen von Frauen in unserer 

Gesellschaft beseitigen, d. h. auch Män-

nerprivilegien abbauen 

• die Ursachen von Gewalt gegen Frauen 

und ihre vielfältigen Erscheinungsformen 

aufdecken und abschaffen 

• die traditionelle Arbeitsteilung zwischen 

Mann und Frau aufheben und dadurch 

auch erreichen, dass die Erziehung der 

Kinder als gesellschaftlich notwendige 

Arbeit von Mann und Frau gemeinsam 

geleistet werden kann 

• für die Frauen die Möglichkeiten zur ei-

genständigen Sicherung der Existenz 

durch gleichberechtigte Teilnahme an 

der Erwerbstätigkeit, zur selbständigen 

Wahrnehmung ihrer Interessen und zur 



Kommunalpolitisches Programm der SPD Erlangen 2020 - 2026 

 

Seite 107 

gleichberechtigten Teilhabe am gesell-

schaftlichen, politischen und kulturellen 

Leben schaffen 

• das Bewusstsein aller dafür stärken, 

dass die Entwicklung unserer Gesell-

schaft zu mehr Freiheit, Gerechtigkeit 

und Solidarität entscheidend auch davon 

abhängt, ob für Frauen die rechtliche 

und tatsächliche Gleichstellung verwirk-

licht wird, und dass sie von Frauen und 

Männern durchgesetzt werden muss. 

• Dabei ist insbesondere auch die Mehr-

fachdiskriminierung z.B. von Frauen mit 

Migrationshintergrund oder Frauen mit 

Behinderung, zu berücksichtigen. 

12.2 Rahmenbedingungen und Erreichtes 

Das Verfassungsgebot der gesellschaftli-

chen Gleichheit von Frau und Mann ist 70 

Jahre nach Verabschiedung des Grundge-

setzes immer noch nicht verwirklicht. Frauen 

sind von dem Widerspruch zwischen den 

Möglichkeiten der Nutzung des gesellschaft-

lichen Reichtums für alle und der Wirklich-

keit der Ungleichheit seiner Verteilung in un-

serer Gesellschaft in besonderer Weise be-

troffen. Frauen entscheiden sich für sehr un-

terschiedliche Lebensformen. Sie leben z. B. 

allein, mit Kindern, ohne Kinder, als Alleiner-

ziehende, in einer Partnerschaft mit einem 

Mann oder einer Frau. Jede dieser Lebens-

formen ist noch immer mit speziellen Be-

nachteiligungen und Diskriminierungen ver-

bunden. Durch ihre Berufstätigkeit sichern 

sich Frauen ihren eigenen Lebensunterhalt 

und ihre Selbstständigkeit. Für die meisten 

Frauen kommt daher eine Aufgabe der Be-

rufstätigkeit nicht in Frage oder bedeutet ein 

Zurückgehen in Abhängigkeiten. Frauen 

wird weitgehend die Verantwortung für Kin-

der und Haushalt zugewiesen. Für berufstä-

tige Frauen ergibt sich daraus eine oft kaum 

zu bewältigende Mehrfachbelastung. 

Die Ideologie scheinbarer Wahlfreiheit ze-

mentiert die gegenwärtigen Rollen von Frau 

und Mann im Arbeitsprozess und in der Ge-

sellschaft und verstärkt die persönlichen und 

gesellschaftlichen Benachteiligungen der 

Frauen. Die verbreitete Ausblendung und 

Leugnung bestehender Ungleichheit er-

schwert es vielen Frauen, sich ihrer Lage be-

wusst zu werden und Veränderungen durch-

zusetzen. 

Unsere Kultur ist männlich geprägt, Frauen 

in Wissenschaft, in Politik und Wirtschaft er-

halten nicht die gleiche Aufmerksamkeit wie 

Männer. Ihre Rolle wird in der Geschichts-

schreibung unterbewertet oder übergangen. 

Bei einflussreichen Positionen in Politik, Ge-

werkschaften und Verbänden ist noch längst 

kein Gleichstand hergestellt. Die Arbeit in 

diesen Institutionen wird vielfach nach wie 

vor geprägt von Denk- und Verhaltenswei-

sen, von Zeitabläufen und Organisationsfor-

men, die die Privilegien von Männern stüt-

zen. 

In den Medien dominieren Männer und von 

Männern geformte Frauenbilder, z. B. in der 

Werbung. Die Darstellung von Gewalt gegen 

Frauen und die Degradierung von Frauen 

zum Sexualobjekt sind nach wie vor weit 

verbreitet. Von einer angemessenen Be-

rücksichtigung von Frauen und ihren vielfäl-

tigen Lebensweisen in Filmen oder im Fern-

sehen, in Kunst und Kultur kann nach wie 

vor keine Rede sein. In der Wahrnehmung 

ihres eigenen Körpers werden Mädchen und 

Frauen einem ungeheuren Druck ausge-

setzt. Die Diskriminierung von Frauen muss 

auch von der Kommune bewusst gemacht 

und soweit wie möglich durch gezielte Maß-

nahmen aufgehoben werden. Die sinnvolle 

Perspektive auf andere Dimensionen der 

ächung der gleich-

stellungspolitischen Ansätze führen: Frauen- 

und Gleichstellungspolitik muss als eigen-

ständiger Bereich erhalten bleiben und mit 

großem Nachdruck vorangetrieben werden. 
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Seit 2014 haben wir der Gleichstellungspoli-

tik ein deutlich höheres Gewicht gegeben. 

Der Oberbürgermeister, in dessen Verant-

wortungsbereich die Gleichstellungsstelle 

fällt, hat nach Innen und Außen sein Inte-

resse an und seinen Einsatz für dieses The-

menfeld durchgehend deutlich gemacht. 

Durch die Benennung der Referentin für Bil-

dung, Jugend und Kultur ist der Frauenanteil 

in der Stadtspitze gestiegen. Auch die Tatsa-

che, dass es seit 2016 zum ersten Mal eine 

Ehrenbürgerin gibt - die zudem offensiv für 

die Rechte von Frauen mit und ohne Behin-

derung eintritt  hat die öffentliche Wahr-

nehmung von Frauen in Erlangen gestärkt. 

Die Schaffung einer Verwaltungseinheit zum 

leichtert es, die Benachteiligung von Frauen 

auch in der Kombination mit anderen Dimen-

sionen der Diskriminierung in den Blick zu 

nehmen.  

Im Bereich der Personalpolitik haben wir 

eine eingehende Analyse zum Anteil von 

Frauen in den mittleren Führungspositionen 

der Stadt beantragt, der seit langem stag-

niert. Im Rahmen des Masterplans Personal-

management haben wir durchgesetzt, dass 

wichtiges Instrument der Frauenförderung 

hohe Priorität erlangt. Für die Töchterunter-

nehmen der Stadt haben wir Gleichstel-

lungskonzepte beantragt. 

Im Bereich der Langzeitarbeitslosigkeit ha-

ben wir erreicht, dass in den Projekten der 

GGFA Frauen stärker berücksichtigt werden 

und spezielle Angebote für Alleinerziehende 

aufgebaut wurden. 

Mit der umfassenden Veranstaltungsreihe zu 

100 Jahre Frauenwahlrecht, die wir bean-

tragt und mit Haushaltsmitteln ausgestattet 

haben, haben wir ein weiteres Signal zur Be-

deutung der Frauenrechte gesetzt. Durch 

eine Stadtführung zur Frauengeschichte, die 

derzeit erarbeitet wird, wird dieser Aspekt 

dauerhaft wahrnehmbar bleiben. Ab 2020 

findet im Frauenmonat März auf unseren An-

trag eine Veranstaltungsreihe statt. Zugleich 

hat sich die Präsenz von Frauen bei städti-

schen Veranstaltungen, zum Beispiel im Kul-

turbereich deutlich verbessert. Damit wurde 

eine langjährige Forderung der SPD umge-

setzt.  

Beim Schutz von Frauen vor Gewalt konnten 

wir mehrere deutliche Verbesserungen 

durchsetzen. Die auf Antrag der SPD einge-

richteten Rettungsinseln als Anlaufstellen 

während der Bergkirchweih sind heute eine 

allgemein anerkannte Maßnahme, die die 

Bedrohung durch Gewalt in dieser Zeit allge-

mein verringert haben. Für geflüchtete 

Frauen konnten wir ein gezieltes Beratungs-

angebot durchsetzen. Die Zuschüsse an 

Frauenhaus und Notruf wurden erhöht, 

durch einen Zuschuss an ein Projekt des 

Vereins Kassandra fördern wir den Schutz 

von Prostituierten vor Gewalt.  

Das Frauenzentrum, das von 1996 bis 2014 

durch drastische Mittelkürzungen nur ein 

stark eingeschränktes Angebot aufrecht-

erhalten konnte, haben wir durch den Zu-

schuss für eine hauptamtliche Mitarbeiterin 

wieder in die Lage versetzt, ein breites Ver-

anstaltungsprogramm zu sozialen, kulturel-

len und politischen Themen, die Frauen be-

stärken soll, ha-

ben wir mit entsprechenden Haushaltsmit-

teln ausgestattet. Auch mit der Aufnahme 

von speziell an Frauen gerichteten Angebo-

ten in das Programm der Volkshochschule 

wurde eine SPD-Forderung umgesetzt. Auf 

Antrag der SPD erhält auch die Arabische 

Fraueninitiative seit 2019 einen Zuschuss für 

ihre Tätigkeit. 

12.3 Forderungen 

• Wir wollen alle kommunalpolitischen 

Möglichkeiten ausschöpfen, das Arbeits-

platzangebot für Frauen in Erlangen zu 
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verbessern. Dabei sollen auch familien-

freundliche Arbeitszeiten geschaffen 

werden. Zudem sollen Männer gezielt 

dazu ermutigt werden, selbst Elternzeit 

zu nehmen. 

• Im kommunalen Bereich soll die Gleich-

berechtigung und Gleichstellung von 

Frauen durch gezielte Maßnahmen zur 

beruflichen Förderung von Frauen (Um-

setzung des Gleichstellungskonzepts) 

hergestellt werden.  

• Die Gleichstellungsstelle wollen wir mit 

einer zweiten Planstelle und ausreichen-

den Haushaltsmitteln ausstatten und die 

Vernetzung mit den Gleichstellungsbe-

auftragten in den städtischen Tochterun-

ternehmen stärken. Auch die Tochterun-

ternehmen sollen im Rahmen des Beteili-

gungsmanagements Gleichstellungsbe-

richte einfordern. Insbesondere bei der 

Sparkasse setzen wir uns für eine be-

schleunigte Veränderung in diesem Be-

reich ein. 

• Gleichstellung (geschlechtersensibles 

Hande wer-

den wir als Ziel auf allen Ebenen der 

Stadtverwaltung und bei den städtischen 

Töchtern konsequent verankern und um-

setzen und dafür in allen Bereichen ge-

schlechtsspezifische Daten erheben und 

Maßnahmen entwickeln. Dies gilt insbe-

sondere auch bei neuen Fragestellungen 

und Maßnahmen.  

• Wir wollen spezifische Beratungs- und 

Fortbildungsangebote (in Zusammenar-

beit mit GGFA und VHS) für arbeitslose 

Frauen  auch für diejenigen ohne An-

 

organisieren. Dabei müssen Angebote 

insbesondere für alleinerziehende Lang-

zeitarbeitslose ausgebaut werden. 

• Ein umfassendes und  insbesondere 

auch im Hinblick auf Öffnungszeiten  be-

darfsgerechtes Angebot an Kinderbe-

treuungseinrichtungen ist zu sichern 

(siehe Kapitel IV.13 Frei und gesichert zu-

sammen leben  Familie und Lebensge-

meinschaften ) 

• Wir wollen aufsuchende Sozialarbeit spe-

ziell für Frauen anbieten, z.B. in Form ei-

nes Frauenfrühstücks in städtischen Ein-

richtungen in den Stadtteilen. 

• Die Sicherstellung einer frauengerechten 

Stadtplanung unter Förderung und Aus-

bau der Bürgerinnenmitwirkung (siehe 

Kapitel  IV.17 Die Stadt der Zukunft: So-

zial und ökologisch  Stadtplanung und 

Stadterneuerung  und Kapitel IV.1 Ge-

lebte Demokratie in der Kommune  

Transparenz, Beteiligung und ehrenamtli-

ches Engagement ); 

• Wir werden die Existenz der bestehen-

den Frauenprojekte sichern und ihnen ei-

nen Rahmen für ihre Weiterentwicklung 

bieten; dazu insbesondere das in Erlan-

gen vorhandene Frauenzentrum auf 

Dauer finanziell sichern  

• Ausreichende finanzielle Förderung der 

alt gegen 

gruppe Frauenhaus, Notruf) 

• Wir wollen den Mütter- und Familientreff 

bezuschussen und dessen hauptamtliche 

Arbeit unterstützen 

• Das Frauengruppentreffen erhält ausrei-

chende finanzielle Unterstützung  

• Wir wollen die Zusammenarbeit verschie-

dener Institutionen fördern mit dem Ziel, 

Gewalt gegen Frauen und Kinder zu be-

kämpfen; insbesondere durch die Mitar-

beit der städtischen Gleichstellungsstelle 

an diesem Themenbereich weitere Maß-

nahmen und Kampagnen entwickeln und 

unterstützen 

• Wir werden durch aktive städtische Un-

terstützung dafür sorgen, dass gleichge-

schlechtliche Lebensweisen in Erlangen 

nicht diskriminiert werden, bzw. entspre-

chende Einrichtungen bezuschussen 

(siehe Kapitel IV.13 Frei und gesichert zu-
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sammen leben  Familie und Lebensge-

meinschaften ) 

• Junge Menschen müssen durch geeig-

nete Beratungsangebote in ihrer Identi-

tätsfindung, insbesondere hinsichtlich ih-

rer sexuellen Orientierung und ge-

schlechtlichen Identität unterstützt wer-

den. 

• Die Sichtbarkeit gleichgeschlechtlicher 

Lebensweisen, sexueller Orientierung 

und geschlechtlicher Identität werden wir 

stärken, z. B. durch Veranstaltungen, 

Kampagnen, Ausstellungen, deutlichere 

Einbeziehung bei Kulturangeboten und 

mit der Aufarbeitung der historischen 

Verfolgung und Diskriminierung dieser 

Gruppen, insbesondere in der NS-Zeit, 

beginnen  

• Mädchenspezifische Jugendarbeit soll 

weiterhin gefördert werden 

• Förderung von Frauenkulturangeboten 

(siehe Kapitel IV.9 Kultur  ein Men-

schenrecht ), Vermeidung von Veranstal-

tungen ohne angemessene Beteiligung 

von Frauen, Förderung eigener Ange-

bote von und für Frauen  

• Wir wollen mehr geschützte Räume für 

Frauen anbieten. Der Frauenbadetag 

wird fortgeführt. 

• im VHS-Programm müssen die Interessen 

von Frauen angemessen berücksichtigt 

werden, z. B. durch gezielte Angebote zur 

beruflichen Weiterbildung von Frauen 

• Veranstaltungen zum Internationalen 

Frauentag (8. März) werden wir organisa-

torisch und finanziell unterstützen: Dazu 

wird eine jährliche Veranstaltungsreihe 

meinsam mit Frauenorganisationen ge-

plant und finanziert.  

• Wir wollen den generationenübergreifen-

den Dialog von Frauen* durch geeignete 

Veranstaltungsformate und Begegnungs-

möglichkeiten fördern. 

• Bei der Weiterentwicklung der Gesund-

heits- und Medizinstadt allen Projekten 

und Wettbewerben sowie bei Jahresmot-

tos müssen Frauen verstärkt berücksich-

tigt werden. 

• Wir wollen Bürgerinnenversammlungen 

anbieten und andere geeignete Formen 

der politischen Beteiligung von Frauen 

entwickeln, bei öffentlichen Veranstaltun-

gen der Stadt die Präsenz von Frauen si-

chern sowie bei der Moderation städti-

scher Veranstaltungen auf die Einbezie-

hung von Moderatorinnen achten. 

• für alle Gremien und Beiräte (etc.) der 

Stadt, für die das gesetzlich möglich ist, 

eine Geschlechterquote von mindestens 

40 Prozent einführen 

• Die Berücksichtigung der besonderen 

Belange von Frauen mit Migrationshinter-

grund bei der Umsetzung des städti-

schen 

nahmen, Veranstaltungen und Veröffent-

lichungen. 

• Förderung der Beteiligung und öffentli-

chen Sichtbarkeit von Migrantinnen. 

• Durchführung von Projekten und Kam-

pagnen, die sich kritisch mit der Körper-

wahrnehmung auseinandersetzen. Dies 

soll insbesondere auch Sport- und Bewe-

gungsangebote für Mädchen einschlie-

ßen. 

• Bei der Umsetzung der Inklusion von 

Menschen mit Behinderung werden wir 

die Sichtweisen und Bedürfnisse behin-

derter Frauen in den Blick nehmen und 

durch geeignete Veranstaltungen den 

Forderungen der Betroffenen Gehör ver-

schaffen und diese berücksichtigen. 

• Fragen der Gleichstellung und Frauenpo-

litik müssen noch stärker in die internati-

onalen Beziehungen der Stadt einbezo-

gen werden, die direkte Begegnung von 

Kommunalpolitikerinnen und frauenpoli-

tisch Engagierten ist zu fördern, insbe-

sondere durch die Unterstützung einer in-

ternationalen Frauenkonferenz mit Ver-

treterinnen aus den Partnerstädten. 
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• Förderung von Projekten und Veranstal- tungen, die der Vereinsamung alleinle-

bender Menschen entgegenwirken.

13. Frei und gesichert zusammen leben  Familie und Lebensgemein-

schaften

13.1 Ziele 

Die SPD will für das private Zusammenleben 

von Menschen keine festen Leitbilder vorge-

ben. Sozialdemokratische Familienpolitik ist 

offen für alle Formen partnerschaftlicher Le-

bensgestaltung. Familie ist für uns die Le-

bensgemeinschaft Erwachsener mit Kindern. 

Wir wollen Alternativen zu dem traditionellen, 

verfestigten Rollenverständnis ermöglichen, 

damit Frauen und Männer in eigener Verant-

wortung über eine partnerschaftliche Gestal-

tung des Zusammenlebens entscheiden kön-

nen. Wir wollen, dass Lesben, Schwule und 

trans- und intersexuelle Menschen ein Leben 

ohne Diskriminierung führen können. 

In der Gesellschaft, die wir anstreben, müs-

sen alle Formen gesellschaftlich notwendiger 

Arbeit, also auch die Familienarbeit, aner-

kannt und zwischen Frauen und Männern 

gleich verteilt werden. Die privaten und ge-

sellschaftlichen Beziehungen der Menschen 

müssen auch im wahrsten Sinne des Wortes 

herrschaftsfrei gestaltet sein. Sozialdemokra-

tische Gesellschaftspolitik will auch helfen, 

die Rechte der Kinder zu wahren. 

13.2 Rahmenbedingungen 

Trotz aller Wandlungen, die sich auch im Be-

reich der Familie vollzogen haben, sucht der 

oder die Einzelne in der Familie Geborgen-

heit, Verständnis und verlässliche menschli-

che Beziehungen. Dies gilt in gleichem Maß 

für alle anderen Formen von Lebensgemein-

schaften. 

Darüber hinaus erfüllt die Familie die wichti-

gen Aufgaben ideeller und wirtschaftlicher 

Natur, die zum lebendigen Erhalt einer Ge-

sellschaft notwendig sind und die in unserer 

Gesellschaftsordnung vorwiegend privater 

Organisation überlassen bleiben. Veränderte 

Erwartungen und Ansprüche von Frauen ste-

hen heute oft im Widerspruch zu gesell-

schaftlichen Strukturen und überkommenen 

Rollenbildern. 

Kontinuierliche Berufstätigkeit ist von jeher 

für Männer und inzwischen auch für die meis-

ten Frauen ein selbstverständlicher Teil der 

Lebensplanung. In Familien mit Kindern oder 

pflegebedürftigen Angehörigen ergeben 

sich daraus besonders hohe Anforderungen 

an die Organisation des täglichen Lebens. 

Fehlende Unterstützung durch entspre-

chende öffentliche Angebote (z.B. im Bereich 

der Kinderbetreuung und der Pflege) trotz 

des positiven Trends der steigenden Über-

nahme von Erziehungsverantwortung durch 

mehr Männer verschärfen die Belastungssitu-

ation für Frauen und führen zur Zuspitzung 

von Konflikten in der Familie. Diese Entwick-

lungen werden noch verstärkt durch die ge-

stiegenen Anforderungen in Bezug auf Mobi-

lität und Flexibilität von Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmern. 

Besondere Belastungen entstehen für allein-

erziehende Mütter und Väter, da sich für sie 

Berufs- und Erziehungstätigkeit nur unter 

größten Anstrengungen vereinbaren lassen. 

Fort- und Weiterbildung oder beruflicher Auf-

stieg sind unter diesen Umständen kaum zu 

realisieren. Für immer mehr Eltern stellen Kin-

der ein Armutsrisiko dar, immer mehr Kinder 
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und Jugendliche leben in Armut oder sind da-

von bedroht. 

Auch Kinder haben eigene Grundrechte, die 

von den Eltern beachtet werden müssen. So-

zialdemokratische Gesellschaftspolitik will 

helfen, die Rechte der Kinder zu wahren. 

Dafür müssen u.a. Elternbildung und Maß-

nahmen zur Stärkung der Erziehungskompe-

tenz stärker ausgebaut werden. 

Gewalt in Familien und Lebensgemeinschaf-

ten ist entgegenzuwirken, hierzu bedarf es 

vor allem der Aufklärung und entsprechen-

der Hilfsangebote. 

Sozialdemokratische Kommunalpolitik muss 

diesen Notwendigkeiten Rechnung tragen 

und dabei auch alle Formen von Lebensge-

meinschaften einbeziehen. 

13.3 Forderungen und Perspektiven 

Die Erlanger SPD will 

• den begonnenen massiven Ausbau der 

Kindertagesstätten fortsetzen. Dazu wer-

den wir in den nächsten Jahren gut 800 

weitere Plätze in der Kinderbetreuung 

schaffen. Diese werden überall über das 

Stadtgebiet verteilt entstehen, um den 

steigenden Bedarf in allen Stadtteilen zu 

decken. 

• zur Entlastung der Familien, Lebensge-

meinschaften mit Kindern und Alleiner-

ziehenden und für eine familienergän-

zende Erziehung die bedarfsgerechte 

wohnortnahe Versorgung mit Kinderkrip-

pen, -gärten und -horten ausbauen. Horte 

sollen möglichst in der Nähe der Schulen 

liegen. Vor allem die Öffnungszeiten 

müssen den Interessen berufstätiger El-

tern angepasst werden, d. h. bedarfsge-

rechte Angebote in Randzeiten geschaf-

fen werden. Zugleich muss die Qualität 

(z.B. der Betreuungsschlüssel) verbessert 

werden. Dazu werden wir alle Anstren-

gungen unternehmen, um ausreichend 

qualifiziertes Personal für die Kinderbe-

bei der Stadt, Prüfung der Einrichtung ei-

ner Fachakademie). 

• die Weiterführung der Spiel- und Lernstu-

ben bis zur Schulentlassung 

• Sicherung der bestehenden Angebote in 

der Tagespflege und deren bedarfsge-

rechter Ausbau 

• Förderung der Eltern-Kind-Gruppen und 

Elterninitiativen; Niederschwellige Ange-

bote für Eltern mit Migrationshintergrund 

• Unterstützung von Bürgerinitiativen, Ver-

einen und anderer sozialer Organisatio-

nen im Bereich der schulischen Förde-

rung und der Freizeitgestaltung 

• Verwirklichung eines flächendeckenden 

Angebots von Ganztagsschulen; die Zu-

sammenarbeit von Jugendhilfe und 

Schule muss durch eine optimale Vernet-

zung gewährleistet werden (siehe Kapitel 

IV.8 Startblöcke für unsere Zukunft  Bil-

dung ). Der Rechtsanspruch auf Ganzta-

gesbetreuung an Grundschulen aktiv um-

setzen und eine kooperative Zusammen-

arbeit der Betreuung und Schule fördern. 

Bei der Einrichtung von Kindertagesstät-

ten und Ganztagsbetreuungseinrichtun-

gen müssen attraktive naturnahe Außen-

bereiche mitgeplant werden. 

• die interkulturelle Bildung muss in den 

pädagogischen Tageseinrichtungen und 

in der Jugendarbeit konzeptionell entwi-

ckelt und umgesetzt werden; hierfür müs-

sen auch bei Neueinstellungen Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter mit Migrations-

hintergrund berücksichtigt werden; auch 

bedarf es der Sensibilisierung und Schu-

lung der pädagogischen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter (interkulturelle Kompe-

tenz). 

• eine familienfreundliche Gestaltung der 

Wohnbereiche, des Wohnumfeldes und 

des öffentlichen Nahverkehrs; darauf soll 

bereits in der Stadtplanung Rücksicht ge-

nommen werden; in jedem Aufstellungs-

verfahren für einen Bebauungsplan soll 

eine Kinderverträglichkeitsprüfung 
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durchgeführt werden. 

• die gleichmäßige Ausstattung aller Stadt-

teile mit Spielplätzen für alle Altersgrup-

pen einschließlich der pädagogischen 

Betreuung fortsetzen; vorhandene Lü-

cken schließen und alle Einflussmöglich-

keiten der Stadt auf die Errichtung und 

Gestaltung wohnungsnaher Kleinkinder-

spielplätze wahrnehmen. Auch Privatin-

vestoren sind nach der Bayerischen Bau-

ordnung zur Errichtung und zum Unter-

halt von Spielplätzen verpflichtet. - 

• die Leistungsfähigkeit der Familien- und 

Erziehungsberatungsstelle der Stadt wei-

terhin sicherstellen; bewährte Projekte 

und Initiativen der Drogen- und Suchtprä-

vention sind fortzuführen und müssen zu-

sätzliche Unterstützung erfahren. 

• jede Möglichkeit ausschöpfen, Alleinste-

henden mit Kindern, die sich ohnehin in 

einer schwierigen Lebenssituation befin-

den, lange Wartezeiten bei der Wohn-

raumbeschaffung zu ersparen und Woh-

nungen anbieten, die auch neue Wohn-

formen wie Wohngemeinschaften zulas-

sen 

• Weiterentwicklung des ErlangenPasses 

zum ErlangenPass-Plus (siehe Kapitel 

IV.3 Soziale Gerechtigkeit sichern und 

gestalten  Sozialpolitik ) 

• Voraussetzungen schaffen, damit öffent-

liche Räume (Turnhallen, Sportplätze, 

Pausenhöfe etc.) Kindern und Jugendli-

chen im Rahmen pädagogischer Kon-

zepte frei zugänglich gemacht werden 

und sie umweltverträglich und spiel-

freundlich gestalten. 

• Wohnprojekte für jugendliche Mütter 

schaffen. 

• genderspezifische Beratungsangebote, 

besonders für benachteiligte Mädchen, 

aber auch ein entsprechendes Angebot 

für Jungen und trans- bzw. intersexuelle 

Jugendliche einrichten. 

• Schutz- und Zufluchtsangebote für Ju-

gendliche, die von Gewalt betroffen sind 

in Erlangen einrichten, darunter auch ge-

schlechtsspezifische Projekte. 

• Fortsetzung der Maßnahmen zum Schutz 

vor Gewalt in Familien und Lebensge-

meinschaften durch Aufklärung, Präven-

tion und geeignete Hilfsangebote in Er-

langen initiieren; bereits Vorhandenes ist 

finanziell besser auszustatten. 

• der Diskriminierung queerer Lebensge-

meinschaften entgegenwirken. Im über-

örtlichen Bereich setzt sich die Erlanger 

SPD für die Gleichstellung alternativer mit 

konventionellen Lebensgemeinschaften 

ein. 

• das Leitbild Integration der Stadt Erlan-

gen und die Inklusion verwirklichen. Be-

sondere Unterstützung und Hilfe brau-

chen Flüchtlingsfamilien mit Kindern, die 

sich in schwierigen und teils prekären Le-

benssituationen befinden. Die SPD Erlan-

gen spricht sich gegen eine Trennung 

von Flüchtlingsfamilien durch Zwangs-

ausweisungen aus. 

14. Selbstbewusst, selbstbestimmt und solidarisch  Junge Menschen 

14.1 Ziele  

Die Gestaltung einer menschenwürdigen Zu-

kunft hängt entscheidend davon ab, ob der 

zukünftig Verantwortung tragenden Genera-

tion eine Entwicklung in Freiheit und Solidari-

tät statt unter Fremdbestimmung und Leis-

tungsdruck ermöglicht wird. 

Sozialdemokratische Jugendpolitik ist Politik 
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für die Interessen der jungen Menschen in al-

len Lebensbereichen. Sie versucht Chancen-

gleichheit herzustellen, Mitbestimmungs-

rechte durchzusetzen, Freiräume zu erhalten 

und auszubauen sowie die Solidarität zwi-

schen den jungen Menschen aktiv zu fördern. 

Junge Menschen sollen ihr Leben selbstbe-

stimmt und frei von Repressionen gestalten 

können. 

Ziel ist selbstbestimmte Freizeitgestaltung 

von Jugendlichen, denen die Stadt Frei-

räume und Ansprechpartnerinnen und -part-

ner zur Verfügung stellt. Dabei setzt die Er-

langer SPD auf das Prinzip der Selbstverwal-

tung. Die SPD strebt eine gute Zusammenar-

beit mit den Organisationen der gebundenen 

Jugendarbeit (Stadtjugendring) und den 

Gruppen der offenen Jugendarbeit an. 

14.2 Rahmenbedingungen 

Junge Menschen wollen ihr Leben selbstbe-

stimmt gestalten und sich aktiv mit ihren Vor-

stellungen in die Gesellschaft einbringen. Sie 

tragen mit ihren oft neuartigen Ideen und 

Vorstellungen zur Weiterentwicklung der Ge-

sellschaft bei. 

Dabei stoßen junge Menschen aber oft auf 

Widerstände: Das In-Frage-Stellen von beste-

henden Konventionen, das sich oft mit den 

Vorstellungen junger Menschen verbindet, 

wird von der Gesellschaft als Bedrohung 

empfunden. Schnell wird nach repressivem 

Vorgehen gerufen, insbesondere dann, 

wenn sich junge Menschen im öffentlichen 

Raum entfalten wollen. Diskussionen um Auf-

enthaltsverbote sind die Zuspitzung dieser 

Debatte. Dabei entstehen die Konflikte um 

die Nutzung des öffentlichen Raums auch da-

raus, dass jungen Menschen zu wenig Ein-

richtungen zur Verfügung stehen, in denen 

sie ihre Freizeit selbstbestimmt gestalten 

können.  

Gleichzeitig steigen die Anforderungen, die 

die Gesellschaft und insbesondere die Wirt-

schaft an junge Menschen stellen, stark an: 

Junge Menschen sollen in immer kürzerer 

Zeit eine möglichst -)Bildung 

mit hohem Bildungsabschluss, Auslandsauf-

enthalt und praktischer Berufserfahrung ab-

solvieren; nur dann können sie mit einem Zu-

gang zum Berufsleben rechnen. Dadurch ste-

hen junge Menschen unter einem großen 

Leistungsdruck, der zu psychischer Be- und 

oft auch Überlastung führt. Verstärkt wird die-

ser dadurch, dass junge Menschen überpro-

portional stark bedroht sind von der Prekari-

sierung des Arbeitsmarktes, von häufig unbe-

zahlten Praktika, befristeter Beschäftigung, 

Leiharbeit und ähnlichen Entwicklungen so-

wie im Bereich niedrigerer Qualifikation auch 

von Niedriglöhnen. Hinzu kommt eine Ver-

schärfung der sozialen Ausgrenzung durch 

unzureichenden Zugang zu bezahlbaren 

lichen Ausbildung und fehlenden eigenstän-

digen Ansprüchen auf soziale Unterstützung. 

Das Leben junger Menschen findet dadurch 

unter erheblicher ökonomischer Unsicherheit 

und hoher psychischer Belastung statt. Dies 

erschwert deren Lebensplanungen. 

Dieser Herausforderung stellt sich die aktu-

elle Jugendpolitik nicht. Im Gegenteil ver-

schärfen Sozialpolitik und eine verfehlte Bil-

dungspolitik den Druck auf junge Menschen 

weiter. Das selektive Schulsystem vermittelt 

jungen Menschen schon früh, in der Gesell-

gehören; 

von vielen jungen Menschen wird dies mit 

dem Rückzug aus der Gesellschaft beantwor-

tet. 

14.3 Forderungen und Perspektiven  

Erstens: Mädchen! 

• Wir wollen die Aktivitäten zum Thema 

Mädchen 

Hinblick auf neue IT-Berufe und gewerb-

lich- technische Berufe z. B. Kommunika-

tions- und Bewerbungstraining für Mäd-

chen, ausbauen. Ebenso wollen wir An-
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gebote zur Berufswahl von Jungen in so-

zialen Berufen schaffen. 

• Konzepte für geschlechtersensible Erzie-

hung müssen umgesetzt werden. Dafür 

soll es eine Pflichtweiterfortbildung für Er-

zieher*innen geben. 

Arbeit und Ausbildung 

• Die Stadt darf sich bei der Schaffung von 

Ausbildungsplätzen in ihrem Bereich 

(Verwaltung und kommunale Betriebe) 

nicht allein am eigenen Bedarf orientie-

ren, sondern muss ihre Möglichkeiten voll 

ausschöpfen. 

• Die Stadt muss dem bestehenden Lehr-

stellenmangel auch durch spezifische 

Fachklassen entgegenwirken.  

• Die Stadt hat dafür Sorge zu tragen, dass 

die Benachteiligungen bestimmter Grup-

pen (u.a. Migrantinnen und Migranten, 

Behinderte und Jugendliche mit niedri-

gem Schulabschluss) auf dem Lehrstel-

len- und Arbeitsmarkt überwunden und 

abgebaut werden. Dies meint insbeson-

dere auch, dass die Stadt Ausbildungs-

plätze an junge Menschen aus diesen 

Gruppen vergibt. 

• Jugendlichen Arbeitslosen, und hier be-

sonders Mädchen und Frauen, sind spe-

zielle kommunale Hilfen anzubieten. Dies 

meint insbesondere bedarfsgerechte 

Maßnahmen zur Bekämpfung der Ju-

gendarbeitslosigkeit wie z. B. Angebote 

zur Weiterqualifizierung einschließlich 

Nachbetreuungsmaßnahmen. Die Tätig-

Gemeinnützigen Gesellschaft 

für Arbeit (G

unterstützt und ausgebaut werden. 

• Junge Menschen sollen von Angeboten 

des Übergangsmanagements Gebrauch 

machen können. (siehe Kapitel IV.2 Ar-

beit schaffen  Strukturwandel gestalten: 

Arbeit und Wirtschaft  IV.8 Startblö-

cke für unsere Zukunft  Bildung ) 

• Angebote zur beruflichen Weiterqualifi-

zierung von jungen Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmern sind aufzubauen und 

zu fördern; sie sollen verstärkt beworben 

werden. 

Integration benachteiligter/ausgegrenzter 

Gruppen 

• Für Menschen und insbesondere Frauen 

mit Migrationshintergrund, auch der zwei-

ten und dritten Generation, sind Ange-

bote zu schaffen, die ihnen eine gleichbe-

rechtigte Teilhabe an der Gesellschaft er-

möglichen. Dies meint z.B. Sprachkurse, 

aber auch die Schaffung von Begeg-

nungsst ̈tten für deutsche und ausländi-

sche junge Menschen. Im übergeordne-

ten politischen Bereich tritt die Erlanger 

SPD dafür ein, das Optionsmodell zu 

streichen und grundsätzlich die doppelte 

Staatsbürgerschaft zu ermöglichen. 

(siehe auch Kapitel IV.16 Offen aus Tra-

dition  Menschen mit Migrationshinter-

grund ). 

• Das Ziel der Inklusion ist mit Blick auf 

junge Menschen vollständig umzusetzen. 

Behinderten jungen Menschen sind An-

gebote zu machen, die dazu beitragen, 

ihre Ausgrenzung aus der Gesellschaft zu 

überwinden (siehe auch Abschnitt IV.3 

Soziale Gerechtigkeit sichern und ge-

stalten  Sozialpolitik ). 

• Jugendhäuser, Schulen und alle anderen 

städtischen Gebäude sind barrierefrei 

umzubauen, Umbaumaßnahmen freier 

Träger nur zu fördern, wenn sie dem ge-

recht werden. 

• Das Leitbild Integration der Stadt Erlan-

gen ist als ständige Aufgabe auch im Be-

reich Jugend umzusetzen.  

Wohnen 

• Die Stadt soll von ihr nicht benötigte Ge-

bäude als Wohnraum an junge Menschen 

und insbesondere junge Mütter günstig 

vermieten. 

• Die Stadt soll durch die GeWoBau und in 
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Zusammenarbeit mit den Baugenossen-

schaften und dem Studentenwerk ein 

ausreichendes Angebot an günstigen 

Wohnungen schaffen.  

• Die Möglichkeiten für kostengünstige Sa-

nierungen und Selbsthilfesanierungen 

sind zu erweitern. 

• Die Stadt muss die Genehmigung des ei-

genständigen Wohnsitzes im Rahmen 

des ALG II, wann immer möglich, erteilen.  

• Die Stadt wird weiterhin, in Zusammenar-

beit mit dem Studentenwerk und dem 

Sprecher*innenrat der Universität, Stu-

dierenden Hilfen bei der Wohnungssu-

che anbieten. 

• Das Angebot einer Notschlafstelle für 

junge Erwachsene ist zu schaffen und 

weiterzuentwickeln. 

Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit 

• Die wichtige Arbeit der Jugend- und Fa-

milienberatungsstelle, die u.a. in den Be-

reichen Partnerschaft, Sexualität, Aids, 

Schwangerschaft und Drogen berät, ist 

insbesondere im Bereich der psychosozi-

alen Angebote für Jugendliche auszu-

bauen. Die Beratung soll auch dezentral 

in den Stadtteilen erfolgen. Es müssen 

dringend Angebote für lesbische Mäd-

chen, schwule Jungen und trans- und in-

tersexuelle Jugendliche geschaffen wer-

den. 

• Die integrative Jugendsozialarbeit ist vor 

allem in den Stadtteilen mit erhöhter Ge-

fährdung auszubauen. Dazu gehört die 

umfassende Ausweitung des Personals 

für Beratung und Betreuung ebenso wie 

die Unterstützung der Tätigkeit von freien 

Trägern im finanziellen, organisatori-

schen und inhaltlichen Bereich. Die Ar-

beit der freien Träger soll untereinander, 

mit der Stadt und insbesondere mit den 

Schulen vernetzt werden. 

• Städtische Mitarbeiter und Mitarbeiterin-

nen im Jugendbereich sollen wie bisher 

so weitergebildet werden, dass sie erste 

Unterstützung bei Drogenproblemen 

leisten und auf entsprechende Hilfsange-

bote weiterverweisen können.  

• Die Stellen der Stadt im Bereich der Ju-

gendsozialarbeit müssen, wo notwendig, 

aufgestockt werden und Jugendsozialar-

beit an Schulen weiter ausgebaut wer-

den.  

• Streetwork muss in allen Stadtteilen be-

darfsgerecht eingesetzt werden.  

Freizeit, Kultur 

• Das E-Werk wird auf unsere Initiative hin 

seit 2018 deutlich höher von der Stadt be-

zuschusst, um die inhaltliche Arbeit zu 

stärken und weiterzuentwickeln. An die-

ser Förderung werden wir festhalten. Der 

fünfte Bauabschnitt des E-Werk-Ausbaus 

muss in den nächsten Jahren in Angriff 

genommen werden. 

• Die Abenteuerspielplätze werden weiter-

hin ausreichend unterstützt. Das Angebot 

sollte ausgebaut werden. 

• Bei der Stadtplanung muss das Interesse 

junger Menschen, Plätze und Räume für 

die selbstständige Gestaltung ihrer Frei-

zeit zu haben, berücksichtigt werden.  

• Die Jugendzentren/Jugendklubs in den 

Stadtteilen sollen erhalten und, wo sie 

fehlen, neu geschaffen werden. Auch sie 

sind mit ausreichend Personal und Fi-

nanzmitteln auszustatten. Für die Koordi-

nation dieser Einrichtungen muss die 

Stelle des/der hierfür zuständigen Mitar-

beiters/in aufgestockt werden.  

• Ein ausreichendes Angebot an Räumen 

für Jugendgruppen vor allem in den 

Stadtteilen muss gewährleistet werden.; 

Sanierungsmaßnahmen sollen von der 

Stadt unterstützt werden. 

• Die Stadt muss Räume und Finanzen für 

selbstverwaltete Jugendräume bedarfs-

gerecht zur Verfügung stellen (z.B. 

Selbstverwaltetes Zentrum Wieseng-

rund). 
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• Es muss gewährleistet werden, dass in fi-

nanzieller Hinsicht alle Jugendlichen an 

den Veranstaltungen der Jugendorgani-

sationen teilnehmen können. Der Erlan-

genPass, der auf Antrag der SPD nach 

2014 eingeführt wurde, war ein wesentli-

cher Schritt dazu. Wir werden dies aus-

bauen. 

• Wer ehrenamtlich in der Jugendarbeit tä-

tige ist, soll die für seinen Bereich not-

wendige Unterstützung sowohl in finanzi-

eller Hinsicht als auch bei der Aus- und 

Weiterbildung erhalten. Die Stadt wird 

weiterhin über den Stadtjugendring kos-

tenfreie Möglichkeiten zur Qualifizierung 

von Ehrenamtlichen anbieten.  

• Den Jugendorganisationen soll, auch 

über den Stadtjugendring, eine ausrei-

chende Ausstattung zur Verfügung ge-

stellt werden.  

• Die Stellen der Stadt im Bereich der Ju-

gendarbeit müssen erhalten bleiben und 

wo notwendig aufgestockt werden.  

• Die Stadt muss dafür Sorge tragen, dass 

auch für Jugendliche, die keinem Verein 

beitreten können oder wollen, Sport-, 

Freizeit- und Kulturangebote zur Verfü-

gung stehen.  

• Die Stadt muss die Akzeptanz der Nut-

zung von Plätzen, Frei- und Grünflächen 

durch Jugendliche fördern. Bei Konflikten 

soll die Stadt vermitteln.  

Öffentlicher Personennachverkehr (siehe 

auch Kapitel IV.6 Vorfahrt für Mensch und 

Umwelt  Verkehr ) 

• Die Fahrpläne des ÖPNV sind an die Öff-

nungszeiten der öffentlichen Jugend- 

und Freizeiteinrichtungen anzupassen.  

• Das Angebot der Nachtbusse (NightLiner) 

muss erhalten bleiben und noch ausge-

baut werden; bisher nicht in das Linien-

netz integrierte Orte wie zum Beispiel 

Möhrendorf/Kleinseebach müssen einbe-

zogen werden; bestehende Nachtbusan-

gebote, die nicht in den Erlanger Nightli-

ner-Takt eingebunden sind, wie z.B. nach 

Bubenreuth, Uttenreuth/Neunkirchen 

müssen entsprechend des Erlanger Tak-

tes ausgebaut und erweitert werden.  

• Die Verbindung nach Nürnberg und Fürth 

muss insbesondere durch eine Nacht-S-

Bahn verbessert werden  

• Die Stadt soll Hilfen für jugendliche Pend-

ler anbieten, z. B. verbilligte ÖPNV-Fahr-

scheine (Ausbildungstickets).  

• Es sind Voraussetzungen zu schaffen, da-

mit Kinder ermutigt werden, ihren Schul-

weg sicher und selbstständig zurückzule-

gen (zu Fuß, mit dem Fahrrad, mit dem 

ÖPNV).  

Mitwirkungsmöglichkeiten für Jugendliche 

Junge Menschen müssen an allen Entschei-

dungen der Stadt, die sie betreffen, beteiligt 

werden. Dies umfasst nicht nur eine formale 

Beteiligung über Gremien (Jugendparla-

ment), sondern auch unmittelbare Mitwir-

kungsrechte. Wie diese ausgestaltet werden, 

muss im Dialog mit den jungen Menschen 

und den von ihnen legitimierten Gremien (Ju-

gendparlament) festgelegt werden: 

• Das Jugendparlament soll auch künftig 

die Interessen der Jugendlichen vertre-

ten. Es soll weiterhin Rede- und Antrags-

recht in allen Fachausschüssen des 

Stadtrats erhalten. Seine Anträge und Be-

schlüsse müssen in der Arbeit der Stadt 

und des Stadtrates weiterhin ernst ge-

nommen werden. 

• Ein Beteiligungsprojekt für Kinder und Ju-

gendliche wurde von der SPD auf den 

Weg gebracht. Wir werden dieses evalu-

ieren und weiterentwickeln. 

• Insbesondere bei der Stadtplanung soll 

die Bürgerbeteiligung so ausgestaltet 

werden, dass sich junge Menschen 

gleichwertig mit anderen Gruppen ein-

bringen können. 



Kommunalpolitisches Programm der SPD Erlangen 2020 - 2026 

 

Seite 118 

15. Selbstständigkeit sichern und Unterstützung bieten  Ältere Men-

schen 

15.1 Ziele 

Wir wollen eine zukunftsorientierte kommu-

nale Seniorenpolitik in Erlangen gestalten. 

Dabei ist es für uns wichtig, ein selbständiges 

Leben im gewohnten Wohnumfeld so lange 

wie möglich zu sichern und hierfür erforderli-

che Hilfen bereitzustellen. 

Das Wissen und das Engagement der älteren 

Generation wollen wir positiv nutzen. Ältere 

Menschen sollen sich ihren Wünschen ent-

sprechend am gesellschaftlichen Leben be-

teiligen können. 

15.2 Rahmenbedingungen 

Auch in Erlangen werden Menschen erfreuli-

cherweise immer älter. Dadurch steigt der 

Anteil von Seniorinnen und Senioren in der 

Bevölkerung. Diese demografische Entwick-

lung ist eine gesellschaftspolitische Heraus-

forderung, die eine zukunftsorientierte kom-

munale Seniorenpolitik erfordert. 

Das neu erarbeitete seniorenpolitische Kon-

 

, wie bereits die 

ten Menschen so lange wie möglich in ihrem 

vertrauten Wohn- und Lebensumfeld bleiben 

möchten. Das muss Konsequenzen bei der 

Stadtplanung haben, wie z.B. beim Angebot 

von ausreichend bezahlbarem und barriere-

armen bzw. barrierefreiem Wohnraum in al-

len Stadtteilen, dem Angebot von (Tages-

/Nacht)-Pflegeplätzen und der erforderlichen 

Infrastruktur, ebenso bei der quartiersbezo-

genen Förderung soziokultureller Angebote 

z. B. in Stadtteilhäusern. 

Seniorinnen und Senioren sind Teil der Ge-

samtbevölkerung und nutzen die gesamte 

Infrastruktur der Kommune. Es sind jedoch al-

tersspezifische Beeinträchtigungen wie ein-

geschränktes Hören, Sehen, Gehen zu be-

rücksichtigen. Die Bedürfnisse von Seniorin-

nen und Senioren müssen formuliert und ein-

gebracht werden, damit sie von der Politik 

und den entsprechenden Stellen innerhalb 

der Verwaltung umgesetzt werden können. 

Folgende Bereiche sind von besonderer Be-

deutung: 

• der ÖPNV, der die Teilhabe am gesell-

schaftlichen Leben und die Mobilität si-

chert; 

• die Gestaltung des öffentlichen Raums 

nach Kriterien der Barrierefreiheit für alle 

Generationen, einschließlich barriere-

freier öffentlicher Toiletten und so ge-

; 

• die Freizeiteinrichtungen, beginnend mit 

ausreichenden Ruhebänken in richtiger 

Sitzhöhe, Grünanlagen, Spiel- und Aktiv-

plätzen für alle Generationen; 

• altersgerechte Angebote in den Stadtteil-

begegnungszentren und Seniorenclubs; 

• ausreichende und den Bedürfnissen der 

Seniorinnen und Senioren entspre-

chende Pflegeplätze, auch Tages-/Nacht-

pflegeplätze, und die unabhängige städ-

tische Pflegeberatung; 

• Förderung, Entwicklung und Umsetzung 

von innovativem Sport für Seniorinnen 

und Senioren; 

• die Gesundheitsvorsorge auch durch die 

; 

• die Bildungsangebote; 



Kommunalpolitisches Programm der SPD Erlangen 2020 - 2026 

 

Seite 119 

• die notwendige Infrastruktur in den Stadt-

teilen, wie ambulante Pflege, ärztliche 

Versorgung, Einkaufsmöglichkeiten, 

Sport-, und Freizeitangebote sowie kultu-

relle Veranstaltungen; 

• Aufbau, Unterstützung und Begleitung 

sozialer Vernetzung und aktiver Nachbar-

schaft in den Stadtteilen; 

• Förderung des generationenübergreifen-

den Zusammenlebens. 

15.3 Forderungen und Perspektiven 

Unsere Aufgabe als Sozialdemokratinnen 

und Sozialdemokraten ist es, die Bedürfnisse 

und Interessen von Senioreninnen und Seni-

oren zu erfahren, zu benennen und in enger 

Kooperation mit ihnen kommunalpolitische 

Entscheidungen zu treffen. Dabei sind auch 

die Interessen der älteren Menschen mit Mig-

rationshintergrund in der kommunalen Seni-

orenarbeit entsprechend zu berücksichtigen. 

Wohnen und Leben im Alter in Erlangen 

Die demografischen Veränderungen sollen 

durch das Amt für Statistik weiterhin kontinu-

ierlich erfasst werden, wie z.B. in den Unter-

suchungen zum demografischen Wandel, zur 

Sozialstruktur in den Bezirken und der Um-

sierung ist auszubauen, deren Ergebnisse 

sind bei allen Entscheidungen einzubezie-

hen.  

Um das selbständige Leben im eigenen 

Stadtteil weitgehend zu ermöglichen, sind er-

forderlich: 

• ein ausreichendes Angebot von bezahl-

baren, seniorengerechten Wohnungen 

für die stetig wachsende Zahl von Senio-

rinnen und Senioren sowie von Wohnun-

gen in angemessener Größe für die zu-

nehmende Gruppe von alleinstehenden 

Seniorinnen und Senioren (siehe auch 

Kapitel IV.4 Wohnen  Eine Stadt für alle 

sichern ); 

• Förderung von neuen Wohnformen im Al-

ter (z.B. Senior*innen-WGs); 

• Angebote und Beratungen zum Thema 

bei Bedarf auch aufsuchende Beratung 

zur Anpassung der Wohnung an verän-

derte Lebenssituationen; 

• verständliche und überschaubare schrift-

; 

• die Stärkung und gute Erreichbarkeit der 

unabhängigen städtischen Pflegebera-

tung und deren Angebot von, wenn not-

wendig, auch aufsuchender Beratung, 

Aufbau eines Pflegestützpunkts; 

• Förderung und Ausbau der ehrenamtli-

chen Nachbarschaftshilfe; 

• Erhalt und bedarfsweiser Ausbau der am-

bulanten Pflege durch politische und 

städtische Unterstützung zur Umsetzung 

chende und den Bedürfnissen entspre-

chende Tages-/ Nacht- und Kurzzeitpfle-

geplätze; 

• ausreichende und den Bedürfnissen der 

Senior*innen entsprechende Pflege-

plätze (auch für LGBTQI und kultursen-

sible Angebote); 

• die Umgestaltung des öffentlichen 

Raums nach Kriterien der Barrierefreiheit 

für alle Generationen in den verschiede-

nen Stadtteilen (z.B. auch ausreichend 

seniorengerechte Sitzgelegenheiten), 

einschließlich barrierefreier öffentlicher 

a ; 

• Ausbau von Aktivplätzen für alle Genera-

tionen; 

• Angebote für Seniorinnen und Senioren 

als fester Bestandteil in den vorhandenen 

städtischen Stadtteilbegegnungszentren; 

• der Ausbau und die Stärkung der städti-

Stadtteilen als niederschwelliger Zugang 

zu Beratung für alle Lebenslagen, Vernet-

zung und Unterstützung, ebenso die Öf-

fentlichkeitsarbeit zum Bekanntmachen 

des Angebots; 
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• die Stärkung der Zusammenarbeit der 

städtischen mit ehrenamtlich tätigen Se-

niorenbetreuer*innen. 

Gesundheitsvorsorge und Gesundheitsfür-

sorge 

Mit höherem Lebensalter steigt die Wahr-

scheinlichkeit, auf Hilfe angewiesen zu sein 

oder an Demenz zu erkranken. Dem muss 

Rechnung getragen werden durch 

• regelmäßige öffentliche Informationsver-

anstaltungen zu Gesundheitsthemen und 

troffene, verbunden mit Informationen 

über die vielfältigen, auch ehrenamtli-

chen, Hilfs- und Fördermöglichkeiten; 

• einen Senior*innen-Informationstag im 

zweijährigen Wechsel mit der Veranstal-

arbeit von Stadt und Landkreis Erlangen-

Höchstadt; 

• der weiteren städtischen Unterstützung 

zur Errichtung von familienorientieren 

Wohngruppen in bestehenden Pflegeein-

richtungen; 

• Weiterführung der Suche nach bzw. die 

Umsetzung von neuen Wohnformen, z.B. 

Demenzwohngruppen; 

• Weitere Förderung und Unterstützung 

und Spiel ein Leben lang. 

Demenz ist nicht vermeidbar, aber deren Ein-

tritt und Ausprägung kann verzögert werden. 

Diese Erkenntnisse werden umgesetzt durch 

entsprechende Angebote des Sportinstitutes 

der Universität, der VHS, der Sportvereine 

und des Hauses für Gesundheit Dreycedern. 

Auch Seniorinnen und Senioren mit geringen 

finanziellen Möglichkeiten müssen mit die-

sem Angebot erreicht werden, z.B. mit Unter-

stützung der städtischen Seniorenbe-

treuer*innen und durch kostenlose Ange-

bote. 

Die körperliche und geistige Betätigung und 

Förderung ist in der genannten Infrastruktur 

(Bäder, Universität, VHS, Haus für Gesund-

heit Dreycedern, Stadtteilbegegnungshäu-

sern, Seniorennetzwerk, Angebote der Kir-

chengemeinden und des Hauswirtschaftsze-

ntrums) in großer Vielfalt vorhanden und zu 

erhalten und bei Bedarf entsprechende zu 

verändern oder zu erweitern. 

Schwer und unheilbar erkrankte Menschen 

finden in Erlangen Beratung, Begleitung und 

Unterstützung durch den Hospiz Verein Er-

langen sowie das stationäre Hospiz. Diese 

kooperieren eng mit dem Team der speziali-

sierten ambulanten Palliativversorgung und 

der Abteilung für Palliativmedizin des Univer-

sitätsklinikums. Das in der Stadt Erlangen und 

dem Landkreis Erlangen-Höchstadt neu ge-

gründete Netzwerk der hospizlichen und pal-

liativen Versorgung muss weiter gefördert 

und die Zusammenarbeit aller beteiligter In-

stitutionen gestärkt werden. 

Alle ehrenamtlichen Gruppen, die bei der Be-

treuung von kranken und/oder bedürftigen 

Menschen tätig sind, benötigen fachliche 

Qualifikation, Anerkennung und Unterstüt-

zung durch ein berufliches Hauptamt. 

Die Zusammenarbeit mit Seniorinnen und 

Senioren sowie deren politische Mitgestal-

tung 

Das sozialdemokratische Prinzip heißt: Nicht 

für, sondern mit Seniorinnen und Senioren 

politische Entscheidungen treffen. Seniorin-

nen und Senioren sind selbst die besten 

Fachleute für ihren Altersbereich und wissen, 

was sie benötigen und was für ihr Leben in 

Erlangen erforderlich ist. 

Dieses Wissen wird ernst genommen und be-

rücksichtigt durch die Stärkung des ehren-

amtlichen Seniorenbeirates der Stadt Erlan-

gen, indem  

• die Anbindung an das Bürgermeisteramt 

verwirklicht wurde; 

• ein jährlicher Arbeitsbericht im Stadtrat 
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angestrebt wird; 

• die erforderliche finanzielle Unterstüt-

zung des Beirates aktuellen Erfordernis-

sen angepasst wird (z.B. zur Verbesse-

rung der Teilhabe); 

• die Unterstützung der Arbeit durch eine 

Geschäftsstelle; 

• die jährlich zweimal stattfindende Veran-

Wo ; 

• die ernsthafte politische Auseinanderset-

zung mit den Anliegen und den Bedürf-

nissen von Seniorinnen und Senioren so-

wie; 

• die Umsetzung entsprechender Anliegen 

wie z.B. weiterer öffentlicher, barriere-

freier Toiletten im Stadtgebiet und die 

Berücksichtigung von Barrierefreiheit bei 

Veranstaltungen. 

Das Aufgreifen seniorenpolitischer Themen 

kann nicht allein Aufgabe ehrenamtlich täti-

ger Seniorenbeiratsmitglieder sein. Das Seni-

orenamt mit seinen städtischen Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern hat deswegen in enger 

Zusammenarbeit mit dem ehrenamtlich täti-

gen Seniorenbeirat der Stadt Erlangen 

• gesellschaftspolitische Entwicklungen 

aufzugreifen und diese in den entspre-

chenden Gremien zu kommunizieren; 

• Anregungen und Lösungsvorschläge für 

neue gesellschaftliche Entwicklungen 

und Problemsituationen zu entwickeln; 

• die Arbeit der beruflich und ehrenamtlich 

tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

in der Seniorenarbeit zu koordinieren, zu 

unterstützen, zu fördern und mit fachli-

cher Kompetenz zu begleiten. 

Nur in einem offenen, kontinuierlichen Aus-

tausch von Betroffenen, Politik und ehren-

amtlich und beruflich in der Seniorenarbeit 

Tätigen ist eine zukunftsorientierte Politik 

zum Wohle von Seniorinnen und Senioren in 

unserer Stadt möglich. 

16. Offen aus Tradition  Menschen mit Migrationshintergrund 

16.1 Ziele 

Die SPD tritt uneingeschränkt für das offene, 

gleichberechtigte und solidarische Miteinan-

der von Menschen unterschiedlicher Her-

kunft in Erlangen ein. Erlanger*innen mit Mig-

rationshintergrund sehen wir als Menschen 

mit vielfältigen Kompetenzen und kulturellen 

Erfahrungen und, auch aufgrund ihrer Mehr-

sprachigkeit, damit als Bereicherung für un-

sere Stadt, für das kulturelle und soziale Le-

ben, eine weltoffene Atmosphäre und eine 

positive wirtschaftliche Entwicklung. Dies gilt 

gleichermaßen für die Menschen, die zu uns 

kommen, weil sie aus ihren Heimatländern 

fliehen müssen. Sie bedürfen in besonderem 

Maße unserer Solidarität und Unterstützung. 

Ziel der SPD ist es deshalb, allen in Erlangen 

lebenden Menschen mit Migrationshinter-

grund die Teilhabe an allen Bereichen von 

Gesellschaft und Politik zu ermöglichen und 

Neuerlanger*innen durch Anerkennung und 

Gleichstellung die Eingewöhnung in unserer 

Stadt so leicht wie möglich zu machen. In-

tegration verstehen wir ausdrücklich auch als 

Aufgabe der Mehrheitsgesellschaft, die über 

die notwendigen Ressourcen verfügt und sie 

auch bereitstellen muss.  

Erreichbar sind diese Ziele durch die verbind-

liche Umsetzung des Integrationsleitbilds, d. 

h. durch eine aktive kommunale Integrations-

politik. Dabei müssen das ehrenamtliche En-

gagement und die Arbeit der Selbstorganisa-

tionen von Migrant*innen einbezogen und 
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gefördert werden. Wir setzen uns auf Bun-

desebene für ein kommunales Wahlrecht für 

Migrant*innen ein und wollen zugleich hier 

Menschen ohne Wahlrecht Möglichkeit bie-

ten, ihre Stadt zu gestalten. Die Erlanger SPD 

sieht auch auf kommunaler Ebene den Kampf 

gegen Rassismus, Diskriminierung und Into-

leranz als vordringliche Aufgabe an. 

16.2 Rahmenbedingungen 

Die Bedingungen, unter denen Migrant*innen 

und Geflüchtete in Deutschland leben, wer-

den in vielen Bereichen von Vorgaben der 

Bundes- und Landespolitik bestimmt. Zahlrei-

che Maßnahmen wie die Beschränkung des 

Familiennachzugs für Geflüchtete, Auswei-

sungen in Länder, in denen den Betroffenen 

Verfolgung und Tod drohen, die skandalösen 

Bedingungen in den in Bayern eingerichteten 

triktive Handhabung 

von Arbeitserlaubnissen und der Anerken-

nung von Fluchtgründen halten wir für falsch. 

Auf Bundes- und Landesebene erheben wir 

daher hierzu unsere Stimme, um Verbesse-

rungen zu bewirken, ein humaneres Flücht-

lings- und Einwanderungsrecht durchzuset-

zen und den Schutz von Migrant*innen vor 

Diskriminierung und Bedrohung zu stärken. 

Seit 2014 haben wir in Erlangen gemeinsam 

mit den Organisationen der Migrant*innen, 

dem Ausländer- und Integrationsbeirat, zahl-

reichen Initiativen, Vereinen und Religions-

gemeinschaften und den dort engagierten 

Ehrenamtlichen die städtischen Anstrengun-

gen für eine bessere Integration und Partizi-

pation deutlich verstärkt. Oberbürgermeister 

und Stadtrat haben die Bedeutung von In-

tegration und Sensibilisierung für interkultu-

relle Fragen als Aufgabe aller Bereiche der 

Stadtverwaltung, der städtischen Töchter 

und der Stadtgesellschaft insgesamt immer 

wieder hervorgehoben, Handlungsbedarfe 

benannt und geeignete Maßnahmen entwi-

ckelt. Dabei stoßen wir allerdings dort an 

Grenzen, wo Bundes- und Landespolitik rest-

riktive Vorgaben machen. Auf diesen Ebenen 

haben wir uns dafür eingesetzt, die Voraus-

setzungen z. B. für die Arbeitsmarktintegra-

tion von Migrant*innen oder Chancengleich-

heit im Bildungssystem zu verbessern oder 

Bleiberechte zu stärken.  

Die Menschen, die auf der Flucht vor Verfol-

gung, Krieg, Hunger und Armut ab 2015 in 

größerer Zahl nach Erlangen gekommen 

sind, wurden mit breiter Unterstützung zahl-

reicher Ehrenamtlicher und unter enormem 

Engagement der städtischen Mitarbeiter*in-

nen in Erlangen mit offenen Armen willkom-

men geheißen Die erforderlichen personel-

len und finanziellen Ressourcen hat die Stadt 

bereitgestellt. In regelmäßigen Berichten an 

den Stadtrat werden Herausforderungen be-

nannt, bisherige Maßnahmen der städtischen 

Ämter und künftige Handlungsansätze be-

nannt. Zentrale Leitlinie ist dabei die mög-

lichst weitgehende Öffnung bestehender An-

gebote auch für geflüchtete Menschen.  

Konkret haben wir im Bereich Integration ins-

besondere folgende Maßnahmen umgesetzt: 

• Das städtische Leitbild zur Integration 

wurde aktualisiert. 

• Erlangen ist dem Netzwerk Intercultural 

Cities (ICC) des Europarats beigetreten 

und tauscht sich dort mit anderen Kom-

munen über Aktionen und Projekte zum 

Abbau von Vorurteilen und der Förde-

rung von Begegnungen aus. 

• Ein regelmäßiges Migrationsmonitoring, 

dessen aktuelle Ergebnisse circa Ende 

2019 vorgelegt werden, bildet die Situa-

tion von Migrant*innen in Erlangen und 

deren Veränderung ab und dient als 

Grundlage für städtisches Handeln. 

• Auf regelmäßigen Integrationskonferen-

zen werden mit einer großen Zahl von 

Teilnehmenden Ideen und Ansätze dis-

kutiert und anschließend als Handlungs-

empfehlungen an Stadtrat und Verwal-

tung weitergegeben. 

• Der Umbau der Ausländerstelle zu einer 
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Willkommensbehörde wurde weiter vo-

rangebracht und findet seinen Ausdruck 

u. a. in der baulichen Umgestaltung mit ei-

. 

• Bei der Umsetzung des Ausländerrechts 

gilt ausdrücklich weiterhin die Richtlinie, 

mögliche Spielräume zugunsten der Be-

troffenen auszunutzen. 

• Wir unterstützen die Arbeit und Veran-

staltungen des Ausländer- und Integrati-

onsbeirats und beziehen seine Anliegen 

und Forderungen ein. Die vom AIB erar-

beitete neue Struktur des Beirats, die es 

u. a. ermöglicht, Geflüchtete besser ein-

zubeziehen, haben wir ausdrücklich be-

fürwortet.  

• Die Einrichtung einer Integrationsdaten-

bank ermöglicht die gezielte Beratung 

von Migrant*innen.  

• Flüchtlings- und Integrationsberater*in-

nen dienen als erste Anlaufstelle in der 

Stadt und wichtiges Bindeglied zwischen 

Migrant*innen, Flüchtlingen und städti-

schen Dienststellen. 

• Eine städtische Mitarbeiterin bietet als In-

tegrationslotsin Beratung für Bürger*in-

nen an, die sich ehrenamtlich im Bereich 

Integration/Migration/Asyl engagieren 

wollen. 

• Integrationsprojekte wie der Club Inter-

national der VHS, das VHS-Wohnzimmer, 

fremdsprachige Angebote der Stadtbibli-

othek, Begegnungsprojekte, das BIG-

Projekt oder die Frauenbadezeit wurden 

fortgeführt bzw. neugeschaffen. 

• Der Ausbau der Bürgerzentren in den 

Stadtteilen bietet Raum für Begegnung 

und ehrenamtliche Tätigkeit. 

• Die Stadt unterstützt die Arbeit der Mig-

rantenorganisationen und (auf Antrag der 

SPD) von Initiativen wie der Arabischen 

Fraueninitiative sowie das Projekt HE-

ROES. 

• Zum Schutz vor geflüchteten Frauen vor 

Gewalt wurde ein spezielles Beratungs-

angebot geschaffen. 

• 

klärt und damit seine Bereitschaft bekun-

det, aus Seenot gerettete Flüchtlinge auf-

zunehmen. 

• Der politische Schwerpunkt zur Schaf-

fung zusätzlichen bezahlbaren Wohn-

raums in Erlangen hat auch die angemes-

sene Unterbringung der meisten Geflüch-

teten ermöglicht. 

• Zur Förderung der Arbeitsmarktintegra-

tion von Migrant*innen und Geflüchteten 

hat das Jobcenter der Stadt besondere 

Maßnahmen entwickelt. 

• Die interkulturelle Öffnung der Stadtver-

waltung wird vorangetrieben: Durch Fort-

bildungsmaßnahmen wird die interkultu-

relle Kompetenz der städtischen Mitar-

beiter*innen gefördert. Gleichzeitig be-

müht sich die Stadt, Migrant*innen ver-

stärkt als Mitarbeiter*innen zu gewinnen. 

Im Bereich Bildung und Ausbildung hat die 

Stadt ihre Angebote fortgeführt und ausge-

baut, um die Defizite der bayerischen Integ-

rations- und Bildungspolitik soweit wie mög-

lich auszugleichen:  

• Betreuung in den Kitas durch besonders 

geschultes Personal 

• Fortführung des HIPPY-Programms zu 

Förderung des Spracherwerbs von Klein-

kindern 

• Die vom Ausländer- und Integrationsbei-

rat entwickelte Deutsch-Offensive als nie-

derschwelliges Lernangebot in den 

Stadtteilen haben wir weiter unterstützt 

und ausgebaut. 

• Fortführung und Ausbau des Programms 

ur Förderung der Bil-

dungschancen von Kindern und Jugend-

lichen mit und ohne Migrationshinter-

grund 

• Förderung der Arbeit des deutsch-russi-

die schulische Bildung von Kindern und 

Jugendlichen begleitet und Kulturveran-

staltungen anbietet 
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• Fortsetzung des deutschsprachigen Is-

lamunterrichts in den Schulen und nach-

drücklicher Einsatz für die Weiterführung 

des Projekts durch die bayerische Staats-

regierung 

• Das Programm Wi.L.D. (Wir lernen 

Deutsch) vermittelt neu in Erlangen le-

benden Kindern zusätzliche sprachliche 

Förderung und das Kennenlernen ihrer 

Stadt. 

• Da nicht alle Geflüchteten Anspruch auf 

den Besuch von Integrationskurse haben, 

finanziert die Stadt für alle erwachsenen 

Flüchtlinge Sprachkurse. 

• Zur Stärkung der interkulturellen Elternar-

beit wurde eine Stelle im Jugendamt ge-

schaffen. 

• Unterstützung und Begleitung der 

Deutschklassen und der Berufsintegrati-

onsklassen an der Berufsschule. 

16.3 Forderungen und Perspektiven 

Die fünf zentralen Säulen kommunaler Integ-

rationsarbeit sind für die SPD Erlangen Teil-

habe, Spracherwerb, schulische und berufli-

che Qualifizierung, Orientierung in unserer 

Gesellschaft sowie soziale Beratung und Be-

gleitung. In allen fünf Bereichen müssen die 

Bemühungen der Kommune weiter deutlich 

verstärkt werden. 

Im Einzelnen fordert die SPD Erlangen: 

Teilhabe 

Die gesellschaftliche Gleichstellung und 

Chancengleichheit der Bevölkerung mit Mig-

rationshintergrund ist durch verstärkte Ein-

bindung in das öffentliche, kulturelle und ge-

sellschaftliche Leben und durch stärkere Be-

rücksichtigung ihrer Interessen in der Kom-

munalpolitik zu fördern. 

• Die Stadt wird die interkulturelle Öffnung 

von Vereinen, Verbänden und Organisa-

tionen voranbringen. 

• Wir werden weitere Anstrengungen un-

ternehmen, um die Teilhabe von Geflüch-

teten am sozialen und kulturellen Leben 

zu ermöglichen. 

• Zur Verbesserung der politischen Mit-

sprache von Bürgerinnen und Bürgern 

mit Migrationshintergrund unterstützt die 

SPD die erfolgreiche Arbeit des neu 

strukturierten Ausländer- und Integrati-

onsbeirats (AIB). Durch verstärkte Einbin-

dung in kommunale Entscheidungen und 

intensive Werbung für die Teilnahme an 

den Beiratswahlen kann die Wirksamkeit 

dieser Einrichtung noch verstärkt werden. 

Die entsprechenden Vorschläge im In-

tegrationsleitbild der Stadt Erlangen sind 

umzusetzen. In den Diskussionen in den 

städtischen Gremien werden wir die Vor-

schläge und Anliegen des AIB einbezie-

hen. Projekte des AIB werden wir unter-

stützen. 

• Etablierte Austauschplattformen für Ver-

waltung, Politik und ehrenamtlich Enga-

gierte sollen fortgeführt werden.  

Spracherwerb, schulische und berufliche 

Qualifikation 

• Angebote der Sprachförderung werden 

wir weiterentwickeln und ausbauen, um 

allen Migrant*innen die Integration über 

Sprache zu ermöglichen. 

• Sicherung und Ausbau von Projekten wie 

HIPPY, Deutsch-Offensive oder W.I.L.D. 

sowie Sprachförderung in Kindergarten 

und Kinderkrippen 

• 

decken 

• Angebot von Förderkursen in allen Schul-

formen für Schülerinnen und Schüler mit 

nichtdeutscher Muttersprache und Haus-

aufgabenbetreuung in Deutsch und der 

jeweiligen Muttersprache 

• Förderung und Aufwertung der mutter-

sprachlichen Kenntnisse 

• Fortführung der interkulturellen Elternar-

von Migrant*innen für Migrant*innen. 

• Kinderbetreuung muss bei Bedarf für 
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Teilnehmerinnen von Integrations- und 

Sprachkursen angeboten werden. 

• Beratung über und Hilfe bei der Anerken-

nung von ausländischen Qualifikationen. 

• Städtische Aufklärungsarbeit in Erlanger 

Unternehmen, um auf die besonderen 

Qualifikationen von Migrantinnen und 

Migranten (v. a. interkulturelle Kompetenz 

und Mehrsprachigkeit) hinzuweisen. Ein 

besonderer Schwerpunkt muss hier in 

der Werbung für die Einstellung von 

Frauen mit Migrationshintergrund liegen. 

• Gesonderte und verstärkte Vermittlung 

von arbeitssuchenden Migrantinnen und 

Migranten durch die städtische GGFA. 

Kulturelles 

• Förderung des kulturellen Austausches 

und der Auseinandersetzung über die ak-

tuelle Situation in den Herkunftsländern 

der in Erlangen lebenden Menschen mit 

Migrationshintergrund 

• Förderung von Migranten-Selbstorgani-

sationen u.a. durch Überlassung von Räu-

men als Begegnungsstätten 

• Fortführung und Weiterentwicklung des 

Festes der Kulturen in Erlangen, mit finan-

zieller und organisatorischer Unterstüt-

zung durch die Stadt. Die konzeptionelle 

Verantwortung liegt weiterhin beim AIB 

• Fortführung und Weiterentwicklung der 

Rassismus  

• Unterstützung der Durchführung und 

Ausbau des deutschsprachigen Islamun-

terrichts an Erlanger Schulen (Erlanger 

Modell) 

• Würdigung von nichtchristlichen religiö-

sen Feiertagen und Berücksichtigung z. 

B. bei Veranstaltungsplanungen 

• Beschäftigung mit anderen Kulturen als 

integraler Bestandteil der kommunalen 

Kulturarbeit 

• Weitere 

tureller Ga  

• Thematisierung der jüngeren Migrations-

geschichte Erlangens in städtischen Kul-

tureinrichtungen 

• Unterstützung des muslimischen Bil-

dungswerks in Erlangen 

Soziale Angebote 

• Erhalt und Unterstützung des Beratungs-

angebots der Sozialdienste und Wohl-

fahrtsverbände. Wir unterstützen die In-

formation über bestehende Angebote 

und Institutionen, wie sie z. B. in den ver-

gangenen Jahren erfolgreich vom Freun-

deskreis muslimischer Gemeinden und 

vom Freundeskreis der jüdischen Ge-

meinde in Erlangen begleitet wurde. Ein-

beziehung der Interessen der älteren 

Menschen mit Migrationshintergrund in 

die kommunale Seniorinnen- und Senio-

renarbeit 

• Einrichtung von interreligiösen Gebets-

räumen dort, wo Bedarf besteht 

• Berücksichtigung der Essgewohnheiten 

von Menschen mit Migrationshintergrund 

bei der Versorgung in Krankenhäusern, 

Schulen, Kindertagesstätten und Kanti-

nen und anderen städtischen Einrichtun-

gen. 

• Weiterer Einsatz der Stadt Erlangen als 

linge aus der Seenotrettung aufzuneh-

men.  

Verbesserungen in der Stadtverwaltung 

• Konsequente Umsetzung des Leitbildes 

Integration der Stadt Erlangen durch die 

Bereitstellung entsprechender Ressour-

cen und Personal. Daran sollen sich die 

städtischen Dienststellen kontinuierlich 

beteiligen und über die Fortschritte be-

richten. 

• Fortführung des städtischen Integrations-

monitorings und der regelmäßigen Be-

richterstattung zur Situation Geflüchteter 

im Stadtrat  

• Verstärkte Entwicklung von Konzepten, 

um die Gewinnung von Mitarbeiterinnen 
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und Mitarbeitern mit Migrationshinter-

grund für den öffentlichen Dienst im Rah-

men des Diversity Managements zu för-

dern. Zu diesem Zweck ist eine beson-

ders auch auf Frauen zugeschnittene 

Werbung in Schulen und Migrant(inn)en-

Selbstorganisationen notwendig. 

• Abbau von Sprach- und Kommunikations-

barrieren durch mehrsprachige Formu-

lare, Informationsblätter und Beschilde-

rungen im Rathaus, Bereitstellung von 

Dolmetscher(innen)diensten 

• interkulturelles Training als wichtiges Ele-

ment des Fortbildungsangebots für städ-

tische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter; 

für Führungskräfte soll diese Fortbildung 

zur Pflicht werden und darüber hinaus in 

das Trainee-Programm der Stadtverwal-

tung einbezogen werden. 

• Integration muss weiterhin erklärtes Ziel 

und Aufgabe des Ausländeramts bleiben. 

• verbesserte Kund*innenfreundlichkeit im 

Ausländeramt; Schaffung einer differen-

zierten und ausgewogene Beratung von 

Frauen, die sich von ihrem Ehemann ge-

trennt haben 

• Ausschöpfung von Ermessensspielräu-

men zugunsten der betroffenen Mig-

rant*innen bei Genehmigungen und Be-

scheiden  

• umfassende finanzielle und hauptamtli-

che Unterstützung und Begleitung der 

ehrenamtlichen Betreuerinnen und Be-

treuer. 

Frauen mit Migrationshintergrund 

• Aufbau eines speziellen Beratungsange-

bots für Migrantinnen, das unter anderem 

die Bereiche Bildung, Ausbildung, Medi-

zin, rechtliche Fragen und Umgang mit 

Behörden umfassen soll 

• spezielle Förderung der Ausbildungs- 

und Arbeitsmarktchancen von Frauen mit 

Migrationshintergrund  

• Einsetzen gegen die Benachteiligung von 

Frauen mit Kopftuch 

• Förderung von Gruppen von und für 

Frauen mit Migrationshintergrund 

• Sportangebote für Frauen mit Migrations-

hintergrund; insbesondere Fortführung 

und Weiterentwicklung des -Pro-

jekts. 

Aktivitäten gegen Fremdenfeindlichkeit 

(siehe Kapitel I.3 Entschieden gegen 

Rechtsextremismus jedweder Ausprä-

gung ) 

• Fortführung der Arbeit der Antidiskrimi-

nierungsstelle der Stadt 

• Weitere aktive Teilnahme a

 

• Unterstützung von Initiativen gegen 

Fremdenfeindlichkeit w

rag

 

• Verbesserung der interkulturellen Arbeit 

in allen Erziehungs- und Bildungseinrich-

tungen 

• Verbesserung der kommunalen Jugend-

arbeit (siehe Kapitel IV.14 Selbstbewusst, 

selbstbestimmt und solidarisch  Junge 

Menschen ) 

• Stärkere Informations- und Aufklärungs-

arbeit in allen gesellschaftlichen Berei-

chen. 
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17. Die Stadt der Zukunft: Sozial und ökologisch  Stadtplanung und 

Stadterneuerung 

17.1 Ziele 

Wir werden für alle Bürger*innen unserer 

Stadt unter Erhaltung von Natur und Umwelt 

ein möglichst hohes Maß an Lebensqualität 

und Chancengleichheit sichern. Gleichzeitig 

werden wir den notwendigen Bedarf an der 

Weiterentwicklung unserer Stadt angehen, 

gerade bei der Bereitstellung von ausrei-

chend Wohnungen und von Flächen für die in 

Erlangen ansässigen Gewerbebetriebe. Da-

bei ist eine frauengerechte Stadtplanung un-

ter Förderung und Ausbau der Mitwirkung 

von Bürger*innen von besonderer Bedeu-

tung. Dies miteinander zu gestalten heißt 

konkret: 

• Wir werden die Bürger*innen frühzeitig 

und kontinuierlich an allen Planungspro-

zessen beteiligen (siehe auch Kapitel IV.1 

Gelebte Demokratie in der Kommune  

Transparenz, Beteiligung und ehrenamtli-

ches Engagement  

• Wir werden die Stadtplanung an langfris-

tigen sozialen und ökologischen Entwick-

lungskonzepten orientieren. 

• Wir werden die Stadtentwicklung ge-

meinsam mit den anderen Kommunen 

und Akteur*innen in unserer Region an-

gehen. 

• Wir werden die Stadtplanung so ausrich-

ten, dass sie zur Umsetzung der Energie-

wende weg von den atomar-fossilen 

Energieträgern hin zu einer regenerati-

ven, umweltfreundlichen Energieversor-

gung beiträgt (siehe auch Kapitel IV.5 

Fortschritt im Einklang mit der Natur  

Umwelt und Energie ). 

• Wir werden den notwendigen Bedarf an 

Wohnungen und Gewerbeflächen vor al-

lem durch Entwicklung im Bestand de-

cken. Dabei werden wir den Erfordernis-

sen der Lebensqualität (z. B. Erreichbar-

keit der Arbeitsplätze, Gestaltung des 

Wohnumfeldes, Versorgungs-, Bildungs-, 

und Freizeiteinrichtungen, Erhalt von Na-

tur und Umwelt) den Vorrang vor anderen 

Interessen (z. B. wirtschaftlich optimaler 

Flächennutzung) einräumen. 

• Wir werden erhaltenswerte Stadtstruktu-

ren und Gebäude, preiswerten Wohn-

raum sowie die naturräumlichen Gege-

benheiten schützen. 

• Wir werden die Stadtplanung an den viel-

fältigen Lebensentwürfen und Lebensre-

alitäten von Frauen orientieren, da so die 

Lebensqualität für alle Menschen verbes-

sert werden kann. Frauenfreundliche 

Stadtplanung ist menschenfreundliche 

Stadtplanung. 

• Wir werden den Bedürfnissen von Fami-

lien und Lebensgemeinschaften hinsicht-

lich Arbeitsplatzsituation und Kinderbe-

gerecht werden. 

17.2 Rahmenbedingungen 

Obwohl der Stadt grundsätzlich die soge-

Möglichkeiten, die Stadtentwicklung zu ge-

stalten, beschränkt. Vor allem der sehr hohe 

Wert, den von Bund und Land erlassene Ge-

setze dem Eigentumsrecht bei Grund und Bo-

den gegenüber dessen Sozialpflichtigkeit 

und gegenüber Gemeinwohlinteressen ein-

räumen, schränkt die Handlungsmöglichkei-

ten der Stadt stark ein. Dies sorgt zum Bei-
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spiel dafür, dass die Stadt kaum Möglichkei-

ten hat, dafür zu sorgen, dass neu geschaf-

fene Wohnungen auch für die breite Masse 

der Menschen in unserer Stadt bezahlbar 

sein müssen. Ebenso fehlen der Stadt Mög-

lichkeiten zur Steuerung der Entwicklung bei 

bestehenden Gewerbeflächen im Interesse 

der Gewerbetreibenden und Betriebe in un-

serer Stadt. 

Im Rahmen dieser Möglichkeiten hat die SPD 

seit 2014 die Möglichkeiten kommunalen 

Handelns ausgenutzt:  

• Mit der Quote für geförderten Wohnungs-

bau haben wir dafür gesorgt, dass ein Teil 

neu geschaffener Wohnungen  30 Pro-

zent bei Mietwohnungen, 25 Prozent bei 

Eigentumswohnungen  geförderte Woh-

müssen und damit bezahlbar sind. Dies 

kommt vielen Menschen in unserer Stadt 

zugute: Z.B. hat eine vierköpfige Familie 

noch bei einem Jahreseinkommen von 

rund 80.000 Euro Zugang zu geförderten 

Eigentumswohnungen. 

• Wohnbauflächen, die die Stadt aus ihrem 

eigenen Eigentum entwickelt  vor allem 

im Entwicklungsgebiet Erlangen-West II  

werden konsequent nach sozialen Krite-

rien vergeben, Mieten bzw. Preise bei Ei-

gentumswohnungsbau werden vorge-

schrieben und vertraglich gesichert. 

• Bei Wohnbauflächen, die aus privatem Ei-

gentum entwickelt werden, versucht die 

Stadt, möglichst viele soziale Kriterien in 

den städtebaulichen Verträgen zu veran-

kern. Dabei sind ihre Möglichkeiten durch 

das bestehende Bodenrecht allerdings 

stark beschränkt: Bei bestehendem Bau-

recht hat die Stadt kaum Eingriffsmöglich-

keiten. 

• Durch einen höheren Anteil von Ge-

schosswohnungsbau werden die knap-

pen Bauflächen besser für Wohnungsbau 

genutzt; dies findet allerdings seine Gren-

zen darin, dass Stadtquartiere auch le-

benswert und durchmischt gestaltet wer-

den müssen (siehe auch Kapitel IV.4 

Wohnen  Eine Stadt für alle sichern ). 

• Die wenigen noch vorhandenen Gewer-

beflächen in städtischem Eigentum wur-

den bewusst an bereits in Erlangen an-

sässige Betriebe vergeben, um diesen 

Entwicklungsmöglichkeiten in der Stadt 

zu geben und damit insbesondere auch 

kleinere Gewerbebetriebe und Hand-

werk in der Stadt zu halten. 

• Die Stadt bemüht sich intensiv, Brachflä-

chen, ungenutzte, baureife Grundstücke 

und Parkplatzflächen für die Bebauung 

mit Wohnungen und/oder Gewerbe zu 

mobilisieren. Gerade hier scheitert sie 

aber häufig an den strikten Vorgaben des 

bestehenden Bodenrechtes. 

Gerade in einer verdichteten Region, in der 

sich Erlangen befindet, kann Stadtentwick-

lung nicht isoliert nur in einer Kommune statt-

finden. Die Regionalplanung, wie sie von der 

CSU-geführten Staatsregierung gestaltet 

wird, und die dadurch geschaffenen Instituti-

onen bieten aber kaum Anreize und verbind-

liche Möglichkeiten einer Entwicklung über 

Gemeinde- und Landkreisgrenzen hinweg. 

Trotz dieser Rahmenbedingungen haben wir 

seit 2014 versucht, gemeinsam mit unseren 

Nachbarkommunen die Entwicklung im 

Großraum zu gestalten. Dazu gehört sowohl 

die intensivierte Zusammenarbeit mit Nürn-

berg und Fürth  z.B. bei der Entwicklung des 

ÖPNV, insbesondere die StUB  wie auch mit 

den kleineren Gemeinden um unsere Stadt 

herum. Hier funktioniert die Zusammenarbeit 

insbesondere bei der Entwicklung von Wohn-

raum auch im geförderten Bereich, aber auch 

bei Verkehrsfragen inzwischen erheblich 

besser. 

Stadtentwicklung ist davon geprägt, dass ein-

mal getroffene Entscheidungen langfristig 

wirken. Insofern muss unsere Stadtentwick-
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lungspolitik darauf aufbauen, was früher ge-

schaffen wurde. Dazu gehören auch Fehlent-

scheidungen der Jahre vor 2014, z.B. die fast 

ausschließliche Orientierung auf den Bau 

von Einfamilienhäusern und das weitge-

hende Vernachlässigen des geförderten 

Wohnungsbaus. Bei den Baumaßnahmen 

der DB wurden vor 2014 die entscheidenden 

Weichenstellungen verpasst, um die starke 

Trennwirkung der Bahnlinie durch Erlangen 

abzumildern, z.B. durch besser nutzbare, er-

weiterte Unterführungen (wie dies unter der 

Münchner Straße möglich gewesen wäre). 

Wo möglich, haben wir seit 2014 diese Ent-

scheidungen korrigiert oder zumindest die 

Folgen abgemildert. 

17.3 Forderungen und Perspektiven 

Wohnungsbau und Gestaltung von Wohn-

quartieren 

• Wir werden den Weg, in Wohngebieten 

eine gesunde Mischung zwischen Ge-

schoss- und Reihen-, Doppel- und Einfa-

milienhäusern zu erreichen, konsequent 

fortsetzen. Wo immer möglich werden wir 

dabei die Vorgaben für geförderten Woh-

nungsbau und auch weitere Anforderun-

gen an Preise und Mieten durchsetzen. 

• Nach der Ablehnung des Entwicklungs-

gebiets Erlangen-West III werden die Flä-

chen für neues Wohnbauland in den 

nächsten Jahren weitgehend erschöpft 

sein. Daher werden wir den Schwerpunkt 

auf die Innenentwicklung legen. Unser 

Ziel ist dabei, die notwendige Verdich-

tung beim Wohnungsbau zu verbinden 

mit der attraktiven Gestaltung der ent-

sprechenden Wohnquartiere (Freiflä-

chen, Spielplätze, Begrünung, Parken in 

Tiefgaragen oder Parkdecks, innovative 

und abwechslungsreiche Architektur, 

Kunst im öffentlichen Raum) und der 

Schaffung von sozialen und soziokulturel-

len Einrichtungen von Anfang an. 

• Die Veränderungen, die durch die Sied-

lungsentwicklung in den einzelnen Stadt-

teilen und Quartieren eintreten, werden 

wir gemeinsam mit den Bürger*innen ak-

tiv gestalten. Damit werden wir sicherstel-

len, dass diese Veränderungen die Le-

bensqualität der Menschen verbessern. 

Um die entsprechenden Instrumente  

wie die kooperative Stadtplanung  zu 

nutzen, werden wir die entsprechenden 

Kompetenzen in der Stadtverwaltung auf-

bauen. 

• In allen Stadtteilen und Quartieren muss 

es attraktive Zentren und Plätze gerade 

auch als Begegnungsstätten für die Men-

schen in den Quartieren geben. Wo diese 

Plätze nicht bestehen oder nicht mehr 

funktionieren, werden wir sie gemeinsam 

mit den Menschen aus dem Quartier wie-

der schaffen. Dazu gehören auch ent-

sprechende soziale und soziokulturelle 

Einrichtungen, Kunst und Kultur, Sport 

und Grün. Die alten Dorfkerne werden wir 

entsprechend erhalten. 

• Bei der Gestaltung von Straßen, Plätzen, 

Wegen, Häusern und Wohnungen ist an-

zustreben, den Sicherheitsbedürfnissen 

Rechnung zu tragen, z. B. durch eine Pla-

nung von Straßen und Plätzen, die zu Or-

ten der Begegnung, des Gespräches und 

der Kommunikation werden. Zusätzliche 

Maßnahmen zur Verbesserung des Si-

cherheitsempfindens von Frauen, aber 

auch von älteren Menschen und Kindern, 

im öffentlichen Raum sollen ergriffen wer-

den, z. B. in Parkhäusern, an Bushaltestel-

len und in Unterführungen. 

• Eine Ausweisung größerer Siedlungsflä-

chen kommt für uns weiterhin ausschließ-

lich mit dem Instrument einer städtebauli-

chen Entwicklungsmaßnahme in Frage o-

der mit vergleichbaren Instrumenten, die 

die gleichen Ziele ermöglichen; nur so 

kann die Stadt die Bodenpreise kontrol-

lieren, die Entwicklung der sozialen Infra-
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struktur sicherstellen und strikte Vorga-

ben über Mieten und Weiterverkaufs-

preise machen. Nach der Ablehnung des 

Entwicklungsgebietes Erlangen-West III 

wird es in der Stadtratsperiode bis 2026 

aber voraussichtlich zu keinen großflächi-

gen Ausweisungen kommen. 

• Wir werden die Mobilisierung von Brach-

flächen für den Wohnungsbau weiter vo-

rantreiben. Dazu gehören insbesondere 

großflächige Parkplätze: Durch Verlage-

rung dieser in Tiefgaragen oder Park-

decks können Flächen für Wohnungs- o-

der Gewerbebau, aber auch für Grün- 

und Freiflächen geschaffen werden. 

Auch bei einstöckigen Einzelhandelsbau-

ten werden wir Anreize setzen, zusätzli-

che Geschosse für Wohn- oder Gewerbe-

nutzung zu schaffen. 

• Wir werden den Energieverbrauch in den 

Wohnquartieren unter anderem durch 

bessere Wärmedämmung als gesetzli-

cher Standard weiter absenken und die 

Möglichkeiten dezentraler Energieerzeu-

gung aus erneuerbaren Energiequellen 

optimal nutzen. Dazu werden wir vor al-

lem einen Schwerpunkt auf die energeti-

sche Optimierung bestehender Wohn-

quartiere, insbesondere mit Geschoss-

wohnungsbau, legen. Über die Energie-

standards der EnEV hinaus werden wir 

die Planung von Gebäuden so optimie-

ren, dass Solarenergie und andere rege-

nerative Energiequellen möglichst opti-

mal genutzt und der Energieverbrauch 

weiter gesenkt werden kann. Dabei sind 

alle Maßnahmen so zu treffen, dass es 

nicht zu starken Mieterhöhungen kommt. 

Bei Neubaugebieten muss eine umwelt-

freundliche und energiesparende Ener-

gieversorgung mit Einsatz regenerativer 

Energiequellen festgelegt werden (siehe 

Kapitel IV.5 Fortschritt im Einklang mit 

der Natur  Umwelt und Energie ). 

Innenstadtentwicklung 

• Wir werden die Innenstadt weiter als at-

traktives Zentrum in unserer Stadt mit sei-

ner typischen Mischung aus Handel, 

Gastronomie, Kultur, Freizeit und Woh-

nen erhalten. 

• Wir sehen auf der Fläche des Großpark-

platzes das Potential, durch Parkhäuser 

mehr Parkplätze für den notwendigen Be-

darf für Handel, Gastronomie und auch 

das Universitätsklinikum zu schaffen. 

Gleichzeitig eröffnen diese Parkhäuser 

die Möglichkeit, Flächen des heutigen 

Großparkplatzes für innenstadtnahe Ge-

werbe- und teils auch Wohnnutzung zu 

gewinnen. Eine solche Neugestaltung 

des Großparkplatzes kann auch den Nah-

erholungsraum Regnitzgrund stärker mit 

der Innenstadt verbinden. In einem Pla-

nungsprozess mit intensiver Beteiligung 

der Bürger*innen werden wir in den 

nächsten Jahren diese Potenziale nut-

zen. 

• Die Attraktivität der nördlichen Innenstadt 

(nördlich des Schlossgartens, Wasser-

turm- und Heuwaagstraße) ist mit den 

Schwerpunkten Wohnen, Kultur, Einzel-

handel unter Einbeziehung verkehrsbe-

ruhigender Maßnahmen weiterzuentwi-

ckeln und zu steigern (siehe Kapitel IV.6 

Vorfahrt für Mensch und Umwelt  Ver-

kehr ). Dafür werden wir uns weiterhin 

bemühen, die Eigentümerin des Altstadt-

marktes von einer Neugestaltung des 

Areals, unter Einbeziehung der Fuchsen-

wiese, zu überzeugen und dort insbeson-

dere auch mehr Wohnfläche zu realisie-

ren. 

• Wir werden die Plätze der Innenstadt at-

traktiver gestalten, unter anderem mit 

mehr Grün, Sitzmöglichkeiten und  auch 

temporärer  Kunst. Ein Schwerpunkt 

wird dabei die Neugestaltung des westli-

chen Hugenottenplatzes nach der Bün-

delung der Buslinienführung sein. Bei-
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spiel ist der von uns angestoßene Pro-

zess zur Neugestaltung des Zollhausplat-

zes mit breiter Bürgerbeteiligung. 

• In der südöstlichen Innenstadt wird durch 

den Umzug der Philosophischen Fakultät 

dungs- und Wissenschatsachse entlang 

der Fahr-/Sieboldstraße entstehen. Darin 

liegt ein großes Entwicklungspotential für 

diesen Teil der Innenstadt, das wir im Di-

alog mit den Bürger*innen nutzen wer-

den. 

• Der Umzug der Universität in den Him-

beerpalast und der Umzug von Siemens 

in den Stadtsüden werden auch das Areal 

rund um das Rathaus verändern. Diese 

Veränderungen werden wir aktiv gestal-

ten und dabei unter anderem den Kurt-

Eisner-Platz, den Rathausplatz und den 

Neuen Markt (nördlich wie südlich des 

Rathausplatzes) in den Blick nehmen. 

• Wir stehen zur Entwicklung von Universi-

tätsklinikum und Universität im Zentrum 

unserer Stadt. Wir wollen aber auch, dass 

die Stadtgesellschaft an deren Planun-

gen besser beteiligt wird. Dies werden 

wir im Gespräch mit den Gremien der Uni-

versität und des Klinikums gestalten. 

• Die städtischen Fördermaßnahmen zur 

Erneuerung von Fassaden und zur Stadt-

bildverschönerung sollen fortgesetzt 

werden. 

Gewerbeflächen 

• Wir wollen den in Erlangen ansässigen 

Betrieben, gerade auch dem Handwerk 

wie auch Ausgründungen aus der Univer-

sität ermöglichen, sich in Erlangen weiter-

zuentwickeln. Dagegen verzichten wir 

weiterhin bewusst auf die Anwerbung 

von Ansiedlungen von Unternehmen, die 

von außerhalb unserer Stadt kommen. 

Außerdem wollen wir gerade bei der Ge-

werbeentwicklung die Zusammenarbeit 

im Großraum weiter stärken. 

• Wir werden dafür sorgen, dass nicht mehr 

oder nicht mehr so intensiv genutzte Ge-

werbeflächen wieder unternehmerisch 

genutzt werden können. Entsprechende 

städtebauliche Instrumente sind zu nut-

zen. Die Umwandlung von Gewerbe- in 

Wohnbauflächen werden wir mit Blick auf 

den Bedarf der Erlanger Betriebe an Ge-

werbeflächen nur in Ausnahmefällen er-

möglichen. 

• Bestehende Gewerbeflächen sollen in-

tensiver genutzt werden, wie dies bei-

spielhaft beim Siemens-Campus und dem 

Siemens-Standort an der Frauenauracher 

Straße gelingt. 

• Auf die Nachnutzung des bisherigen 

Standortes Erlangen-Mitte von Siemens 

werden wir, trotz der privaten Eigentums-

verhältnisse, möglichst viel Einfluss neh-

men. Er soll als Standort für innenstadt-

verträgliches Gewerbe erhalten bleiben. 

• Wir halten trotz aller Bemühungen um 

eine intensivere Nutzung der bestehen-

den Gewerbeflächen die Ausweisung 

mindestens einer neuen Gewerbefläche 

für notwendig, um den Erlanger Betrie-

ben ihre weitere Entwicklung zu ermögli-

chen. Hierbei ist behutsam, unter Beach-

tung der Ergebnisse von Umweltverträg-

lichkeitsprüfungen bzw. ökologischen 

Entwicklungsplanungen, vorzugehen. 

Ebenso ist Wert auf eine möglichst ökolo-

gische und flächensparende Ausgestal-

tung (Geschossbau, Verdichtung, Park-

raumbewirtschaftung, Außenbereichsge-

staltung u.a.) zu legen; eingeschossige 

Gewerbebauten werden wir, soweit es 

rechtlich und technisch möglich ist, nicht 

mehr erlauben. Geeignete Flächen sollen 

gemäß dem von uns im Stadtrat be-

schlossene Konzept zur Gewerbeent-

wicklung mit allen Akteur*innen der 

Stadtgesellschaft im Dialog entwickelt 

werden.  
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18. Die Stadt in der Verantwortung  Personal und Verwaltung 

18.1 Ziele 

Die Kommune erfüllt ihre Aufgaben durch die 

Bereitstellung von zuverlässigen und preis-

günstigen Gütern und Dienstleistungen. Im 

Mittelpunkt jeglichen Verwaltungshandelns 

stehen die Bedürfnisse und Interessen der 

Bürgerinnen und Bürger. Diese stellen nicht 

nur die finanziellen Mittel zur Verfügung, di-

rekt über Gebühren, Abgaben und kommu-

nale Steuern der Stadt, indirekt über Zu-

schüsse und sonstige Zuwendungen der 

Landes- oder Bundesregierung aus Steuer-

mitteln. Bürgerinnen und Bürger sind auch 

weit mehr als Kund*innen. Sie haben Rechte 

und Pflichten im Gemeinwesen und sind in ih-

rer Verantwortung gegenüber Stadt und 

Staat das Fundament unserer Demokratie. 

Das Leitbild der Stadtverwaltung muss sich 

deswegen ausrichten an den nachhaltigen 

Zielen: Beteiligung, ökologische Orientie-

rung, Gleichstellung, Integration und Herstel-

lung von Chancengleichheit und sozialem 

Ausgleich. 

Die Stadtverwaltung ist daher 

• Gewährleisterin zuverlässiger und preis-

günstiger Dienstleistungen, Güter und 

Infrastruktur 

• soziale Arbeitgeberin 

• Partnerin der Bürgerinnen und Bürger zur 

Förderung der politischen Teilhabe 

ebenso wie zur Förderung von Integra-

tion, Selbsthilfe, Nachbarschaftshilfe und 

freiwilligem, das heißt ehrenamtlichem 

Engagement, für das Gemeinwesen  

• Partnerin der Wirtschaft, d. h. von Unter-

nehmen, Verbänden und Gewerkschaf-

ten, zur Sicherung und Ansiedlung von 

Arbeitsplätzen bzw. von Betrieben und 

Unternehmen. 

Die Bewältigung dieser Aufgaben geschieht 

in aktiver Gestaltung der geltenden Gesetze 

und Verordnungen von Bund und Land sowie 

im Rahmen der Beschlüsse des Stadtrats als 

dem demokratisch gewählten Repräsentan-

ten der Bürgerinnen und Bürger in größtmög-

licher Transparenz und durch größtmögliche 

Einbeziehung (Teilhabe) von Bürgerinnen 

und Bürgern. Die Stadtverwaltung ist damit 

Bürgerinnen und Bürger zur Gestaltung des 

demokratischen Gemeinwesens und kann 

nicht in eine Reihe gestellt werden mit den 

Betrieben und Unternehmen der privaten 

Wirtschaft. Öffentliche Aufgaben und Dienst-

leistungen  insbesondere Kernaufgaben  

können und dürfen daher nicht beliebig pri-

vatisiert werden bzw. müssen, wo möglich, 

rekommunalisiert werden. Die Vergabe städ-

tischer Aufgaben und Dienstleistungen an 

gemeinnützige bzw. private Organisationen, 

Träger, Betriebe und Unternehmen muss sich 

orientieren am Prinzip der Subsidiarität, die 

übertragene Aufgabenerfüllung an den sich 

aus dem Leitbild ergebenden Kriterien; ihre 

demokratische Kontrolle muss gewährleistet 

sein. 

Um ihre wachsenden Aufgaben angemessen 

zu erfüllen, braucht eine Kommune eine aus-

reichende Personalausstattung, die ihre 

wichtigste Ressource darstellt. Ein Abbau von 

Personal und die damit verbundene Be-

schränkung der Aufgaben führt zu einer Ver-

schlechterung der Infrastruktur, zum Abbau 

demokratischer Kontrolle und zur Reduzie-

rung von Teilhabe und Dienstleistungen von 

bzw. für Bürgerinnen und Bürger. Die Be-

hauptung, von privaten Unternehmen könn-

ten Leistungen günstiger erbracht werden als 

von der Kommune, hat sich in vielen Fällen 
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als falsch erwiesen und geht häufig zu Lasten 

der Qualität einerseits und der Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer andererseits. Spon-

soring hat auch in der Kommune seinen Platz, 

darf städtische Aufgaben jedoch nicht der 

demokratischen Kontrolle entziehen. 

18.2 Rahmenbedingungen 

Die Kommunalverwaltungen stehen vor 

schweren Herausforderungen: Der gesell-

schaftliche Strukturwandel, die Globalisie-

rung, die Digitalisierung, die Veränderung 

der Arbeitswelt und die wachsende soziale 

Spaltung stellen die kommunale Daseinsvor-

sorge und -fürsorge vor neue Herausforde-

rungen. Gefragt sind schnelleres, flexibleres 

Handeln, mehr Transparenz und Beteiligung 

und die Weiterentwicklung der öffentlichen 

Verwaltung. 

Wachsende Anforderungen, z. B. im Umwelt-

schutz, bei der Energiewende, bei der Um-

setzung der Agenda 21-Ziele, beim globalen 

Klimaschutz, durch Arbeitslosigkeit und die 

Ausbreitung prekärer Beschäftigung, den 

sich verändernden Bedarf von sozialen Leis-

tungen, die Veränderung der Altersstruktur, 

der Integration von Migrantinnen und Migran-

ten, der Inklusion von Menschen mit Behin-

derung und der gesellschaftlichen Ausgren-

zung und vieles andere erfordern einerseits 

eine ständige Aufgabenüberprüfung, vergrö-

ßern aber gleichzeitig die Arbeitsmenge und 

erhöhen die Anforderungen an das Personal. 

Gleichzeitig bleiben Gestaltungsmöglichkei-

ten des kommunalen Handlungsspielraums 

bestimmt von den wirtschaftlichen und finan-

ziellen Rahmenbedingungen. Mit strukturell 

unzureichender bzw. schwankender Finanz-

ausstattung (siehe Kapitel II.3 Kommunale 

Finanzen ) müssen die Kommunen ein konti-

nuierliches Angebot an notwendigen Dienst-

leistungen, Gütern und Infrastruktureinrich-

tungen gewährleisten und wichtige zusätzli-

che Aufgaben wie z. B. den Ausbau der Kin-

derbetreuung übernehmen. 

Seit der Kommunalwahl 2014 haben wir in der 

Entwicklung von Personal und Verwaltung 

neue Schwerpunkte gesetzt und insbeson-

dere die Stärkung der Informations- und Mit-

wirkungsmöglichkeiten der Bürgerinnen und 

Bürger durch ein verändertes Selbstver-

ständnis von Stadtrat und Verwaltung voran-

gebracht.  

Durch die Einführung des Masterplans Perso-

nalmanagement haben wir den personalpoli-

tischen Themen, die wir seit vielen Jahren 

verfolgen, einen Rahmen gesetzt, der Trans-

parenz, systematische Prioritätensetzung 

und strategische Steuerung ermöglicht. Im 

Rahmen der Beratung des Masterplans im 

Stadtrat wurde dabei insbesondere folgen-

den Projekten, die der Zielsetzung der SPD 

entsprechen, hohe Priorität zugewiesen, die 

sich derzeit in der Umsetzung befinden: 

• Stärkung der Ausbildungskapazität und -

bereitschaft 

• Teilzeit in Führungspositionen 

• Förderung der Gesundheit der städti-

schen Mitarbeiter*innen 

• Inklusion und Umgang mit leistungsver-

änderten Beschäftigten 

• Befragung der Mitarbeiter*innen. 

Weitere wichtige Veränderungen im Bereich 

der Verwaltung, die wir vorangetrieben ha-

ben, betreffen 

• den Ausbau der Willkommenskultur im 

Bereich Ausländerwesen 

• die Einführung des ErlangenPasses 

(siehe Kapitel IV.3 Soziale Gerechtigkeit 

sichern und gestalten  Sozialpolitik ) 

• die Verbesserung der Situation des 

künstlerischen Personals am Theater 

(bessere Bezahlung und Verbesserung 

der Arbeitsbedingungen) 

• Honorarerhöhungen für die Dozent*in-
nen der Volkshochschule. 

18.3 Forderungen und Perspektiven 

Die SPD Erlangen wird sich weiterhin für eine 

sozialgerechte Gestaltung und Verteilung 
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der von den Bürgerinnen und Bürgern zu leis-

tenden Abgaben, Gebühren und Preise für 

kommunale Dienste und kommunale Steu-

ertarife einsetzen. 

• Kommunale Beratungsdienste und sozi-

ale Leistungen sind weiterhin gebühren-

frei zu leisten. 

• Die Tarife für die öffentlichen Verkehrs-

mittel, die Mieten für Sozialwohnungen 

sowie die Gebühren für soziale, kulturelle 

Einrichtungen und Bildungseinrichtungen 

 Einrichtung zur Kinderbetreuung, 

Volkshochschule, Stadtbibliothek, Stadt-

archiv, Bäder etc.  sollen weiterhin sub-

ventioniert werden; 

• Für benachteiligte Gruppen, Rentnerin-

nen und Rentner, Auszubildende und 

Studierende mit niedriger Finanzausstat-

tung sowie Arbeitslose und Sozialhilfe-

empfängerinnen und -empfänger sind 

entsprechende Sozialtarife (insbeson-

dere der Erlangen Pass Plus, siehe Kapi-

tel IV.3 Soziale Gerechtigkeit sichern 

und gestalten  Sozialpolitik ) auszu-

bauen. 

Personal und Personalentwicklung 

Die vielfältigen Aufgaben einer modernen 

Stadtverwaltung im Sinne eines modernen 

Dienstleistungsunternehmens erfordern ei-

nen Personalentwicklungsplan, um genü-

gend und gut qualifiziertes Personal zu be-

schäftigen, das zudem kontinuierlich weiter-

gebildet werden muss. Dabei fällt der Stadt 

gungspolitische Vorbildfunktion zu: Siche-

rung von Arbeitsplätzen, von humanen Ar-

beitsbedingungen und angemessenem Ent-

gelt. Der Personalbedarf ist nach Umfang und 

Struktur der öffentlichen Aufgaben zu bestim-

men. Die SPD Erlangen wird den Masterplan 

Personalmanagement weiterhin mit entspre-

chenden Ressourcen ausstatten, um seine 

Umsetzung zu gewährleisten, und inhaltlich 

entlang folgender Schwerpunkte weiterent-

wickeln: 

• Ausrichtung am Leitbild der Stadt für Alle: 

Ökologische Orientierung / Nachhaltig-

keit, Gleichstellung, Integration, Chan-

cengleichheit, Familienfreundlichkeit, In-

klusion von Menschen mit Behinderung, 

sozialer Ausgleich. 

• Orientierung an den Grundsätzen Trans-

parenz, Dialog und Beteiligung im Um-

gang mit der Öffentlichkeit und den Bür-

ger*innen 

• Das neue Stellenplanverfahren sorgt für 

mehr Transparenz und klarere Prioritäten 

bei neugeschaffenen Stellen sowie eine 

angemessene Kontrolle der Personalkos-

tenentwicklung. Angesichts steigender 

Einwohnerzahlen und wachsender Auf-

gaben steigt auch der Bedarf an städti-

schem Personal. Beim Umfang der Stel-

lenschaffungen muss aber immer auch 

die dauerhafte Leistungsfähigkeit des 

Haushalts erhalten bleiben." 

• Ausreichende Personal- und Budgetres-

sourcen sowie Fortbildung für den Um-

gang mit neuen Formen der Bürgerbetei-

ligung und deren Entwicklung sowie die 

Zusammenarbeit mit den Stadtteil- und 

Ortsbeiräten 

• Fortschreibung und Umsetzung des 

Gleichstellungskonzepts und Umsetzung 

der Charta der Vielfalt sowie konse-

quente Verwendung einer geschlechter-

sensiblen Sprache 

• Stärkung der Attraktivität der Stadt als Ar-

beitgeberin durch die im Masterplan vor-

gesehenen und weitere Maßnahmen so-

wie durch ein größeres Angebot an Be-

dienstetenwohnungen 

• Verstärkte Rekrutierung von Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern mit Kompeten-

zen im Bereich der interkulturellen Kom-

munikation und Integration sowie mit 

Migrationsgeschichte 

• Fortbildungsangebote zur Förderung der 

interkulturellen Kompetenz der städti-

schen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
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und des Umgangs mit den verschiede-

nen Dimensionen gesellschaftlicher Viel-

falt 

• Ausbau der Angebote zur Weiterqualifi-

zierung von Beschäftigten 

• angemessene Berücksichtigung von aus-

ländischen Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmern bzw. von Menschen mit 

Migrationsgeschichte bei der Besetzung 

von Stellen und Ausbildungsplätzen und 

Unterstützung bei der Anerkennung aus-

ländischer Bildungsabschlüsse und Qua-

lifikationen 

• Übererfüllung der Quote bei der Beschäf-

tigung und Ausbildung von behinderten 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 

und Öffnung für Menschen mit Formen 

von Behinderung, die bisher kaum Zu-

gang zu Beschäftigung bei der Stadt ha-

ben 

• deutliche Erhöhung der Zahl der Ausbil-

dungsplätze und Ausbildung auch über 

den eigenen Bedarf hinaus, auch um den 

künftig steigenden eigenen Bedarf zu de-

cken. Zusätzlich werden Ausbildungs-

plätze im Rahmen der Inklusion von Men-

schen mit Behinderung, der sozialen In-

klusion sowie für Geflüchtete angeboten. 

Die Rahmenbedingungen für die Berei-

che und Mitarbeiter*innen, die Ausbil-

dung leisten, müssen deutlich verbessert 

werden. 

• keine betriebsbedingten Kündigungen 

• restriktive Handhabung von befristeten 

Arbeitsverträgen 

• Verzicht auf sachgrundlose Befristungen 

• keine prekären Beschäftigungsverhält-

nisse, insbesondere Leiharbeit 

• Verbesserung der Bedingungen für aty-

pisch Beschäftigte (künstlerisches Perso-

nal) des Theaters und der Volkshoch-

schul-Dozent*innen durch regelmäßige 

Honorarerhöhungen. Wir werden auf 

Bundes- und Landesebene auf eine Ver-

besserung der Rahmenbedingungen für 

die Dozent*innen der VHS, insbesondere 

im Bereich der Ganztagsbetreuung in 

den Schulen sowie im Bereich Sprach- 

und Integrationskurse hinwirken. 

• Einschränkung der Vergaben nach Au-

ßen und Überprüfung erfolgter Privatisie-

rungen, wo möglich Rekommunalisierung 

(z. B. Gebäudereinigung). 

• ausreichendes und attraktives Angebot 

von Teilzeitarbeitsplätzen und Telear-

beitsplätzen, die arbeits- und tarifrecht-

lich abgesichert sind; Ermöglichung von 

Teilzeit im Interesse der Frauenförderung 

und Familienfreundlichkeit auch in Füh-

rungspositionen 

• Vermeidung von ungewollter Teilzeit 

• Fortsetzung und Vertiefung der Maßnah-

men zur Gesundheitsförderung sowie 

kontinuierliche Durchführung von Gefähr-

dungsanalysen 

• Sicherstellung eines angemessenen Ar-

beitsplatzangebots auch für untere Ge-

haltsstufen; dabei ist darauf zu achten, 

dass die Tätigkeitsprofile auch künftig 

ausreichende berufliche Perspektiven 

bieten 

• Erarbeitung eines Konzepts, wie Perso-

nal, das wenig Um- und Aufstiegsmög-

lichkeiten hat (z.B. Erzieherinnen und Er-

zieher) weiterqualifiziert und motiviert 

wird 

• Ausbau des Projekts Optiprax für Erzie-

her*innen 

• Nutzung aller arbeitsmarktpolitischen 

Maßnahmen der Arbeitsagentur zur Qua-

lifizierung des Personals, auch zur Ver-

besserung von Beschäftigungsmöglich-

keiten außerhalb des öffentlichen Diens-

tes 

• Weiterentwicklung von beschäftigungs-

politischen Maßnahmen durch die GGFA 

mit klarer Perspektive für die Betroffenen; 

Vorrang müssen sozialversicherungs-

pflichtige Arbeitsverhältnisse haben. 

• strikte Einhaltung der Kriterien hinsicht-

lich der zusätzlichen Aufgaben und Qua-
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lifikation beim Einsatz von Empfängerin-

nen und Empfängern von Leistungen 

 -Euro- ; auf 

keinen Fall dürfen reguläre Stellen der 

Stadt dadurch ersetzt werden (siehe auch 

Kapitel IV.3 Soziale Gerechtigkeit si-

chern und gestalten  Sozialpolitik ). 

• Nutzung aller gesetzlichen und tarifver-

traglichen Möglichkeiten zur leistungsge-

rechten Bezahlung; bei der Umsetzung 

des neuen Tarifrechts (TVöD) muss die 

Stadt dort, wo sie Handlungsspielraum 

besitzt, Benachteiligungen vermeiden. 

• Bei den leistungsbezogenen Bestandtei-

len ist auf ein transparentes Verfahren  

in Zusammenarbeit mit dem Personalrat 

 zu achten. 

• Insbesondere im Bereich der weiblichen 

Beschäftigten müssen Regelungen ge-

troffen werden, die Benachteiligungen 

z.B. nach der Elternzeit vermeiden. 

• Qualitätssicherung im Beratungsangebot 

der Stadt durch Qualifizierung der Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter, Supervision, 

gegebenenfalls auch externe Beratung / 

Coaching 

• Fortbildungsangebote für den Umgang 

mit Themen wie Gewalt in der Familie, 

psychische Erkrankungen, barrierefreie 

Sprache  

• Bereitschaft, dem Personalrat auch über 

den gesetzlichen Rahmen hinaus Mitwir-

kungsmöglichkeiten einzuräumen und 

ihn entsprechend seinem Freistellungs-

bedarf auszustatten. 

Diese Ziele und Forderungen gelten auch für 

die Tochterunternehmen der Stadt. 

Weiterentwicklung der Verwaltung 

Die Qualität öffentlicher Leistungen und das 

Auftreten städtischen Mitarbeiter*innen ge-

genüber den Bürgerinnen und Bürgern prä-

gen das Aussehen des öffentlichen Dienstes. 

Die Stadtverwaltung ist deshalb so zu organi-

sieren, dass bürgerfreundliches Verhalten 

und bürgernahe Entscheidungen den öffent-

lichen Dienst auszeichnen. Publikumsge-

rechte Öffnungszeiten, Bürgerberatung, In-

formation über Leistungen, Zuständigkeiten 

und Verfahrensweisen und bürgerfreundli-

che Ausgestaltung der Zugangsmöglichkei-

ten zur Verwaltung sind heute notwendige 

Elemente der Stadtverwaltung. 

Bei der Weiterentwicklung der Verwaltung 

müssen die Beschäftigten mit ihren Erfahrun-

gen und Kompetenzen einbezogen werden, 

um Enttäuschungen und Ängste abzubauen 

und den Nutzen sichtbar zu machen. Fol-

gende Aspekte sind dabei zu berücksichti-

gen: 

• Ausrichtung am Leitbild der Stadt (siehe 

oben) 

• Verankerung der geschlechtersensiblen 

Sichtweise und konsequente Umsetzung 

als Aufgabe aller Referate und Ämter und 

der städtischen Tochterunternehmen 

 

• Den für die Weiterentwicklung der Ver-

waltung unverzichtbaren Dialog zwi-

schen Stadtrat und Verwaltung werden 

wir fortsetzen, um den scheinbaren Ge-

gensatz von politischer Gestaltung und 

Umsetzung in der Verwaltung zu über-

winden. 

• Vorgabe und konsequente Umsetzung 

von Führungsgrundsätzen, die sich an 

den Zielen der Transparenz, der Einbin-

dung der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter, der Förderung, der Delegation von 

Verantwortung und Teamarbeit sowie 

der klaren Definition von Zuständigkeiten 

und Zielen orientieren; Maßnahmen zur 

Verbesserung der Führungskultur (z. B. 

Coaching, Führungsgespräche) und zur 

Vorbeugung und Bekämpfung von Mob-

bing 

• Übereinstimmung von Aufgaben und Per-

sonalausstattung, klare Prioritätenset-

zung, sorgfältige Überprüfung der Aufga-

ben  



Kommunalpolitisches Programm der SPD Erlangen 2020 - 2026 

 

Seite 137 

• sparsamer, wirtschaftlicher und effektiver 

Einsatz von Finanzmitteln, kontinuierliche 

und kritische Überprüfung von Budgetie-

rung und Controlling 

• Strategisches Management und transpa-

rente Verfahren zur Einbeziehung aller 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die Er-

arbeitung neuer Vorschläge zur Weiter-

entwicklung der Verwaltung, bei der stets 

die Interessen der Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer zu berücksichtigen 

sind. Die Zusammenarbeit mit der Perso-

nalvertretung, den im Betrieb vertretenen 

Gewerkschaften, mit der Gleichstellungs-

stelle und der Vertretung der Schwerbe-

hinderten ist daher von der Planung von 

Maßnahmen bis zur Umsetzung zu ge-

währleisten. 

• Lösungen für die besonders von fehlen-

den Räumen bzw. räumlicher Enge be-

troffenen Bereiche, insbesondere durch 

den Neubau eines Technischen Rathau-

ses in der Gebbertstraße sowie eines gut 

erreichbaren, möglichst zentral gelege-

nen Sozialrathauses 

• Ausdehnung des Konzepts der Willkom-

menstheke (derzeit im Bereich Auslän-

derwesen) auf andere stark frequentierte 

Publikumsämter. Dabei soll das konkrete 

Konzept ebenfalls von den betroffenen 

Mitarbeiter*innen entwickelt werden. 

Die SPD wird sich darüber hinaus einsetzen 

für die Einrichtung von Bürgerbüros in dafür 

in Frage kommenden Stadtteilen (z. B. im Er-

langer Westen) 

 Eine solche Beratung kann an wech-

selnden Orten Sprechzeiten anbieten (z. B. in 

Senioreneinrichtungen, Kindertagesstätten 

u.a.).
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